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75. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 14. Dezember 2022

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen schönen guten 
Morgen. Die Sitzung ist eröffnet.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die Tagesord-
nung um die in der Zusatzpunkteliste aufgeführten 
Punkte zu erweitern: 
ZP 1 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Bedrohung durch Netzwerke von Reichsbür-
gern und Rechtsextremisten

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Martin 
Hess, Martin Reichardt, Dr. Bernd Baumann, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Umgehend bundesweite Transparenz bei 
Straftaten mit dem Tatmittel Messer sowie 
bei Antisemitismus im Kontext von Zuwan-
derung herstellen

Drucksache 20/4871
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat

ZP 3 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU

Iranische Protestbewegung entschlossen un-
terstützen – Den Testfall einer frauenorientier-
ten Außenpolitik zum Erfolg machen
Drucksachen 20/3930, 20/4775

ZP 4 Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Verlässliche Rahmenbedingungen für die 
PCK Schwedt
Drucksache 20/…

ZP 5 Wahlvorschlag des Wahlausschusses für die 
Richter des Bundesverfassungsgerichts

Wahl einer Richterin oder eines Richters des 
Bundesverfassungsgerichts
Drucksache 20/4862

ZP 6 Wahlvorschlag des Wahlausschusses für die 
Richter des Bundesverfassungsgerichts
Wahl einer Richterin oder eines Richters des 
Bundesverfassungsgerichts
Drucksache 20/4863

ZP 7 Wahlvorschlag des Wahlausschusses für die 
Richter des Bundesverfassungsgerichts
Wahl einer Richterin oder eines Richters des 
Bundesverfassungsgerichts
Drucksache 20/4864

ZP 8 Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktion DIE LINKE
Krise in den Kinderkliniken – Fallpauschalen 
abschaffen und Kinder- und Jugendmedizin 
wiederaufbauen

ZP 9 Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU
Unternehmen entlasten – Den Start des Liefer-
kettensorgfaltspflichtengesetzes am 1. Januar 
2023 in der Krise aussetzen und nach der 
Krise bürokratiearm umsetzen
Drucksache 20/…

ZP 10 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Modernisierung des Bundesbaus
Drucksachen 20/4284, 20/4686
Beschlussempfehlung und Bericht des Haushalts-
ausschusses (8. Ausschuss)
Drucksache 20/…

ZP 11 Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU
Planungssicherheit und Vertrauen beim Um-
weltbonus herstellen
Drucksache 20/…
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ZP 12 Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Die Bundespolizei weiter stärken

Drucksache 20/…

ZP 13 Erste Beratung des von der Fraktion der AfD ein-
gebrachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG)

Drucksache 20/…
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Rechtsausschuss

ZP 14 Beratung des Antrags der Fraktion der AfD

Sofortige Aussetzung der Verpflichtung zum 
Tragen einer Atemschutzmaske (FFP2 oder 
vergleichbar) im öffentlichen Personenfern-
verkehr

Drucksache 20/…
Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-

weit erforderlich, abgewichen werden.
Heute folgt nach der Fragestunde auf Verlangen der 

Koalitionsfraktionen eine Aktuelle Stunde zu dem Thema 
„Bedrohung durch Netzwerke von Reichsbürgern und 
Rechtsextremisten“. Zudem soll Tagesordnungspunkt 7 
abgesetzt werden. 

Am Donnerstag ist vorgesehen, Tagesordnungspunkt 9 
abzusetzen und nach Tagesordnungspunkt 13 noch drei 
Vorschläge zur Wahl einer Richterin oder eines Richters 
des Bundesverfassungsgerichts auf den Drucksachen 
20/4862 bis 20/4864 aufzusetzen. Nach den Wahlen soll 
auf Verlangen der Fraktion Die Linke eine Aktuelle 
Stunde mit dem Titel „Krise in den Kinderkliniken – Fall-
pauschalen abschaffen und Kinder- und Jugendmedizin 
wiederaufbauen“ stattfinden.

Tagesordnungspunkt 15 soll nach Tagesordnungs-
punkt 16 aufgerufen werden. Weiter ist vorgesehen, Ta-
gesordnungspunkt 21 abzusetzen und an dieser Stelle nun 
Tagesordnungspunkt 17 mit einer Debattendauer von 
nunmehr 26 Minuten zu beraten. Außerdem soll Tages-
ordnungspunkt 22 abgesetzt und an dieser Stelle ein 
Antrag der Fraktion der CDU/ CSU mit dem Titel „Pla-
nungssicherheit und Vertrauen beim Umweltbonus her-
stellen“ beraten werden. Daran anschließend soll Tages-
ordnungspunkt 27 mit einer neuen Debattendauer von 
26 Minuten aufgerufen werden. 

Am Freitag ist vorgesehen, nach Tagesordnungs-
punkt 26 den Tagesordnungspunkt 23 mit einer De-
battenzeit von nunmehr 39 Minuten zu beraten sowie 
Tagesordnungspunkt 28 abzusetzen. Außerdem soll Ta-
gesordnungspunkt 29 abgesetzt und an dieser Stelle nun 
Tagesordnungspunkt 25 mit einer Debattenzeit von jetzt 
39 Minuten aufgerufen werden.

Ich mache schließlich noch auf mehrere Überweisun-
gen im Anhang der Zusatzpunkteliste aufmerksam: 

Der am 1. Dezember 2022 (73. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Ernährung und Landwirtschaft (10. Ausschuss) 
zur Mitberatung überwiesen werden:

Beratung des von den Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Einführung von 
Preisbremsen für leitungsgebundenes Erdgas 
und Wärme und zur Änderung weiterer Vor-
schriften
Drucksache 20/4683
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Der am 1. Dezember 2022 (73. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Ernährung und Landwirtschaft (10. Ausschuss) 
zur Mitberatung überwiesen werden:

Beratung des von den Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Einführung einer 
Strompreisbremse und zur Änderung weiterer 
energierechtlicher Bestimmungen
Drucksache 20/4685
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Die nachfolgende Unterrichtung soll an die aufgeführ-
ten Ausschüsse überwiesen werden:

Unterrichtung durch die Bundesregierung
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
des Bundesbaus

Drucksache 20/4284

hier: Stellungname des Bundesrates

Drucksache 20/4686
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Sie merken: Es ist eine sehr dynamische Tagesord-
nung. – Ich sehe dazu keinen Widerspruch. Dann ist das 
so beschlossen. Vielen Dank.
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf:

Abgabe einer Regierungserklärung durch den 
Bundeskanzler

zum Europäischen Rat am 15. und 16. Dezem-
ber 2022 sowie zum EU-ASEAN-Gipfel am 
14. Dezember 2022

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat 
der Bundeskanzler Olaf Scholz.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wer die 

Bilder und Berichte wahrnimmt, die uns seit dem 24. Fe-
bruar Tag für Tag aus der Ukraine erreichen, kann nur zu 
einem Ergebnis kommen: In diesen Wochen geht ein be-
sonders schweres Jahr zu Ende. Russlands Angriffskrieg 
gegen die Ukraine ist ein entsetzlicher Einschnitt. Er trifft 
zuallererst die Ukrainerinnen und Ukrainer. Sie ertragen 
seit fast zehn Monaten Vertreibung und Verschleppung, 
Verwundung und Tod.

Aber einen Einschnitt – eine Zeitenwende – bedeutet 
Russlands Krieg auch für ganz Europa und die Welt. 
Die Themen des Europäischen Rates morgen in Brüssel 
spiegeln den Ernst der Lage wider, in die Putin unseren 
Kontinent gestürzt hat. Sie belegen aber noch etwas – und 
vor allem darüber will ich heute sprechen: Sie belegen, 
wie fundamental Putin sich verrechnet hat. Putin glaubte, 
seine Truppen würden die Ukraine innerhalb von Tagen 
überrennen. Er glaubte, wir in Europa und im demokra-
tischen Westen seien zu uneinig, um der Ukraine wirksam 
zu helfen. Er glaubte, er könne Europas Solidarität aus-
trocknen, indem er uns den Gashahn zudreht. Aber kein 
einziger von Putins Plänen ist aufgegangen,

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

weil Putin sich getäuscht hat über den Mut der Ukraine-
rinnen und Ukrainer, über Europa, über uns, über den 
Charakter unserer Demokratien, über unseren Willen, 
uns zu widersetzen gegen Großmachtwahn und Imperia-
lismus.

Meine Damen und Herren, das ist die wirkliche Ge-
schichte dieses Jahres 2022: Die Ukraine widersteht 
der russischen Aggression; aber auch wir haben die He-
rausforderung angenommen. Gemeinsam mit unseren 
Freunden und Partnern haben wir die Ukraine entschlos-
sen unterstützt – finanziell, humanitär und auch mit Waf-
fen. Diese Unterstützung setzen wir fort, und zwar genau 
so lange, wie sie benötigt wird. Auch deshalb kämpfen 
die tapferen Streitkräfte der Ukraine immer erfolgreicher. 
Und weil das so ist, geht Russland dazu über, die ukrai-
nische Infrastruktur zu zerstören, wehrlose Kinder, 
Frauen und Alte mit Raketen zu beschießen. Was für 
eine furchtbare und zugleich völlig verzweifelte Strategie 
der verbrannten Erde! Aber auch damit kommt Putin 
nicht durch, weil die Ukrainerinnen und Ukrainer zusam-
menstehen und standhalten und weil wir die Ukraine 

umso mehr unterstützen, mit allem, was sie braucht, um 
auch dieser niederträchtigen Art der Kriegsführung zu 
widerstehen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Dazu gehören jetzt Stromgeneratoren und Transfor-
matoren genauso wie die Artillerie und Flugabwehr-
systeme, die wir liefern. Es sind ja nicht zuletzt die Ge-
pard-Flakpanzer aus Deutschland, die hochwirksam dazu 
beitragen, dass ziemlich viele russische Flugkörper abge-
schossen werden. Gerade jetzt geht es dazu auch um 
konkrete Maßnahmen zur Versorgung der Ukraine mit 
Wärme, Wasser und Strom. Deshalb bin ich unseren fran-
zösischen Freunden, besonders Emmanuel Macron, sehr 
dankbar für die gestern in Paris veranstaltete Solidaritäts-
konferenz. Dabei ging es gezielt darum, wie die Wider-
standskraft der Ukraine in diesem Winter mit Blick auf 
die Instandsetzung der Energieinfrastruktur gestärkt wer-
den kann. Auch im Europäischen Rat werden wir uns 
darüber weiter abstimmen.

Zugleich sorgen wir dafür, dass die Ukraine auch 2023 
die finanziellen Mittel bekommt, die sie braucht. Zusam-
men mit den internationalen Partnern hat Europa der 
ukrainischen Regierung seit Kriegsbeginn bereits um-
fangreiche Finanzhilfen geleistet. Für 2023 stellt die EU 
der Ukraine weitere 18 Milliarden Euro an außerordent-
licher Finanzhilfe planbar und zielgerecht zur Verfügung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Denn die Ukraine muss jetzt in die Lage versetzt werden, 
diesen Winter zu überstehen.

Mit Blick auf die Zukunft will ich hier aber auch an-
merken: Wer immer glaubt, er könne die Grundwerte der 
EU, zu denen sich alle Mitgliedstaaten verpflichtet ha-
ben, ausspielen gegen die außen- und sicherheitspoliti-
sche Handlungsfähigkeit der Union, der wird damit 
scheitern.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, auch die Arbeit am Mar-
shallplan für den langfristigen Wiederaufbau der Ukraine 
kommt voran. Im Oktober haben wir führende Expertin-
nen und Experten der Welt hier in Berlin zusammen-
gebracht, um dafür Konzepte zu entwickeln. Jetzt treiben 
wir die Bildung einer internationalen Geberplattform vo-
ran, die den Wiederaufbau koordinieren wird. Erst vor-
gestern haben wir uns mit unseren Partnern in der G 7 und 
mit der EU auf Eckpfeiler dieser Plattform geeinigt. Zu-
gleich werden wir in der G 7 weiter zusammenarbeiten, 
um die Schwächsten in der Welt vor den Folgen dieses 
Krieges zu schützen, in dem Russland auch Ernährung 
und Energie gezielt als Waffe einsetzt.

Parallel dazu erhöhen wir den Sanktionsdruck auf 
Putins Regime. Das Embargo der EU für Öl aus Russland 
ist in Kraft. Seit vorletzter Woche gilt in Europa, in den 
G 7 und darüber hinaus der vereinbarte Ölpreisdeckel. 
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Die Sanktionen gegen Russland werden wir so lange auf-
rechterhalten und weiter verschärfen, wie Putin seinen 
brutalen Angriffskrieg fortsetzt.

Meine Damen und Herren, der russische Angriffskrieg 
bedeutet eine Herausforderung für den Zusammenhalt 
der Europäischen Union. Aber auch diese Herausforde-
rung haben wir angenommen – gemeinsam und stark. 
Europa steht seit dem 24. Februar fest zusammen. Dafür 
hat die Bundesregierung von Anfang an gearbeitet. Wir 
haben unsere Partner unterstützt und umgekehrt ihre Un-
terstützung erfahren. Das ist gelebte europäische Solida-
rität.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Auch im Hinblick auf die Verteidigung unserer Frei-
heit und Sicherheit in Europa haben wir die vergangenen 
Monate intensiv genutzt. Hier in Deutschland, in Europa 
und in der NATO haben wir uns verteidigungspolitisch 
neu ausgerichtet. Unsere Bündnispartner wissen genau: 
Sie können sich auf uns verlassen. Sie wissen: Wir wer-
den, falls nötig, jeden einzelnen Quadratmeter des Bünd-
nisgebiets verteidigen.

Dafür haben wir das Sondervermögen in Höhe von 
100 Milliarden Euro beschlossen – die größte Investition 
in unsere Bundeswehr seit ihrem Bestehen wird damit 
möglich. Dafür rüsten wir unsere Streitkräfte nach Jahren 
der Vernachlässigung endlich angemessen aus. Dafür 
beschaffen wir moderne F-35-Kampfjets und leisten wei-
ter unseren deutschen Beitrag zur nuklearen Teilhabe 
in der Allianz. Dafür halten wir in diesem Jahr und in 
den nächsten beiden Jahren bis zu 17 000 Soldaten für 
die NATO Response Force vor. Dafür übernehmen wir 
2023 erneut die Führung der Schnellen NATO-Eingreif-
truppe. Dafür werden wir ab 2025 für die NATO-Streit-
kräftestruktur dauerhaft 30 000 Soldaten bereitstellen. 
Dafür sind wir mit Kräften des Heeres und der Luftwaffe 
in der Slowakei präsent. Dafür sichern wir mit unserer 
Luftwaffe den Luftraum über Estland und erhöhen die 
Präsenz unserer Marine in der Ostsee. Dafür haben wir 
den NATO-Gefechtsverband in Litauen dauerhaft ver-
stärkt und verbessern so die Verteidigung des ganzen 
Baltikums.

Dafür verstärken wir gemeinsam mit Norwegen und 
anderen Küstenstaaten aus NATO und EU den Schutz 
von Pipelines und anderer kritischer Offshore-Infrastruk-
tur. Und dafür habe ich vor drei Monaten in Prag auch den 
Vorschlag gemacht, einen Raketenschutzschirm auf-
zubauen, um so die europäischen Fähigkeiten innerhalb 
der NATO zu stärken. Es ist gut, dass sich schon 15 Part-
ner unserer Initiative angeschlossen haben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Und es ist gut, dass wir in der EU beschlossen haben, 
unsere Partner weltweit, allen voran die Ukraine, mit 
neuen Mitteln der Europäischen Friedensfazilität weiter 
zu unterstützen.

Mit allen diesen Maßnahmen stärken wir nicht nur die 
Sicherheit unserer Freunde und Alliierten, sondern zu-
gleich auch unsere eigene Sicherheit. Mit allen diesen 
Maßnahmen stärken wir das Vertrauen aller Partner in 

unsere Bereitschaft, im Bündnis Verantwortung zu über-
nehmen. Diesen Kurs haben wir seit dem 24. Februar 
entschlossen eingeschlagen. Diesen Kurs halten wir.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, Europas Sicherheit – das 
bedeutet auch Europas Energiesicherheit. Auf keinem 
anderen Gebiet haben wir in so kurzer Zeit so großen 
Fortschritt erzielt.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Nichts beweist das so deutlich wie die Eröffnung des 
ersten schwimmenden Terminals für Flüssiggas, die wir 
am Sonnabend in Wilhelmshaven feiern werden. Im Juli 
war Baubeginn, und jetzt ist dieses erste deutsche LNG- 
Terminal fertig.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Schon in dieser Woche wird das erste Schiff mit Flüs-
siggas in Wilhelmshaven anlegen. Seit Monaten habe ich 
das angekündigt. Und seit Monaten haben mich Leute 
ungläubig angeguckt und gesagt: „Noch in diesem Jahr? 
Das wird doch nie was.“ Das hat vermutlich auch Wla-
dimir Putin gedacht. Aber es ist was geworden. Die 
nächsten Terminals folgen in Kürze: in Lubmin, in Bruns-
büttel und in Stade. Ich glaube, ich spreche im Namen 
von allen oder fast allen in diesem Haus, wenn ich sage: 
Herzlichen Dank an alle Arbeiterinnen und Arbeiter, an 
alle Ingenieurinnen und Ingenieure, die im Rekordtempo 
diese großartige Leistung vollbracht haben!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Auch ihnen verdanken wir, dass wir in diesem Jahr gut 
durch den Winter kommen. Sie stehen für viele Millionen 
Bürgerinnen und Bürger in unserem Land, die in dieser 
schwierigen Zeit einfach anpacken, die mit ihrem Zusam-
menhalt und mit ihrer guten Arbeit dafür sorgen, dass wir 
über die Runden kommen. Auf jede und jeden von ihnen 
kommt es an.

Mit unseren Entlastungspaketen und dem 200-Milliar-
den-Abwehrschirm gegen die Folgen des russischen An-
griffskriegs tut die Bundesregierung alles nur Mögliche, 
um die Lage der Bürgerinnen und Bürger und der Unter-
nehmen zu erleichtern. So – und nur so – kommen wir 
gemeinsam durch diese Zeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, „gemeinsam“ – das bedeu-
tet vor allem „gemeinsam in Europa“. Nie zuvor haben 
wir in Energiefragen so eng zusammengearbeitet. Wir 
haben uns auf gemeinsame Energiesparziele geeinigt, 
und wir haben uns darauf verständigt, dass wir die hohen 
Strompreise abfedern. Wir arbeiten am gemeinsamen 
Einkauf von Gas, sodass wir auch nächstes Jahr unsere 
Speicher gut füllen können. Dabei ist klar: Einfache So-
fortlösungen gibt es nicht. Zum Beispiel können wir nicht 
so in Preise eingreifen, dass zu wenig Gas nach Europa 
geliefert wird. Diese Einsicht ist auch für die Verständi-
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gung wichtig, an der der Energierat der EU gestern wei-
tergearbeitet hat. Ich bin sicher: Wir werden eine gute, 
pragmatische Verständigung erzielen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, in einer weiteren Hinsicht 
erweist sich Putins Krieg als Beschleuniger notwendiger 
Veränderungen. Für den Umstieg auf erneuerbare Ener-
gie steht diese Bundesregierung von Anfang an. Aber 
jetzt ist klar: Die Erneuerbaren brauchen wir nicht nur 
wegen der Klimakrise. Wir brauchen sie auch zu unserer 
Sicherheit, damit wir nie wieder zu abhängig sind von 
einzelnen Lieferanten. Aus beiden Gründen arbeiten wir 
daran, dass Europa zum ersten klimaneutralen Kontinent 
wird, und auch dabei kommen wir schnell voran.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Viele Elemente des Pakets „Fit for 55“ der EU werden 
gegenwärtig noch verhandelt. Wir setzen uns dabei ein 
für ehrgeizige Ziele, für den mutigen Einstieg in die 
nächste große Epoche unserer europäischen Industrie-
geschichte, in der wir mit klimaneutraler Technologie 
sichere neue Arbeit und neuen Wohlstand schaffen.

Meine Damen und Herren, auch in den Prozess der 
EU-Erweiterung hat Putins Krieg neuen Schwung 
gebracht. Der Ukraine, Moldau und perspektivisch 
Georgien haben wir im Juni den Weg zur EU-Mitglied-
schaft eröffnet. Aber wir haben endlich auch den Bei-
trittsprozess der sechs Staaten des westlichen Balkans 
wieder unter Dampf gesetzt. Das ist mir ein besonderes 
Anliegen.

Das Gipfeltreffen des Berlin-Prozesses am 3. Novem-
ber im Kanzleramt hat gezeigt: Konflikte der Vergan-
genheit sind, wie wir wieder spüren, nicht vorüber, aber 
überwindbar. Fortschritt in Richtung EU-Mitgliedschaft 
ist möglich. Diese Einschätzung habe ich letzte Woche 
beim EU-Westbalkan-Gipfel in Tirana ausdrücklich be-
kräftigt. Dafür setze ich mich auch weiter energisch ein, 
morgen beim Europäischen Rat und auch im kommenden 
Jahr. Darum ist es richtig, dass in dieser Woche auch 
Bosnien-Herzegowina zum EU-Beitrittskandidaten wird. 
Es liegt in unserem deutschen und in unserem europäi-
schen Interesse, dass der westliche Balkan Teil der Euro-
päischen Union wird.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Genauso liegt es in unserem Interesse, dass Kroatien 
ab 2023 zum Schengenraum gehören wird. Und es liegt in 
unserem Interesse, dass Rumänien und Bulgarien bald 
folgen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das ist noch nicht gemacht; aber wir müssen auf diesem 
Weg weiter vorankommen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Gleich einbürgern!)

Meine Damen und Herren, Putins Krieg hat auch bei 
vielen Fragen nach der Zukunft der Globalisierung und 
nach Europas Rolle in der Welt des 21. Jahrhunderts neue 
Klarheit geschaffen. Heute Mittag reise ich ja zuerst zum 
EU-ASEAN-Gipfel in Brüssel. Das wird das erste Gipfel-
treffen überhaupt, das die Regierungschefs der EU und 
des südasiatischen Staatenverbandes so zusammenbringt. 
Gemeinsam haben die zehn ASEAN-Staaten 670 Millio-
nen Einwohner; wir in der EU sind 450 Millionen.

(Zuruf von der AfD: China hat mehr als die 
beiden zusammen!)

Schon diese enormen Zahlen zeigen: Die Vorstellung 
einer bipolaren Ära, in der sich alles um die USA und 
China dreht, geht an der globalen Wirklichkeit vorbei.

Natürlich, an der herausgehobenen Rolle der USA be-
steht kein Zweifel, auch nicht an der Rivalität zwischen 
den USA und China. Mit unserem wichtigsten globalen 
Partner, den USA, verbinden uns Europäer dabei vielfäl-
tige gemeinsame Werte und Interessen. Gerade dieses 
Jahr hat wieder gezeigt, wie unverzichtbar das transatlan-
tische Bündnis ist.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das schließt Differenzen in Einzelfragen nicht aus.
Die amerikanischen Investitionen in den Klimaschutz 

sind ein beeindruckender Beitrag zur Transformation der 
US-Wirtschaft, und – auch das muss an dieser Stelle und 
hier gesagt werden – lange haben wir uns gewünscht, 
dass eine solche Zielrichtung in den USA verfolgt wird. 
Aber sie dürfen – auch das ist klar – nicht den fairen 
Wettbewerb verhindern. Darum unterstütze ich sehr, 
dass die Europäische Kommission intensive Gespräche 
mit den USA führt. Ich habe mit dem amerikanischen 
Präsidenten gesprochen; der französische Präsident hat 
das auch getan. Denn wir dürfen uns im transatlantischen 
Verhältnis nicht auseinanderdividieren lassen. Im Gegen-
teil: Statt einer großen Auseinandersetzung sollten wir 
noch enger zusammenarbeiten und den gemeinsamen 
und fairen Handel mit den USA stärken.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, Chinas Aufstieg zur Welt-
macht ist eine Tatsache, mit der wir zurechtkommen 
müssen. Dabei wäre es falsch, „zurechtkommen“ mit 
„abkoppeln“ zu übersetzen, mit „decoupling“ oder „De-
globalisierung“. Das wäre nicht der richtige Weg. Als 
Wirtschafts- und Handelspartner bleibt China für uns 
wichtig, und über viele globale Fragen wollen und müs-
sen wir mit China sprechen, auch da, wo wir unterschied-
lich auf Sachverhalte blicken.

Bei meinem Besuch in China habe ich klar zum Aus-
druck gebracht, dass Deutschland und Europa für eine 
regelbasierte internationale Ordnung einstehen, fest ver-
ankert in der Charta der Vereinten Nationen. Unsere 
Sorgen über die wachsende Unsicherheit im Südchinesi-
schen Meer und in der Straße von Taiwan habe ich sehr 
deutlich formuliert. Das war wichtig. Aber wichtig war 
zugleich, dass Präsident Xi und ich in einer entscheiden-
den Frage einig waren: einig darüber, dass bereits die 
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Drohung mit dem Einsatz von Atomwaffen unzulässig 
ist; einig darüber, dass der Einsatz von Atomwaffen 
eine rote Linie überschreiten würde, die die Menschheit 
zu Recht gezogen hat.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie des Abg. 
Thomas Lutze [DIE LINKE])

Ich hoffe sehr, dass diese klare und gemeinsame Bot-
schaft auch in Moskau angekommen ist. Mit seinem ge-
walttätigen Großmachtwahn steht Russland heute so al-
leine da wie nie zuvor; auf dem G-20-Gipfel kürzlich auf 
Bali war das für alle Welt zu sehen.

Meine Damen und Herren, die Welt des 21. Jahrhun-
derts wird eine multipolare Welt sein. Wenn es um Lö-
sungen für die großen globalen Themen geht – Klima-
schutz, Pandemien, Biodiversität oder Digitalisierung –, 
dann müssen wir unsere Netze weiter auswerfen, dann 
müssen wir nicht nur unsere Lieferketten diversifizieren, 
sondern auch unsere Verhandlungen und Verbindungen in 
alle Teile der Welt, dann brauchen wir enge und vertrau-
ensvolle Partnerschaften, besonders mit den aufstreben-
den Nationen in Asien, in Afrika, in Lateinamerika und in 
der Karibik.

Darum haben wir zum diesjährigen G-7-Gipfel in 
Elmau auch die Regierungschefs wichtiger demokrati-
scher Staaten des Globalen Südens eingeladen. Darum 
bin ich in diesem Jahr gezielt in Länder wie Vietnam 
und Singapur, Japan und Indonesien, Südafrika, Senegal 
oder Niger gereist. Darum habe ich Premierminister 
Modi zu deutsch-indischen Regierungskonsultationen 
empfangen. Und darum haben wir unsere gesamte deut-
sche G-7-Präsidentschaft genutzt, um für die Gründung 
eines offenen, kooperativen internationalen Klimaklubs 
zu werben, um so den globalen Klimaschutz voranzubrin-
gen. Es ist ein erfreulicher Abschluss unserer Präsident-
schaft, dass die G 7 Anfang dieser Woche den Rahmen 
dieses Klubs förmlich beschlossen hat.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wir werden jetzt schnell auf weitere Staaten zugehen, 
damit der Klimaklub zu vereinten Anstrengungen gegen 
den Klimawandel führt.

Meine Damen und Herren, niemand leidet so sehr un-
ter Russlands Angriffskrieg wie die Ukrainerinnen und 
Ukrainer. Wir stehen fest an ihrer Seite.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Aber auch uns Deutsche, unsere Freunde und Partner hat 
Putins Krieg vor enorme Herausforderungen gestellt. 
Diese Herausforderungen haben wir angenommen; an 
diesen Herausforderungen sind wir gemeinsam gewach-
sen. Diejenigen, die nicht geglaubt haben, dass wir das 
können, die haben sich gewaltig geirrt.

(Zuruf der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])

Das ist die gute Nachricht, die am Ende dieses so bitteren 
Jahres zuversichtlich stimmt: Wir in Deutschland haben 
gemeinsam den richtigen Weg eingeschlagen. Wir stehen 
zusammen, wir lassen niemanden allein.

(Anhaltender Beifall bei der SPD – Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei 
der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich eröffne nun die Aussprache. Zuerst hat das Wort für 

die CDU/CSU-Fraktion Friedrich Merz.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Friedrich Merz (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wir begrüßen ausdrücklich, dass Sie, Herr Bun-
deskanzler, vor dem letzten Europäischen Rat in diesem 
Jahr und auch vor dem ersten EU-ASEAN-Gipfel heute 
eine Regierungserklärung vor dem Deutschen Bundestag 
abgeben.

Wir teilen Ihre Einschätzung des russischen Angriffs-
krieges gegen die Ukraine und vor allem Ihre Bewertung 
der Entwicklung dieses Krieges in den letzten Wochen. 
Das russische Regime unter Präsident Putin verübt mit 
den gezielten Angriffen gegen die Infrastruktur des Lan-
des, gegen die Wohnbezirke, gegen Kinderheime, gegen 
Krankenhäuser und Altenheime schwerste Kriegsverbre-
chen, für die Putin und seine Schergen eines Tages von 
der Weltgemeinschaft zur Rechenschaft gezogen werden 
müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP und des Abg. Thomas 
Lutze [DIE LINKE])

Wir stimmen Ihnen zu, Herr Bundeskanzler, dass die 
Europäische Union und die NATO in den Wochen und 
Monaten seit dem Beginn dieses Krieges am 24. Februar 
zusammengewachsen sind und sich als handlungsfähig 
erwiesen haben.

Putin und sein verbrecherisches Regime haben vor 
allem die Widerstandsfähigkeit der Ukraine, die Stand-
haftigkeit ihrer Regierung unter Präsident Selenskyj, die 
Opferbereitschaft und die Leidensfähigkeit ihrer Bevöl-
kerung und auch die Einsatzfähigkeit und Kampfkraft der 
Armee vollkommen unterschätzt.

Wir können zum Ende dieses, wie Sie es gesagt haben, 
Herr Bundeskanzler, besonders schweren Jahres dem 
ukrainischen Volk nur mit größtem Respekt unsere An-
erkennung und auch unsere Anteilnahme an seinem 
Schicksal aussprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zum Ende des Jahres trauern die Familien in der 
Ukraine um viele Tausend gefallene und verwundete Sol-
daten, um viele Tausend getötete Kinder, junge und ältere 
Menschen, unschuldige Männer und Frauen, die diesen 
Kriegsverbrechen zum Opfer gefallen sind. Wenn wir, 
meine Damen und Herren, in wenigen Tagen unser Weih-
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nachtsfest feiern, in unserem Land, in dem wir doch das 
große Glück haben, in Frieden und Freiheit zu leben, 
dann sind unsere Gedanken auch bei den Menschen in 
der Ukraine, die unvorstellbares Leid und unvorstellbare 
Not in diesen Tagen aushalten müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Dem Land stehen im Winter weiterhin schwere Wo-
chen und Monate bevor. Es ist deshalb wichtig, dass wir 
unsere Unterstützung und Hilfsbereitschaft erneut unter-
streichen und darin nicht nachlassen. Das gilt für die 
humanitäre und finanzielle Hilfe; das gilt aber auch für 
die militärische Hilfe. Anders als der ein oder andere in 
diesem Haus und außerhalb meint, sagen und denken zu 
müssen, verlängert unsere Hilfe diesen Krieg nicht. Das 
Gegenteil ist richtig: Je mehr wir helfen, desto schneller 
ist dieser Krieg vorüber.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Deshalb, Herr Bundeskanzler, bleiben wir dabei: Ja, 
Deutschland hat nach langem Zögern einiges an wichti-
gem militärischen Gerät geliefert. Aber nach wie vor 
fehlen der ukrainischen Armee Schützenpanzer und 
Kampfpanzer, die wir aus unseren Beständen und aus 
Beständen der Industrie liefern könnten. Fast zehn Mo-
nate nach Beginn dieses Krieges verstecken Sie, Herr 
Bundeskanzler, sich immer noch hinter den NATO-Part-
nern, die angeblich auch nicht liefern wollen. Wir wissen 
mittlerweile, dass dies falsch ist. Es liegt vor allem an 
Ihnen ganz persönlich, dass die Ukraine diese Hilfe nicht 
bekommt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie haben in Ihrer Rede gesagt: Wir haben hier in 

Deutschland unsere Verteidigungspolitik neu ausgerich-
tet. – Herr Bundeskanzler, das nehmen die NATO-Partner 
und die Europäische Union anders wahr. Sie bleiben weit 
hinter den Zusagen zurück, die Sie von dieser Stelle 
aus am 27. Februar in Ihrer Regierungserklärung gege- 
ben haben. Der Verteidigungsetat der Bundesrepublik 
Deutschland sinkt. Wenn wir viel Glück haben, dann 
wird heute im Laufe des Tages der Beschluss des Haus-
haltsausschusses des Deutschen Bundestages gefasst, von 
diesen 100 Milliarden Euro nun die ersten Mittel frei-
zugeben – zehn Monate nach dem Beginn des Krieges,

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Peinlich!)
mehr als ein halbes Jahr, nachdem wir hier unter großem 
Zeitdruck, unter den Sie uns gesetzt haben, die Änderung 
des Grundgesetzes beschlossen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
FDP)

Diese Einschätzung, die Sie hier abgegeben haben, 
stimmt nicht mit der Wirklichkeit überein.

Sie haben in Ihrer Regierungserklärung, Herr Bundes-
kanzler, die wichtige Zusammenarbeit innerhalb der 
Europäischen Union angesprochen. Natürlich teilen wir 
diese Einschätzung in dieser Frage mit Ihnen. Aber so 

wortreich Sie diese Zusammenarbeit als gut funktionie-
rend dargestellt haben: Es ist doch nicht zu übersehen, 
dass wir zurzeit eine tiefe Störung des deutsch-französi-
schen Verhältnisses erleben. Sehr viele Beobachter in 
Berlin und vor allem in Paris sprechen von einem Tief-
punkt der Beziehungen. Und es war der französische 
Staatspräsident, der Ihnen am Rande des letzten Gipfels 
in Brüssel gesagt hat – wörtlich –: Es ist nicht gut, „wenn 
Deutschland sich isoliert“. – „Der Tagesspiegel“ titelt 
heute: „Einzelgänger in der EU-Politik“. Herr Bundes-
kanzler, das ist die Wahrnehmung anderer außerhalb Ihrer 
Regierung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich füge eine Bemerkung hinzu, da Sie noch einmal auf 
die Rede Bezug genommen haben, die Sie im Sommer, 
im August an der Karlsuniversität in Prag gehalten haben. 
Sie haben in dieser Rede Frankreich, die deutsch-franzö-
sischen Beziehungen, die gemeinsame Gründungsge-
schichte in der Europäischen Union und die deutsch-fran-
zösische Freundschaft als einen der wichtigsten Pfeiler 
der EU-Politik mit keinem einzigen Wort erwähnt. Das 
mag vielleicht in Ihrer Regierung niemand bemerkt ha-
ben. Aber in Paris ist das mit größter Aufmerksamkeit 
wahrgenommen worden. Das ist die Realität Ihrer Euro-
papolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben von Ihnen heute hier eine ganze Liste von 
Themen gehört, was jetzt in den nächsten Tagen weiter zu 
geschehen hat. Ich will es einmal so sagen: Sie listen wie 
ein guter Anwalt akribisch das Inventar auf, das sich in 
dem Haus befindet, das wir gemeinsam bewohnen. Aber 
Ihnen fehlt fast völlig der Blick für die Statik dieses 
Hauses, für das Fundament dieses Hauses,

(Jürgen Coße [SPD]: Reden Sie über sich sel-
ber?)

und Ihnen fehlen die Fantasie eines Architekten und der 
entschlossene Wille eines Baumeisters,

(Christian Petry [SPD]: Selbstreflexion ist 
gut!)

dieses Haus in Europa jetzt wetterfest und zukunftsfähig 
zu machen und vielleicht in diesem Haus in Europa sogar 
einen neuen Teil zu bauen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Timon Gremmels 
[SPD]: Sie haben das Haus kaputt zurückgelas-
sen!)

– Wenn Sie jetzt so dazwischenrufen, dann will ich Ihnen 
drei konkrete Beispiele nennen, über die wir heute Mor-
gen eigentlich auch sprechen müssten.

(Timon Gremmels [SPD]: Wir renovieren, was 
Sie kaputt zurückgelassen haben!)

Sie haben über die deutsch-amerikanischen und die 
europäisch-amerikanischen Wirtschaftsbeziehungen ge-
sprochen. Was folgt denn aus dieser Beschreibung, die 
Sie heute Morgen abgegeben haben?

(Zuruf des Abg. Jürgen Coße [SPD])
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Heißt das im Klartext, dass Sie, die SPD und die Grünen, 
jetzt dafür sind, dass mit Amerika ein neues Freihandels-
abkommen ausverhandelt wird? Ja oder nein?

(Beifall bei der CDU/CSU – Johannes Vogel 
[FDP]: Es gab eine Beschlussfassung! – 
Christian Dürr [FDP]: Haben wir beschlos-
sen! – Christian Petry [SPD]: Wer lesen kann, 
ist klar im Vorteil!)

Sie haben hier über China gesprochen und über die 
Notwendigkeit, uns etwas unabhängiger von China zu 
machen. Sie treffen sich jetzt richtigerweise mit den 
ASEAN-Staaten in Brüssel. Was heißt das denn konkret, 
etwa im Hinblick auf die Handelsbeziehungen zu Süd-
amerika? Sind Sie jetzt dafür, dass das Mercosur-Abkom-
men, das ausverhandelt ist mit den südamerikanischen 
Staaten, ratifiziert und verabschiedet wird als ein neues 
Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen 
Union und den Mercosur-Staaten?

(Beifall bei der CDU/CSU – Christian Dürr 
[FDP]: Das haben wir beschlossen, Herr Merz! 
Was ist das denn? Wo waren Sie denn da? Das 
haben wir hier beschlossen!)

Und dann muss ich Ihnen, Herr Bundeskanzler, sagen – 
das hat mich nun wirklich fast entsetzt –:

(Zurufe von der SPD: Oah!)
– ich bin gespannt, ob Sie gleich immer noch so reagie-
re: – Ist Ihnen eigentlich aufgefallen, dass der Bundes-
kanzler in seiner Regierungserklärung nicht ein einziges 
Wort zu den Vorgängen im Iran gesagt hat, meine Damen 
und Herren?

(Beifall bei der CDU/CSU – Jürgen Coße 
[SPD]: Sie machen sich mehr Sorgen um uns 
als um sich selbst!)

In diesem Land werden seit drei Monaten auf offener 
Straße Demonstranten erschossen. Dieses Land versorgt 
die Hisbollah und die Hamas mit den finanziellen Mit-
teln, die diesen Terror überhaupt erst möglich machen. 
Dieses Land finanziert die Drohnen, die Russland gegen 
die Zivilbevölkerung in der Ukraine einsetzt.

(Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: So ist es!)
Und Sie erwähnen dieses Land mit keinem einzigen 
Wort!

Herr Bundeskanzler, es wäre doch richtig gewesen, am 
heutigen Morgen zu sagen, dass Sie sich dafür einsetzen, 
dass dieses Land jetzt vollkommen isoliert wird und dass 
von Deutschland eine Initiative ausgeht,

(Marianne Schieder [SPD]: Das ist in diesem 
Haus zigmal gesagt worden!)

das Land Iran jetzt so zu isolieren, dass es keine Chance 
mehr hat, den internationalen Terrorismus zu finanzieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Warum geben Sie uns in der Befragung Ihrer Regie-

rung keine Antwort auf die Frage, ob Sie sich bei diesem 
Gipfel, der jetzt in Brüssel stattfindet, dafür einsetzen, 
diese sogenannten Revolutionsgarden, die die Stütze 
des Regimes sind, als eine Terrororganisation einzustu-

fen? Warum bekommen wir noch nicht einmal eine Ant-
wort von Ihrer Regierung, wenn wir Ihnen diese Frage 
stellen? Ja oder nein, Herr Bundeskanzler?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ihre Regierungserklärung enthält viel Richtiges – 

keine Frage –, mit dem wir einverstanden sind und was 
wir selbstverständlich aus Überzeugung auch mitverant-
worten wollen.

(Marianne Schieder [SPD]: Schon mal ein 
Anfang!)

Aber es fällt doch auf, dass ganz wesentliche Teile fehlen 
und dass Sie vor allem den Fragen gezielt aus dem Wege 
gehen, die in Ihrer Regierung offenkundig streitig sind, 
auf die das stärkste und bevölkerungsreichste Land der 
Europäischen Union aber eigentlich gerade zum Ab-
schluss des Jahres 2022 eine Antwort geben müsste. 
Herr Bundeskanzler, diese Antworten bleiben Sie uns 
schuldig.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächste Rednerin: für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen Katharina Dröge.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ja, gerade in diesen Tagen zeigt sich, wie 
wichtig die Europäische Union ist, dass wir die EU dring-
licher denn je brauchen. Sie, Herr Merz, haben ja gerade 
große Worte dazu gefunden, dass wir an einem Europa 
der Zukunft bauen müssen. Aber wenn man auf die Poli-
tik der CDU und CSU in Europa in den letzten Jahren 
zurückschaut,

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Friedrich Merz [CDU/CSU]: 16 Jahre! Da 
müssen Sie immer dran denken!)

dann stellt man fest: Es war gerade der Kurs von 
Wolfgang Schäuble, der Europa so gespalten hat,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das ist ja 
eine Unverschämtheit! Was fällt Ihnen eigent-
lich ein?)

der besserwisserische, belehrende Ton, den Wolfgang 
Schäuble, den die Union insbesondere gegenüber den 
Ländern Südeuropas an den Tag legten, dieser elende 
Kurs der Austeritätspolitik,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Elender Kurs?)

mit dem Sie viele südeuropäische Länder zur Privatisie-
rung gezwungen haben, wichtige Investitionen verhindert 
haben. Das ist Ihr Erbe, und das hat Deutschlands Ruf bei 
unseren europäischen Nachbarländern schwer belastet; 
das ist Ihr Erbe in der Europapolitik.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 75. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Dezember 2022                             8870 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Friedrich Merz 



(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Stephan 
Thomae [FDP] – Thorsten Frei [CDU/CSU]: 
Sie verspielen unsere Zukunft!)

Ja, wir arbeiten an einem Europa der Zukunft. Das ist 
wirklich harte Arbeit: 27 Mitgliedstaaten mit vielen un-
terschiedlichen Perspektiven, die jeden Tag miteinander 
um den besten Weg ringen, aber auch zeigen, dass sie 
handeln können.

Wir haben hart um harte Sanktionen gegen den Iran 
gerungen – ein Regime, das auf furchtbare Weise Terror 
gegen seine eigene Bevölkerung ausübt, das junge Men-
schen einsperrt, foltert und hinrichtet, nur weil sie es 
wagen, eine eigene Meinung zu haben, nur weil sie es 
wagen, von einem Leben in Freiheit zu träumen. Das 
auszuhalten, ist extrem schwer. Wir arbeiten jeden Tag 
daran, dafür zu sorgen, dass die Welt hinschaut. Wir ar-
beiten jeden Tag daran, es diesem Regime schwerer zu 
machen. Insbesondere die deutsche Außenministerin

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

war es doch, die dafür gesorgt hat, dass am Montag wei-
tere Sanktionen in der Europäischen Union beschlossen 
wurden. Ganz persönlich: Herzlichen Dank, Annalena, 
dafür. Ich weiß, wie hart das ist, was du da gerade leistest.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Lachen bei Abgeordneten der AfD – 
Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!)

Herr Merz, wenn Sie den Iran hier zu Recht anspre-
chen, dann muss ich Ihnen sagen: Ich werde Ihnen per-
sönlich nicht vergessen, dass Sie hier im Plenum gelacht 
haben, als die deutsche Außenministerin über feministi-
sche Außenpolitik gesprochen hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Lachen bei der AfD – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Der hat zu Recht gelacht! – 
Zurufe der CDU/CSU)

Sie haben sich breitbeinig zurückgelehnt und haben das 
Thema nicht ernst genommen, als wir das auf die Tages-
ordnung gesetzt haben. Fangen Sie erst mal mit Ihrer 
eigenen Wertehaltung an, bevor Sie hier andere kritisie-
ren.

(Zuruf des Abg. Jens Spahn [CDU/CSU])

Ja, wir ringen in Europa um die besten Antworten, zum 
Beispiel auch zum Umgang mit Orban. Es war schäbig, 
dass Orban ausgerechnet die Hilfen für die Ukraine ge-
nutzt hat, um die Europäische Union zu erpressen. Gut, 
dass sich eine Mehrheit der Mitgliedstaaten nicht davon 
hat beeindrucken lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Ja, es hätten noch mehr sein müssen, aber dass der 
Rechtsstaatlichkeitsmechanismus jetzt angewendet wird, 
das ist ein historisches Signal und zeigt, wozu die Euro-
päische Union in diesen Zeiten fähig ist.

Wozu die Europäische Union fähig ist, hat sie ins-
besondere angesichts des furchtbaren Angriffskriegs, 
den Russland gegen die Ukraine führt, gezeigt. Wir haben 
zusammengestanden. Wir haben schnelle und harte Sank-
tionspakete auf den Weg gebracht, und gerade jetzt, in 
diesem Winter, der lang, dunkel und kalt wird für die 
Menschen in der Ukraine, ist es so wichtig, dass wir 
weiterhin mehr helfen, beim Thema „zivile Infrastruktur“ 
etwa mit Hilfsgütern, mit Generatoren, mit Heizgeräten, 
mit Containern. All das, was wir liefern können, um den 
Menschen in der Ukraine jetzt durch diese Zeit zu helfen, 
müssen wir liefern. Das heißt auch: Unterstützung mit 
Waffen. Das heißt auch: Unterstützung mit mehr Waffen. 
Das ist in dieser Zeit wichtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Herr Merz, angesichts Ihrer Worte über die Ukraine – 
sie waren am Anfang angemessen und empathisch – sage 
ich Ihnen auch: Solidarität mit der Ukraine zeigt sich 
auch im Umgang mit Geflüchteten,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

mit den Menschen, die hierher kommen, die unsere Hilfe 
brauchen. Dass die Union in dieser Zeit, in der so viele 
Menschen auf unsere Unterstützung angewiesen sind, 
immer wieder Kampagnen gegen Geflüchtete fährt, im-
mer wieder Sharepics erstellt, wie es die CSU in dieser 
Woche gegen Geflüchtete gemacht hat,

(Zuruf der Abg. Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU])

über Sozialtourismus spricht, über Pull-Effekte spricht,
(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Sie haben ja gar 
keine Vorstellung von dem, was Sie wollen!)

das ist unsolidarisch, auch gegenüber den Menschen aus 
der Ukraine. Das macht das Leben dieser Menschen hier 
schwieriger, und Sie haben hier auch Verantwortung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf des Abg. Stefan Müller [Erlan-
gen] [CDU/CSU])

Ja, wir brauchen die EU auch, um Antworten auf die 
großen geopolitischen Herausforderungen dieser Zeit zu 
geben, etwa den Umgang mit China und auch mit den 
USA. Der Inflation Reduction Act der USA ist eine 
krasse Ansage. Auf der einen Seite zeigen sie, wie man 
beim Klimaschutz Ernst machen kann, und auf der ande-
ren Seite ist es eine Herausforderung für uns, weil diese 
Politik im Kern protektionistisch ist. Darauf müssen wir 
in der Europäischen Union eine Antwort geben.

(Zuruf von der AfD: Wo ist sie denn?)
Unser Ziel ist hierbei klar: Wir müssen Europa zum Leit-
markt für Zukunftstechnologien, für grüne Technologien 
machen. Das zu fördern, ist die beste Antwort, die wir auf 
den Inflation Reduction Act geben können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
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FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Schulden 
wollen Sie machen, sonst nichts!)

Dazu gehört übrigens auch, unserer Industrie hier vor Ort 
zu helfen, fit zu werden für den klimaneutralen Markt der 
Zukunft.

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
Herr Merz, dieser Reflex, immer alles zu kritisieren, 

was die Regierung macht,
(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Hat er doch gar 

nicht! Haben Sie eigentlich zugehört?)
und immer alles doof zu finden, nur weil es von der 
Regierung kommt, hat genau an dieser Stelle nicht funk-
tioniert. Sie haben Herrn Habeck dafür kritisiert, dass wir 
jetzt Verträge mit der Industrie auflegen, damit sie auf 
Grünen Wasserstoff, auf eine klimaneutrale Stahlproduk-
tion umstellen können.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Alles Wolkenku-
ckucksheim!)

Sie haben das kritisiert und schlecht gefunden und dabei 
sogar vergessen, dass es in Ihrem eigenen Bundestags-
wahlprogramm stand.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dieser Reflex, einfach nur alles doof zu finden, ist im 
Kern populistisch. Wer so handelt, ist im Kern nicht 
ernsthaft. Und ich wundere mich wirklich: Ich habe in 
den letzten Wochen von der Union mehr Sharepics ge-
funden zu irgendwelchen Leuten, die sich auf Straßen 
festkleben, als eine zukunftsgerichtete Antwort für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland. Sie hatten mal vor, 
eine Wirtschaftspartei zu sein. Im Kern haben Sie keine 
Antworten für die Zukunft unseres Landes,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

weder bei der klimaneutralen Wirtschaft noch beim 
Thema Fachkräftestrategie, wo Sie auch einfach gegen 
alles sind, was der Wirtschaft helfen würde, den Fach-
kräftemangel in diesem Land zu bekämpfen.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Gott, wie ver-
blendet Sie sind!)

Das ist keine ernsthafte Oppositionspolitik.
Die CDU hatte mal den Anspruch, eine staatstragende 

Partei zu sein. Momentan haben Sie sich in eine Populis-
musopposition zurückgezogen. Ich hoffe, Sie kriegen das 
in Zukunft wieder besser hin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Thorsten Frei 
[CDU/CSU]: Was für eine peinliche Rede! – 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: So peinlich, wirk-
lich! Eine so peinliche Rede! Da würde ich 
mich schämen!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die AfD-Fraktion Tino 

Chrupalla.
(Beifall bei der AfD)

Tino Chrupalla (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Landsleute! Herr Merz, Sie haben 
auf die Rede vom Herrn Bundeskanzler erwidert, Sie 
seien entsetzt, weil Teile gefehlt haben. Was ich bei allen 
meinen Vorrednern, auch in Ihrer Rede, eben nicht gehört 
habe und was mich entsetzt hat, ist, dass Sie kaum ein 
Wort über das eigene Land verloren haben, dass Sie kaum 
ein Wort über die Sorgen und Nöte der deutschen Bevöl-
kerung verloren haben. Das sagt eigentlich alles aus.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Leni 
Breymaier [SPD])

Bereits die vergangenen EU-ASEAN-Gipfeltreffen ha-
ben uns nämlich auch eines gezeigt: Die Staaten wollen 
sich nicht zwischen zwei Verhandlungspartnern entschei-
den. Darin haben sie uns und Europa mittlerweile einiges 
voraus. Sie wägen die Zusammenarbeit nämlich interes-
sengeleitet ab, anstelle sich durch Sanktionen zu separie-
ren.

China, meine Damen und Herren, gehört zu Asien: 
geografisch, kulturell und wirtschaftlich. Differenzen 
gibt es auch dort überall. Die kann man jedoch nur ge-
meinsam beraten, ohne die komplette Öffentlichkeit in 
die eine oder die andere Richtung zu instrumentalisieren. 
So kann jeder sein Gesicht wahren, und Missverständ-
nisse werden so auch vermieden. Diese sind in den letzten 
Monaten schon oft genug als Konfrontation wahrgenom-
men worden. Genau das, werte Kollegen, gilt es auch zu 
vermeiden. Wir brauchen Zusammenarbeit auf Augen-
höhe. Niemand möchte sich zuerst mit ideologischen 
Denkansätzen seines Gegenübers beschäftigen. Für eine 
friedliche Welt ist der respektvolle Umgang miteinander 
der erste Schritt.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Leni 
Breymaier [SPD])

Gerade die aktuelle Situation in Deutschland zeigt, 
dass wir als ein Land ohne Rohstoffe und mit hoher In-
flation es uns überhaupt nicht erlauben können, ständig 
wirtschaftliche Sanktionen im Namen der sogenannten – 
wir haben es ja heute wieder gehört – feministischen 
Außenpolitik zu erlassen. Dieses Instrument schadet 
Deutschland ebenso nachhaltig wie seinen Bürgern, und 
genau das muss ein Ende haben.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Robert 
Farle [fraktionslos])

Schon längst reden wir nicht mehr nur über Russland. 
Mittels Berichterstattung zur innenpolitischen Auseinan-
dersetzung sendet die Bundesregierung Signale an un-
liebsam gewordene Länder aus; wir haben es heute 
auch gehört. Diese sorgen dort zumindest für Erstaunen 
bis hin zu Unverständnis; denn über Jahrzehnte – das 
muss man ja auch mal sagen – hat man vernünftig kom-
muniziert, diplomatische Standards gewahrt und wirt-
schaftlichen Austausch gepflegt. Das waren die Leit-
linien deutscher Außenpolitik der letzten Jahrzehnte.

Spätestens seit dieser Ampelregierung stehen ideologi-
sche Lehrstunden gegenüber anderen Nationen und Kul-
turen mittlerweile auf der Tagesordnung. Man unter-
scheidet nur noch zwischen gut und schlecht, zwischen 
schwarz und weiß. Da frage ich Sie: Können Sie sich, 
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meine Damen und Herren, eigentlich noch vorstellen, 
dass diese Stimmung mittlerweile als feindselig aufge-
nommen wird?

(Timon Gremmels [SPD]: Deshalb beziehen 
wir LNG aus Katar, oder was? Das ist doch 
Quatsch!)

Ich frage Sie: Wem nutzt das? Meinen Sie, das hilft den 
Menschen vor Ort in den Ländern?

Ja, die geführten Auseinandersetzungen sind in Teilen 
auch gewalttätig, was wir als Alternative für Deutschland 
auch nicht verteidigen. Ist man aber ein besserer und 
vertrauensvollerer Partner, wenn man von außen einen 
vielleicht gewaltsamen Regimewechsel aktiv herbeifüh-
ren möchte? Natürlich nicht. Sie stellen sich – und damit 
Deutschland – dauerhaft vollkommen ins Abseits. Das 
trägt weder zu Frieden in der Region oder der Welt bei, 
noch nutzt es den deutschen Bürgern. Mit Ihrer Politik 
teilen Sie die Welt in zwei Hälften, schotten Deutschland 
einseitig ab und treiben so auch die Deindustrialisierung 
weiter voran.

(Beifall bei der AfD)
Sie setzen den mittlerweile längst eingeschlagenen 

Kurs der Merkel-Regierung fort. Dass der Wirtschafts-
standort Deutschland schon seit Jahren immer weniger 
attraktiv ist, zeigt die steigende Zahl der Firmen, die 
bereits abgewandert sind oder die es planen. Diese Zahlen 
sind alarmierend und müssten mittlerweile auch im Wirt-
schaftsministerium angekommen sein. So konnte man in 
der „FAZ“ am 30. November dieses Jahres nachlesen, 
dass laut einer Umfrage des Statistischen Bundesamtes 
unter 600 mittelständischen Unternehmen mittlerweile 
20 Prozent bereits konkrete Pläne haben, Deutschland 
zu verlassen. Und das ist nicht der Anfang: Von 2018 
bis 2020 gingen bereits 1,6 Prozent der deutschen Firmen 
diesen Weg – also lange vor den Ereignissen des Jah-
res 2022.

(Timon Gremmels [SPD]: Nach dem Einzug 
der AfD gingen die Firmen aus dem Land! – 
Gegenruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Das war wahrscheinlich der Grund!)

Sehr bedenklich sind zudem die Geschäftsbereiche, die 
vorrangig ausgelagert wurden, darunter die Warenpro-
duktion und deren Vertrieb, aber auch die Forschung 
und Entwicklung. Das letzte Know-how, der letzte Roh-
stoff – Forschung und Entwicklung – wandert also mitt-
lerweile ab.

Verstehen Sie da wirklich die Signale? Ich weiß es 
nicht. Zuerst wurden Produktionsprozesse aus Deutsch-
land ausgelagert, und die Politik sagte: Wir werden eine 
Dienstleistungsgesellschaft; das war hier die Ansage.

(Christian Petry [SPD]: Unsinn!)
Aber das gehört mittlerweile auch der Vergangenheit an. 
Auch Dienstleistungen werden mehr und mehr ausgela-
gert. Da frage ich Sie: Warum sollte sich überhaupt noch 
ein Unternehmen in Deutschland ansiedeln? Diese Frage 
können Sie überhaupt nicht mehr beantworten. Die Ur-
sachen sind nämlich klar – die benennen Sie kaum noch –: 
Hohe Sozialabgaben, die Steuerlast, die zu hoch ist, Bü-
rokratie und natürlich nicht zuletzt die hohen Energie-

preise tragen genau dazu bei, dass dieser Wirtschaftssek-
tor bald auch nicht mehr existiert und dass Deutschland 
keine Wirtschaftsnation in dem Umfang mehr sein wird.

(Beifall bei der AfD)

Beispiele sehen wir gerade auch hier in Berlin tagtäg-
lich. Handwerksbetriebe wie Bäckereien schließen, und 
die Gastronomie kann keine Angebote mehr machen, 
weil die Arbeitskräfte fehlen – und das in einer Bundes-
hauptstadt.

(Dr. Daniela De Ridder [SPD]: Grund für Mi-
gration!)

Gehen Sie mal in Ihren Wahlkreis, sofern Sie überhaupt 
einen haben, und schauen sich die Lage mal vor Ort an. 
Können Sie Ihren Wählern diesen Niedergang eigentlich 
überhaupt noch vermitteln?

(Zurufe der Abg. Dr. Daniela De Ridder [SPD] 
und Jürgen Coße [SPD])

Wenn man die Abwanderung, die ja auch in keinen Kon-
text mehr gesetzt wird, mal betrachtet, sieht man: Seit 
2014 verlassen jährlich fast 250 000 Deutsche dieses 
Land. Das waren bis zum Jahr 2020 2 Millionen deutsche 
Leistungsträger,

(Dr. Daniela De Ridder [SPD]: Noch ein Grund 
für Migration!)

die dieses Land verlassen haben. Und Sie reden immer 
wieder von Zuwanderung. Die Gründe dafür sollten Sie 
mal ermitteln; denn das ist ein Skandal.

(Beifall bei der AfD)

Sie dürfen mir glauben, dass die Bürger Tag für Tag 
die Folgen Ihrer destruktiven Politik sehen und erle- 
ben; denn diese Politik führt unser Land auch in die 
energiepolitische Sackgasse. Mit Ihrer Entscheidung, 
die grundlastfähigen Energieträger wie Kohle, Gas, aber 
auch Kernkraft aus Deutschland zu verbannen, enthalten 
Sie Bürgern und Unternehmen die kontinuierliche Ener-
gieversorgung vor. Und nein, aktuelle Dunkelflauten 
können Sie eben nicht beeinflussen, wohl aber einen ver-
nünftigen Energiemix, wie wir von der AfD ihn immer 
wieder gefordert haben. Sie als Bundesregierung werden 
mehr und mehr zum Treiber der Inflation.

(Timon Gremmels [SPD]: Atomkraft ist kein 
Energiemix!)

Sie sind die Hauptursache der Inflation in Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb: Machen Sie die energiepolitische Kehrtwen-
de! Machen Sie endlich Politik für Deutschland und für 
die Bürger! Sie haben die Aufgabe, auch in schwierigen 
Zeiten realpolitische Lösungsansätze zu erarbeiten. Hö-
ren Sie auf, stattdessen Ihre Ideologie mit immer wieder 
neuen Bedrohungsszenarien durchsetzen zu wollen. Wir, 
die Opposition, werden Sie immer wieder in die Pflicht 
nehmen, Politik zum Wohle des deutschen Volkes zu 
machen. Wir, die Opposition dieses Hohen Hauses, haben 
die Aufgabe, Ihre Regierungspolitik kritisch zu begleiten. 
Das ist der Kern unserer demokratischen parlamentari-
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schen Ordnung, und nicht, Ihnen auf der Regierungsbank 
mit warmen Worten zu schmeicheln. Das machen Sie 
jeden Tag schon selbst genug.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die FDP-Fraktion Christian Dürr.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Christian Dürr (FDP):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Als wir im Februar nach Beginn des rus-
sischen Angriffskrieges gegen die Ukraine hier zu einer 
Sondersitzung des Deutschen Bundestages zusammen-
gekommen sind, haben wir uns gegenseitig versprochen, 
dazu beizutragen, dass die demokratische Welt in dieser 
schwierigen Zeit zusammensteht, dass die Europäische 
Union zusammensteht und dass die Demokratien der 
Welt die Ukraine unterstützen. Wir können jetzt, nach 
zehn fürchterlichen Monaten des Krieges – die Vorredner, 
bis auf den letzten, sind darauf eingegangen, welch fürch-
terliches Leid die Menschen in der Ukraine dieser Tage 
immer noch erfahren –, feststellen, dass die Demokratien 
der Welt zusammenstehen. Meine Damen und Herren, 
das ist ein ganz wichtiges Signal: Die Demokratien der 
Welt stehen gegen den russischen Aggressor zusammen. 
Das ist auch für die Menschen in der Ukraine ein ganz 
wichtiges Signal.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt tagt der EU-Rat. Herr Bundeskanzler, Sie sind 
heute auf dem Weg zum ASEAN-Gipfel; ich komme 
gleich noch einmal darauf zu sprechen. Insbesondere 
die Europäische Union spielt allein wegen der geogra-
fischen Nähe eine ganz wichtige geopolitische Rolle. 
Das, was dort ganz konkret besprochen wird – beispiels-
weise der Ölpreisdeckel, um die russischen Staatseinnah-
men zu drosseln, oder die Ausweitung der personenbezo-
genen Sanktionen –, findet breite Unterstützung, die Sie 
von hier mit auf den Weg nehmen können. Gleichzeitig 
ist wichtig, was wir schon geleistet haben und weiter 
leisten werden. Ich denke an die finanziellen Hilfen für 
die Ukraine, die der Bundesfinanzminister im Rahmen 
der G 7 und der Europäischen Union zugesichert hat, 
oder an die Justizhilfen, die der Bundesjustizminister 
auch im Rahmen der G 7 und der Europäischen Union 
diskutiert hat und die Sie als Bundeskanzler im EU-Rat 
heute und in den nächsten Tagen besprechen werden.

Meine Damen und Herren, wir alle stehen, obgleich 
sich dieses Volk mitten im anhaltenden Krieg befindet, 
in dauerndem Austausch mit den Menschen und den Füh-
rungspersönlichkeiten in der Ukraine. Die Demokratien 
der Welt – Deutschland, die Europäische Union – senden 
jeden Tag das klare Signal an die Menschen in der Ukrai-
ne: Wir stehen an eurer Seite und unterstützen euch, wo 
immer es geht. Das ist ein ganz wichtiges Signal diese 
Woche, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

An der Stelle will ich auch ganz kurz auf die Euro-
päische Union selbst zu sprechen kommen. Die Einfüh-
rung des Rechtsstaatsmechanismus war ein ganz großer 
Schritt nach vorne. Denn ja, wir als Europäer müssen 
offen sagen, dass hier und da die Rechtsstaatlichkeit 
auch innerhalb der EU infrage gestellt wird. Ich will es 
in aller Klarheit unterstreichen: Herr Orban, die Finanz-
hilfen für die Ukraine sind keine Pokerchips in diesem 
Spiel.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Dr. Dietmar Bartsch [DIE 
LINKE])

Meine Damen und Herren, wir wollen auch Rechtsstaat-
lichkeit innerhalb der EU durchsetzen. Es geht um starke 
Demokraten, starke Rechtsstaatlichkeit innerhalb der 
Europäischen Union.

Dann müssen wir auch darüber diskutieren – der Op-
positionsführer Friedrich Merz hat es angesprochen –, 
wie wir uns als viertgrößte Volkswirtschaft in der Welt 
aufstellen. Meine Damen und Herren, der Inflation Re-
duction Act der US-Regierung macht uns natürlich große 
Sorgen, keine Frage. Herr Merz, Sie haben hier ganz viele 
Fragen gestellt. Die Fragen bezüglich des Freihandels hat 
der Deutsche Bundestag in der letzten Sitzungswoche 
aber längst beantwortet:

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Jürgen Trittin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir wollen mit Südamerika, mit Mercosur, mit Chile, mit 
Mexiko vorangehen, wir wollen einen Neustart des Frei-
handelsabkommens mit den Vereinigten Staaten.

(Zurufe der Abg. Friedrich Merz [CDU/CSU] 
und Jens Spahn [CDU/CSU])

Herr Merz, ich weiß, da ist immer noch viel aufzuarbei-
ten, offensichtlich auch in Ihrer politischen Geschichte 
gegenüber der eigenen Partei und der eigenen Regie-
rungsverantwortung. Das sind alles Punkte, Herr Merz, 
die unter einer unionsgeführten Bundesregierung nicht 
möglich waren. Wir sind eine Freihandelsnation inner-
halb Europas, und wir wollen den Freihandel vorantrei-
ben, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: 
Peinlich! Sie haben selber nichts zu sagen, und 
dann kommen Sie mit persönlichen Beleidi-
gungen!)

An der Stelle will ich auch ansprechen – der Herr 
Bundeskanzler sprach darüber in Bezug auf den kom-
menden Samstag –, was wir in Deutschland als konkrete 
Antwort auf diesen Angriffskrieg, auf diese Krise gerade 
im Bereich der Energiepolitik leisten konnten. Ange-
sichts der Tatsache, dass Deutschland als langsam galt, 
als ein Land, das hundertmal nachgedacht hat, das über 
ein Jahrzehnt braucht, um einen Flughafen in seiner 
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Hauptstadt zu bauen: Wer hätte uns denn ernsthaft zuge-
traut, dass wir innerhalb weniger Monate ein LNG-Ter-
minal in Deutschland

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Alles 
schon fertig geplant!)

planen, genehmigen, bauen und am Samstag in Betrieb 
nehmen werden, meine Damen und Herren? Das ist die 
Beschleunigung, die Deutschland braucht. Das macht 
diese Koalition, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: 
Die Planung war doch schon fertig!)

Gleichzeitig schreiten wir bei den Modernisierungs-
projekten weiter voran. Ich denke an die Digitalstrategie. 
Über Planungsbeschleunigung sprach ich gerade. Ich 
denke auch an die Sozialstaatsreform; das Bürgergeld 
wird zum 1. Januar 2023 in Kraft treten. Ich denke an 
Dinge wie die Absicherung der gesetzlichen Rentenver-
sicherung über die Aktienrente und an eine BAföG-Re-
form. Über die Handelsagenda sprach ich gerade.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das mit 
der Aktienrente lassen Sie besser!)

Meine Damen und Herren, zu den Zukunftsprojekten 
dieser Koalition gehört auch, Deutschland endlich zu 
einem modernen Einwanderungsland zu machen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind weltoffen. Gleichzeitig machen wir das im bes-
ten Interesse unseres Landes und unserer Volkswirtschaft, 
liebe Kollegen. Diesen Fortschritt tragen wir nach Euro-
pa. Wir wollen gemeinsam mit unseren europäischen 
Partnern gerade in diesen harten geopolitischen Zeiten 
zusammenarbeiten.

Zu guter Letzt, Herr Merz, da ja viel Kritik – jedenfalls 
zu zwei Drittel Ihrer Rede – gegenüber dem Bundeskanz-
ler und der Bundesregierung dabei war: Wenn ich mir die 
Zeitungsüberschriften der letzten Monate anschaue, dann 
sehe ich im April: „Bundeswehr: Merz droht mit Blo-
ckade des Milliardenpakets.“, im Oktober: „Streit um 
Bürgergeld – CDU droht mit Blockade.“, im November: 
Merz droht mit Blockade der Preisbremsen. – Das ist 
zurzeit keine konstruktive Oppositionspolitik.

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

Und ehrlicherweise ist es nicht einmal eine Politik der 
Alternativen zu der Politik dieser Bundesregierung.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Sprachbilder, die Sie gerade in Ihrer Rede genutzt 
haben, Herr Merz, die Sprachbilder von „Bob der Bau-
meister“ sind kein Beweis dafür, dass Sie es an irgend-
einer Stelle besser könnten, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Ganz im Gegenteil!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir dagegen handeln: Noch diese Woche setzen wir 
das Gesetz über die Strom- und Gaspreisbremse in Kraft, 
die zum 1. Januar nächsten Jahres gelten wird. Niemand 
in Deutschland wird allein gelassen, und natürlich wollen 
wir gemeinsam Deutschland stärker machen in der Zu-
kunft.

Ich würde mir – und das zum Schluss als Weihnachts-
gruß in Richtung der Union – eine Opposition wünschen, 
die nicht nur ganz laut fordert: „Preisdeckel bei Strom 
und Gas“ und dann über Monate im Deutschen Bundes-
tag dagegen ist; eine Opposition, die nicht nur fordert: 
„Freihandel“ und dann die Bundesregierung fragt, warum 
sie keinen Freihandel macht, obwohl wir es beschlossen 
und erklärt haben.

(Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Und was ist 
mit TTIP?)

Schauen Sie hin, was wir machen, und gehen Sie gemein-
sam mit uns in ein gutes neues Jahr 2023.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die Fraktion Die Linke 

Dr. Dietmar Bartsch.
(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Dietmar Bartsch (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In den 

Wochen nach dem furchtbaren völkerrechtswidrigen An-
griff Russlands auf die Ukraine hat Europa, hat die EU, 
etwas erlebt, was ihr in den letzten Jahren jedoch sehr 
selten widerfahren ist. Es gab Hoffnung, es gab Sehn-
süchte, die sich mit der EU verbunden haben. Ja, es war 
ein Einschnitt. Ja, es war eine Zeitenwende, unbestritten. 
Aber Fakt ist auch: Vor dem jetzigen erneuten Treffen des 
Europäischen Rats sind diese Hoffnungen vielfach ver-
pufft.

Und, meine Damen und Herren, ich will hier mal fest-
stellen, dass die Fraktion der Sozialdemokraten im Euro-
päischen Parlament aktuell in einem Korruptionssumpf 
versinkt.

(Timon Gremmels [SPD]: Ach Gott!)
Ich hätte mir gewünscht, dass das zumindest mal erwähnt 
wird.

(Beifall bei der LINKEN)
Das ist einer der größten Skandale, die wir in der letzten 
Zeit hatten. Das ist doch unfassbar!

(Timon Gremmels [SPD]: Das hätte ich von 
der AfD erwartet, aber nicht von euch!)

Kein Wort dazu!
Meine Damen und Herren, die Krisenlösungsfähigkeit 

der Europäischen Union entpuppt sich immer mehr als 
eine Luftnummer. Ja, ich weiß, es ist viel getan worden. 
Und ich will auch deutlich sagen: Wir als Linke unter-
stützen alle humanitäre Hilfe für die Ukraine. Ja, ich sage 
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deutlich: Danke an die Hilfsbereitschaft vieler Menschen 
in unserem Land, die Geflüchtete aufnehmen, ohne Wenn 
und Aber.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber es stimmt eben auch: 254-mal taucht das Wort „Eu-
ropa“ in Ihrem Koalitionsvertrag auf, aber für die Men-
schen in Deutschland gilt leider – und täglich grüßt das 
Murmeltier; die Tagesordnung ist wie immer –: Was 
europäische Lösungen für die Inflation und für die Ener-
giekrise betrifft, da ist weitgehend Fehlanzeige. Das hat 
eben viel mit Ihnen zu tun, mit der Bundesregierung.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Beispiel die Gaseinkäufe: Erst wollten Sie nicht, 
und nun doch. Dann die Übergewinnsteuer: Wollten Sie 
nicht. Und während andere in Europa diese Übergewinn-
steuer schon längst gemacht haben, haben Sie das sehr 
lange unter einem anderen Namen und eine Nummer 
kleiner getan. Und was ist eigentlich mit der europäischen 
Gaspreisbremse? Auch da: keine Antwort. Da ist das US- 
Investitionsprogramm. Sie haben Fragen gestellt. Sie ha-
ben nach Antworten gesucht. Ich hätte mir gewünscht, 
dass außer intensiven Gesprächen hier klar gesagt wird, 
was da getan wird. – Das ist mir alles viel zu wenig. Ich 
sehe nur ein Maximum an Selbstgerechtigkeit,

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

viele verprellte Partner in der Europäischen Union und 
vor allen Dingen unzufriedene Bürgerinnen und Bürger 
in Deutschland, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Bundeskanzler, Sie haben Ihre Energiepolitik 
gelobt und den schnellen Ausbau der Terminals. Aber 
zur Wahrheit gehört doch auch: Seit Wochen herrschen 
Temperaturen um den Gefrierpunkt, und Millionen Haus-
halte und Betriebe haben in den letzten Wochen astrono-
mische Preiserhöhungen für Strom und Gas im Briefkas-
ten vorgefunden. Keine dieser Preiserhöhungen wurde 
vom Wirtschaftsminister kontrolliert. Nun erklärt Herr 
Habeck zwar, Preiserhöhungen wären null und nichtig, 
außer sie können durch die Beschaffungskosten begrün-
det werden. Aber wann beginnen denn nun endlich die 
Kontrollen?

(Beifall bei der LINKEN)

In zwei Wochen ändern sich die Tarife. Müssen die Leute 
zahlen oder nicht? Das ist unklar. Die Menschen haben 
Existenzängste, und Sie kommen viel zu spät, meine 
Damen und Herren.

Ich will auf einen weiteren Punkt aufmerksam machen: 
Die Erneuerbaren haben Sie hier gelobt. Es ist ja völlig 
richtig, sie verbal zu loben. Aber Ihre Energiepolitik, die 
ist teuer, und die ist klimaschädlich, und vor allen Dingen 
gibt es dort eine erhebliche Doppelmoral. Der Ausbau der 
Windenergie geht seit 2017 stetig zurück. Und in diesem 
Jahr stagniert er auf dem Niveau des Vorjahres der Gro-
ßen Koalition.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist die Wahrheit! Fast die Hälfte des produzierten 
Stroms in Deutschland stammt phasenweise aus der Koh-
le. Deutschland ist unter der Ampel die Klimadreck-
schleuder Europas. Das ist die Wahrheit! Es ist schlicht 
wahr.

(Beifall bei der LINKEN – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Aha! Aha!)

Die gute Nachricht ist, dass ein Jahr schon vorbei ist. 
Aber ich kann nur eins raten: Korrigieren Sie Ihre Selbst-
zufriedenheit auch bezüglich Europas. Die Bürgerinnen 
und Bürger haben Besseres verdient als dieses: „Wir las-
sen niemanden allein“ und lauwarme Ankündigungen aus 
Brüssel. Endlich weniger Selbstzufriedenheit und mehr 
Engagement, meine Damen und Herren!

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht immer nur quatschen!)

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Achim Post.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Achim Post (Minden) (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn man 
auf das Jahr 2022 zurückblickt, muss man, glaube ich, 
sagen: Es war und ist ein Jahr wie kaum ein anderes. Es 
ist ein Jahr, das durch Putins aggressiven Angriffskrieg 
wieder Krieg auf diesen Kontinent gebracht hat. Es ist ein 
Jahr, das vermeintliche Gewissheiten beschädigt oder so-
gar zerstört hat. Aber: Es ist auch ein Jahr, das uns in 
Deutschland und Europa angespornt hat, entschlossener 
und geschlossener zu handeln. Und es ist ein Jahr, das 
nachdrücklich und eindrücklich zeigt: Eine souveräne, 
soziale, starke Europäische Union ist unverzichtbar, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wenn ich zur Regierungsbank blicke und zum Bundes-
kanzler, kann ich für meine Fraktion, für die SPD-Bun-
destagsfraktion, gerade zum Ende dieses Jahres erklären: 
Wir bedanken uns für die Entschlossenheit und Beson-
nenheit der gesamten Bundesregierung und des Bundes-
kanzlers Olaf Scholz.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Diese Bundesregierung handelt in Deutschland mit 
dem „Sondervermögen Bundeswehr“, mit drei Entlas-
tungspaketen, mit dem 200-Milliarden-Paket, das wir in 
dieser Woche beschließen werden zur Deckelung von 
explodierenden Energiepreisen. Diese Bundesregierung 
handelt in Europa, außenpolitisch, gegenüber Russland, 
mittlerweile mit neun Sanktionspaketen – Sanktions-
pakete, die es so noch nie gegeben hat in der Geschichte 
der Europäischen Union. Sie handelt gegenüber dem Iran 
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mit einer Klarheit und Entschlossenheit, wie sie von 
Annalena Baerbock und vom Bundeskanzler vorgetragen 
wird, wie ich sie noch nie erlebt habe in den letzten 20 
oder 30 Jahren, um das mal ganz klar zu sagen!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Und sie handelt mit Blick auf die nächsten notwendi-
gen Erweiterungsschritte fast 20 Jahre nach dem Gipfel in 
Kopenhagen, wo die bislang größte Erweiterung be-
schlossen wurde. Mit klaren Kriterien, wann man bei-
treten darf und wann nicht, haben wir uns jetzt, nachdem 
jahrelang nichts passiert ist, auf den Weg gemacht, unter 
der Führung dieses Bundeskanzlers die nächsten Schritte 
zur Erweiterung der Europäischen Union um den west-
lichen Balkan zu machen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Diese Bundesregierung handelt auch sicherheitspoli-
tisch und verteidigungspolitisch in einer Art und Weise, 
wie wir uns das wahrscheinlich alle vor zehn Monaten 
noch nicht vorstellen konnten: mit dem „Sonderver-
mögen Bundeswehr“ und auch mit deutsch-französischen 
Projekten, die jahrelang in der Großen Koalition verhakt 
waren und wo nichts weiterging, als Sie die Verteidi-
gungsminister gestellt haben,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

nämlich mit dem Waffensystem, dem neuen FCAS, ein 
deutsch-französisches Großprojekt für die nächsten Jahre 
und Jahrzehnte, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Wir handeln – das gehört nämlich dazu – auch ent-
wicklungspolitisch, wir leisten humanitäre Hilfe. Das, 
was Deutschland in den letzten zehn Monaten für die 
Ukraine geleistet hat, ist wirklich vorbildlich, und es ist 
ganz billig, das eine oder andere herauszusuchen, was 
einem gerade nicht passt, lieber Kollege Merz.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Und wenn ich schon mal bei Ihnen bin: Das Einzige, was 
mich bei Ihren Reden immer irritiert, ist der Anfangsteil. 
Der Anfangsteil ist immer staatsmännisch, kooperativ. Es 
stellt sich am Schluss Ihrer Rede immer heraus: Das ist 
nur gespielt. Es reicht nur zum Reclam-Staatsmann, Herr 
Merz.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Es wird ja 
immer schöner! – Stefan Müller [Erlangen] 
[CDU/CSU]: Das ist eine Beleidigung!)

Zu dem, was Sie, Herr Bartsch, angesprochen haben: 
Natürlich muss man auch bei einer solchen Regierungs-
erklärung – an einem solchen Tag, vor zwei wichtigen 
Gipfeln – darüber reden, was in der Europäischen Union 
nicht klappt oder wo es Missstände gibt. Ich fange mal an. 

Es gibt keinen Skandal der Sozialdemokraten im Euro-
päischen Parlament. Es gibt einen Skandal von einzelnen 
Sozialdemokraten im Europäischen Parlament.

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!)
Das ist richtig, und das sprechen wir ganz offen an.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Das macht es na-
türlich besser! Absurd!)

Ich hätte mich gefreut, wenn Sie das bei den Masken-
skandalen und anderen Sachen genauso gemacht hätten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das, was sich da zeigt, ist zweierlei: ein Abgrund an 
Habgier und ein Abgrund an Korruption. Aber es zeigt 
sich auch: innerhalb von fünf Tagen Ausschluss aus der 
Partei, Ausschluss aus der Fraktion und ein Beschluss des 
Europäischen Parlaments zur Absetzung als Vizeprä-
sidentin.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Viel zu spät!)
Das ist schnelles Handeln. In fünf Tagen ist hier bei uns 
mehr passiert als bei anderen in fünf Jahren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Und es gibt noch etwas, worüber man reden muss; der 
Kollege Dürr hat das zu Recht angesprochen: Natürlich 
ist es in der Europäischen Union mit 27 Staaten nicht so, 
dass alle so sind wie wir oder alle so sind wie Frankreich 
oder alle so sind wie die Niederlande; nein. Das liegt in 
der Natur der Sache, wenn ich nach und nach versuche, 
die Europäische Union zu erweitern.

Es liegt nicht in der Natur der Sache, dass einige Län-
der meinen, sie müssten sich nicht an Rechtsstaatlichkeit, 
Freiheit, Demokratie und Pressefreiheit halten, zum Bei-
spiel Ungarn. Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist es richtig, dass mit dem Vorgehen der Europäischen 
Union gegenüber Ungarn und Orban ein Meilenstein ge-
setzt wurde. Geld scheint doch eine wichtige Waffe zu 
sein, um solchen Leuten ans Leder zu gehen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Er ist jedenfalls kein Gewinner der letzten Woche. Er ist 
der große Verlierer in Europa. Der große Verlierer in 
Europa heißt Viktor Orban, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Das hätten Sie gern! – Timon 
Gremmels [SPD]: Weiß das auch die CSU?)

Zusammengefasst: Wir haben für 2023, ausgehend von 
dem morgigen Gipfel, viel vor in Europa. Wir werden in 
der Wirtschafts- und Industriepolitik mit diesem Wirt-
schaftsminister die industriepolitische Agenda in Europa 
neu schreiben, wir werden bei den Beihilfen deutlich 
mehr machen als bisher, und wir werden auf der Höhe 
der Zeit sein,

(Beifall der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])
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wenn es darum geht, uns neu aufzustellen, was die Wirt-
schafts- und Industriepolitik in Europa angeht, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Der letzte Punkt: Ich bin sicher, dass der Fahrplan für 
einen realistischen Fortschritt in der Europäischen Union 
Schritt für Schritt umgesetzt wird, wie es der Bundes-
kanzler in Prag erklärt hat. Der erste Schritt dafür wird 
auf diesem Gipfel passieren, die nächsten werden folgen.

Schönen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion 

Alexander Dobrindt.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Dobrindt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kol-

legen! Herr Bundeskanzler, Sie haben den Vernichtungs-
krieg Putins gegen die Zivilbevölkerung in der Ukraine 
angesprochen. Sie haben noch einmal deutlich bekräftigt, 
dass Sie an der Seite der Ukraine stehen. Wir unterstützen 
Sie bei diesem Anliegen ausdrücklich, immer und immer 
wieder.

Aber was Sie heute erneut nicht gesagt haben, und das 
muss das Leitmotiv all unserer Handlungen sein: Die 
Ukraine muss diesen Krieg gewinnen! Was ist so schwer 
daran?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie haben darüber gesprochen, dass Sie Europa zusam-

menhalten wollen. In Ihrer ersten Regierungserklärung, 
Herr Bundeskanzler, haben Sie gesagt, dass Sie in Europa 
Brücken bauen wollen. Die Bilanz allerdings im ersten 
Jahr Ihrer Regierung ist doch eher, dass Sie Deutschland 
in Europa zunehmend isoliert haben.

Es ist Ihre Verteidigungsministerin, die Polen vor den 
Kopf gestoßen hat, weil sie Patriot-Vereinbarungen nicht 
geheim halten konnte. Es ist Ihr Wirtschaftsminister, der 
Schweden vor den Kopf gestoßen hat, weil er aus ideo-
logischen Gründen die Kernenergieversorgung Schwe-
dens gefährdet. Sie selber liegen mit dem französischen 
Präsidenten im Streit.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was?)

Herr Bundeskanzler, der deutsch-französische Motor in 
Europa, er stottert. Sie bauen keine Brücken, Sie reißen 
sie ein. Das ist die Wahrheit in Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie haben hier heute intensiv über Ihre Neuausrichtung 

der Verteidigungspolitik gesprochen. Sie haben in Ihrer 
Zeitenwende-Rede ja auch von einer Aufrüstungsoffen-
sive gesprochen und diese versprochen. Aber wie schaut 

denn die Bilanz am Ende dieses Jahres aus? 2 Prozent für 
die Verteidigung: Sie halten sie nicht ein. 10 Milliarden 
Euro für die Munitionsbeschaffung: Sie halten sie nicht 
ein. 100 Milliarden Euro Sondervermögen ausgeben für 
Beschaffung: Sie halten es nicht ein. Ihre Verteidigungs-
ministerin organisiert anstatt der Zeitenwende die Zeit-
verschwendung. Das hat mit Fortschritt nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie haben auch von der Energiesicherheit gesprochen. 
In Ihrer Rede hier im Deutschen Bundestag am 1. Juni 
haben Sie gesagt:

Energie muss immer verfügbar sein, 24 Stunden am 
Tag, 365 Tage im Jahr.

Die Realität heute ist eine andere. Erst hat Ihr Wirt-
schaftsminister das Stromproblem grundsätzlich geleug-
net. Dann haben die Grünen ein Stromsonderproblem für 
Bayern erfunden.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Marianne Schieder [SPD]: Oje! – Katharina 
Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nie-
mand blockiert die Windenergie so intensiv 
wie Bayern!)

Jetzt erklärt das grüne Ministerpräsidentenland Baden- 
Württemberg – hören Sie einfach zu –, dass Abschaltun-
gen der Stromversorgung nicht mehr auszuschließen 
sind.

Ja, Herr Habeck, Sie schalten die Kernkraftwerke ab 
anstatt den Verstand ein. Ich sage Ihnen: Das hat mit 
Blackout nichts zu tun. Es ist ein Greenout, den wir hier 
erwarten können.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Marianne Schieder [SPD])

Weil wir hier über Ihre Bilanz reden: Der Bundes-
finanzminister hat noch im letzten Monat gesagt, dass 
Sie als Koalition nicht beabsichtigten, Steuern zu er-
höhen. Letzte Woche haben Sie hier im Deutschen Bun-
destag eine massive Erhöhung der Erbschaftsteuer be-
schlossen.

(Christian Dürr [FDP]: Also nein, Herr 
Dobrindt, das war Ihr eigener Parteifreund 
Horst Seehofer!)

Vielleicht haben Sie das etwas spät bemerkt.

(Christian Dürr [FDP]: Alle Finger zeigen auf 
Sie zurück!)

Und weil Sie, Herr Dürr von der FDP, hier wieder den 
Namen „Horst Seehofer“ zwischenrufen, will ich Ihnen 
schon mal sagen:

(Christian Dürr [FDP]: Nichts außer schlauen 
Sprüchen!)

Wir haben uns ja daran gewöhnt, dass Sie von Ihrer Mit-
verantwortung in den letzten 20 Jahren in der deutschen 
Politik nichts mehr hören wollen,

(Christian Dürr [FDP]: Die Erbschaftsteuer ist 
nicht Sache der FDP!)
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aber dass Sie jetzt schon von Ihrer Mitverantwortung bei 
den Entscheidungen von letzter Woche nichts mehr wis-
sen wollen, das ist in der Tat eine ganz neue Dimension.

(Beifall bei der CDU/CSU – Christian Dürr 
[FDP]: Das ist ja Quatsch!)

Auch wenn Ihnen das möglicherweise spät aufgefallen 
ist:

(Christian Dürr [FDP]: Was macht denn jetzt 
der Söder?)

Sie haben in der letzten Woche die Freibeträge nicht 
erhöht.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau!)
Jetzt kommen Sie darauf – gestern ganz offensichtlich –, 
dass man Freibeträge erhöhen muss, und schieben die 
Verantwortung den Ländern zu.

(Christian Dürr [FDP]: Wir brauchen den 
Bundesrat dafür!)

Ich sage Ihnen: Wenn Sie bereit sind, die Freibeträge 
zu erhöhen, dann liegt der Ball immer noch im Finanz-
ministerium. Dann machen Sie doch einen Gesetzent-
wurf, dass die Freibeträge erhöht werden und die Erb-
schaftsteuer nicht steigt. Wir sind sofort dabei, dies 
mitzumachen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Christian Dürr 
[FDP]: Ohne Bundesrat geht es nicht! Sie rufen 
doch sofort den VA an! – Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das sind Lip-
penbekenntnisse!)

Zum Schluss nur der Hinweis: Herr Bundeskanzler, 
Sie haben den Menschen Respekt versprochen. In Ihrer 
ersten Rede als Bundeskanzler kommt dieses Wort 
30-mal vor. In Ihrer letzten Rede und auch heute, Herr 
Bundeskanzler, ist davon keine Rede mehr. Ich wünsche 
mir für Ihr zweites Jahr in Ihrer Amtszeit, dass Sie wieder 
mehr über Respekt reden und übrigens auch danach han-
deln:

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Respekt gegenüber unseren europäischen Partnern, Res-
pekt gegenüber der nächsten Generation, Respekt gegen-
über der Leistung der Menschen in unserem Land und – 
übrigens auch als Weihnachtsgruß, Herr Dürr – Respekt 
auch gegenüber der Opposition.

(Christian Dürr [FDP]: Absolut!)
Ich kann sagen: Ich habe selten eine so destruktive 

Rede hier im Deutschen Bundestag
(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Ja, weil Sie sich selber nicht zuhören!)
von einer Regierungskoalition gehört wie von Ihnen, 
Frau Dröge.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen Jürgen Trittin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lieber 

Herr Dobrindt, ich glaube, Sie haben hier gleich mehrere 
Chancen verpasst.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Sie meinen Frau 
Dröge!)

Die erste Chance wäre gewesen, dass Sie sich hier für das 
unselige Sharepic entschuldigen, das ukrainische Flücht-
linge im Ankunftszentrum in Tegel zeigt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Solidarität mit der Ukraine heißt Solidarität mit den Men-
schen und heißt nicht, Politik zulasten von Geflüchteten 
aus der Ukraine zu machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Die zweite Gelegenheit, die Sie verpasst haben: Sie 
hätten sich hier endlich mal für den Begriff der „Klima- 
RAF“ entschuldigen können.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Warum denn?)
Wissen Sie, warum ich das in dieser Woche sage? Weil 
wir gerade damit konfrontiert worden sind, was die wahre 
terroristische Herausforderung in diesem Lande ist, näm-
lich der bewaffnete Arm der Reichsbürger mit den Bezie-
hungen zur AfD. Dazu gab es kein Wort von Ihnen, kein 
Sharepic, gar nichts! Das ist ein Messen mit doppelter 
Moral.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vielleicht sollten Sie, wenn wir über Europa sprechen, 
sich der Ernsthaftigkeit der Delegitimation infolge dieses 
jüngsten Korruptionsskandals stellen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Na so was! Der 
CDU-Stadtrat, was ist mit dem?)

Ich hätte mir gewünscht, dass die CSU an der Stelle sagt: 
Ja, wir überdenken unsere Position noch mal. – Denn 
weiterhin dagegen zu sein, dass es eine Obergrenze für 
Bargeldzahlungen gibt, ist angesichts der Bargeldhaufen, 
die da gefunden worden sind, meines Erachtens genau die 
falsche Konsequenz aus diesem Skandal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dorothee 
Bär [CDU/CSU]: Was ist mit der FDP eigent-
lich? Spannend! Wo ist der Applaus bei der 
FDP? Oh, schön! Tolle Regierung! Mensch! 
Ist ja super hier! Wahnsinn! Ist ja spannend!)

Wenn Sie mir schon den Gefallen tun, als CSU-Mit-
glied über Energiepolitik zu sprechen, dann erlaube ich 
mir die freundliche Frage: Wer hat die Situation herbeige-
führt, dass, wie die deutschen Netzbetreiber festgestellt 
haben, wir zwar in Norddeutschland eine Überkapazität 
von Strom haben, wir nicht wissen, wohin damit, wir zum 
Teil dort Windparks abschalten müssen, aber in Bayern 
eine Mangellage droht? Ich kann Ihnen beantworten, wer 
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dafür verantwortlich ist: Das ist der esoterische Einzel-
gang der CSU gewesen, die gewollt hat, dass dort keine 
Windenergie produziert wird und die jede Stromleitung 
aus dem Norden in den Süden blockiert hat. Wenn je-
mand ein energiepolitischer Geisterfahrer ist, dann ist es 
die CSU in Deutschland.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Dorothee Bär 
[CDU/CSU]: Thema verfehlt!)

Letzte Bemerkung. Meine Damen und Herren, das ist 
die traurige Wirklichkeit, die wir gelegentlich vorgefun-
den haben, als wir die Regierung übernommen haben.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Wol-
len Sie noch was zu Europa sagen? Ihre Rede-
zeit ist gleich vorbei!)

Auf die Frage, wie wir in Europa
(Zurufe von der CDU/CSU: Ah!)

mit dieser Situation umgehen, hat diese Bundesregierung 
eine Antwort gefunden. Wir sind diejenigen, die zum 
Beispiel mit dem Global Gateway es vorantreiben, dass 
in Namibia, in Chile im großen Stil die Erzeugung von 
erneuerbaren Energien und Wasserstoff ausgebaut wird. 
Aber wir gehen nicht nur hin und sagen: Wir machen 
dieses Neue. – Wir sichern auch die Energieversorgung 
für morgen. Das ist übrigens, wenn ich das sagen darf, 
nicht nur eine gute Nachricht für die Energieunabhängig-
keit Deutschlands. Das zeigt an dieser Stelle auch und 
gerade ein partnerschaftliches Verständnis im Umgang 
mit Ländern wie Namibia. Das ist eine riesige Entwick-
lungschance für diese Länder.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Aber wir nehmen als G-7-Länder auch viel Geld in die 
Hand, um gemeinsam mit anderen Ländern, beispiels-
weise Südafrika, deren Abhängigkeit von Kohle zu über-
winden. Das ist unsere Antwort auf die Herausforderung, 
vor der dieses gemeinsame Europa angesichts einer dro-
henden Bipolarität der USA und Chinas steht. Diese Ant-
wort gibt diese Bundesregierung. Dafür danke ich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die FDP-Fraktion Alexander 

Graf Lambsdorff.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Alexander Graf Lambsdorff (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Was für 

ein Jahr neigt sich dem Ende zu, ein Jahr wirklich großer, 
dramatischer Zäsuren. Der größte Landkrieg in Europa 
seit dem Zweiten Weltkrieg ist ausgebrochen. Gleichzei-
tig ist es auch eine Zäsur, die zeigt, wie fest der Westen 
zusammensteht. Wer hätte zu Beginn dieses Jahres, zu 
Beginn der Invasion und der schrecklichen Entwicklun-
gen gedacht, dass der Versuch von Russlands Totalerobe-

rung der Ukraine so umfassend scheitern würde, wie wir 
das jetzt beobachten?

Putins außenpolitischer Handlungsspielraum ist deut-
lich geschrumpft; aber auch im Inneren scheint die russi-
sche Regierung ihre eigene Legitimität infrage gestellt zu 
sehen. Zum ersten Mal seit zehn Jahren fällt die Jahres-
pressekonferenz des russischen Präsidenten aus. Meine 
Damen und Herren, das ist eine bemerkenswerte Ent-
wicklung. Ganz offensichtlich sieht sich Präsidentin 
Putin nach der Mobilisierung auch im Inland inzwischen 
dem Druck seiner Bevölkerung ausgesetzt, diesen 
schrecklichen Krieg zu beenden. Wir können nur hoffen, 
dass dieser Druck sich auch dahin gehend auswirkt, dass 
der Krieg eines Tages endet.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zurzeit – das muss man auch so deutlich sagen – gibt es 
aber keinen Anlass zur Entspannung. In der Ukraine ver-
folgt Russland zurzeit eine Politik der verbrannten Erde, 
und diese Art der Kriegsführung birgt auch für uns in 
Zukunft Risiken und Gefahren, für die wir in Deutsch-
land und Europa gewappnet sein müssen. Was bedeutet 
das: „gewappnet sein“? Es bedeutet das, was wir im Koa-
litionsvertrag festgehalten haben.

Erstens: das transatlantische Bündnis ist zentraler 
Pfeiler, und zweitens, die NATO bleibt unverzichtbare 
Grundlage unserer Sicherheit.

Drittens – so haben wir es im Koalitionsvertrag fest-
gehalten –: Unsere Soldatinnen und Soldaten leisten ei-
nen unentbehrlichen Beitrag zum Schutz unseres Landes, 
für Frieden und internationale Sicherheit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie stehen in Ämari mit der Luftwaffe, in Rukla mit 
dem Heer. Die NATO-Luftabwehr in der Slowakei wird 
gestärkt, und in dieser Woche wird auch in Polen die 
Luftabwehr verstärkt. Meine Damen und Herren, wir 
hier können genau wie unsere Wählerinnen und Wähler 
Advent und Weihnachten voraussichtlich zu Hause, in 
der Heimat bei unseren Lieben feiern. Für viele Soldatin-
nen und Soldaten gilt das nicht. Sie leisten ihren Dienst 
fern der Heimat, ob in Mali oder Estland, Litauen oder 
dem Libanon, Südsudan oder der Slowakei. Wir denken 
an sie. Wir danken ihnen für ihren Einsatz und wünschen 
ihnen friedliche und fröhliche Weihnachten fern der Hei-
mat.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: der fraktionslose Abgeordnete 

Robert Farle.
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Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bun-

deskanzler! Sehr geehrte Damen und Herren! Die Bun-
desregierung tritt jetzt mit der zugesagten Ausbildung 
von 5 000 Mann ukrainischer Kampftruppen auf deut-
schem Territorium ganz bewusst in den ukrainischen 
Krieg gegen Russland ein

(Timon Gremmels [SPD]: „In den ukrai-
nischen Krieg gegen Russland“? Meine Güte!)

mit dem Ziel, eine militärische Niederlage Russlands zu 
ermöglichen, was offensichtlich durch die immer schär-
fere Sanktionspolitik der EU im Wirtschaftskrieg gegen 
Russland nicht erreicht werden kann. Für diese ständig 
weiter gehende Eskalation der Beteiligung Deutschlands 
an dem Krieg gegen Russland gibt es keine völkerrecht-
liche Grundlage,

(Zurufe von der SPD: Oh! – Marianne 
Schieder [SPD]: Das ist unerträglich!)

und sie verstößt eindeutig gegen das Aggressionsverbot

(Timon Gremmels [SPD]: Täter-Opfer-Um-
kehr!)

unseres Grundgesetzes nach Artikel 26 Absatz 1.
Spätestens seit Selenskyjs Dekret Nummer 117 vom 

März 2021 zur Eroberung der Krim steht zweifelsfrei 
fest, dass die Ukraine, gestützt auf die USA und Teile 
der EU, einen Angriffskrieg gegen Russland vorbereitet 
hat. Selenskyj verteidigt keine westlichen Werte. Er ist 
korrupt. Er hat die Opposition in seinem Land verboten, 
die Medien gleichgeschaltet, Kriegsverbrechen zu ver-
antworten, Friedensverhandlungen mit Russland per De-
kret verboten, lässt Kollaborateure foltern und ermorden, 
führt Terroraktionen durch und versucht, durch gezielte 
Provokationen immer mehr westliche Länder in seinen 
Krieg hineinzuziehen.

(Timon Gremmels [SPD]: Zynisch! Zynisch!)

Das ist alles belegt durch Zeitungsmeldungen im „Focus“ 
und in der „Welt“.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Timon Gremmels [SPD]: Das stand wohl im 
„Stürmer“, oder was?)

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, ich appelliere an 
Sie: Reichen Sie dem französischen Präsidenten Macron 
die Hand, und unterstützen Sie seinen Vorschlag, sofor-
tige Waffenstillstandsverhandlungen und die Schaffung 
einer europäischen Sicherheitsarchitektur unter Wahrung 
der Sicherheitsinteressen aller Beteiligten, unter Ein-
schluss der Russischen Föderation, nach Kräften voran-
zutreiben! Und nein, Herr Dobrindt, die Ukraine muss 
nicht gewinnen. Der Frieden muss gewinnen. Wir brau-
chen keinen nuklearen Winter, niemals – nicht in Europa, 
auch nicht in Deutschland und nicht in der ganzen Welt. 
Machen Sie endlich eine Friedensoffensive! Das ist die 
Aufgabe dieser Regierung, wenn Sie Ihren Amtseid nicht 
brechen wollen. Wenn Sie ihn brechen wollen, werden 
Sie Ihre Quittung bei den nächsten Wahlen bekommen.

Vielen Dank.

(Timon Gremmels [SPD]: Selbst für die AfD 
zu rechts! Das soll was heißen! – Abg. Robert 
Farle [fraktionslos] verlässt das Rednerpult 
und ruft in Richtung Regierungsbank: Frieden, 
das habe ich vermisst!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Der Bundeskanzler hat mir gerade mitgeteilt, dass er 

zum Europäischen Rat losmuss. Er bittet deshalb um Ent-
schuldigung, dass er die letzten Rednerinnen und Redner 
nur virtuell verfolgen kann.

Wir machen jetzt weiter. Nächster Redner: für die 
SPD-Fraktion Axel Schäfer.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Axel Schäfer (Bochum) (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nach der letzten Rede muss man feststellen: Es kann sein, 
wenn man lebenslang Stalinist ist und im Alter dann 
rechtsextrem wird, dass das beides sehr, sehr nahe bei-
einanderliegt. Trotzdem ist das tragisch und dramatisch. 
Wir müssen gemeinsam aufs Schärfste zurückweisen, 
was Herr Farle gerade gesagt hat.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie des Abg. 
Henning Rehbaum [CDU/CSU] – Zuruf des 
Abg. Robert Farle [fraktionslos])

Reden wir über Europa, und reden wir darüber, was 
getan werden muss, damit es gelingt! Olaf Scholz hat in 
seiner Prager Rede zu Recht gesagt: Damit Europa ge-
lingt, brauchen wir Mehrheitsentscheidungen. Was Ein-
stimmigkeit in der Praxis bedeutet, haben wir ja gesehen: 
Orban war in der Lage, die Ukraine in Bezug auf die 
Hilfen in Geiselhaft zu nehmen. Es war gut, dass wir es 
jetzt geschafft haben, zu einer gemeinsamen Lösung zu 
kommen. Es war übrigens auch gut, dass in diesem Hause 
ganz viele zehn Jahre lang auf die Union eingeredet ha-
ben, Herrn Orban aus der christdemokratischen Familie 
auszuschließen; irgendwann ist er dann freiwillig gegan-
gen. Ich erinnere mich sehr gut daran, wie viele Pilger-
züge es von München aus nach Budapest gegeben hat, um 
Orban zu unterstützen.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Sagen 
Sie doch mal, wie viele!)

Ich hoffe, das ist bei der Union ein für alle Mal vorbei.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Reden wir auch über die Praxis des Bundeskanzlers! Er 
hat schon als Finanzminister zusammen mit dem franzö-
sischen Finanzminister Bruno Le Maire für globale Min-
deststeuern bei Unternehmen gekämpft. Dafür hat es 
dann eine Mehrheit gegeben, und jetzt haben wir das – 
auch wieder gegen die Blockade Ungarns – innerhalb der 
Europäischen Union erreicht. Das ist ein großer Erfolg in 
der Europapolitik für diese Bundesregierung und für die-
sen Bundeskanzler.
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(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Katharina 
Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Kollege Merz, es ist ja leicht, zu behaupten, man wisse, 
wie in anderen Ländern zurzeit über die Bundesregierung 
bzw. über angebliche Unzuverlässigkeiten geredet wird.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Das können 
auch Sie wissen!)

Ich habe in diesem Haus als Einziger das Privileg, sowohl 
in der Zukunftskonferenz Europas mit Parlamentarierin-
nen und Parlamentariern der EU als auch in der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarats – dort sind 
46 Staaten vertreten – zu wirken. Ich weiß sehr wohl, wie 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier in den Mit-
gliedsländern über uns denken, was sie von Deutschland 
halten und erwarten. Das, was Sie gesagt haben, ist pau-
schal, oberflächlich und in der Konsequenz auch falsch.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Nein, 
das ist es nicht, lieber Axel Schäfer! Das ist das 
Bild, das im Augenblick von uns hier in Eu-
ropa existiert!)

– Lieber Gunther Krichbaum, ich bin auch in der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarats. Mein Blick 
geht also schon ein bisschen weiter als nur auf die Zu-
kunftskonferenz.

(Zuruf des Abg. Gunther Krichbaum [CDU/ 
CSU])

Bleiben wir genau bei diesem Punkt. Wir haben in der 
Zukunftskonferenz gesagt: Wir müssen die Bürgerinnen 
und Bürger stärker beteiligen. Ein zentraler Punkt, um die 
Demokratie zu entwickeln, ist das Wahlalter, das heißt die 
Einbeziehung jüngerer Menschen. In Deutschland ist es 
gelungen, das Wahlalter für die Bundestagswahl von 25 
über 21 auf 18 Jahre zu senken. Die CDU/CSU verwei-
gert sich einer weiteren Absenkung. Das heißt, sie gibt 
vielen Millionen jüngeren Menschen nicht die Chance 
auf politische Partizipation. Wir haben in Europa die 
Forderung, dass eine weitere Absenkung realisiert wird. 
Wir haben deshalb hier im Bundestag dafürgestimmt, 
dass an der nächsten Direktwahl des Europäischen Par-
laments im Jahr 2024 auch 16-Jährige teilnehmen dürfen. 
Das haben wir in der Zukunftskonferenz gemeinsam so 
gefordert und hier im Bundestag beschlossen, und die 
Union hat geschlossen gegen diese Forderung gestimmt. 
Hier kann man ganz genau sehen, inwieweit Europa von 
Ihnen getragen und vorangebracht wird.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Katharina 
Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist wichtig, an 
dieser Stelle deutlich zu machen: Wir haben in diesem 
Jahr, im Jahr der größten Herausforderung Europas seit 
1945, bewiesen, dass wir handlungsfähig sind. Wir haben 
bewiesen, dass wir dieses Europa zusammenhalten. Des-
halb war es in diesem Jahr so entscheidend, eine Koali-
tion aus Freien Demokraten, Grünen und Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten zu haben, und so soll es 
auch bleiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Kollege Schäfer, Sie haben gerade den Abgeordneten 

Farle als Person angegriffen. Wir haben vereinbart, uns 
nicht gegenseitig mit Ausdrücken zu beschimpfen. Des-
halb will ich sagen: Das ist zumindest unparlamentarisch. 
Ich schaue mir aber im Nachgang die genaue Formulie-
rung im Protokoll noch mal an.

Nächste Rednerin: für die CDU/CSU-Fraktion Patricia 
Lips.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Patricia Lips (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Die Welt 

sortiert sich neu – wir haben es heute mehrfach gehört –, 
aber nicht erst seit heute, nur mit einer sichtbar neuen 
Dynamik. Die Entwicklung liegt schonungslos offen.

Wir sind das größte Land in der Europäischen Union. 
Auch deshalb richten sich viele Augen nach Deutschland, 
in Zeiten wie diesen umso mehr. Europa braucht ein 
starkes Deutschland. Aber um das zu sein, brauchen wir 
ein starkes, funktionierendes Europa. Deshalb bleibt die 
Frage wichtig: Wie wird unser Land aktuell innerhalb 
der europäischen Familie wahrgenommen? Sind wir als 
starker, verlässlicher, berechenbarer Partner in der Mane-
ge? Wir haben da so unsere Zweifel. Was noch wichtiger 
ist: Was ist eigentlich die Vorstellung der Bundesregie-
rung von Europa? Was ist der Kompass über den Tag 
hinaus, der sie leitet?

Manches wurde am heutigen Tag bereits genannt. Aber 
wenn wir es mit der Zeitenwende ernst meinen, dann 
müssen weitere Taten folgen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Europa steht mehr denn je an einem Scheideweg. Lassen 
Sie es uns deshalb auch mit einem Belastungsmoratorium 
ernst meinen – ein Begriff, der heute noch gar nicht 
gefallen ist –,

(Zuruf von der FDP: Das ist ein guter Begriff!)

wenigstens mit einem Regulierungs- oder Bürokratie-
stopp, wenn schon der Abbau nicht hinreichend gelingt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das gilt für Maßnahmen im eigenen Land, aber aktuell 
umso mehr für Maßnahmen auf europäischer Ebene. Wir 
tun an dieser Stelle oft so, als sei in diesem Jahr gar nichts 
geschehen. Setzen Sie sich dafür ein! Erfüllen Sie Ihren 
eigenen Anspruch an die Zeitenwende, auch an dieser 
Stelle!

Kolleginnen und Kollegen, nicht nur Deutschland, 
auch Europa lebt vor allem von der Akzeptanz und dem 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger sowie der Pla-
nungssicherheit für unsere Betriebe. Unser Ziel muss 
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zwingend bleiben, die Wettbewerbsfähigkeit Europas zu 
stärken. Das allein sichert unseren Wohlstand. Die Zeit 
allein wohlfeiler Worte jedenfalls ist vorbei.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Nächster Redner: für die SPD-Fraktion Timon 

Gremmels.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Timon Gremmels (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Vielen Dank, Herr Merz, für Ihre 
Hausbauspartipps, die Sie hier am Anfang gegeben ha-
ben. Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wenn wir in diesem Jahr auf den Häuslebauer Friedrich 
Merz gehört hätten, dann hätten wir vielleicht ein schö-
nes, aber kaltes Haus; denn die Hälfte der Häuser, die 
Herr Merz gebaut hätte, hätte keine funktionierende Gas-
versorgung. Es war doch sein Vorschlag im März, Nord 
Stream 1 vom Netz zu nehmen. Unsere Gasspeicher wä-
ren heute leer, unsere Häuser wären heute kalt. So viel zur 
energiepolitischen Kompetenz von Friedrich Merz. Inso-
fern: Diese Häuser kann er selber bauen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: 
Also, den billigen Applaus abgeholt! Jetzt sa-
gen Sie mal was zur Sache! – Gegenruf des 
Abg. Johannes Schraps [SPD]: Das hat er ge-
nau so gesagt! Das ist doch kein billiger Ap-
plaus! Das muss man halt mal klar benennen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ja, wir 
werden uns auch in den nächsten Tagen über einen euro-
päischen Gaspreisdeckel unterhalten. Ich bin sehr zuver-
sichtlich, dass wir da auf den Konferenzen, allerspätes-
tens am Montag auf der EU-Energieministerkonferenz, 
einen guten europäischen Kompromiss hinbekommen. 
Wichtig und oberstes Ziel ist doch, dass wir in Europa 
genügend Brennstoff, genügend Gas bekommen. Wir 
müssen natürlich aufpassen; denn ein zu hoher Preis-
deckel birgt die Gefahr, dass Gas in Europa knapp wird, 
dass die internationale Tankerflotte an Europa vorbei-
fährt. Insofern haben wir da eine Gesamtverantwortung.

Wir brauchen aber noch in diesem Jahr eine Lösung, 
weil alle weiteren Diskussionen, die wir führen, wie zum 
Beispiel über den vom Kanzler angesprochenen gemein-
samen Gaseinkauf oder die Beschleunigung von Geneh-
migungsverfahren, die wir in Europa voranbringen, der-
zeit noch blockiert werden. Deswegen ist es sinnvoll und 
wichtig, diesen Knoten zu durchschlagen und diese Fra-
gen zu diskutieren. Ich bin sehr zuversichtlich, dass so-
wohl der Kanzler als auch Robert Habeck als unser Ener-
gie- und Wirtschaftsminister diesen Knoten in den 
nächsten Tagen durchschlagen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Dafür sehr viel Erfolg!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Olaf in der Beek [FDP])

Herr Dobrindt, Sie hatten gerade angesprochen, der 
deutsch-französische Motor würde stocken.

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Stottern! – 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Stottern!)

Ehrlich gesagt: Ich sehe das nicht so.
(Sepp Müller [CDU/CSU]: Sie haben ein 

Wahrnehmungsproblem!)
Wir haben den Franzosen in diesem Sommer geholfen. 
Zur Wahrheit gehört: Der steigende Strompreis und un-
sere Gasknappheit haben zum Teil doch etwas damit zu 
tun, dass wir den Franzosen im Sommer und bis heute 
ausgeholfen haben, weil 30 der 53 Atomkraftwerke in 
Frankreich gar nicht am Netz waren. Wir haben euro-
päische Solidarität geleistet und Energie nach Frankreich 
geliefert; das muss an dieser Stelle angesprochen werden.

(Beifall bei der SPD)
Das ist auch ein Beleg dafür, dass Atomkraft keine Lö-
sung, sondern nur ein Übergang sein kann. Zur Wahrheit 
gehört auch, dass die Franzosen uns helfen, indem sie Gas 
liefern. So funktioniert Europa. Der deutsch-französische 
Motor läuft, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Er läuft, 
aber er stottert!)

Wir haben als Ampelkoalition in diesem Jahr vieles 
vorangebracht. Wir haben auch unideologisch gehandelt. 
Ich hätte mir im Januar dieses Jahres nicht vorstellen 
können, dass ich mal dafür sein würde, LNG-Terminals, 
Flüssiggasterminals, zu bauen. Es ist richtig, es ist not-
wendig, diese Übergangstechnologie auch in Deutsch-
land zu installieren. Ehrlich gesagt: Angesichts der neuen 
Deutschlandgeschwindigkeit, die wir da an den Tag ge-
legt haben – erste Überlegungen im Februar und die erste 
Lieferung jetzt im Dezember –, würde ich mir wünschen, 
dass wir diese neue Deutschlandgeschwindigkeit auch für 
den Ausbau der erneuerbaren Energien nutzen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Zuruf des Abg. Sepp Müller [CDU/ 
CSU])

Das muss der Maßstab sein. Das ist unser Thema.
Ja, der Kanzler hat auch deutlich gemacht, dass die 

Energiewende nicht nur dem Klimaschutz dient, sondern 
auch der Energieunabhängigkeit. Lassen Sie mich einen 
dritten Punkt anführen: Die Energiewende ist auch indus-
triepolitisch sinnvoll. Wir wollen doch als Industrienati-
on, dass die Wärmepumpen, dass die Wechselrichter, 
dass die Solarmodule, dass die Windturbinen, dass die 
Elektrolyseure, dass die Halbleiter in Zukunft hier in 
Deutschland, in Europa gebaut werden. Das sind die Ar-
beitsplätze der Zukunft, und wir als Industrienation wol-
len daran partizipieren.

(Beifall bei der SPD)
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Deswegen ist es für uns als Partei der Arbeit, wie wir 
Sozialdemokraten uns nennen, so wichtig, dass wir ge-
meinsam mit unseren europäischen Freunden eine Ant-
wort auf den Inflation Reduction Act der USA geben. Wir 
sind da auf einem guten Weg, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal im Namen 
meiner Fraktion, aber sicherlich auch im Namen der Koa-
lition dem Kanzler danken, dass die Idee des Klimaklubs, 
die er auf den Weg gebracht hat, zur Umsetzung gekom-
men ist, dass er die G-7-Präsidentschaft dafür genutzt hat, 
die Gründung eines solchen Klimaklubs voranzubringen. 
Letzte Woche ist die Satzung veröffentlicht worden; das 
heißt, es kann losgelegt werden.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Wird 
das ein eingetragener Verein? „Klimaklub 
e. V.“!)

Der klimafreundliche Umbau der Industrie ist die Haupt-
aufgabe dieses Klimaklubs. Wir wollen gemeinsame Re-
geln und Standards vereinbaren, um Wettbewerbsverzer-
rung zu vermeiden, um einen Zollkrieg zu vermeiden. 
Genau das ist die Idee. Er wird eine neue Dynamik 
beim Klimaschutz entfesseln, und er wird der Erreichung 
der globalen Klimaziele dienen. Das ist die Aufgabe die-
ses Klimaklubs. Und ja, es ist unsere Aufgabe, dafür zu 
sorgen, dass dieser Klimaklub einen offenen Charakter 
hat, dass weitere Länder hinzutreten können, dass auch 
Entwicklungs- und Schwellenländer an dieser Stelle mit-
machen können. Das ist die Aufgabe dieses Klimaklubs. 
Da sind wir einen großen Schritt vorangegangen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Olaf in der 
Beek [FDP])

Lassen Sie mich einen Strich darunter ziehen. Dieses 
Jahr war herausfordernd. Dieses Jahr war für die Men-
schen in der Bundesrepublik herausfordernd, und es war 
auch für die Parlamentarier und für die Regierung heraus-
fordernd, weil wir Krisen meistern mussten, die so am 
Anfang nicht abzusehen waren. Mir ist wichtig, zu beto-
nen – das kann man unter dem Strich sagen –: Wir lassen 
uns in Europa nicht von Putin spalten, wir stehen als 
Europa zusammen. Die Antwort auf Putins Angriffskrieg 
auf die Ukraine ist eine geschlossene, ist eine solidarische 
Europäische Union.

Vielen Dank, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich schließe die Aussprache.
Ich unterbreche die Sitzung bis 14 Uhr. Der Wieder-

beginn wird Ihnen rechtzeitig durch das übliche Klingel-
signal bekannt gegeben.

(Unterbrechung von 10.45 bis 14.00 Uhr)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist 14 Uhr. Ich 

eröffne die unterbrochene Sitzung wieder und darf Sie 
recht herzlich begrüßen. Und auch an die Damen und 
Herren auf den Besuchertribünen: Schön, dass Sie da 
sind!

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Befragung der Bundesregierung
Die Bundesregierung hat mitgeteilt, dass heute die 

Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen, Klara Geywitz, zur Verfügung steht.

Frau Bundesministerin, Sie haben jetzt das Wort für die 
einleitenden Worte.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordnete! Herzlichen Dank für Ihr Interesse 
an der Regierungsbefragung. Sie ist eine gute Gelegen-
heit, die Diskussion, die wir gerade im Bauausschuss 
hatten, fortzuführen.

Das Bauministerium blickt wie wir alle, glaube ich, auf 
ein sehr bewegtes Jahr zurück. Es war gekennzeichnet 
von der großen sozialen Frage des Wohnens, die gerade 
durch die gestiegenen Nebenkosten für viele Menschen 
das große Problem in diesem Jahr war. Wir haben mit 
einem Heizkostenzuschuss reagiert; das war das erste 
Gesetz in dieser Legislaturperiode. Es folgten ein zweiter 
Heizkostenzuschuss und die historisch größte Reform des 
Wohngeldes.

Das erfordert insbesondere in den Kommunen große 
Anstrengungen. Sehr viele Kommunen sind jetzt dabei, 
diese Vorgaben umzusetzen. Wir sind sehr optimistisch, 
dass es gelingt, diese große Wohngeldreform an den Start 
zu bringen. In vielen Kommunen wird es schon im Januar 
möglich sein, die neuen Höchstsätze auszuzahlen. Sie 
wissen: Wir haben den Kreis der Anspruchsberechtigten 
ausgeweitet: Dreimal mehr Menschen bekommen dop-
pelt so viel Wohngeld. Das war ein wichtiger Beitrag 
dazu, dass sich die Menschen weiterhin ihr Haus oder 
ihre Wohnung leisten können.

Ein ebenso wichtiger Punkt war die deutliche Erhö-
hung der Mittel, die für den sozialen Wohnungsbau zur 
Verfügung stehen. Sie wissen: Wir kommen von 3 Millio-
nen Sozialwohnungen. Wir sind jetzt in einer Situation 
mit nur noch 1 Million Sozialwohnungen. Da haben wir 
gesagt: Wir müssen massiv in den sozialen Wohnungsbau 
investieren. 14,5 Milliarden Euro stehen dafür zur Ver-
fügung. Das ist ein ganz wichtiger Stabilisierungseffekt 
in diesem Bereich.

Nächstes Jahr wird der soziale Aspekt des Wohnens 
weiter angegangen mit der Schaffung eines Konzeptes 
zur Wohngemeinnützigkeit, durch die erreicht werden 
soll, dass dauerhaft preiswerte, sozial gebundene Woh-
nungen am Markt sind. Ergänzt wird das Ganze durch 
einen Aktionsplan zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit, 
der die Kommunen und die Länder bei dieser großen 
Aufgabe unterstützt. Daneben stehen wir im Bereich 
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des Bauens vor einer großen Transformation. Das ist die 
Dekarbonisierung: zum einen des Gebäudebereichs, zum 
anderen aber auch im Bereich der Wärmewende.

Natürlich müssen wir in Deutschland die Kapazitä- 
ten ausbauen; Sie kennen die Zahlen. Letztes Jahr sind 
weniger als 300 000 Wohnungen fertig geworden. 
400 000 Wohnungen sind die Benchmark, die mein 
Haus vom ersten Tag an verfolgt. Dieses Ziel fußt noch 
auf den Berechnungen, die vor dem 24. Februar angestellt 
wurden. Aufgrund des furchtbaren Krieges von Putin in 
der Ukraine sind noch mal mehr Menschen zu uns ge-
kommen; das müssen wir berücksichtigen.

Das heißt, wir müssen mit aller Kraft – auch wenn es 
jetzt noch schwieriger geworden ist – schneller bauen und 
planen. Wir sind zum einen schon dabei, das Raumord-
nungsgesetz zu novellieren, um Planungsverfahren zu 
beschleunigen. Zum anderen hat das Kabinett heute Mor-
gen die nächste Novelle des Baugesetzbuches mit Blick 
auf die Digitalisierung in Richtung Parlament gegeben. 
Wir digitalisieren die Bürgerbeteiligung, wir verkürzen 
die Fristen, und wir sorgen dafür, dass zum Beispiel bei 
geänderten Plänen die Bürgerbeteiligung nur noch für die 
Änderungen und nicht mehr für den kompletten Plan gilt.

Das sind viele einzelne Schritte, gerade auch im Aus-
bau der erneuerbaren Energien. Wir haben mit dem 
Wind-an-Land-Gesetz angefangen, wo wir über Ände-
rungen im Baugesetzbuch eine bessere Verbindlichkeit 
der Windausbauziele erreichen und auch Länder im Sü-
den motivieren, Windräder zu errichten. In Bayern hatten 
wir den schönen Umstand, dass der Ministerpräsident 
und zwei Fachminister bei der Einweihung eines einzel-
nen Windrades dabei waren. Es geht also auch da voran. 
Mit der Novelle des Baugesetzbuchs können wir zum 
Beispiel ehemalige Tagebauflächen oder auch Verkehrs-
flächen an Autobahnen nutzen und den Hochlauf von 
Wasserstoff durch die Kombination von Windenergie- 
und PV-Energieanlagen mit Elektrolyseuren ermögli-
chen.

Die Frage „Wie heizen wir in Zukunft?“ wird im 
nächsten Jahr wichtig sein. Diese Frage werden wir bei 
der Umsetzung der GEG-Novelle und natürlich auch 
beim Gesetz für die kommunale Wärmeplanung intensiv 
miteinander besprechen. Ergänzt wird das Ganze durch 
die Tatsache, dass mein Ministerium ab 1. Januar 2023 
für die Neubauförderung und die Eigentumsförderung 
zuständig sein wird und entsprechende Konzepte und 
das Geld zur Verfügung stellt.

Wichtig ist aber auch, dass wir um den großen Inves-
titionsbedarf im Bereich der öffentlichen Gebäude wis-
sen. Ich danke dem Bundestag, dass er erneut große 
Mengen Geld – 476 Millionen Euro waren es dieses Jahr, 
noch mal 400 Millionen Euro für den Sportbereich stehen 
nächstes Jahr bereit – für die Sanierung von Jugendein-
richtungen, von Sporteinrichtungen, von Kultureinrich-
tungen zur Verfügung stellt.

Die große Aufgabe – die Anpassung der urbanen 
Räume an den Klimawandel – wird uns begleiten, auch 
bei der Novelle des Baugesetzbuchs. Wir werden es 
schaffen müssen, das Baugesetzbuch, das noch aus einer 
Phase nach dem Krieg kommt, in der man sich auf den 

Wiederaufbau fokussierte, umzubauen; denn die große 
Herausforderung heutzutage ist, den Bestand zu erhalten, 
zu sanieren, ihn nachzuverdichten und unsere Städte fit 
und resilient zu machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Wir beginnen jetzt die 

Regierungsbefragung zu den einleitenden Ausführungen 
und zum Geschäftsbereich sowie zu den vorangegange-
nen Kabinettssitzungen und mit den allgemeinen Fragen.

Ich erteile das Wort zur ersten Frage dem Kollegen 
Dr. Jan-Marco Luczak.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, vielen Dank. – Frau Ministerin, die 

„FAZ“ hat gestern getitelt: „Deutschland vor dem 
Baustopp“. In diesem Artikel haben die Unternehmen 
der Wohnungswirtschaft die Lage auf dem Wohnungs-
markt skizziert, und die Lage ist wirklich dramatisch. 
Dort ist skizziert worden, dass reihenweise Projekte 
storniert werden, dass wir einen dramatischen Einbruch 
der Genehmigungszahlen beim Neubau erleben, dass die 
400 000 Wohnungen, die Sie gerade angesprochen haben, 
mehr oder weniger nur Wunschdenken sind – quasi Rea-
litätsverweigerung – und dass man vielleicht etwa 
250 000 Wohnungen in diesem Jahr schaffen wird, im 
nächsten Jahr wahrscheinlich nur noch 200 000 Wohnun-
gen.

Das hat natürlich etwas mit der Ukraine zu tun. Das hat 
aber auch etwas damit zu tun – das sagen die Unterneh-
men –, dass die Regierung in dieser schwierigen Situation 
Öl ins Feuer gießt; denn Sie erhöhen die Baustandards, 
treiben damit die Kosten in die Höhe und reduzieren 
gleichzeitig die Förderungen.

Deswegen möchte ich Sie und die Bundesregierung 
nach Ihrer Verantwortung fragen. Wie reagieren Sie auf 
den Vorwurf, dass Sie Öl ins Feuer gießen? Was möchten 
Sie tun, damit es bei der Erreichung der Wohnungsbau-
ziele wieder vorwärtsgeht? Und ich möchte gerne eine 
konkrete Zahl hören bezüglich Ihrer Erwartung im Woh-
nungsneubau im kommenden Jahr –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
– jenseits der 400 000 Wohnungen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin, Sie können antworten.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Grundsätzlich versuche ich es immer zu vermeiden, Öl 
ins Feuer zu gießen. Das ist nämlich nicht zu empfehlen.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 75. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Dezember 2022                                                                                                                                                                                              8885 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Bundesministerin Klara Geywitz 



Ansonsten wissen Sie: Die Rahmenbedingungen sind 
schwierig. Es geht darum, die Kapazitäten auszuweiten. 
Denn selbst im letzten Jahr, als wir noch keinen Krieg 
hatten, als die Zinsen historisch niedrig waren und als wir 
ganz viel Geld in die Neubauförderung gesteckt haben, 
sind wir hinter dem eigenen Ziel geblieben – damals war 
das Ziel von Bauminister Horst Seehofer, 375 000 Woh-
nungen zu bauen – und haben weniger als 300 000 Woh-
nungen geschafft. Deswegen gehe ich nicht davon aus, 
dass es in diesem Jahr mit den wesentlich schwierigeren 
Rahmenbedingungen zu einer sprunghaften Erhöhung 
der Baukapazitäten um 25 Prozent gekommen ist. In der 
Tat: Wir werden die Zahl von 400 000 Wohnungen dieses 
Jahr nicht erreichen.

Das, was wir machen, ist eine ganz stabile Förderung. 
Wir investieren 14,5 Milliarden Euro in den sozialen 
Wohnungsbau, damit die neuen Wohnungen nicht auch 
noch das Mietniveau in unseren Städten anheizen, son-
dern einen Beitrag dazu leisten, dass es sinkt. Außerdem 
planen wir die „neue Wohngemeinnützigkeit“, eine Ge-
nossenschaftsförderung. Zudem sind die 1,1 Milliarden 
Euro für die Neubauförderung und die knapp 190 Maß-
nahmen des Bündnisses bezahlbarer Wohnraum zu nen-
nen. Natürlich brauchen wir auch die Länder, gerade bei 
der Frage der Vereinfachung und Angleichung der Bau-
ordnung.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit einer Nachfrage.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Ministerin, Sie haben am Ende 

das Bündnis bezahlbarer Wohnraum mit seinen in der 
Tat 187 Maßnahmen angesprochen. Wie erklären Sie 
sich denn eigentlich, dass der Bundesverband und 17 Ver-
bände zum Wohnungsbau, zentrale Akteure auf dem 
Wohnungsmarkt, nur sechs Wochen – sechs Wochen! –, 
nachdem die Ergebnisse von monatelangen Verhandlun-
gen präsentiert worden sind, einen dramatischen Hilferuf 
gestartet haben: „Wir brauchen jetzt einen neuen ent-
schiedenen Kraftakt“?

Offensichtlich ist dort die Einschätzung, dass das, was 
im Bündnis verhandelt worden ist, nicht ausreichend ist, 
und deshalb erfolgt der Aufruf, das jetzt zur Chefsache zu 
machen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie zum Schluss.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Offensichtlich fehlt es bei der Umsetzung der Maß-

nahmen an Durchschlagskraft.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Bauen ist Chefsache; das sieht man in dieser Regie-
rung. Erstens gibt es ein Bauministerium. Zweitens fand 

das Treffen mit dem Bündnis bezahlbarer Wohnraum im 
Kanzleramt statt und wird regelmäßig fortgeführt: Jedes 
Jahr wird es einen Bündnistag geben.

Die Veröffentlichung dieser Erklärung des Bündnisses 
kam zu einem interessanten Zeitpunkt, und zwar am Ende 
der Haushaltsberatungen, als das Jahressteuergesetz im 
Deutschen Bundestag zum Beispiel noch einmal deutlich 
verbessert wurde. Wir haben die Erhöhung des AfA-Sat-
zes auf den 1. Januar 2023 vorgezogen und eine Sonder- 
AfA für EH40-Neubauten eingeführt. Insofern wider-
spricht sich das nicht. Vieles, was in diesem Verbändepa-
pier steht, zum Beispiel die Förderung des seriellen Bau-
ens, fordere ich seit dem ersten Tag meiner Amtszeit.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich habe zwei Nachfragen aus anderen Fraktionen. – 

Einmal der Kollege Föst von der FDP.

Daniel Föst (FDP):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, der 

Herr Kollege Luczak ist gerade auf dem Bündnis und 
auch auf diesem Verbändepapier herumgeritten. Wir hö-
ren natürlich alle, dass die Bauindustrie besorgt ist; wir 
sehen das ja auch in den Stornierungszahlen. Die Um-
frage des ifo-Instituts unter Bauunternehmen kennt nur 
eine Richtung: Diese geht tendenziell nach unten.

Trotzdem muss man feststellen, dass das Positions-
papier zu einer komischen Zeit kam; denn danach wurde 
das Jahressteuergesetz verabschiedet.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Daniel Föst (FDP):
Deswegen würde mich Ihre Meinung zu den Forderun-

gen, die gestellt wurden, interessieren, wie viele von de-
nen tatsächlich noch angegangen werden müssen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ich habe das akustisch nicht ganz verstanden. Könnte 
Herr Föst den letzten Satz einmal wiederholen?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Gern. Ein Satz.

Daniel Föst (FDP):
Es geht um das Verbändepapier, auf das Herr 

Dr. Luczak abgestellt hat. Es enthält viele Forderungen, 
die vor der Anpassung des Jahressteuergesetzes erhoben 
wurden, durch das einige Forderungen erfüllt wurden.

Meine Frage an Sie als verantwortliche Ministerin für 
den Bereich Bauen: Was ist noch in der Pipeline, um die 
anderen Positionen abzuarbeiten? Und welche weiteren 
Forderungen dieses Verbändepapiers haben sich Ihrer 
Meinung nach erledigt?
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Also, im Kern ist das ein ganzes Maßnahmenbündel. 
Das eine ist die Frage, wie viel Geld wir als Staat für die 
Förderung ausgeben. Ich möchte jetzt nicht wiederholen, 
welche Instrumente wir eingesetzt haben, sowohl Direkt-
zuschüsse über den sozialen Wohnungsbau, über die Ge-
nossenschaftsförderung als auch Abschreibungsmöglich-
keiten über das von Ihnen angesprochene Gesetz.

Das andere sind die Rahmenbedingungen, das heißt, 
wie viele Vorschriften wir machen und wie schnell wir 
beim Planen und Genehmigen sind. Wir sind gerade da-
bei – das habe ich auch gesagt –, das Baugesetzbuch zu 
ändern.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin, kommen Sie zum Schluss.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Es gibt auch noch viele große Vorhaben im Bereich der 
Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung, inklusive 
der Digitalisierung.

Daniel Föst (FDP):
Kurze Nachfrage zur Präzisierung. Sie haben gemein-

sam mit den Verbänden im Bündnis bezahlbarer Wohn-
raum 187 Maßnahmen beschlossen. Sind Sie mit den 
beteiligten Verbänden im Gespräch über die Abarbeitung 
der 187 Maßnahmen? Herr Dr. Luczak hat auch darauf 
abgestellt. Teilweise finden sich diese Maßnahmen dieses 
Verbändepapiers wieder. Wenn Sie in dieser Diskussion 
sind: Wie sieht da momentan die Priorisierung aus?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Angesichts der Dramatik können wir es uns nicht 
leisten, erst einmal das eine zu bearbeiten und dann 
das andere. Wir versuchen, sämtliche Maßnahmen im 
Bündnisprozess in Arbeitsgruppen, in den unterschiedli-
chen Strukturen voranzutreiben. Das unterscheidet dieses 
Bündnis von Vorgängermodellen: Wir belassen es nicht 
bei dem einem Treffen im Kanzleramt; vielmehr gibt es 
einen kontinuierlichen Arbeitsprozess mit einem jähr-
lichen Evaluationsbericht.

Das sind natürlich dicke Bretter: die Angleichung der 
Bauordnung oder die Folgekosten bei der Implementie-
rung im Normungsprozess. Insofern wird es eine ständige 
Aufgabe des Bauministeriums sein, zu schauen: Welche 
Maßnahmen können wir ergreifen, um Bauen in Deutsch-
land einfacher und schneller zu machen?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Der nächste Fragesteller in dieser 

Runde ist Ulrich Lange.

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Frau Ministerin, Sie haben sich ja angeblich zum Ziel 

gesetzt, mehr Wohnraum zu schaffen. Sie haben das Jah-
ressteuergesetz schon angesprochen. Gleichzeitig haben 
Sie mehrfach zum Ausdruck gebracht, dass nicht jede 
Generation selber bauen soll und kann. Durch die Hin-
tertür haben Sie jetzt eine Erhöhung der Erbschaftsteuer 
beschlossen.

(Bernhard Daldrup [SPD]: Das ist Quatsch! – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Blödsinn!)

Für welchen konkreten Erbschaftsteuerfreibetrag set-
zen Sie sich ein, damit die nächste Generation im eigenen 
Heim leben kann, sodass es zumindest vererbt werden 
kann, wenn sie schon nicht bauen soll?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Sie spielen wahrscheinlich auf die Änderung der Im-
mobilienbewertung an. Es ist ja eine Leistung meines 
geschätzten Vorgängers Horst Seehofer gewesen,

(Bernhard Daldrup [SPD]: So ist es!)
dieses wirklich komplexe Regelwerk im Anschluss an ein 
Gerichtsurteil des Verfassungsgerichts anzugehen. Die 
Erbschaftsteuer kommt den Ländern zugute; deswegen 
mache ich mir jetzt keinen schlanken Fuß und sage: 
Von mir aus können wir da auf Einnahmen verzichten. – 
Vielmehr bieten wir den Ländern an, dass wir uns der 
Regelungen, wenn es einen Bedarf in diesem Bereich 
gibt, annehmen und uns nicht verschließen werden.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben eine Möglichkeit der Nachfrage.

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Frau Ministerin, es geht ganz konkret um den Frei-

betrag bei der Erbschaftsteuer. Das ist ein Bundesgesetz. 
Setzen Sie sich für dieses Bundesgesetz selber ein, oder 
machen Sie sich doch den schlanken Fuß über die Län-
der? Für welche Summe sind Sie konkret?

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Für 
welchen Verwandtschaftsgrad?)

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ich finde, ehrlich gesagt, man kann ja nicht Politik 
nach dem Motto machen: Ich bin dafür, und andere müs-
sen es bezahlen. – Das Verfahren habe ich geschildert.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich als Bauministerin habe ein ganz großes Interesse 
daran, dass wir dieses Jahressteuergesetz schnell in Kraft 
setzen können. Denn die Vergünstigungen, die dieses Par-
lament erstritten hat, gerade die Erhöhung des AfA-Sat-
zes von 2 auf 3 Prozent und die Sonder-AfA für beson-
ders ökologische Gebäude, werden in der Bauindustrie 
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dringend gebraucht. Deswegen hoffe ich, dass wir über 
die Parteigrenzen hinweg zu einer schnellen Einigung 
kommen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich sehe nicht den Wunsch nach einer 

weiteren Frage. Dann ist die nächste angemeldete Fra-
gestellerin Anja Liebert für Bündnis 90/Die Grünen.

Anja Liebert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Ministerin, meine Frage bezieht sich 

auf das Thema, das Sie in Ihrer Einführung auch an-
gesprochen haben: Hitze und Klimaanpassung. Wir ha-
ben nach diesem Sommer der Extremwetter und ins-
besondere auch nach der Flutkatastrophe im Juli 2021 
festgestellt, dass wir in Deutschland in vielen Bereichen 
noch nicht klimaangepasst bauen. Die Städte und Ge-
meinden haben da einen sehr großen Nachholbedarf, 
vor allem auch, was hochwasserangepasstes Bauen und 
Maßnahmen für mehr Klimaschutz in der Stadtentwick-
lung angeht.

Es gibt das Bundesprogramm „Anpassung urbaner 
Räume an den Klimawandel“. Meine Frage ist: Welche 
Möglichkeiten gibt es darüber hinaus noch für Grün- und 
Freiflächen, Klimaanpassung und Hitzeanpassung in der 
Zukunft? Was sind Ihre Vorstellungen für die nächste 
Zeit? Wie können wir unsere Städte und Gemeinden bes-
ser vor Extremwetterereignissen schützen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Die Reaktionen auf die geänderten Temperaturen sind 
sicherlich nicht nur baulicher Art. Gerade was Hitzepla-
nungen betrifft, muss man auch über die Schaffung von 
kühlen Orten reden, über die Alarmierung der Bevölke-
rung, über eine Sensibilität auch im medizinischen Be-
reich.

Eine der großen Herausforderungen bei der Novelle 
des Baugesetzbuches wird es sein, dass man die Klima-
anpassung bei sämtlichen Bebauungsplanverfahren mit-
denkt, dass man Frischluftschneisen mit plant, dass man 
Hitzeinseln zu verhindern versucht und dass man zum 
Beispiel – wir werden das vorschlagen – Klimasanie-
rungsgebiete plant, so wie es im Denkmalschutzbereich 
Sanierungsgebiete gibt. Wir erleben eine Riesentransfor-
mation im Bereich „Verkehrswende/Wärmewende“, so-
dass wir die Struktur der Städte ganz stark angehen müs-
sen.

Wir müssen verstehen, dass wir das alles nur im Quar-
tier denken können und dass die Summe wichtiger ist, als 
nur einzelne Häuser zu betrachten, gerade bei Starkregen-
ereignissen, aber auch bei Hitzeinseln. Dazu braucht es 
einen Quartiersansatz, keine Einzelsanierung. Das wer-
den wir über das Baugesetzbuch, aber auch über die kom-
munale Wärmeplanung nächstes Jahr gestalten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit einer Nachfrage.

Anja Liebert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
In dem Zusammenhang gibt es ja noch folgenden 

Punkt: Wie schaffen wir es, auch im Gebäudesektor die 
Klimaziele zu erreichen und stärker CO2-angepasst zu 
bauen? Würden Sie das auch in einen Zusammenhang 
mit der klimaangepassten Stadtentwicklung setzen?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Das Qualitätssiegel Nachhaltiges Gebäude aus unse-
rem Haus ist ja genau dieser breitere Ansatz, mit dem 
nicht mehr nur auf die Energieeffizienz fokussiert wird, 
sondern auch die Materialien sowie der Flächenver-
brauch in den Blick genommen werden, um zum Beispiel 
einen Anreiz zu setzen, flächensparend zu bauen. Wir 
müssen verstehen, dass die Lösung nicht darin bestehen 
kann, möglichst hochtechnische Lösungen zu schaffen. 
Vielmehr müssen wir die gesamten Treibhausgasemissio-
nen des Gebäudebereiches, sowohl aus dem Heizbereich 
als auch für den Gebäudebereich an sich, in den Blick 
nehmen. Wir müssen natürlich auch durch einen digitalen 
Gebäuderessourcenpass das, was wir an Ressourcen 
schon eingesetzt haben, viel stärker als bisher in die 
Kreislaufwirtschaft einbringen.

(Beifall der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Emmi Zeulner hat eine Nachfrage.

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Ministerin, zum Thema Klima ge-

hört – Sie haben es angesprochen – zum Beispiel auch das 
Thema „Luftschneisen in Quartieren“. Dort ist ja schon 
gebaut worden. Das heißt, wir müssen in Richtung Ent-
siegelung gehen. Meine Frage lautet daher: Was tun Sie 
ganz konkret dafür, dass es verstärkt Programme bei-
spielsweise beim Thema Flächenentsiegelung und auch 
beim Thema Flächenkreislaufwirtschaft geben kann? 
Was sind da Ihre Pläne für die Zukunft?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Das eine ist, dass wir dabei sind, das Raumordnungs-
gesetz zu novellieren, um diese Planungen entsprechend 
zu beschleunigen. Der andere Weg geht über das Bau-
gesetzbuch. Wir wollen uns genau anschauen, wo wir 
zum Beispiel über die Bauplanung das ganze Thema 
„Wasserversickerung in der Stadt“ noch stärker als bis- 
her angehen können. Das wird ganz wichtig sein. Uns 
liegen Prognosen vor, nach denen insbesondere im Süden 
Deutschlands, aber auch in Nordrhein-Westfalen die 
Wahrscheinlichkeit für Starkregenereignisse steigt. Wir 
prüfen gerade, ob wir daneben noch ein individuelles 
Programm für die Hausbesitzer auflegen, die ihre Häuser 
dann besser als bisher zum Beispiel an Starkregenereig-
nisse anpassen können.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit einer Nachfrage.

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Wie wollen Sie dann – das ist ja auch Aufgabe der 

Kommunen – unsere Kommunen ganz konkret entlasten, 
um eben Entsiegelung auf den Weg zu bringen? Wir 
wissen: Die Baupreise sind gestiegen. Es ist kaum oder 
sehr, sehr schwer möglich, überhaupt noch zu bauen, bei-
spielsweise Wohnungen; auch Grünflächen anzulegen, 
kostet entsprechend viel Geld. Was wollen Sie konkret 
auf den Weg bringen, um Kommunen dabei zu helfen, 
tatsächlich Flächen zu entsiegeln?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Zum einen: Die klassische Städtebauförderung dient 
dazu, zum Beispiel auch Flächen zu entsiegeln. Zum 
anderen haben wir ja über das Wind-an-Land-Gesetz 
die Möglichkeit geschaffen, dass Länder miteinander 
Verträge schließen, sodass man in einem Land Flächen 
sparen und in einem anderen Land Windenergieflächen 
zusätzlich ausweisen kann.

Ich weise auch darauf hin: Das Flächensparziel gilt 
nicht allein für das Bauministerium, sondern für die ge-
samte Bundesregierung. Auch Steffi Lemke hat einen 
großen Beitrag zur Renaturierung leisten können, indem 
zum Beispiel über die Moorschutzstrategie, aber auch mit 
den Milliarden für die Stärkung der Biodiversität –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

– Flächen, die nicht mehr gebraucht werden, renatu-
riert werden können.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich sehe, Herr Luczak hat noch eine 

Nachfrage.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Ministerin, Sie hatten gerade das 

Flächensparziel angesprochen. Das haben Sie in Inter-
views in den letzten Tagen immer auch als Grund dafür 
genannt, dass zukünftige Generationen keine neuen Ein-
familienhäuser mehr bauen sollen. Sie haben gesagt: Das 
wird nicht gehen, vielmehr müssen wir Flächen einspa-
ren. – Deswegen wollen Sie sich auf den Bestand kon-
zentrieren.

Mich hat Ihre Aussage insoweit ein bisschen verwun-
dert, weil Sie jetzt ein Konzept für die Eigentumsför-
derung bzw. zumindest dessen Eckpunkte vorgestellt ha-
ben. Die Förderung ist leider noch nicht in Kraft; darauf 
warten wir noch. Gemäß der Eckpunkte dieses Konzepts 
ist vorgesehen, dass die Eigentumsbildung im Bestand, 
was insbesondere in Ballungsgebieten, in großen Städten 
der Fall ist – dort kaufen die Leute ja keine neuen Woh-
nungen und bauen auch keine Einfamilienhäuser, sondern 

sie kaufen Bestandswohnungen –, gerade nicht gefördert 
wird. Deswegen wundert mich das. Sie setzen sich, je-
denfalls den Worten nach, immer für Eigentumsbildung 
ein. Aber an dieser Stelle ist eine große Leerstelle. Das 
klappt einfach nicht. Das ist ein offener Widerspruch zu 
dem, was Sie im Interview gesagt haben, nämlich dass 
man eigentlich in den Bestand gehen müsste.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ich bin ja nicht allein in dieser Bundesregierung. 
Sie wissen: Die Neubauförderung verantwortet die 
Bauministerin, und die Bestandsförderung verantwortet 
Robert Habeck. Bei aller weiten Interpretation von Neu-
bau: Ein Haus im Bestand ist einfach kein Neubau. Des-
wegen gibt es diese Trennung zwischen den zwei Ansät-
zen.

Die Union hat ja auch im letzten Plenum ganz treffend 
herausgearbeitet, dass der Anteil der Sanierungsför-
derung doch deutlich über dem der Neubauförderung 
liegt, was die Summe des Geldes anbelangt. Ansonsten 
ist wichtig, dass es kein Entweder-oder gibt. Es wird 
natürlich in der Zukunft immer auch Neubau geben. Be-
reits jetzt findet die überwiegende Mehrzahl der Eigen-
tumsbildung im Bestand statt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit der Nachfrage.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Ja, sehr gerne. – Mich verwundert das ein bisschen, 

Frau Ministerin. In der Tat, es gibt auf der einen Seite 
die Neubauförderung, und es gibt auf der anderen Seite 
das, was Robert Habeck in seinem Ministerium macht. 
Da geht um den Bestand – das ist richtig –, aber es geht 
um die Sanierung des Bestandes. Das hat rein gar nichts 
mit Eigentumsbildung zu tun. Das heißt, das, was die 
Bundesregierung macht, ist: Sie fördert die Sanierung 
im Bestand und den Neubau. Aber bei der Eigentums-
bildung im Bestand – Sie selber haben gerade gesagt: 
das ist der zentrale Baustein, mit dem die Leute in die 
eigenen vier Wände kommen, von denen viele Menschen 
träumen – passiert vonseiten der Bundesregierung gar 
nichts.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ganz lebenspraktisch ist es in der Regel so, dass Sie, 
wenn Sie ein Bestandsgebäude erwerben, einen hohen 
Sanierungsbedarf haben, um es auf Ihre Bedürfnisse an-
zupassen. Deswegen war es zum Beispiel sehr gut, dass 
jetzt das Wohn-Riester-Programm, das ja Vermögensbil-
dung auch unterstützen soll, für die energetische Sanie-
rung geöffnet wurde.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann sind Sie jetzt dran, Herr Kraft.
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(Zuruf der Abg. Caren Lay [DIE LINKE])

– Ja, ich weiß, es gibt auch noch von Ihnen eine Nach-
frage; alles gut. Wir machen eine Runde Nachfragen. 
Jeder hat die Möglichkeit der Nachfrage. Diejenigen, 
die sich melden, werden der Reihe nach aufgerufen, 
Frau Lay. Dann haben wir ein ordentliches Verfahren 
hier.

Herr Kraft.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Kein Problem, Frau Präsidentin. – Frau Bauministerin, 

Sie hatten gerade die Moorschutzstrategie von Ministerin 
Lemke und die Renaturierung von Flächen, die nicht 
mehr gebraucht werden, angesprochen. Ich möchte jetzt 
bitte von Ihnen konkret wissen, welche Flächen in 
Deutschland denn nicht mehr gebraucht werden – um 
Ihre Worte zu zitieren. Sind es die den Mooren und 
Sümpfen abgerungenen Ackerbauflächen? Sind es die 
den Mooren und Sümpfen abgerungenen Bauflächen in 
Deutschland? Welches sind denn die Flächen, die in 
Deutschland nicht mehr gebraucht werden?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Das war sprachlich nicht ganz präzise; denn diese Flä-
chen werden zum Beispiel für den Naturschutz ge-
braucht.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit einer Nachfrage.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sie sagen also: Die Moorschutzstrategie der Bundes-

regierung wird sich entlang der Flüsse und der dortigen 
Auen, die zu landwirtschaftlicher Fläche umgebaut wor-
den sind, ausschließlich auf Flächen beziehen, die nur für 
den Umweltschutz gebraucht werden, nicht aber für 
Wohnraum, Transport und Verkehr, für die Wald- und 
Forstwirtschaft und sonstige landwirtschaftliche Nutzflä-
chen. Ist das korrekt? Habe ich Sie richtig verstanden?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Also, man sollte ein Moor nicht unterschätzen. Wir 
sind gerade in sehr intensivem Austausch, zum Beispiel 
über die Frage, inwiefern man das lange Gras, das auf 
diesen sehr extensiv bewirtschafteten Flächen wächst, 
nutzen kann, um eines der großen Probleme zu lösen, 
nämlich: Wie kriegen wir nachhaltige Dämmstoffe hin? 
In Mecklenburg-Vorpommern gibt es dafür schon ganz 
interessante Ansätze. Insofern heißt es nicht, dass Flä-
chen, die gut für die Natur sind, nicht automatisch auch 
auf andere Art als bisher von den Menschen genutzt 
werden können.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Die nächste Nachfrage kommt von 

einer Kollegin aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Christina-Johanne Schröder (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Ministerin, dass Sie auch das Bei-
spiel genannt haben, wie man Flächen sinnvoll mehrfach 
nutzen kann.

Bei den eben gestellten Fragen hatten wir zum Teil den 
Eindruck, dass davon ausgegangen wird, dass man im 
Bestand keinen weiteren Wohnraum schaffen kann. 
Aber das ist ja nicht so. Deswegen frage ich Sie: Welche 
Maßnahmen planen Sie im Rahmen der Änderung des 
Baugesetzbuchs zu ergreifen, um Aufstockung und Um-
nutzung im Bestand zu erleichtern?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Das eine sind rechtliche Rahmenbedingungen. Wir 
wollen es leichter machen, dass man Dachgeschosse um-
bauen und ausbauen kann. Wir wollen es auch erleich-
tern, dass man zum Beispiel Büroflächen umnutzen kann 
in Wohnungen; denn da ist ja schon ganz viel graue 
Energie gebunden.

Das andere ist, dass unsere Bundesstiftung Baukultur 
einen Baukulturbericht veröffentlicht hat, in dem das zen-
trale Thema der Umbau ist. Denn natürlich stellt sich 
ganz häufig die Frage: Denke ich automatisch, wenn ich 
Wohnraum brauche, erst mal an Abriss und Neubau, oder 
schaue ich mir auch an, ob man etwas nachnutzen kann? 
Wir werden, weil das Geld im Zusammenhang mit dieser 
Frage natürlich auch wichtig ist, die Honorarordnung der 
Ingenieure und Architekten so ändern, dass auch die in-
tellektuelle Leistung des Umbaus entsprechend honoriert 
wird.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit der Nachfrage. – Nein. Die 

nächste Fragestellerin ist Caren Lay.

Caren Lay (DIE LINKE):
Vielen Dank. – Frau Ministerin, der Flächenverbrauch 

ist ein wichtiges Thema. Gerade wenn man weniger 
versiegeln will, ist es wichtig, Prioritäten zu setzen. Die 
Bundesregierung strebt 400 000 neue Wohnungen an, da-
von – aus meiner Sicht: nur – 100 000 Sozialwohnungen. 
Aber auch von diesem jährlichen Ziel, das Sie ausgege-
ben haben, sind wir meilenweit entfernt. Wir haben im 
letzten Jahr nur 23 000 Sozialwohnungen neu gebaut.

Die 14,5 Milliarden Euro, die Sie erwähnt haben, be-
ziehen sich ja, wie es der Deutsche Mieterbund und auch 
wir kritisieren, nicht auf ein Jahr, sondern auf fünf Jahre. 
Das bringt in diesem Jahr gerade einmal eine Verdopp-
lung der Mittel. Meine Frage: Glauben Sie wirklich, dass 
Sie mit diesem Mitteleinsatz eine Vervierfachung der ak-
tuellen Zahlen erreichen? Wie soll das mit einer guten 
Verdopplung der Mittel überhaupt gelingen, noch dazu 
bei steigenden Baupreisen? Das ist doch völlig unrealis-
tisch.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin, Sie haben das Wort.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Herzlichen Dank für die Frage. – Sie wissen ja, dass 
der soziale Wohnungsbau in der Zuständigkeit der Länder 
liegt. Wir geben mit 14,5 Milliarden Euro einen erheb-
lichen Zuschuss. Die Länder kofinanzieren das. Sie wis-
sen auch, dass es viele Länder gibt, die deutlich mehr als 
den geforderten Kofinanzierungsanteil von 30 Prozent 
stemmen. Wir müssen natürlich auch sehen: Wir haben 
jahrelang zu wenig in den sozialen Wohnungsbau inves-
tiert. Das ist ein System, das anlaufen muss. Deswegen 
erhöhen wir die Förderung jedes Jahr um 500 Millionen 
Euro.

Es bringt allerdings nichts, wenn ich den Ländern jetzt 
Geld gebe, diese aufgrund ihrer Haushaltssituation aber 
nicht zur Kofinanzierung in der Lage sind, das Geld also 
nicht abrufen können. Sie sehen flächendeckend in vielen 
Bundesländern eine deutliche Anpassung der Fördersätze 
des sozialen Wohnungsbaus nach oben. Nächstes Jahr 
kommt noch die 500-Millionen-Scheibe für das Pro-
gramm „Junges Wohnen“, für Azubiwohnheime und Stu-
dentenwohnheime, hinzu.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit der Nachfrage.

Caren Lay (DIE LINKE):
Diese Möglichkeit würde ich sehr gerne nutzen.
Ich glaube, viele Menschen haben wenig Verständnis 

dafür, wenn der Bund sagt, die Länder seien verantwort-
lich. Wir haben hier vor ein paar Jahren gemeinsam das 
Grundgesetz geändert – also mit Ausnahme der AfD –, 
damit der Bund wieder in die Mitverantwortung für den 
sozialen Wohnungsbau kommt. Das Grundproblem – das 
wissen wir als Wohnungspolitiker/-innen alle – ist ja, dass 
Jahr für Jahr Bindungen von Sozialwohnungen auslau-
fen. Das heißt, wir hatten im letzten Jahr trotz eines 
Neubaus von 23 000 Wohnungen unter dem Strich ein 
Minus von 27 000 Sozialwohnungen. Das heißt, wir brau-
chen ein neues Prinzip: Einmal Sozialwohnung, immer 
Sozialwohnung. Was wollen Sie tun, damit das Auslaufen 
der Bindungen der bereits bestehenden Sozialwohnungen 
unterbunden werden kann?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Wir werden im März Eckpunkte für eine neue Wohn-
gemeinnützigkeit vorlegen, die genau das beinhaltet, was 
Sie sich wünschen, nämlich dauerhaft sozialgebundene 
Wohnungen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die letzte Nachfrage stellt Herr Schisanowski.

Timo Schisanowski (SPD):
Besten Dank. – Meine Kollegin Lay hat den sozialen 

Wohnungsbau gerade schon angesprochen. Ich will ein-

leitend noch einmal hervorheben – das hat die Frau Mi-
nisterin in ihren einleitenden Worten auch bereits getan –, 
dass wir mit den insgesamt 14,5 Milliarden Euro, die wir 
bis 2026 zur Verfügung stellen, Rekordinvestitionen auf 
den Weg bringen. Ich glaube, das ist ein ganz zentraler, 
wichtiger Schwerpunkt, den das neue Bauministerium 
hier setzt. Deswegen erlaube ich mir noch die Nachfrage, 
tiefergehend, wie denn der Sachstand der Gespräche mit 
den Ländern für mehr sozialen Wohnraum aussieht.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Wir sind gerade in den Verhandlungen über die 
Scheibe für nächstes Jahr, für 2023, sowohl was die klas-
sische Verwaltungsvereinbarung als auch was die zusätz-
liche Verwaltungsvereinbarung für Azubiwohnen und 
Studentenwohnen anbelangt. Ich bin sehr optimistisch, 
dass wir das jetzt in den nächsten Tagen abschließen 
können und die Verwaltungsvereinbarung an die Länder 
geben; sie tritt in Kraft, wenn alle Länder das unterschrie-
ben an den Bund zurückgeschickt haben.

Wie gesagt – Sie sehen das selber bei sich –: In den 
Bundesländern fängt man allerorten damit an, die Förder-
konditionen für den sozialen Wohnungsbau deutlich zu 
verbessern. Man hat sich im Rahmen der Föderalismus-
reform dafür entschieden, dass die Länder die Verantwor-
tung tragen, weil die Bedingungen vor Ort, was gebraucht 
wird, wirklich sehr unterschiedlich sind.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit der Nachfrage.

Timo Schisanowski (SPD):
Weil jetzt der Faktor Zeit auch ganz entscheidend ist, 

erlaube ich mir die Nachfrage: Wie gedenken Sie die 
Prozesse zu beschleunigen, auch für den sozialen Woh-
nungsbau?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ein ganz wichtiger Punkt ist, dass wir die Gesetzes-
novelle zum Baugesetzbuch, die ich gerade vorgestellt 
habe – Umplanungen sollen schneller ermöglicht wer-
den –, auch gut beraten. Wir sehen zum Beispiel, dass 
Projektentwickler von frei finanziertem Wohnungsbau 
auf Sozialwohnungen umplanen wollen, was ich erst 
mal begrüße. Hier ist es natürlich einfacher, wenn man 
nur diesen Teil des Bebauungsplanes ändert und für den 
Rest nicht noch mal eine Anhörung durchführen muss. 
Das ist ein ganz praktischer Beitrag dazu, dass man Be-
bauungspläne schnell ändern kann.

Ansonsten sind die Länder frei, die Mittel des Bundes 
einzusetzen, wie sie es den Bedürfnissen ihrer Bundes-
länder entsprechend für sinnvoll einschätzen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann ist der nächste, reguläre und 

angemeldete Fragesteller Marc Bernhard.
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Marc Bernhard (AfD):
Frau Ministerin, wir haben schon gehört: Ihr Ziel von 

400 000 neuen Wohnungen pro Jahr werden Sie wohl 
nicht erreichen. Dieses Jahr werden es vielleicht knapp 
250 000 werden, nächstes Jahr vielleicht weniger als 
200 000. Gleichzeitig fehlen 2 Millionen bezahlbare 
Wohnungen.

Ihr „Bündnis bezahlbarer Wohnraum“ ist – wir haben 
es gehört – eigentlich schon gescheitert, weil die Maß-
nahmen völlig falsch sind. Das Problem ist im Wesentli-
chen nicht Planungsbeschleunigung, sondern, dass die 
Menschen das Bauen nicht mehr bezahlen können; des-
wegen wird nicht mehr gebaut. Sie machen auf der einen 
Seite zu wenig Förderung – Sie fördern den Eigenheim-
bau mit 1 Milliarde Euro; das sind gerade mal 3 000 Euro 
pro Wohnung, nicht einmal 1 Prozent des Preises – und 
auf der anderen Seite das Wohnen sehr viel teurer, bei-
spielsweise durch die Einführung des EH55-Standards ab 
nächstem Jahr. Dadurch werden Vorgaben für den Woh-
nungsbau gemacht, die sich 80 Prozent der Menschen in 
Deutschland gar nicht mehr leisten können; entspre-
chende Mieten können auch nicht mehr gezahlt werden.

Deshalb die Frage: Wie wollen Sie es jetzt konkret 
schaffen, dass 400 000 bezahlbare Wohnungen in abseh-
barer Zeit pro Jahr gebaut werden?

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Wie viel dieses Jahr tatsächlich gebaut wird, das wer-
den wir im Mai nächsten Jahres wissen, wenn die Fertig-
stellungsstatistik vorliegt.

Ich weise darauf hin, dass dieses Jahr durch die BEG- 
Förderung, die wir von der alten Bundesregierung über-
nommen haben, ziemlich große Milliardensummen in 
den Neubau gesteckt wurden. Wir werden sehr genau 
analysieren, ob das eher einen Preiseffekt hatte oder tat-
sächlich zur Kapazitätsausweitung führte.

Bei EH55 gibt es jetzt ein Gutachten, das ganz klar 
sagt: EH55 ist über die Nutzungsdauer des Hauses ins-
gesamt rentierlich, weil man entsprechend Energie ein-
spart. Insofern sehe ich nicht, dass EH55 den Bau so 
verteuert.

Wir arbeiten an Planungsbeschleunigung, weil längere 
Planungs- und Bauphasen natürlich Kostensteigerungen 
mit sich bringen. Deswegen gibt es da sehr wohl einen 
Zusammenhang. Wir werden im sozialen Wohnungsbau 
eine sehr stabile Förderung gewährleisten. Wir arbeiten 
an der Wohngemeinnützigkeit und vielen anderen Maß-
nahmen mehr.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit einer Nachfrage.

Marc Bernhard (AfD):
Neben der reinen Zahl der Wohnungen ist natürlich 

auch wichtig – ich habe es vorher schon gesagt –, dass 
die auch bezahlbar sind. Jetzt wollen Sie ja den CO2- 
Ausstoß bis 2030 um 50 Prozent reduzieren.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wenn man sich Ihr Klimaschutz-Sofortprogramm an-
schaut, dann geht es dabei hauptsächlich darum, auf der 
einen Seite immer massivere und kostspieligere Dämm-
maßnahmen zu ergreifen, also die Kosten zu erhöhen.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Auch der Mieterbund will 
diese Maßnahmen!)

Auf der anderen Seite führen Sie in Ihrem Klimaschutz- 
Sofortprogramm klar aus, dass Sie Ihre Klimaziele über-
haupt nur durch einen massiven Anstieg der Energie-
preise erreichen können.

Da frage ich Sie jetzt: Wie wollen Sie mit diesen Plä-
nen dafür sorgen, dass Wohnen in Zukunft endlich wieder 
bezahlbar wird? Sie können die Kosten doch nicht immer 
weiter nach oben schrauben.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Für die gestiegenen Energiepreise ist Ihr 
Freund Putin verantwortlich! Wie oft sind Sie 
denn bei Putin?)

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Es geht nicht darum, immer besser zu dämmen, son-
dern wir sind der Meinung, dass wir umstellen müssen 
von der alleinigen Energieeffizienz hin zu der Frage der 
Treibhausgasemissionen.

(Beifall des Abg. Daniel Föst [FDP])

Das befürwortet zum Beispiel auch Low-Tech-Ansätze, 
die im Bauunterhalt preiswerter sind, den Einsatz von 
nachhaltigen Materialien. Wenn auf dem Dach aus erneu-
erbaren Energien Strom produziert wird, dann haben Sie 
natürlich auch die Möglichkeit, Nebenkosten zu sparen.

Es gibt auch sehr interessante Ansätze, die jetzt im 
Justizministerium entwickelt werden, zur Teilwarmmie-
te, damit man beides zusammendenkt und das große Po-
tenzial unserer Gebäude für die erneuerbaren Energien 
auch ausschöpft.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann habe ich eine Nachfrage von 

Jan-Marco Luczak.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Frau Ministerin, Sie haben gerade erwähnt, dass zum 

Anfang des kommenden Jahres für Neubauten EH55 als 
gesetzlicher Standard festgelegt wird. Das war der Stan-
dard, der in den vergangenen Jahren mit sehr großen 
Summen gefördert wurde, um sozusagen klimapolitisch 
auch ein Stück weit voranzukommen.
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Jetzt bekommt man keine Förderung mehr – die haben 
Sie gestrichen. Gleichzeitig wird der Standard hoch-
gesetzt. Das führt in der Folge dazu – wir haben vorhin 
schon über das Eigentumskonzept gesprochen –, dass Sie 
sagen: Das, was jetzt gesetzlicher Standard ist – EH55, 
was jetzt nicht mehr gefördert wird –, kann natürlich 
zukünftig nicht mehr gefördert werden, sondern wenn 
wir Eigentumsförderung gewähren, dann muss man 
über den gesetzlichen Standard hinausgehen, also EH40 
Plus. Das führt aber dazu: Wenn man diesen förderfähi-
gen Standard erreichen will, dann gehen die Kosten, die 
man hat, enorm nach oben. Gleichzeitig sagen Sie: Damit 
Haushalte überhaupt in den Genuss der Förderung kom-
men, dürfen sie über maximal 60 000 Euro Haushaltsein-
kommen verfügen.

Wie passt es zusammen, die Kosten durch die Anfor-
derungen so hoch zu treiben und gleichzeitig zu sagen, 
dass das Haushaltseinkommen maximal 60 000 Euro be-
tragen darf?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie zum Schluss.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Das klappt am Ende ja nicht.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Bei den Einkommenshöhen haben wir uns an den 
durchschnittlichen Einkommen orientiert, die bei Bau-
kindergeldbeziehern vorhanden waren. Sie lagen durch-
schnittlich sogar unter den 60 000 Euro, die wir jetzt 
angesetzt haben.

Ein weiteres Thema ist, dass die Nebenkosten ein ganz 
wesentlicher Aspekt bei der Frage sind, ob man sich das 
Gebäude auf Dauer, über Jahrzehnte, leisten kann. Jen-
seits aller abstrakten Diskussionen um Förderfähigkeit 
oder Nichtförderfähigkeit weiß ich, dass jeder Private 
jetzt schon darüber nachdenkt, was er machen kann, um 
sein Haus energetisch zu ertüchtigen, um halt Betriebs-
kosten zu sparen, Nebenkosten zu sparen. Deswegen 
glaube ich, dass alle Menschen, die sich jetzt ein Haus 
bauen, gut beraten sind, wenn sie sich ein energetisch 
sehr effizientes Haus bauen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Eine Nachfrage.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Das passt, Frau Ministerin, natürlich nicht mit dem 

zusammen, was die Verbände sagen. Wohnen im Eigen-
tum sagt zum Beispiel: Diese Förderung verdient den 
Namen nicht, weil die Menschen, die davon profitieren 
sollen – mit dem entsprechenden Haushaltseinkommen –, 
sich diese sehr teuren Häuser mit dem Standard, den Sie 
gesetzlich vorsehen, am Ende nicht leisten können.

Ein ganz kurzer Punkt zum Baukindergeld, verbunden 
mit der Bitte um eine kurze Antwort. Das Baukindergeld 
haben Sie gestrichen. Das Programmende ist vorgezogen 
worden. Das bedeutet, dass 15 000 bis 20 000 Familien, 
die bei der Aufstellung ihrer Finanzierung fest damit ge-
rechnet haben, nicht mehr in den Genuss des Baukinder-
geldes kommen werden. Warum haben Sie das gemacht? 
Wieso lassen Sie diese Familien im Regen stehen?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Das Baukindergeld war systematisch ein bisschen an-
ders ausgestaltet. Es hatte ja die Eigenschaft, dass man 
das Geld erst bekam, nachdem man das Haus fertiggebaut 
hatte. Es war immer schon in der Diskussion, ob das 
wirklich eine sinnvolle Förderung ist oder ob es nicht 
einfach sinnvoller ist, den Familien durch eine staatliche 
Steuerung am Anfang, zum Beispiel beim Nachweis von 
Eigenkapital, zu helfen. Deswegen hat sich der Bundes-
tag entschieden, eine andere Form der Eigentumsför-
derung zu machen, die es ab nächstem Jahr geben wird.

Wir haben die Programmscheibe von 2023 vorgezo-
gen, damit wir dieses Jahr in keine Förderlücke laufen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Deswegen wird das Baukindergeld zum Ende des Jah-
res auslaufen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Eine Nachfrage des Kollegen Beckamp.

Roger Beckamp (AfD):
Frau Ministerin, wir sprechen ja gerade über die Be-

zahlbarkeit von Wohnraum, über die Höhe von Mieten. 
Wer hätte gedacht, dass steigende Wohnungsnachfrage 
durch Masseneinwanderung zu deutlich höheren Mieten 
führt. Hätten Sie das gedacht, Frau Ministerin?

(Kassem Taher Saleh [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Herr Beckamp, was soll diese ras-
sistische Frage schon wieder? Immer das Glei-
che! – Gegenruf des Abg. Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Was ist denn daran rassistisch? Es geht 
um Zahlen, es geht um Mathematik!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die Ministerin antwortet.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ich gebe gerne darüber Auskunft, was diese Bundes-
regierung plant; aber meine Gedanken sind meine Gedan-
ken. An der Stelle kann ich Ihnen sagen, dass wir dafür 
sorgen, dass jeder, der in Deutschland lebt, ein gutes 
Zuhause hat, egal wo seine Eltern herkommen.
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(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN – 
Kassem Taher Saleh [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an den Abg. Dr. Bernd Baumann 
[AfD] gewandt: Hören Sie zu, und klatschen 
Sie am besten auch!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit der Nachfrage.

Roger Beckamp (AfD):
Vielen Dank. – Frau Ministerin, Sie betonen ja oft, dass 

wir ein sehr attraktives Land sind

(Kassem Taher Saleh [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das sind wir auch! Das ist auch 
gut so!)

und deswegen ganz viele Menschen zu uns kommen. Das 
freut Sie anscheinend sehr.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Genau, weil die bauen unsere 
Häuser!)

Ich teile das nicht unbedingt für jeden so ganz.
Wie schaut es aus, wenn wir demnächst wahrschein-

lich 90 Millionen Menschen in unserem Land haben, wie 
unser Kanzler es schon herbeisehnt? Was machen wir 
denn dann?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ich empfehle da einfach mal das Gespräch mit der 
Bauindustrie. Die begrüßt zum Beispiel ganz ausdrück-
lich, was wir im Bereich der Fachkräfteeinwanderung 
machen, weil händeringend Menschen gesucht werden,

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN)

die auf unseren Baustellen arbeiten und die Häuser bauen, 
in die Sie und alle anderen Menschen einziehen können.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die letzte Nachfrage hat der Kollege Föst.

Daniel Föst (FDP):
Danke. – Ich muss noch mal auf den Themenkomplex 

„energetische Sanierung“ zurückkommen. Ich ignoriere 
jetzt mal den ganzen AfD-Mist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Wie primitiv! Es geht um 
Mathematik!)

– Ja, Sie haben allerdings recht damit, wie primitiv Ihre 
Positionen sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Geht’s noch tiefer?)

Wir hatten ja beim Thema der Sanierung die Frage im 
Kopf: Wie können wir bezahlbaren Wohnraum schaffen? 
Da müssen wir feststellen: Wir haben in den letzten zehn, 
zwölf Jahren sehr viel Geld in die energetische Sanierung 
investiert, aber der Gebäudebestand hinkt hinterher, was 
die Einsparziele anbelangt.

Jetzt wäre natürlich die Frage, ob wir nicht vielleicht 
doch mal überlegen sollten, wie wir von der Dicke der 
Dämmung, von immer mehr Technik, von der alleinigen 
Fokussierung auf die Energieeffizienz wegkommen, hin 
zu dem, was das BBSR formuliert hat, nämlich zur Emis-
sionseffizienz.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie zum Schluss.

Daniel Föst (FDP):
Da wäre meine Frage an Sie: Welchen Kostenvorteil 

sehen Sie in diesem Konstrukt?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Aus meiner Sicht müssen wir genau das machen, um 
den Einsatz von erneuerbarem und von Recyclingmate-
rial und auch die Wertschätzung des Bestandes voran-
zutreiben. Wenn man nämlich nur darauf fokussiert, wie 
viel Energie das Haus verbraucht, wenn es steht, dann 
ignoriert man natürlich die Frage: Wie viel Energie 
habe ich eigentlich gebraucht, um das Dämmmaterial 
herzustellen? Und dann kommt man nicht zu einem rea-
len Belastungsbild. Deswegen haben wir das Qualitäts-
siegel Nachhaltiges Gebäude entwickelt. Wir werden 
auch mit Ihnen diskutieren, wie in Zukunft zum Beispiel 
die Annäherung an EH40 ausgestaltet wird, mit dem Ziel, 
sich in diesem Bereich ehrlich zu machen und dann ein 
Gesamtbild zu haben, das tatsächlich sämtliche Emissio-
nen darstellt, die es in diesem Bereich gibt. Der digitale 
Gebäuderessourcenpass, aber natürlich auch BIM werden 
wichtig sein, damit wir besser als bisher wissen, welches 
Potenzial in einem Gebäude steckt und wie wir es besser 
nutzen können.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Natürlich werden wir bei der bevorstehenden Sanie-
rungswelle auch schauen, inwiefern wir es zum Beispiel 
durch Versorgung mit erneuerbarer Energie schaffen, 
dass wir nicht jeglichen Gebäudebestand tiefensanieren 
müssen. Das wird nicht möglich sein.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ihre Nachfrage.

Daniel Föst (FDP):
Vielen Dank. – Ich hätte eine ganz kurze Nachfrage. 

Dass wir jetzt den alleinigen Fokus auf die Gebäudeener-
gie wegnehmen, höre ich sehr gerne. Wir fokussieren uns 
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bei allen Maßnahmen aber auch immer nur auf das ein-
zelne Gebäude. Ähnlich wie beim Thema „mehr Emis-
sionseffizienz statt Energieeffizienz“ ist auch der Blick 
auf das Quartier immer wieder im Fokus der Debatte. Wie 
stehen Sie dazu? Müssen wir eher das Quartier in den 
Blick nehmen – weg vom einzelnen Gebäude –, oder 
passt das alles so, wie wir es machen?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Das Bauministerium hat ja in der Städtebauförderung 
eine jahrzehntelange Tradition, genau das zu tun, nämlich 
in der Dimension der Quartiere zu denken. Wir werden 
das bei der kommunalen Wärmeplanung machen müssen, 
aber auch bei der Anpassung der Städte an den Klima-
wandel. Ich hatte ja vorhin ausgeführt: Man springt zu 
kurz, wenn man nur das einzelne Gebäude betrachtet. – 
Es gibt sicherlich auch Gebäude, die man gar nicht ener-
gieeffizient machen kann, weil sie unter Denkmalschutz 
stehen, weil sie Probleme mit sich bringen oder weil sie 
vielleicht gar nicht mehr dauerhaft gehalten werden sol-
len.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Das kann man dann kompensieren, indem man einen 
anderen, höheren Standard in anderen Bereichen in dem-
selben Quartier hat. Das wird bei der Ausgestaltung der 
kommunalen Wärmeplanung ganz wichtig sein.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Die nächste reguläre Fragestellerin ist 

für Die Linke Susanne Hennig-Wellsow.

Susanne Hennig-Wellsow (DIE LINKE):
Danke, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, das Bun-

desverwaltungsgericht hat im November 2021 das Vor-
kaufsrecht in Milieuschutzgebieten gekippt. Das bedeu-
tet, dass mindestens die zehn großen Städte eines der 
wenigen Instrumente verloren haben, um gegen Spekula-
tion vorzugehen, um Luxussanierungen und Mieterhö-
hungen für die Mieterinnen und Mieter verhindern zu 
können. Jetzt werden sogar sogenannte Abwendungsver-
einbarungen beklagt. Tausende Wohnungen sind mittler-
weile verkauft. Sie haben damals gesagt: Die Bundes-
regierung wird sich kümmern.

Jetzt ist natürlich meine Frage: Wann wird die Bundes-
regierung einen neuen Vorschlag liefern?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Mein Ministerium hat im April einen entsprechenden 
Gesetzentwurf in die Ressortabstimmung gegeben. Es 
gibt insbesondere seitens des Justizministeriums erhebli-
chen Nachfragebedarf. Wann wir da zu einer Einigung 
kommen, kann ich nicht abschätzen. Aber wenn ich mir 
vor Weihnachten etwas wünschen darf, dann würde ich 

mich sehr freuen, wenn wir das sehr, sehr schnell hin-
kriegen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit der Nachfrage.

Caren Lay (DIE LINKE):
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Dieser Wunsch eint 

uns ja; er eint ja auch zum Beispiel viele Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeister der zehn betroffenen Städte, 
darunter auch sehr viele SPD-regierte. Nun habe ich es 
aber so verstanden, dass Sie bei dem betreffenden Gesetz-
entwurf federführend sind. Ich kann ja noch in gewisser 
Hinsicht verstehen, wenn man beim Mietrecht sagt, dass 
die FDP und der FDP-Minister es aussitzen. Aber beim 
Vorkaufsrecht haben Sie die Federführung. Deswegen 
haben aus meiner Sicht Sie die Verantwortung, das 
schnellstmöglich umzusetzen. Es geht um zwei Paragra-
fen, die geändert werden müssen. Deswegen meine Fra-
ge: Wann werden Sie einen Gesetzentwurf vorlegen?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Wenn die Ressortabstimmung zu Ende ist, dann wer-
den wir das dem Kabinett zuleiten.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Sehr 
schön!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Frau Bayram.

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, es 

gibt ja einen Referentenentwurf, der in interessierten 
Kreisen auch schon kursiert. Darin sind sehr viele ver-
nünftige Ansätze enthalten. Mich interessiert – auch mit 
Blick darauf, dass in meinem Wahlkreis Friedrichshain- 
Kreuzberg und in der Stadt Berlin tatsächlich viele Miete-
rinnen und Mieter einfach das Vorkaufsrecht brauchen, 
um vor Verdrängung geschützt zu werden und um in 
ihren Wohnungen bleiben zu können –, wie Sie denn 
die Situation einschätzen, wie die Kommunen wieder in 
den Stand versetzt werden, das Vorkaufsrecht auszuüben. 
Oder sind Sie der Ansicht, dass sie das zurzeit tatsächlich 
ausüben können? Darüber diskutieren wir ja immer wie-
der im Ausschuss.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Nein, wir sehen da einen gesetzlichen Regelungs-
bedarf. Ich weiß jetzt nicht, woher Sie den Referenten-
entwurf haben; aber dass es ihn gibt, ist ja Ausdruck der 
Tatsache, dass wir da einen Bedarf sehen.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit einer Nachfrage.

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Es ist natürlich ein Entwurf, der in 

interessierten Kreisen diskutiert wird, der eben noch nicht 
ressortabgestimmt wird. Frau Lay hat das ja eben ange-
deutet: Eine Ressortabstimmung kann auch scheitern, 
wenn das federführende Ministerium etwas vorlegt und 
ein mitzeichnendes Ministerium nicht zustimmt. Dann 
stehen wir alle da mit unseren frommen Weihnachtswün-
schen.

(Enak Ferlemann [CDU/CSU]: Ja, so ist das in 
der Politik!)

Ja, ich gebe für meine Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen zu: Wir wünschen uns dieses Jahr zu Weihnachten 
eine klare gesetzliche Verankerung des Vorkaufsrechts, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– damit wir endlich die Mieter/-innen schützen kön-

nen. Deswegen: Wie können wir Sie dabei unterstützen?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Ministerin.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ich spreche ja hier für die Bundesregierung. Die Bun-
desregierung an sich ist noch dabei, sich dazu zu positio-
nieren. Meine Position als Fachministerin ist klar. Es 
wäre sicherlich hilfreich, wenn Sie mit anderen Mitglie-
dern der Bundesregierung ein inhaltsgleiches Gespräch 
führten.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich habe eine Nachfrage des Kollegen Rohwer.

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, ich 

möchte genau dazu noch mal nachfragen. Sie haben aus-
geführt, dass Sie da in der Ressortabstimmung sind. Aber 
wir haben ja ein Ungleichgewicht zwischen Stadt und 
ländlichem Raum. In den ländlichen Räumen haben wir 
zunehmend Leerstand, und hier sollen wir die Kom-
munen in die Lage versetzen, sich Eigentum anzueignen. 
Deswegen meine Frage an Sie: Was sehen Sie denn noch 
für Möglichkeiten, um Kommunen zum Beispiel in die-
sem Bereich und bei der Sanierung zu unterstützen?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Was auf jeden Fall immer geht und ja auch praktiziert 
wird, ist, Mittel im Rahmen der Städtebauförderung für 

das Bekämpfen städtebaulicher Missstände einzusetzen. 
Das andere ist das Instrument der Sanierungsförderung, 
die natürlich auch im ländlichen Raum genutzt werden 
kann.

Wir unterstützen gerade die Entwicklung von alterna-
tiven Mobilitätskonzepten im ländlichen Raum durch das 
BBSR. Unser Wunsch ist, im nächsten Jahr eine Klein-
stadtakademie zu etablieren, die den zentralen kleinen 
Städten, die im ländlichen Raum ein Anker sind, mehr 
Austauschmöglichkeiten eröffnet. Unsere Modellpro-
jekte zum Beispiel für die Innenstädte sollen auch in 
kleineren Städten genutzt werden, um Ortslagen zu reak-
tivieren.

Ich kann Ihnen versichern: Als Brandenburgerin ist mir 
der ländliche Raum sehr nah. Wir werden auch eine For-
mulierungshilfe zur Änderung des Baugesetzbuches zum 
Umbau von Ställen zuliefern, weil das auch für Investiti-
onssicherheit im ländlichen Raum ganz wesentlich ist.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Eine Nachfrage.

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Frau Ministerin, Sie merken: Wir kommen immer wie-

der auf das Thema „Sanieren im Bestand“ zurück. Auch 
wenn Sie sagen, dass dafür das Haus des Kollegen 
Habeck zuständig ist, richte ich die Frage an Sie: Zu 
Ihrem Ressort gehört die Bundesstiftung Baukultur. Sie 
hat sich zum Sanieren im Bestand gerade umfangreich 
geäußert. Was machen Sie jetzt damit? Verweisen Sie 
wieder auf den Kollegen Habeck, oder sind Sie da tätig 
und greift Ihr Haus einzelne Punkte auf, damit im Be-
stand kostengünstiger saniert werden kann?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Auf jeden Fall ist das ein ganz wichtiger Punkt. Wie 
gesagt, wir müssen die Honorarordnung der Architekten 
überarbeiten, damit es sich für sie auch lohnt, Umbau zu 
planen, und sie nicht mehr verdienen, wenn sie Neubau 
planen. Das andere ist, dass wir uns im Bereich der Bau-
gesetznovelle anschauen müssen, ob wir gerade im länd-
lichen Raum noch Änderungsbedarf im Bereich des Bau-
gesetzbuches haben, um zum Beispiel ehemalige, nicht 
mehr genutzte Ställe zu Wohngebäuden umzubauen, ob 
es da noch anderen Regelungsbedarf gibt als bisher. Aber 
auch der Umbau der Ställe selber ist ein wichtiges The-
ma. Und wir müssen über die Standards reden; denn ein 
umgebautes altes Gebäude wird die Standards von 2023 –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

– nicht erfüllen können. Es ist ein ganz großes Paket, 
das wir da angehen müssen.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich habe noch zwei Nachfragen, die ich zulasse. – Ein-

mal der Kollege Nickholz, bitte.

Brian Nickholz (SPD):
Sehr geehrte Frau Ministerin, erst mal vielen Dank, 

dass Sie hier so engagiert und klar die Fragen beantwor-
ten.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Na ja, 
manche sagen so, manche sagen so!)

Wir befassen uns ja gerade damit, wie wir Kommunen bei 
den Herausforderungen beim Thema Wohnen stärken. 
Deswegen ist eine Nachfrage zum Thema Wohnungs-
losigkeit aus meiner Sicht wichtig. Es ist ein sehr breit 
gefächertes Phänomen, bei dem die kommunale Ebene 
deutliche Unterstützung auch durch den Bund erfahren 
muss. Wir haben uns als Ampelkoalition ja auch ein 
klares Ziel gesetzt. Mit dem Nationalen Aktionsplan wol-
len wir bis 2030 die Wohnungslosigkeit überwinden. Uns 
liegt die erste bundesweite Statistik zum Thema Woh-
nungslosigkeit vor.

Für mich wäre jetzt erst mal interessant, zu erfahren, 
wie der aktuelle Stand des Nationalen Aktionsplans ge-
gen Wohnungslosigkeit ist und was das Ministerium für 
das nächste Jahr plant.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Wir werden nächstes Jahr anfangen, mit den Akteuren, 
mit denen wir jetzt schon in einen ersten Austausch ge-
treten sind, diesen Aktionsplan vorzubereiten. Hier ist es 
ganz wichtig, zum einen die kommunale Ebene, die ja seit 
Jahrzehnten Lösungen erarbeitet, und zum anderen die 
Ressorts mitzunehmen. Wir haben große Probleme, was 
die Krankenversicherung von Obdachlosen anbelangt; 
aber wir haben manchmal auch das Problem, dass es im 
Melderecht noch Lücken gibt. Das kann selbst der enga-
gierteste Sozialarbeiter nicht ohne entsprechende gesetz-
liche Änderungen des Bundes bearbeiten. Deswegen 
wird es darauf ankommen, die kommunale Ebene und 
alle anderen Akteure einzubeziehen, aber natürlich auch 
die Selbstvertretung der Menschen, die von Obdachlosig-
keit betroffen sind, mit ins Boot zu nehmen.

Wir werden regionale Veranstaltungen machen; wir 
werden ins Land gehen. Aber ich werde auch Länder 
wie Finnland im Februar nächsten Jahres besuchen, die 
es geschafft haben, die Zahl der Obdachlosen durch Hou-
sing-First-Ansätze zu reduzieren. Wir werden auch mit 
Architekten darüber sprechen, wie gute Architektur für 
Menschen aussieht, die ehemals obdachlos waren. Wir 
haben mit den 14,5 Milliarden Euro für den sozialen 
Wohnungsbau auch Geld, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

– um entsprechende Wohnungen zu errichten. Also: Es 
wird nicht eine Maßnahme, sondern ein ganzer Plan sein. 
Unser Ziel ist es, nächstes Jahr diesen Plan zu erstellen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Es wäre schön, wenn wir die Nachfragen wirklich auf 

den Punkt beziehen, den die Ministerin am Anfang ge-
nannt hat. Sie haben nach der Wohnungslosigkeit gefragt. 
Das wäre wahrscheinlich Ihre Frage gewesen, die Sie 
gehabt hätten, wenn Sie als regulärer Fragesteller an der 
Reihe gewesen wären. Sie können aber jetzt noch mal 
eine Nachfrage stellen, am besten zu dem Bereich, den 
die Ministerin angesprochen hatte.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Die wird 
gekapert hier, die Stunde!)

Brian Nickholz (SPD):
Gut. Ich war etwas irritiert. Das ist das erste Mal für 

mich, und ich fand, insgesamt war der Rahmen bei allen 
Nachfragen sehr weit gewählt.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Beim 
ersten Mal tut’s immer weh!)

Deswegen: Danke, dass Sie mir erlauben, das wichtige 
Thema, die Kommunen da zu stärken, anzusprechen.

Meine Nachfrage lautet: Welche Schlüsse lassen sich 
aus dem Wohnungslosenbericht 2022, der ja sicherlich 
wesentlich als Arbeitsgrundlage für den Nationalen Ak-
tionsplan dient, ziehen, und welche Handlungsaufträge 
lassen sich daraus ableiten? – Herzlichen Dank.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Die Zuständigkeit der Wohnungslosenberichterstat-
tung wechselt ja zum 1. Januar 2023 vom BMAS zu 
meinem Haus. Wir werden das weiterführen, weil das 
eine ganz wichtige Grundlage dafür ist, dass wir die rich-
tigen Antworten geben. Denn die Unterschiede zwischen 
den von Wohnungs- und Obdachlosigkeit betroffenen 
Menschen sind groß. Es gibt Menschen, die tatsächlich 
auf der Straße leben, Menschen, die in Unterbringungen 
leben, und Menschen, die versteckt obdachlos sind, da-
runter viele Frauen, die in schwierigen Situationen fest-
stecken, weil sie keinen eigenen Wohnraum haben. Die 
Zielgruppe der Menschen,-

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

– die von Wohnungs- und Obdachlosigkeit betroffen 
sind, ist sehr unterschiedlich zusammengesetzt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Petra Nicolaisen ist die nächste Fragestellerin.

Petra Nicolaisen (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Von der Wohnungslosigkeit jetzt noch 

mal zur Wohngeldreform: Frau Ministerin, Sie sind auch 
Kommunalministerin.

(Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nein! Ist sie nicht!)
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Die Kommunen haben die Gesetze entsprechend um-
zusetzen. Ich frage: Nehmen Sie die Kommunen ernst? 
Nehmen Sie die Hinweise ernst? Oder warum ist es bei 
der Umsetzung der Wohngeldreform zu desolaten Situa-
tionen gekommen, bzw. warum wurden die Hinweise der 
Kommunen einfach ignoriert?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich will noch mal darauf hinweisen – Frau Ministerin, 

Sie können gleich antworten –: Das ist jetzt wieder ein 
ganz neuer Themenbereich.

(Petra Nicolaisen [CDU/CSU]: Nee!)

Es ging um Nachfragen zu dem Bereich davor.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Bezahl-
barkeit des Wohnens! – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Also, wir fragen zum Vorkaufs-
recht!)

– Genau, es ging um das Vorkaufsrecht vorneweg, und 
ich bitte, dass wir unsere beschlossene Regelung auch 
einhalten; sonst implodiert das Fragestellungssystem. 
Darum lasse ich jetzt diese eine Frage und keine Nach-
frage zu und gehe dann weiter. Noch mal: eine Nachfrage 
zum Vorkaufsrecht und dann in die nächste Runde. Wir 
haben noch sieben Minuten.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Auch Mieter, die in Häusern mit kommunalem Vor-
kaufsrecht wohnen, bekommen ja Wohngeld.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Ach so!)

Insofern darf ich Ihnen versichern – ich war 15 Jahre 
Stadtverordnete, ich habe den kommunalen Wohnungs-
ausschuss in Potsdam geleitet; die Abteilungsleiterin, die 
jetzt diese Wohngeldreform macht, war im letzten Jahr 
noch Bürgermeisterin einer Kleinstadt in Brandenburg –: 
Wir sind im intensiven Austausch mit der kommunalen 
Ebene. Wissen Sie, dass das eine Riesenherausforderung 
ist? Wir machen das nicht aus Jux und Tollerei so zügig, 
sondern weil die Leute einfach diese Unterstützung brau-
chen.

Wir haben im parlamentarischen Verfahren viele Ver-
einfachungen aufgenommen: die Verlängerung des Be-
willigungszeitraums auf zwei Jahre, die Bagatellgrenze, 
die Möglichkeit der vorläufigen Bescheidung. Das sind 
wichtige Punkte. Wir unterstützen auch gerne bei der 
Digitalisierung. Im parlamentarischen Verfahren haben 
Sie ja Hinweise diskutiert, einige angenommen, andere 
nicht. Der große Brocken, nämlich die Verschlankung der 
Verwaltungsvereinbarung, die wir geerbt haben, mit über 
150 Seiten, wird unsere Arbeit auch im nächsten Jahr 
prägen, sodass wir auch untergesetzlich noch weitere 
Anregungen und Vereinfachungen aufnehmen werden 
und können.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Die nächste Fragestellerin ist Caren 

Lay.

Caren Lay (DIE LINKE):
Ich würde tatsächlich sehr gerne noch mal zur Ur-

sprungsfrage zurückkommen, zum Vorkaufsrecht. Ich 
glaube, geschätzte Frau Kollegin, Sie und ich, viele hier 
wissen, dass das eigentlich eine einzige Hängepartie ist 
und dass es peinlich ist, nach über einem Jahr keine Ge-
setzesänderung erreicht zu haben, bei der es um nur zwei 
Paragrafen geht. Ich frage auch gern Ihren Kollegen, 
Herrn Buschmann, warum er sich da querstellt. Aber 
heute stehen Sie Rede und Antwort, und Sie sind feder-
führend. SPD und Grüne haben zusammen die Mehrheit 
in der Koalition.

(Lachen bei Abgeordneten der FDP – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Interessant!)

Deswegen ist meine Frage: Wie kann es sein, dass der 
kleinste Koalitionspartner in diesem Themengebiet of-
fenbar bestimmt? Wie kann es sein, dass Sie sich da nicht 
durchsetzen können, dass sich die SPD nicht durchsetzen 
kann und dass auch der Kanzler für bezahlbares Wohnen 
an dieser Stelle, wie auch an vielen anderen Stellen, kein 
Machtwort spricht, um das kommunale Vorkaufsrecht im 
Interesse der Mieterinnen und Mieter und im Interesse 
der Kommunen wiederherzustellen?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Sie werden ja bemerkt haben, wie viele Gesetze in 
diesem ersten Jahr aus dem Bauministerium gekom- 
men sind. Die ganzen Gesetze – Heizkostenzuschuss, 
Wohngeldreform, mehrfache Novellierung des Bau-
gesetzbuches – sind alles Abwägungsprozesse. Ich würde 
mich auch nicht unter Druck setzen lassen. Wenn ich als 
Bauministerin noch Nachfragebedarf inhaltlicher Art zu 
dem Gesetzentwurf eines Kollegen habe, dann stelle ich 
Fragen, bis alle beantwortet sind. Das Justizministerium 
hat noch mehrere Fragen zu diesem Prozess. Es ist auch 
die Frage, in wie vielen Kommunen wie oft das ange-
wandt wird, um abschätzen zu können – das ist für das 
Justizministerium sehr wichtig –, wie hoch der gesetzli-
che Regelungsbedarf tatsächlich ist. Deswegen geht es 
nicht nur um die Frage, ob man mal zwei Sätze in einem 
Gesetz ändert, sondern das sind komplexe juristische Fra-
gestellungen und Einschätzungen. Insofern braucht es 
seine Zeit.

Ich würde mich, wie gesagt, freuen, wenn diese Zeit 
bald zu Ende ist und wir uns auf einen Gesetzentwurf 
verständigen können. Aber ansonsten ist das kollegiale 
Miteinander in der Bundesregierung dadurch geprägt, 
dass man sich nicht gegenseitig mit dem Fuß aufstamp-
fend unter Druck setzt, sondern dass man so lange mit-
einander diskutiert, bis man einen ordentlichen Konsens 
gefunden hat.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben keine Nachfrage, Frau Lay? – Vielen Dank. 

Dann komme ich zum nächsten regulären Fragesteller. 
Das ist Hagen Reinhold.

Hagen Reinhold (FDP):
Frau Ministerin, die steigenden Baukosten halten uns 

alle in Atem, auch die Verfügbarkeit von Material, auch 
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die Materialpreissteigerungen. Wir haben ja den gesell-
schaftlichen und politischen Willen, mehr Recycling-
material, mehr bereits hergestelltes Material zu verwen-
den – nicht nur, weil wir das abgebrochene Material kaum 
deponieren können, weil kaum Kapazitäten da sind, son-
dern weil es eben auch sinnvoll ist, Kreislaufwirtschaft zu 
betreiben. Jetzt ist die Ersatzbaustoffverordnung gerade 
in der Novellierung. Wie ist Ihr Haus da miteingebunden? 
Wird es die Möglichkeit geben, Abbruchmaterial zu klas-
sifizieren, damit wir mehr Sekundärbaustoff zu Primär-
baustoff werden lassen und damit in nächster Zukunft 
viel ökologischer bauen können, als das jetzt der Fall ist?

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Wir sind eingebunden, und wir wollen unseren Beitrag 
dazu leisten, dass verstanden wird, dass Abfall nicht Ab-
fall ist, sondern der Rohstoff von morgen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zu einer Nachfrage.

Hagen Reinhold (FDP):
Danke für diese knackige und knappe Antwort. – 

Trotzdem wäre mir lieb, zu erfahren, ab wann ich das 
Abbruchmaterial nicht mehr in die Deponie fahre, son-
dern beim Bau wiederverwenden kann. Deshalb die kon-
krete Frage: Wann sind Sie zeitlich durch? Und dann 
schließe ich an: Was macht Ihr Ministerium, um die Er-
zeugung von heimischen und regionalen Baustoffen, zum 
Beispiel durch die Erschließung von Gipsgruben in 
Deutschland, voranzutreiben? Da brauchen wir ja nach 
dem Auslaufen des REA-Gipsabbaus auch zügig eine 
Veränderung.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Beim Bereich der Erschließung von neuen Vorkom-
men ist es sicherlich sinnvoll, dass Sie sich noch mal 
anschauen, was wir mit der Novelle zum Raumord-
nungsgesetz gemacht haben. Da wurden ja auch wesent-
liche Vereinfachungen geschaffen, insbesondere was die 
Raumverträglichkeitsprüfung von großen Vorhaben an-
belangt. Das andere ist in der Tat die Frage der Akzeptanz 
vor Ort, wenn das in Planungsrecht überführt werden 
muss. Ich weiß, dass die Gipsindustrie in Deutschland 
an Alternativen zum Gips aus Rauchgasentschwefelungs-
anlagen arbeitet und diese auch vorhanden sind und in-
teressanterweise sogar auch im Bereich des Recyclings 
von jetzt vorhandenen Abfällen zu suchen sind.

Ansonsten zur anderen Frage, wann Sie das machen 
können: Die Regulierung in diesem Bereich ist auch ab-
hängig von den Vorgaben der EU. Ich bin ganz optimis-
tisch, dass wir das im Laufe des nächsten Jahres hinbe-
kommen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich habe eine Nachfrage des Kollegen Kießling.

Michael Kießling (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Ministerin, eine Frage hätte ich noch 

zu den steigenden Baukosten bzw. zum Thema Mantel-
verordnung.

(Kassem Taher Saleh [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Frau Magwas, das ist wieder ein 
anderes Thema!)

Wann wird denn die Abfalleigenschaft wegfallen, sodass 
wir Recyclingbaustoffe leichter einsetzen können?

Das zweite Thema sind die steigenden Baukosten. 
Was gedenken Sie zu tun? Wir merken ja, dass die Zahl 
der Baugenehmigungen zurückgeht, dass Zinsen steigen, 
dass teilweise Bauplätze zurückgegeben werden, Kredite 
nicht bedient und nicht mehr ausgegeben werden können. 
Wie bekommen wir die Baukosten so in den Griff, dass 
wieder gebaut wird?

Sie haben gesagt, Sie wollen die Baukapazitäten aus-
bauen. Das haben Sie hier gesagt; das haben Sie heute 
früh auch im Ausschuss gesagt. Wie wollen Sie das leis-
ten?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Zur ersten Frage: Im nächsten Jahr, hoffe ich, wird das 
der Fall sein. Und zum anderen: Das ist sehr komplex. Ich 
würde erst mal sagen: Wenn wir baukostendämpfend ar-
beiten können, ist das schon viel. Das eine ist natürlich 
die 200-Milliarden-Euro-Entlastung, die Gas- und Strom-
preisbremse. Das ist natürlich auch ein Beitrag für die 
Baustoffindustrie, damit die überhaupt wieder planen 
kann. Das andere ist, dass ich mit Cem Özdemir dabei 
bin, auch eine Holzbauinitiative vorzubereiten, weil Holz 
natürlich ein ganz spannender, nachwachsender Rohstoff 
ist. Der Einsatz von Recyclingmaterial kann hoffentlich 
auch dazu führen, dass man andere Preise hat als beim 
Einsatz von Primärrohstoffen.

Kombiniert werden muss das absolut mit der Verkür-
zung von Planungsverfahren. Es ist ja das Ziel der Re-
gierung, dass wir die Planungsprozesse in Deutschland 
deutlich verkürzen; denn jeder Monat Planung ist natür-
lich ein Monat mit potenziellen Baukostensteigerungen. 
Wir sind dabei, unterschiedliche Maßnahmen zu ergrei-
fen, um die Planungsprozesse zu beschleunigen, aber 
natürlich auch durch Digitalisierung es insgesamt schnel-
ler und einfacher zu machen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Eine Nachfrage. Bitte.

Michael Kießling (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Zum Thema Baukosten gehören ja 

auch die Planungskosten. Jetzt haben Sie gesagt, Sie wol-
len die HOAI ändern, sodass man im Bereich des Planens 
im Bestand vielleicht eine neue Leistungsphase einführen 
kann. Mit welcher Höhe rechnen Sie da bei den Bau-
kostensteigerungen? Was bedeutet das an Mehrkosten 
für den Bauherren bzw. dann später für den Mieter? Es 
muss ja umgelegt werden.
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Das andere Thema ist: Das Qualitätssiegel Nachhalti-
ges Gebäude und der Ressourcenpass bedeuten zusätzli-
che administrative Aufgaben. Wer zahlt das letztendlich? 
Wird es da Förderung geben? Wir haben ja in der letzten 
Legislatur und jetzt hier gesehen, dass Sie Kapazitäten 
aufgebaut haben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Michael Kießling (CDU/CSU):
100 000 Arbeitsplätze im Baubereich. Jetzt sehen wir, 

dass die Zahl zurückgeht. Was sagen Sie zu diesen ad-
ministrativen Aufgaben, die Sie jetzt noch mal anstoßen 
werden?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Die Zahlen von heute zeigen, dass wir sogar einen 
Beschäftigungsaufwuchs im Baubereich haben. Die An-
zahl der Bauanträge entwickelt sich sehr unterschiedlich. 
Wir haben sogar einen kleinen Aufwuchs im Bereich der 
Mehrfamilienhäuser; das wissen Sie. Insgesamt kann ich 
jetzt noch nicht haarscharf sagen, was die Änderung der 
HOAI pro Wohneinheit dann mit sich bringen wird. Aber 
wenn wir den Umbau fördern, dann ist natürlich auch 
klar: Das ist ja im Vergleich zum kompletten Neubau 
eine sehr sparsame Sache. Das heißt, wenn Sie aus einem 
bestehenden Bürogebäude eine Wohnung bauen, dann 
dürfte die im Durchschnitt wesentlich preiswerter sein, 
als wenn Sie die Wohnung komplett neu bauen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Da wir noch einige Nachfragen haben 

und noch nicht mal eine reguläre Runde durch sind, 
würde ich die Befragung um 15 Minuten verlängern.

Die nächste reguläre Frage kommt von Melanie Weg-
ling.

Melanie Wegling (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau 

Ministerin, als Bauministerin setzen Sie sich beson- 
ders für den sozialen Wohnungsbau ein. Sie legen dabei 
einen wichtigen Schwerpunkt auf den Bereich „Junges 
Wohnen“; wir haben es heute schon gehört. In den Jah-
ren 2022 bis 2026 sind insgesamt 14,5 Milliarden Euro 
für den sozialen Wohnungsbau vorgesehen. Allein im 
Programmjahr 2023 statten Sie daraus das Programm 
„Junges Wohnen“ mit 500 Millionen Euro aus. Das ist 
wichtig für viele Studierende, aber auch für viele Aus-
zubildende. Meine Frage an dieser Stelle: Was sind denn 
aus Ihrer Sicht die nächsten Schritte für die Förderung des 
Programms „Junges Wohnen“?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Herzlichen Dank für die Frage. – Wir verhandeln ge-
rade mit den Ländern die Verwaltungsvorschrift für 
„Junges Wohnen“. Wir sind in den Verhandlungen so 
weit, dass sie aus meiner Sicht noch dieses Jahr vorgelegt 

werden kann. Sie tritt in Kraft, wenn sie alle 16 Bundes-
länder unterzeichnet und zurückgeschickt haben; das 
dauert immer ein paar Wochen. Dann sind die Länder in 
der Lage, das Geld auszugeben. Sie können dann eigene 
Förderprogramme machen, weil die Situationen sehr un-
terschiedlich sind. Einige werden sicherlich einen 
Schwerpunkt auf Sanierung setzen, andere zum Beispiel 
auf den Neubau von Auszubildendenwohnheimen und 
Studentenwohnheimen. Der ein oder andere wird viel-
leicht auch Belegungsrechte erwerben.

Die Frage der Förderkonditionen bzw. der Höhe der 
Förderung liegt in der Verantwortung der Länder. Wir 
sind da aber sehr offen für andere Förderkonditionen als 
im klassischen sozialen Wohnungsbau, weil die Bedürf-
nisse, auch was die Wohnungszuschnitte betrifft, von 
Studierenden und Azubis sich vom normalen Wohnen 
in einem Haus natürlich unterscheiden.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zu einer Nachfrage.

Melanie Wegling (SPD):
Mich würde detailliert interessieren, welche Rahmen-

bedingungen aus Ihrer Sicht auf Bundesebene und auf 
Landesebene geschaffen werden müssen, um das gute, 
bezahlbare Wohnen für junge Menschen – für Studie-
rende und für Auszubildende – weiter zu fördern und zu 
unterstützen.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Bei den Studierenden ist es ein bisschen einfacher, weil 
wir da die etablierte Struktur haben, über die Studenten-
werke als Träger. Bei den Wohnheimen für Auszubil-
dende muss man neben der Frage, wo das Geld für den 
Bau herkommt – das haben wir jetzt geklärt –, auch noch 
schauen, wie zum Beispiel Betreuungspersonal bezahlt 
werden kann, weil Auszubildende ja in der Regel unter 
18 sind, wenn sie anfangen. Das heißt, für ein Azubi-
wohnheim muss man zum einen die Frage der Träger-
schaft beantworten – die ist ja nicht geklärt wie bei den 
Studentenwerken – und zum anderen natürlich die Frage, 
wie die Finanzierung des Betreuungspersonals aussehen 
kann. Ich werbe noch mal ganz ausdrücklich dafür, 
Azubiwohnheime zu bauen. Wir brauchen dringend die 
Stärkung der dualen Berufsausbildung.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Azubis haben es heute sehr schwer auf unserem Woh-
nungsmarkt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Christina-Johanne Schröder [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Jan-Marco Luczak hat eine Nachfrage.
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Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Es ging gerade um das Thema „Junges Wohnen“. Ge-

rade viele junge Menschen haben Schwierigkeiten, ihre 
Mieten zu bezahlen. Deswegen werden sie unter anderem 
mit dem Wohngeld unterstützt. Sie haben heute schon 
gesagt, dass die größte Wohngeldreform der letzten Jahr-
zehnte, die auf den Weg gebracht worden ist, zum 
1. Januar in Kraft treten soll. Die Menschen warten auf 
ihr Geld; sie brauchen es auch wirklich dringend.

Nun hören wir aber aus den Kommunen – das ist vor-
hin schon angesprochen worden – einen Hilferuf nach 
dem anderen: Personal fehlt; die IT ist nicht fertig. Wir 
lesen in der Zeitung, dass in den Ämtern dort totales 
Wohngeldchaos droht. Deswegen haben wir hier im Bun-
destag gesagt: Die Berechnungsverfahren müssen deut-
lich vereinfacht werden, damit das Personal entlastet 
wird, weil man das fehlende Personal nicht so schnell 
aufbauen kann. – Davon ist im parlamentarischen Ver-
fahren allerdings nichts übriggeblieben – ganz im Gegen-
teil. Vorläufige Prüfungen etc. führen am Ende dazu, dass 
man sich mit einem Verwaltungsvorgang möglicherweise 
sogar zweimal befassen muss; der Aufwand wird sozusa-
gen verdoppelt. Deswegen die Frage: Was wollen Sie tun, 
wenn wir Anfang Januar feststellen, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
– dass das Wohngeld Plus nicht bei den Menschen 

ankommt, sondern dass sich die Bearbeitung bis zur 
Mitte des Jahres oder darüber hinaus hinzieht?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ich hatte Ihnen ja erstens im Ausschuss gesagt: Die 
„Bild“-Zeitung hatte gestern eine kleine Fehlmeldung, 
was die IT und die Software anbelangt. Wir haben eine 
Übersicht, nach der alle Bundesländer es im ersten Quar-
tal und die allermeisten Bundesländer es im Januar schaf-
fen werden, das neue Wohngeld auszuzahlen.

Das Zweite: Es handelt sich um ein vorläufiges Ver-
fahren. Es ist ein ganz einfaches Verfahren, bei dem man 
nur wenige Nachweise über Einkommen und Miethöhe 
erbringen muss. Es ist nicht richtig, dass der Antrag dann 
ein zweites Mal bearbeitet werden muss, sondern der vor-
läufige Wohngeldbescheid wird nach Zeitablauf zu einem 
endgültigen, sodass genau das, was Sie befürchten, näm-
lich die doppelte Arbeit, nicht gegeben ist. Und wir haben 
den Bewilligungszeitraum von 12 auf 24 Monate verlän-
gert. Das ist eine ganz wesentliche Unterstützung, damit 
man auch genug Zeit für die neuen Antragsteller hat. Wir 
werden im Rahmen des Dialoges mit den Kommunen und 
Ländern auch die Verwaltungsvorschrift – ein opulentes 
Werk – im nächsten Jahr deutlich verschlanken, sodass 
wir auch untergesetzlich für weitere Vereinfachungen 
sorgen werden.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zu einer Nachfrage.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Sehr gern. – Ich muss Sie leider korrigieren, Frau Mi-

nisterin. Sie haben ja gesagt, dass die vorläufige Prüfung 
automatisch zu einer endgültigen wird. Das ist nicht so 
nach dem Gesetz, sondern es kann so sein, wenn nicht 
bestimmte Umstände eintreten.

(Bernhard Daldrup [SPD]: Ja! Sie müssen es ja 
nicht!)

Das führt aber dazu, dass die Menschen, die jetzt Wohn-
geld bekommen und dies durch die Verlängerung des 
Bewilligungszeitraumes auch über viele Monate, immer 
Gefahr laufen, dieses Geld zu großen Teilen wieder zu-
rückzahlen zu müssen, weil die Bewilligung eben nur 
vorläufig und noch nicht endgültig ist.

Sie haben vorhin von der Bagatellgrenze gesprochen. 
Sie beträgt 50 Euro; das ist nichts. Deswegen meine Fra-
ge: Wenn wir so eine geringe Bagatellgrenze haben und 
die Menschen Gefahr laufen, Geld zurückzahlen zu müs-
sen, wie wollen Sie mit dieser absehbaren schwierigen 
sozialen Situation umgehen, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
– dass die Menschen Geld zurückzahlen müssen, das 

sie gar nicht haben?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Also, in dem Fall würde der kluge Staat sicherlich eine 
Lösung finden.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Sie ha-
ben also keine!)

Aber es ist immer noch besser, wenn ich etwas aufgrund 
eines vorläufigen Bescheides bekomme, als wenn ich 
Monate warten muss und nichts bekomme.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sie können sich gerne auch noch mal – wir können Ihnen 
diese Information zur Verfügung stellen – den Anteil der 
Rückforderungen unter 50 Euro angucken; das ist ein 
erheblicher Anteil. Wir haben im parlamentarischen Ver-
fahren gesagt: Wir evaluieren das. – Aber natürlich darf 
man auch keine Fehlanreize setzen. Deswegen bedeutet 
die 50-Euro-Grenze auch eine erhebliche Entlastung bei 
den Rückforderungen. Sollte es sich erweisen, dass eine 
andere Grenze sinnvoller ist, können wir uns das gerne in 
zwei Jahren anschauen. Aber jetzt ist es vor allem wich-
tig, das Verfahren von Anfang an einfacher zu machen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.
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Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Wir haben noch viel vor bei der einfacheren Bearbei-
tung des Wohngeldes. Da ist in den letzten Jahren leider 
zu wenig passiert.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Es gibt eine Nachfrage von Herrn Nickholz.

Brian Nickholz (SPD):
Ich habe gerade gelernt: Sie muss sich auf die eigent-

liche Frage beziehen. – Ob das Wohngeld jetzt dazuge-
hört, weiß ich an der Stelle nicht, vor allem weil BAföG- 
Empfänger/-innen ja nicht wohngeldberechtigt sind, son-
dern die Leistungen über das BAföG abgedeckt sind. Für 
mich wäre noch mal wichtig, zu erfahren, welche Chan-
cen und Perspektiven beim „Jungen Wohnen“ in unter-
schiedlichen Wohnformen liegen. Welche Beteiligungs-
möglichkeiten werden von jungen Menschen in diesem 
Kontext gesehen, und wie sind die Herausforderungen 
gerade auch beim Azubiwohnen? Wie könnten Jugend- 
und Ausbildungsvertretungen in solche Prozesse und Be-
triebe eingebunden werden? Gibt es da vielleicht Ansätze 
und Ideen? Dazu würde mich Ihre Haltung interessieren, 
Frau Ministerin. – Danke schön.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Wir hatten zur Konzeption dieses Programmes einen 
Dialog mit Vertretern von Organisationen, die entspre-
chend in dem Bereich unterwegs sind – vom Studenten-
werk, aber natürlich auch von Vertretern der Gewerk-
schaften und der Handwerkskammern. Wir werden 
diesen Dialog im nächsten Jahr noch mal suchen und 
informieren, dass es jetzt dieses Programm gibt und wir 
natürlich alles dafür tun, dass es auch möglichst schnell 
angenommen wird. Das heißt, wir als Ministerium wer-
den auf Bundesebene mit den Verbänden darüber infor-
mieren, dass es diese Möglichkeiten gibt. Ich weiß, dass 
in den einzelnen Ländern schon Vorbereitungen laufen. 
Gerade die Studentenwerke sind schon in der Vorpla-
nung, was sie mit den zusätzlichen Mitteln des Bundes 
machen können. An der Stelle noch mal mein Hinweis: 
Es ist auch ganz wichtig, dass wir mit den Vertretern des 
Handwerks darüber sprechen, wie wir die Situation für 
Auszubildende und ihre Wohnsituation verbessern kön-
nen, weil es hier nicht so eine Trägerstruktur gibt wie bei 
den Studentenwerken. Deswegen da auch noch mal mein 
großer Wunsch, dass Sie, wo immer Sie die Möglichkeit 
in den Wahlkreisen haben, darauf aufmerksam machen, 
dass dieses Geld nicht nur für Studierende da ist, sondern 
auch für Azubis.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Frage stellt Kassem Taher Saleh.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Danke, Frau Präsidentin. – Frau Ministerin, es ist ja 
gerade in der Presse zu lesen, dass Sie ein Umdenken 

beim Neubau von Einfamilienhäusern zugunsten von Ei-
genheimen im Bestand fordern. Dabei sprechen Sie sich 
auch für eine stärkere Finanzierung der Sanierungsför-
derung aus, was wir als bündnisgrüne Fraktion sehr be-
grüßen.

Welche Maßnahmen plant das Bauministerium jedoch 
über die bekannte Bundesverordnung hinaus, um vor 
allem für Kommunen mit Leerstand Anreize zu schaffen, 
um junge Familien und Wohnen in Einfamilienhäusern 
besonders in den ländlichen Regionen zu fördern?

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Gute 
Frage! Es gibt ja keine Ansätze bisher!)

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Wir sind da gerade im Austausch mit dem Wirtschafts-
ministerium, das für den Bestand zuständig ist. Sie ken-
nen ja meine Unterstützung des Programms „Jung kauft 
Alt“. Wir loten jetzt gemeinsam Wege aus, wie wir so ein 
Programm dann auch für die Bestandsunterstützung hin-
bekommen. Wir sind allerdings noch nicht so weit, dass 
ich Ihnen dazu ein Ergebnis präsentieren kann.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit einer Nachfrage.

Kassem Taher Saleh (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Besonders das Potenzial in Ostdeutschland ist in der 
Hinsicht relativ groß. Wie ist ungefähr Ihre Prognose, 
wann Sie bereit sind und in der Pipeline stehen? Können 
Sie eventuell eine Aussage dazu tätigen?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ich war jetzt in den Herbstferien im Westharz im Ur-
laub. Da gibt es auch ein großes Potenzial für die Bele-
bung des Bestandes.

(Kassem Taher Saleh [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Total, ja!)

Insofern würde ich nicht sagen, dass es ein reines Thema 
Ostdeutschlands ist. Ich kann Ihnen allerdings jetzt noch 
nicht sagen, wann wir da so weit sind.

(Kassem Taher Saleh [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Danke!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Die nächste Fragestellerin ist Anne 

König.

Anne König (CDU/CSU):
Frau Ministerin, ich habe noch eine Frage zum Wohn-

geld. Meiner Meinung nach gießen Sie da wirklich Öl ins 
Feuer, wenn Sie am Anfang so euphorisch sagen, dass es 
in ganz vielen Ländern schon möglich sein wird, es 
pünktlich auszuzahlen. Da steht anscheinend auch jede 
Kommune vor anderen Herausforderungen.
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Bei mir im Wahlkreis steht heute schon ein großer 
Hilferuf in der Zeitung, und ich kann Ihnen eigentlich 
nur Fragen aus meiner Kommune weitergeben. Sie sehen 
wie folgt aus: Wie stellt der Bund sicher, dass angesichts 
der hohen Erwartung seitens der Bürgerinnen und Bürger 
eine Kommunikation dahin gehend erfolgt, dass Anträge 
erst nach einigen Monaten zur Auszahlung kommen? – 
Vor dem Gesetz sind alle Menschen gleich, und, ich den-
ke, es ist auch wichtig, dass Sie doch den Anspruch 
haben, sobald ein Gesetz in Kraft tritt, dass es auch allen 
Menschen zuteilwird bzw. die Auszahlung dann auch 
rechtzeitig erfolgt.

Es ist zwar löblich, wenn Sie sagen, in ein, zwei Län-
dern ist das vielleicht schon im Januar möglich. Aber ich 
denke doch, dass es zu noch mehr Frust auch auf dem 
Rücken der Mitarbeiter in den Verwaltungen kommen 
wird, wenn verzweifelte Menschen vor ihnen stehen. 
Welche Antworten geben Sie denen?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Ich habe nicht „ein, zwei Länder“, gesagt, sondern: 
Eine große Anzahl von Bundesländern wird im Januar 
die neuen Bescheide rausschicken können.

Die Bundesländer haben den Bund aber ganz explizit 
gebeten, dass wir kein Ranking machen und keine Länder 
benennen, die das besonders gut machen, bzw. auch kein 
Ranking nennen bei Ländern, die, aus welchen Gründen 
auch immer, größere Schwierigkeiten haben. Ansonsten: 
Wenn Sie die Presse verfolgen, werden Sie sehen, dass 
ich als Bundesministerin immer kommuniziere, dass die 
Reform im Januar in Kraft tritt, aber dass es vor Ort 
natürlich eine große Herausforderung ist für die Behör-
den.

Ich habe selber auch Wohngeldstellen besucht, habe 
auch immer deutlich kommuniziert, dass niemandem 
Geld verloren geht, wenn es länger dauert in der Bearbei-
tung, und dass es für Härtefälle natürlich die Möglichkeit 
der vorläufigen Auszahlung gibt. Ansonsten ist es natür-
lich so, dass die Situation in den Kommunen extrem 
unterschiedlich ist. Diejenigen, die jetzt schon sehr lange 
Wartezeiten haben, werden größere Herausforderungen 
haben als Kommunen, die jetzt innerhalb von wenigen 
Wochen in der Lage sind, das Wohngeld zu bescheiden. 
Wir sehen jetzt aber auch schon, dass viele Kommunen 
dabei sind, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie zum Schluss.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

– Personal bzw. Kapazitäten aufzubauen. In Berlin 
zum Beispiel hat die Landesebene die Bezirke noch mal 
mit eigenem Personal verstärkt. Das ist sicherlich sehr 
hilfreich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit der Nachfrage, Frau König.

Anne König (CDU/CSU):
Um die Belastungen in den Verwaltungen zu reduzie-

ren, wäre ja auch eine durchgehend digitale Bearbeitung 
hilfreich. Gab es Ihrerseits Gespräche mit den Ländern 
hinsichtlich eines einheitlichen Verfahrens?

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Das ist eine ganz lange Geschichte. Die Digitalisierung 
des Wohngeldes ist eine der ersten Maßnahmen gewesen. 
Es gab auch einen Verbund von Ländern, die zusammen 
digitale Wohngeldlösungen entwickelt haben. Schleswig- 
Holstein war das führende Land und andere Länder – 
insgesamt elf – haben sich angeschlossen; sie haben 
eine entsprechende gemeinsame Plattform.

Wir haben auch noch die Möglichkeiten, über Mittel 
des OZG zu unterstützen, wenn Bedarf besteht. Aber es 
ist Ihnen ja sicherlich auch bekannt, dass die Umsetzung 
von Bundesgesetzen allein in der Verantwortung der Län-
der liegt. Insofern ist es auch die Entscheidung der Län-
der – ich werde mich da auch nicht aufdrängen, weil mir 
das als Bundesministerin nicht zusteht –, darüber zu ent-
scheiden, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

– mit welcher Fachanwendung sie diese Bundes-
gesetze umsetzen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wenn Herr Daldrup seine Nachfrage zurückzieht, habe 

ich jetzt noch eine Nachfrage von Jan-Marco Luczak. 
Danach würde ich die Befragung der Bundesregierung 
beenden.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Man sieht: Mir macht das Fragen Spaß,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
merken wir, Herr Kollege!)

insbesondere auch deswegen, Frau Ministerin, weil Sie 
jetzt gerade erwähnt haben, dass Sie so viele positive 
Rückmeldungen aus den Kommunen und aus den Län-
dern bekommen, dass das mit der Wohngeldnovelle alles 
so wunderbar klappt. Dann frage ich mich aber schon, 
wieso der zuständige Ausschuss im Bundesrat einen Ent-
schließungsantrag formuliert hat. Da heißt es – Zitat –:

Eine schnelle Umsetzung des Wohngeld-Plus-Ge-
setzes ist ohne gravierende Vereinfachungen des 
Wohngeldrechts in der Praxis jedoch nicht möglich.

Außerdem heißt es: Die Änderung der Vorschussre-
gelung – die Sie vorhin so gelobt haben – sei keine we-
sentliche Verbesserung. Die Herabsetzung der Schwel-
lenwerte für Erhöhungsanträge konterkariere die 
Bestrebungen einer schnellen Auszahlung. Und zur Ein-
führung einer Bagatellgrenze – wo Sie gerade ja schon 
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gesagt haben, dass das möglicherweise nicht ausreicht – 
wird gesagt, sie sei zu niedrig bemessen. Wie gehen Sie 
mit dieser Kritik um? Aufgegriffen haben Sie sie nicht.

Klara Geywitz, Bundesministerin für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen:

Herzlichen Dank. – Schön, dass Ihnen das Fragen Spaß 
macht. Mir macht es auch Spaß, hier in der Runde zu 
antworten.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das 
merkt man!)

Sie haben ja auf den Ausschuss des Bundesrates ver-
wiesen; dann verweise ich auf das Plenum des Bundes-
rates, das sich mit 16 zu 0 Stimmen dafür entschieden hat, 
der Wohngeldreform zum 1. Januar 2023 zuzustimmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen herzlichen Dank. – Damit beende ich die Befra-

gung der Bundesregierung. Danke für die Fragen, danke 
für die Antworten.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Fragestunde

Drucksache 20/4851

Die mündlichen Fragen auf Drucksache 20/4851 wer-
den in der üblichen Reihenfolge aufgerufen.

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Justiz auf. Zur Beantwortung steht der Parlamentari-
sche Staatssekretär Benjamin Strasser bereit.

Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Tobias Matthias 
Peterka von der AfD auf:

Wie sehen die aktuellen Pläne des Bundesministers der 
Justiz hinsichtlich der Reformbestrebungen der Ersatzfrei-
heitsstrafe konkret aus, und wie wird in diesem Zusam-
menhang ihre gänzliche Abschaffung bewertet (vergleiche 
www.rnd.de/politik/marco-buschmann-justizminister-will- 
w e n i g e r - m e n s c h e n - i n s - g e f a e n g n i s - s t e c k e n -  
M46TOMLXCRDTZI2MHBMHD2LZPA.html und www. 
sueddeutsche.de/politik/ersatzfreiheitsstrafen-fdp-spd-1. 
5700350, jeweils zuletzt abgerufen am 30. November 2022)?

Lieber Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort.

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Abgeordneter, 
im Namen der Bundesregierung beantworte ich Ihre 
Frage wie folgt: Der aktuelle Gesetzentwurf zur Über-
arbeitung des Sanktionenrechts sieht nach wie vor die 
Halbierung des Umrechnungsmaßstabes von Geldstrafen 
in Ersatzfreiheitsstrafen vor. Darüber konnte nun auch 
innerhalb der Bundesregierung Einvernehmen erzielt 
werden. Der Gesetzentwurf soll jetzt möglichst zeitnah 
im Kabinett beschlossen werden, sodass er Anfang 
nächsten Jahres Bundesrat und Bundestag zugeleitet wer-
den kann.

Eine gänzliche Abschaffung der Ersatzfreiheitsstrafe 
ist keine Option, weil diese als Druckmittel zur Durch-
setzung von Geldstrafen weiterhin erforderlich ist. Dies 
wird ausführlich in der Begründung des seit Juli auf der 
Website des BMJ veröffentlichten Referentenentwurfs 
dargelegt.

Insbesondere Erfahrungen aus Schweden zeigen, dass 
die vollständige Abschaffung einen nachlassenden Til-
gungsdruck befürchten ließe. Dort wird Ersatzfreiheits-
strafe fast nicht mehr angeordnet. Die Folge ist, dass dort 
fast die Hälfte der Geldstrafen nicht mehr vollstreckt 
werden kann und verjährt. Schweden hat daher auch 
kürzlich sein Recht verschärft, um mehr Möglichkeiten 
zu schaffen, unbezahlte Geldstrafen in Haft umzuwan-
deln.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zu Nachfragen.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Das ist natürlich 

schon mal gut, dass die komplette Abschaffung doch 
nicht mehr im Raume steht. Aber es wurde ja zum Bei-
spiel auch angeführt, dass die Kosten für Haftplätze für 
entsprechende Vorhaltungen um bis zu 60 Millionen Euro 
im Jahr sinken würden. Da widerspricht Ihrem Minister 
der Deutsche Richterbund, dass es deutlich weniger wäre; 
10 Millionen Euro höchstens würde man sparen.

Ist das hier dann nicht ein Zirkelschluss, weil ja die 
ganzen Haftanstalten wohl auch nicht abgerissen wer-
den – hoffe ich zumindest? Also, ist da nicht schon mal 
der Ansatz in der Richtung falsch?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Wichtig ist der Bundesregierung, dass Strafen effektiv 
auch vollstreckt werden und es gleichzeitig zu einer Ent-
lastung der Landesjustiz kommt. Es wird auch vonseiten 
der Länder entsprechend angezeigt. Ich weiß jetzt nicht, 
auf welcher Basis der Deutsche Richterbund die 10 Mil-
lionen Euro errechnet hat. Nach Berechnungen der Bun-
desregierung sind es 60 Millionen Euro, und wir werden 
ja auch noch in anderen Bereichen, beispielsweise beim 
Thema Massenverfahren, für eine Entlastung der Länder-
justiz sorgen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit einer zweiten Nachfrage.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Dann schwingt immer noch die Frage nach der Gleich-

wertigkeit der Tagessätze mit. Die heißen ja nicht um-
sonst so; die werden ja anhand des durchschnittlichen 
Einkommens berechnet. Wird das dann auch irgendwie 
angeglichen? Ich sehe immer noch den Widerspruch, dass 
ich quasi entweder ein volles Tageseinkommen bezahlen 
muss, oder wenn ich nicht bereit oder in der Lage bin, das 
zu tun – aus welchen Gründen auch immer –, dann muss 
ich eben nicht einen ganzen Tag absitzen, wenn man das 
so sagen darf, sondern nur einen halben.
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(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Kollege, begehen Sie einfach 
keine Straftaten!)

Also, der Wertungswiderspruch erscheint mir doch ex-
trem übers Knie gebrochen. Denn meiner Meinung nach 
kann man sich, wenn man das möchte und sein Geld in 
Sicherheit bringt, mit der Hälfte der Ableistung im Ge-
fängnis aus der Bredouille ziehen.

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, die Sie 
hier vortragen, weil die Freiheitsstrafe im Vergleich zu 
Geldstrafe kein gleichwertiger Ersatz, sondern ein Mehr 
ist und weil in den Fällen, über die wir hier reden, Ge-
richte ganz offensichtlich Geldstrafen als tat- und schuld-
angemessen angesehen haben. Eine Halbierung des Um-
rechnungsmaßstabs ist also keine Schwächung, sondern 
eine Stärkung des Gleichbehandlungsgrundsatzes, weil, 
wie gesagt, die Gerichte gerade nicht eine Freiheitsstrafe 
angeordnet haben, sondern eine Geldstrafe.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Gibt es aus den anderen Fraktionen 

zum Thema „Reform der Ersatzfreiheitsstrafe“ noch Fra-
gen an den Staatssekretär? – Das sehe ich. Bitte, Herr 
Müller.

Axel Müller (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Staatssekretär, im Zusammenhang mit der Einbringung 
des Bundeshaushalts habe ich den Punkt Ersatzfreiheits-
strafe angesprochen und darauf hingewiesen, dass es 
auch die Möglichkeit des sogenannten Schwitzens statt 
Sitzens gibt. Von der Regierungsbank schallte mir da ent-
gegen, die Länder seien nicht konsensfähig, die würden 
sich daran nicht beteiligen. Frage: Hat der Bund mit den 
Ländern bezüglich einer Ausweitung dieses Programmes 
reale Gespräche geführt, oder ist das eine Aussage, die ins 
Blaue hinein getätigt wurde?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Ich kenne diesen Zwischenruf nicht. Aber was Sie ja 
meinen, ist die Ableistung in Form von gemeinnütziger 
Arbeit. Die rechtlichen Instrumentarien hierzu bestehen 
seit Langem. Die Bundesländer haben diese rechtlichen 
Instrumentarien auch in Form von Verordnungen genutzt.

Die Frage ist ja: Warum leisten nicht mehr Betroffene 
gemeinnützige Arbeit ab? Die Erfahrungen aus der Praxis 
zeigen, dass Briefe, in denen eine Ersatzfreiheitsstrafe 
angedroht wird, teilweise gar nicht geöffnet werden. Des-
wegen enthält dieser Gesetzentwurf zusätzlich Möglich-
keiten der aufsuchenden Sozialarbeit, um beispielsweise 
über dieses Thema oder andere Alternativen wie Raten-
zahlungsmodelle zu sprechen.

Ein weiterer Punkt ist die Frage: Halten die Betroffe-
nen die gemeinnützige Arbeit durch? Wird sie in voll-
kommener Gänze abgeleistet? Das kann ein zusätzlicher 
Anreiz für das von Ihnen zu Recht unterstrichene und 
dargestellte Modell sein.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Noch eine Nachfrage: von Herrn Dr. Krings.

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Gibt es Länder, die in der Verantwor-

tung stehen, das Programm „Schwitzen statt Sitzen“ zu 
organisieren, mit denen Sie besonders unzufrieden sind, 
oder umgekehrt Länder, die das aus Ihrer Sicht besonders 
gut machen? Denn bevor man solche Vorschläge macht, 
wird man ja mal abgeklopft haben, wie die Realität in den 
Ländern aussieht.

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Herr Kollege Krings, Sie wissen es selber: Die Bun-
desregierung verteilt keine Haltungsnoten an einzelne 
Bundesländer. Aber ich darf unterstreichen: Das Pro-
gramm „Schwitzen statt Sitzen“ kommt aus Baden-Würt-
temberg

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist aber ein Zufall, der Staatssekre-
tär auch!)

von einem liberalen Justizminister, Professor Dr. Ulrich 
Goll. Das zeigt, dass liberale Justizminister durchaus 
kluge Dinge umsetzen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich sehe noch eine weitere Nachfrage 

von Carsten Müller.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Herr Staatssekretär, Sie haben die Frage meines Kol-

legen Müller überhaupt nicht beantwortet. Die Frage 
richtete sich an den Bund, ob es konkrete Gespräche 
mit Bundesländern gibt. Ich möchte diese Frage wieder-
holen und ergänzen: Mit welchen Bundesländern hat 
denn der Bund in der letzten Zeit über dieses Thema 
gesprochen? Wir wissen ja nun aus verschiedenen Quel-
len – unter anderem aus Ihrem Haus, aber vor allen Din-
gen aus den Justizministerien der Länder, gleich welcher 
Farbe –, dass es offensichtlich eine schwere Gesprächs-
störung zwischen Bund und Ländern gibt.

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Meines Wissens haben keine entsprechenden Gesprä-
che stattgefunden, weil die Länder alle Möglichkeiten 
haben und wir in einem föderalen Staat erwarten, dass 
die Länder von ihren Kompetenzen entsprechend Ge-
brauch machen und das finanzieren.
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Die Fragen 2 und 3 des Abgeordneten 

Brandner werden schriftlich beantwortet.
Wir kommen zur Frage 4 des Kollegen Dr. Günter 

Krings:
Was hat die vom Bundesjustizminister angekündigte Prü-

fung der Frage, ob hinsichtlich der Straftaten der sogenannten 
Klimaaktivisten der rechtliche Rahmen ausreicht bzw. ob ein 
gesetzliches Defizit besteht, ergeben?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Krings, im Namen 
der Bundesregierung beantworte ich Ihre Frage wie folgt: 
Die vom Bundesminister der Justiz angekündigte Prü-
fung bezog sich ausschließlich auf Aktionen in Museen. 
Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. Hier sind die 
Entwicklungen in der Praxis weiter zu beobachten.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit der Nachfrage, Herr 

Dr. Krings.

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Wenn Sie jetzt sagen, 

Sie prüfen hier noch weiter, dann würde ich schon gerne 
wissen, wie der auffällige Gegensatz von Ihnen beurteilt 
wird, dass Sie bei Taten, die schon vollkommen ausermit-
telt sind, wo es nicht nur Anklagen, sondern sogar schon 
Urteile gibt, so lange für eine Prüfung brauchen, während 
bei den geplanten Anschlägen aus dem Reichsbürger-
milieu, wo wir noch ganz am Anfang der Ermittlungen 
stehen, das Innenministerium schon jetzt weitreichende 
Vorschläge der Gesetzgebung macht: zur Änderung des 
Beamtenrechts, zur Änderung des Waffenrechts und 
Ähnlichem. Gibt es aus Ihrer Sicht ganz unterschiedliche 
Herangehensweisen oder einen anderen Grad der Profes-
sionalität beim Innen- und Justizministerium?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Nein, diese Ansicht teile ich nicht. Die Vorschläge, die 
die Bundesinnenministerin jetzt angekündigt hat, basie-
ren in Teilen auf unserem Koalitionsvertrag, insbeson-
dere was das Thema des Disziplinarrechts angeht.

Ich denke auch – Kollege Krings, so habe ich Sie zu-
mindest bisher als Kollegen erlebt –, dass Ihnen und Ihrer 
Fraktion die Entfernung von Extremisten aus öffentlichen 
Ämtern und dem öffentlichen Dienst genauso wichtig ist 
wie uns. Das ist ja jetzt kein neues Thema, das aufgrund 
des Ermittlungsverfahrens des GBA entstanden ist. Die 
Verknüpfung, die Sie hier aufmachen, oder die Unwucht, 
die Sie uns unterstellen, existiert nicht.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ihre zweite Nachfrage.

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Wir sehen ja auch bei den relativ vielen Urteilen, die es 

im Bereich der sogenannten Klimaaktivisten schon gibt, 

dass bei teilweise gleichen Sachverhalten sehr unter-
schiedliche Strafmaße herauskommen. In Berlin sind es 
teilweise 20 Tagessätze, im Süden der Republik für die 
gleiche Tat über 100 Tagessätze. Deshalb haben wir als 
Union vorgeschlagen, dass wir bestimmte Mindeststra-
fen, etwa bei einer schweren Nötigung unter bestimmten 
Voraussetzungen, einführen. Ist Ihnen das Anliegen einer 
Rechtseinheit in Deutschland durch vergleichbare Straf-
aussprüche bei vergleichbaren Taten auch wichtig, oder 
halten Sie das für kein erstrebenswertes Ziel?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Uns, der Bundesregierung, ist es natürlich auch wich-
tig, dass deutschlandweit gleiche Sachverhalte tatsäch-
lich gleich abgeurteilt werden. Aber, Herr Kollege 
Krings, Sie wissen: Die Unabhängigkeit der Justiz ist 
ein hohes Gut; das ist so. Da können wir als Gesetzgeber 
auch nicht einfach eingreifen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Durch Min-
deststrafen!)

Wenn Sie von einer Harmonisierung sprechen, bedeu-
tet das ja nicht konsequenterweise eine Mindeststrafe, 
sondern, den Strafrahmen zu verengen, sodass das ein-
zelne Gericht weniger Möglichkeiten hat, nach oben oder 
nach unten abzuweichen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Genau!)

Wir haben, Stand heute, keine Erkenntnisse, dass das 
tatsächlich zu mehr Verurteilungen führt – Ihr Vorschlag 
ist aus der strafrechtlichen Praxis ja auch entsprechend 
kommentiert worden –, weil das, was wir insbesondere 
im Bereich der Straßenblockaden erleben, bereits heute 
strafbar ist.

Wir schauen uns für den Bereich der Museen an, ob es 
da künftig einen Regelungs- bzw. Gesetzgebungsbedarf 
gibt. Es gibt auch da entsprechende Straftatbestände wie 
§ 304 Strafgesetzbuch. Nachdem Ermittlungsverfahren, 
beispielsweise wegen Taten in der Alten Pinakothek in 
München, eingeleitet worden sind, werden wir uns sehr 
genau anschauen, wie die Justiz hier entscheidet.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Plum, haben Sie jetzt eine Nachfrage zum glei-

chen Sachverhalt? – Ich frage, weil wir ja noch die Frage 5 
von Ihnen behandeln. – Bitte.

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 

Sie haben in Ihrer Antwort gesagt, dass sich die von 
Bundesminister Buschmann angekündigte Prüfung nur 
auf den Bereich der Museen bezieht. Das heißt, der Be-
reich der Straßenblockaden und auch der Flughafenblo-
ckaden ist aus dieser Prüfung ausgenommen bzw. darin 
nicht eingeschlossen. Beabsichtigt denn das Bundesjus-
tizministerium, auch in diesem Bereich zu überprüfen, ob 
Lücken im Strafrecht bestehen, oder ist es von vornherein 
der Ansicht, dass hier ausreichende strafrechtliche Re-
gelungen vorhanden sind?
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Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Wie Sie zu Recht betonen, geht es ja um die Feststel-
lung, ob Regelungslücken bestehen, also gar nicht so sehr 
darum, ob Straftatbestände fehlen. In den von der Union 
bisher vorgetragenen Argumenten ging es ja nur um eine 
Erhöhung des Strafrahmens. Wir glauben, Stand heute, 
dass diese Regelungslücken, was Straßenblockaden und 
die Erstürmung von Flughäfen betrifft, momentan nicht 
bestehen. Es gibt beispielsweise §§ 315a, 315b ff. im 
Strafgesetzbuch, was das Thema der Flughafenbesetzung 
angeht.

Für den Bereich der Museen erscheint es nicht so ein-
deutig, ob das, was da passiert, vom aktuellen Strafrecht 
erfasst ist. Deswegen schauen wir uns die justizielle Pra-
xis in Deutschland auf Basis der noch zu ergehenden 
Urteile sehr genau an und entscheiden dann, ob wir einen 
entsprechenden Vorschlag im Kabinett und dann später 
im Deutschen Bundestag unterbreiten.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der Kollege Amthor.

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Herr Staatssekretär, angesichts der Ausführungen, die 

Sie zum Prüfprogramm gemacht haben, würde mich na-
türlich interessieren, ob und inwieweit Sie die aktuellen 
Entwicklungen, also dass die Staatsanwaltschaft Neurup-
pin gegen die „Letzte Generation“ ein Ermittlungsverfah-
ren eingeleitet hat wegen der Bildung einer kriminellen 
Vereinigung, im Justizministerium zum Nachdenken an-
regen. Da wir natürlich bundesweit Tätigkeiten dieser 
Gruppierung sehen: Treffen Sie dort Überlegungen, wie 
man die bundesweite Ausdehnung der Aktivitäten dieser 
Gruppe angesichts dieser Entwicklungen reflektieren 
kann?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Die Frage nach dem Vorliegen des Tatbestands der 
kriminellen Vereinigung oder gar der terroristischen Ver-
einigung ist ja keine Entscheidung, die die Bundesre-
gierung trifft, sondern die Gerichte und die zuständigen 
Behörden. Das ist in unserem Ressortbereich der Ge-
neralbundesanwalt.

Dann, weil Sie das vielleicht interessiert, möchte ich 
zum aktuellen Verfahren in Neuruppin und zur Frage der 
möglichen Übernahme kurz den aktuellen Sachstand wie-
dergeben:

Diese Aktionen der sogenannten „Letzten Generation“ 
sind seit Februar 2022 Gegenstand mehrerer Prüfungen 
beim Generalbundesanwalt, in denen fortlaufend das 
Vorliegen der Voraussetzungen für die Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens wegen in die Zuständigkeit des 
GBA fallender Straftaten geprüft wird. Das betreffende 
Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Neuruppin 
wurde dem GBA schon im Juni 2022 zur Prüfung der 
Übernahme vorgelegt. Der Generalbundesanwalt hat in 
allen bisherigen Fällen keine zureichenden tatsächlichen 
Anhaltspunkte für eine in seine originäre Zuständigkeit 

fallende Straftat gesehen, etwa die Nötigung von Verfas-
sungsorganen oder die Beteiligung an einer terroristi-
schen Vereinigung.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Noch ein kurzer Satz.
Darüber hinaus sieht der Generalbundesanwalt hin-

sichtlich der in seine evokative Zuständigkeit fallenden 
Tatbestände der Beteiligung an einer kriminellen Vereini-
gung sowie der verfassungsfeindlichen Sabotage bisher 
fast keine besondere Bedeutung gegeben, die das recht-
fertigen würde.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dann rufe ich die Frage 5 des Abgeordneten Dr. Martin 

Plum auf:
Zu welchen Ergebnissen kommt die vom Bundesminis- 

ter der Justiz, Dr. Marco Buschmann, angekündigte Prüfung, 
ob angesichts der Aktionen von Straßen- und Flughafenblo-
ckierern sowie Museumsrandalierern Lücken im Strafrecht 
gegeben sind, und welche Schlussfolgerungen zieht die Bun-
desregierung aus den Umständen, dass Straßen- und Flugha-
fenblockierern nach dem geltenden Strafrecht „keine harten 
Strafen“ drohen und dass sie insbesondere nicht wegen eines 
gefährlichen Eingriffs in den Straßen- oder Luftverkehr (§ 315 
StGB) belangt werden können („Die Welt“ vom 28. November 
2022: „Flughafen-Blockierern drohen keine harten Strafen“)?

Lieber Herr Staatssekretär, bitte.

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Dr. Plum, Ihre Frage 
beantworte ich wie folgt: Die vom Bundesminister der 
Justiz angekündigte Prüfung bezog sich ausschließlich 
auf Aktionen in Museen. Die Prüfung ist noch nicht abge-
schlossen. Hierfür sind die Entwicklungen in der Praxis 
weiter zu beobachten.

Die Ermittlung und strafrechtliche Bewertung konkre-
ter Einzelfälle obliegt den zuständigen Strafverfolgungs-
behörden und Gerichten. Das gilt auch für den Fall der 
Protestaktion am Flughafen Berlin Brandenburg und ins-
besondere für die Frage, ob die Aktionen des Flughafen-
blockierens im konkreten Einzelfall einen gefährlichen 
Eingriff in den Luftverkehr gemäß § 315 des Strafgesetz-
buches darstellen. Ganz allgemein möchte ich aber klar-
stellen, dass die im geltenden Strafrecht vorgesehenen 
Strafrahmen eine angemessene Bestrafung etwaiger im 
Zusammenhang mit den Klimaprotestaktionen infrage-
kommenden Delikte sicherstellen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Nachfrage.

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, und vielen Dank, Herr 

Staatssekretär. – Sie haben eben und auch gerade in Ihrer 
Antwort richtigerweise auf § 315 StGB Bezug genom-
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men: gefährlicher Eingriff in den Straßen- und in den 
Flugverkehr. In der Regel scheitert aber eine strafrecht-
liche Verfolgung der Straßen- und Flughafenblockierer 
schon daran, dass die Aktionen eben nicht zu einer kon-
kreten Gefährdung von Leib und Leben von Menschen 
oder zu einer Gefährdung von fremden Sachen von be-
deutsamem Wert führen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aber ist doch gut!)

Das heißt, wir haben hier durchaus eine Lücke in der 
Strafverfolgung. Sie können sich gerade nicht auf diese 
Norm zurückziehen. Vertritt die Bundesregierung also 
die Auffassung, dass dieser Schutz gerade für verletzliche 
Infrastruktur, gerade für Flughäfen ausreichend ist?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Nein, diese Ansicht von Ihnen vertreten wir nicht. Eine 
Anreicherung der beiden Tatbestände durch ein bloßes 
Eignungsmoment würde den Tatbestand erheblich, näm-
lich zu einem abstrakten Gefährdungsdelikt im Bereich 
aller denkbaren Lebensläufe, ausweiten. Die geltenden 
empfindlichen Strafrahmen der beiden Straftatbestände 
rechtfertigen sich aber gerade daraus, dass es sich um 
konkrete Gefährdungsdelikte handelt, bei denen das Aus-
bleiben eines Schadens für eine andere Person oder 
fremde Sache von bedeutendem Wert quasi im Sinne 
eines Beinaheunfalls nur vom Zufall abhängt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und eine zweite Nachfrage.

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Ich möchte nachhaken, weil Sie die 

Frage letztendlich nicht beantwortet haben.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sehe ich aber anders!)

Ich habe nicht gesagt, dass das in ein abstraktes Gefähr-
dungsdelikt umgewandelt werden muss, sondern ich habe 
Sie gefragt, ob dieses konkrete Gefährdungsdelikt aus 
Sicht der Bundesregierung ausreichend ist, um wichtige 
kritische Infrastrukturen wie Flughäfen ausreichend zu 
schützen.

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Zum jetzigen Zeitpunkt ist aus Sicht der Bundesregie-
rung die Formulierung der Norm ausreichend.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das sollte die CDU mal verstehen!)

Sie werden alleine aufgrund der Existenz von Strafnor-
men nicht verhindern, dass Straftaten begangen werden. 
Die entscheidende Frage ist, ob sie verfolgt werden, und 
das ist der Bundesregierung ein wichtiges Anliegen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und eine Nachfrage von Philipp Amthor.

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Staatssekretär, angesichts des Um-

standes, dass man mit Blick auf die „Letzte Generation“ 
natürlich schon hinterfragen kann, ob und inwieweit das 
Strafrecht die gewünschte Präventivwirkung dort entfal-
tet, gibt es natürlich ein weiteres Instrumentarium an 
Handlungsmöglichkeiten zur Prävention. Dazu gehören 
auch exekutive Maßnahmen, etwa des Vereinsrechts. 
Gibt es diesbezüglich innerhalb der Bundesregierung 
Überlegungen eines vereinsrechtlichen Verbots? Sind 
dazu Prüfungen angestellt worden?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Auch das ist ja nicht Aufgabe der Bundesregierung als 
Gremium, das zu prüfen, sondern das ist die Aufgabe 
der Behörden. Diese Behörden befinden sich nicht im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz, 
sondern des Bundesministeriums des Innern. Von daher 
müssten Sie im nächsten Innenausschuss vielleicht den 
Kollegen Saathoff oder die anderen beiden kompetenten 
Staatssekretäre dazu befragen.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Die dazu ge-
nauso wenig antworten wie Sie, aber gut!)

Es gibt ja auch noch die Möglichkeit von schriftlichen 
Anfragen an die Bundesregierung.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir haben noch eine Nachfrage vom Kollegen Krings.

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Kollege, natür-

lich weiß ich aus eigener Erfahrung, dass man nicht im-
mer für die gesamte Bundesregierung antwortet und sich 
nicht auf seinen Geschäftsbereich zurückziehen kann. Ich 
sage das, auch wenn ich das früher selbst gerne mal 
gemacht oder zumindest versucht habe.

(Zuruf der Abg. Canan Bayram [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

– Meistens erfolglos, weil zum Beispiel Frau Bayram 
immer so kritisch nachgefragt hat, genau. Also, ich 
kann mich gut daran erinnern.

Ich habe eine sachliche Nachfrage. Wir haben jetzt 
ja nicht nur Angriffe generell auf Straßen oder in Muse- 
en, sondern auch Fälle, wo Kraftwerke in Mitleidenschaft 
gezogen werden. Ein möglicher Sachverhalt: Blockade in 
Kraftwerken oder vor Kraftwerken. Da gibt es § 316b 
StGB, Störung öffentlicher Betriebe. Reicht der Ihres 
Erachtens hier aus? Ist der überhaupt einschlägig? Da 
braucht es ja eine Unbrauchbarmachung als Tatbestands-
merkmal. Sehen Sie da vielleicht neben dem Museums-
thema auch einen Prüfbedarf, um Strafbarkeitslücken zu 
schließen?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Sehr geehrter Herr Kollege, das Ermittlungsverfahren, 
das derzeit bei der Staatsanwaltschaft Neuruppin läuft, 
wurde ja angesprochen. Wir sind als Bundesregierung 
natürlich inhaltlich informiert durch den Generalbundes-
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anwalt. Aber Sie wissen so gut wie ich, dass die Bundes-
regierung ganz grundsätzlich – sowohl zu Ihrer Regie-
rungszeit wie zu unserer – zu Verfahren, die ausschließ-
lich in den Ländern geführt werden – und die werden 
momentan geführt –

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das war nicht 
die Frage! Das war eine gesetzgeberische Fra-
ge!)

keine Stellung nehmen kann aufgrund der Kompetenz-
verteilung des Grundgesetzes.

Aber die Frage von Ihnen, ob eine Regelungslücke 
besteht, kann ich ja nur beantworten, wenn ich mir die 
Realität anschaue und nicht so manches Wahlprogramm, 
wo das schon immer drinstand. Auf Basis der Informa-
tionen, die wir haben, sehen wir, Stand heute, keine Re-
gelungslücke.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Wir kommen zur Beantwortung der 

Frage 6 des Abgeordneten Dr. Martin Plum:
Warum hat die Bundesregierung mehr als ein Jahr nach ihrer 

Wahl immer noch keinen Gesetzentwurf zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2020/1828 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 25. November 2020 über Verbandsklagen zum 
Schutz der Kollektivinteressen der Verbraucher und zur Auf-
hebung der Richtlinie 2009/22/EG vorgelegt, und welche Kon-
sequenzen drohen Deutschland nach Auffassung der Bundes-
regierung aufgrund der absehbaren Nichteinhaltung der 
Umsetzungsfrist bis zum 25. Dezember 2022?

Herr Staatssekretär.

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Sehr geehrter Herr Kollege Dr. Plum, namens der Bun-
desregierung beantworte ich Ihre Frage wie folgt: Die 
Umsetzung der Richtlinie erfordert zahlreiche neue Re-
gelungen, insbesondere zur Abhilfeklage, deren Erarbei-
tung erhebliche Zeit in Anspruch genommen hat. Derzeit 
wird innerhalb der Bundesregierung der vom Bundes-
ministerium der Justiz vorgelegte Referentenentwurf 
zur Umsetzung der Verbandsklagerichtlinie abgestimmt. 
Die Abstimmung dauert noch an.

Der Entwurf soll aber so bald wie möglich den Ländern 
und Verbänden zur Stellungnahme übersandt und dis-
kutiert werden. Bei Nichtumsetzung der Verbandsklage-
richtlinie bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist kann die 
Europäische Kommission ein Vertragsverletzungsverfah-
ren gegen Deutschland einleiten. Deutschland ist nicht 
das einzige Land, das die Verbandsklagerichtlinie bislang 
noch nicht umgesetzt hat.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zu Nachfragen.

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Vielen Dank, Herr 

Staatssekretär. – Sie haben angesprochen, dass Ihr Haus 
einen Referentenentwurf vorgelegt hat. In diesem Refe-
rentenentwurf haben Sie unter anderem vorgesehen, dass 
eine Anmeldung zur Eintragung in das Verbandsklage-
register nur bis zum Ablauf des Tages vor Beginn des 

ersten Termins zulässig ist, genauso wie bei der Muster-
feststellungsklage. Es ist öffentlich bekannt, dass das 
Bundesumweltministerium das anders sieht und hier 
gerne eine Veränderung wünscht. Was hat das Bundes-
justizministerium dazu veranlasst, diesen Zeitpunkt aus-
zuwählen, und halten Sie an diesem Zeitpunkt trotz der 
Bedenken des Bundesumweltministeriums fest?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Wie gesagt, der Referentenentwurf befindet sich noch 
in der Ressortabstimmung, weswegen wir ganz grund-
sätzlich nicht zu einzelnen Haltungen von Häusern öf-
fentlich Position beziehen. Das tun wir intern in der Bun-
desregierung, und wir sprechen miteinander im Sinne 
einer guten Lösung.

Aber vielleicht kann man so viel sagen: Der Entwurf 
wird große Vorteile für Verbraucher bringen; wir müssen 
aber auch die berechtigten Interessen der Unternehmen 
im Auge behalten. Ein legitimes Interesse von beklagten 
Unternehmern besteht daran, abschätzen zu können, über 
welche Ansprüche tatsächlich im Verfahren verhandelt 
wird. Deswegen haben wir das so in den Referentenent-
wurf geschrieben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die zweite Nachfrage.

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Sie haben über die Vorteile der gesetz-

lichen Regelung gesprochen. Der Bundesminister selbst 
hat mehrfach geäußert, dass er diesen Gesetzentwurf als 
einen Beitrag zur Bewältigung von gerichtlichen Massen-
verfahren ansieht. Inwiefern kann dieser Gesetzentwurf 
dazu beitragen, das Problem von gerichtlichen Massen-
verfahren in den Griff zu bekommen? Wir erleben bei den 
Dieselverfahren, dass wir trotz kollektiver Klagemög-
lichkeiten durchaus noch sehr viele Individualklagever-
fahren haben.

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, Sie sprechen zu-
treffend ein Problem an. Das Problem der Massenverfah-
ren nehmen wir als Bundesregierung sehr ernst, und wir 
sehen auch Handlungsbedarf. In einer im Sommer 2021 
eingerichteten Bund-Länder-AG unter Vorsitz des Bun-
desministeriums der Justiz und des Landes Nordrhein- 
Westfalen wird geprüft, ob Entlastungen durch die Ein-
führung eines Vorabentscheidungsverfahrens beim BGH 
oder durch andere Maßnahmen, die zur schnelleren 
höchstrichterlichen Klärung zentraler Rechtsfragen füh-
ren, geschaffen werden können. Wir sind zuversichtlich, 
hier bald erste Ergebnisse vorzustellen.

In gesetzgeberische Überlegungen fließen aber natür-
lich auch andere Vorschläge, beispielsweise des Richter-
bunds, ein. Ein Instrument in diesem ganzen Paket ist 
auch die Verbandsklage. Für eine Vielzahl von Fällen 
stellen wir Ansprüche fest. Deswegen ist die Verbands-
klagerichtlinie nicht das einzige Instrument zur Bewälti-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 75. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Dezember 2022                                                                                                                                                                                              8909 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Parl. Staatssekretär Benjamin Strasser 



gung von Massenverfahren, sondern neben beispiels-
weise der Digitalisierung der Justiz oder den von mir 
gerade angesprochenen Möglichkeiten ein Baustein.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Eine Nachfrage des Kollegen Dr. Krings.

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Wir haben ja hier, Frau Präsidentin, Herr Kollege, eine 

Form von Verbandsklagen diskutiert. Deshalb stelle ich 
meine Frage nach der Strategie der Bundesregierung auf 
europäischer Ebene. Von dort kommen ja meistens die 
Richtlinien, die uns zur Einführung von Verbandsklagen 
im deutschen Recht zwingen. Gibt es den Plan der Bun-
desregierung, weitere Verbandsklagevorgaben auf euro-
päischer Ebene sogar noch zu befördern, oder ist man 
umgekehrt vielleicht sogar daran interessiert, bestehende 
Verbandsklagevorgaben auf europäischer Ebene zu redu-
zieren?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Was wir momentan aktiv tun, ist, diese Richtlinie um-
zusetzen. Weitere Pläne sind uns als Haus zumindest 
nicht bekannt – Stand heute.

Im Übrigen darf ich auch als Koordinator der Bundes-
regierung für Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau 
fungieren. Der gesamten Bundesregierung ist es wichtig, 
dass wir künftig die Umsetzung von Richtlinien auch bei 
ihrer Verhandlung bürokratiearm und praxissicher gestal-
ten. Das ist leider in der Vergangenheit nicht immer pas-
siert. Wir werden diese Woche ein Gesetz zur Umsetzung 
der Hinweisgeberschutzrichtlinie im Deutschen Bundes-
tag verabschieden, die nicht diese Bundesregierung ver-
handelt hat, genauso wenig wie die Verbandsklagericht-
linie. Auch diese Richtlinie haben nicht wir verhandelt, 
sondern die vorherige Bundesregierung, und wir setzen 
sie um. Aus diesen bisherigen Erfahrungen kann man viel 
für die Zukunft lernen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann kommen wir zur Frage 7 der 

Abgeordneten Bayram:
Erwägt die Bundesregierung im Hinblick auf eine mögliche 

Abschreckungswirkung der Vorschlagslisten für Schöffen, die 
eine große Zahl an personenbezogenen Daten enthalten und zu 
jedermanns Einsicht ausliegen, eine Änderung des § 36 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes?

Herr Staatssekretär.

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Sehr geehrte Frau Kollegin Bayram, ich beantworte 
Ihre Frage wie folgt. Der von Ihnen erwähnte § 36 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes sieht vor, dass die Vor-
schlagsliste für Schöffinnen und Schöffen in der jewei-
ligen Gemeinde eine Woche lang öffentlich auszulegen 
ist. Die Vorschlagsliste muss jeweils den Familiennamen, 
den Vornamen, gegebenenfalls den Geburtsnamen, Ge-
burtstag und Geburtsort, den Beruf sowie Postleitzahl 

und Wohnort enthalten. Zweck der Auslegung ist die Er-
möglichung eines Einspruchs nach § 37 GVG.

Mit der Einspruchsmöglichkeit soll vermieden werden, 
dass zum Schöffen oder zur Schöffin benannt wird, wer 
nicht berufen werden darf. Eine Änderung des § 36 GVG 
ist gerade erst im letzten Jahr durch das Gesetz zur Fort-
entwicklung der Strafprozessordnung und zur Änderung 
weiterer Vorschriften erfolgt. Nach § 36 Absatz 2 GVG 
muss jetzt grundsätzlich nur noch der Wohnort und nicht 
mehr die vollständige Wohnanschrift in die Vorschlags-
liste aufgenommen werden. Diese Einschränkung dient 
dem Schutz der vorgeschlagenen Personen. Die Bundes-
regierung beabsichtigt derzeit nicht, eine weitere Ände-
rung des § 36 GVG vorzuschlagen.

Die ausgelegten Daten müssen eine Identifizierung der 
vorgeschlagenen Personen ermöglichen. Nur so kann 
durch die Einspruchsmöglichkeit vermieden werden, 
dass Personen, die für das Schöffenamt ungeeignet sind, 
gewählt werden. Auch angesichts der in der letzten Wo-
che bekanntgewordenen bestürzenden Vorgänge in der 
sogenannten Reichsbürgerszene müssen wir jedes Mittel 
ausschöpfen, um zu verhindern, dass Verfassungsfeinde 
öffentliche Ämter wahrnehmen.

Mit der jetzigen Regelung haben wir einen guten 
Ausgleich zwischen diesem Zweck und dem zweifellos 
erforderlichen Schutz der persönlichen Daten der betrof-
fenen Personen gefunden. Wie wichtig uns dieses Ehren-
amt und seine Sicherung sind, kann auch dadurch noch 
einmal bekräftigt werden, dass das Bundesministerium 
der Justiz dem Bundesverband ehrenamtlicher Richterin-
nen und Richter e. V. einen Betrag von 215 000 Euro für 
die Förderung von Informationsveranstaltungen im Hin-
blick auf die im Jahr 2023 anstehenden Schöffenwahlen 
zur Verfügung stellt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Bayram, Sie haben die Möglichkeit der Nachfra-

ge.

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es ist halt so, dass sich bei mir Leute aus meinem 

Wahlkreis, aber auch aus anderen Bereichen gemeldet 
haben, die sagen, ihnen sei das vorher so nicht bewusst 
gewesen. Dass jetzt ihre Daten so öffentlich ausgestellt 
werden, ist etwas, was sie davon abschreckt, künftig sich 
für solche Ehrenamtsfunktionen zu melden. Was würden 
Sie denen antworten, wenn Sie jetzt sagen, Sie wollen die 
Rechtsgrundlagen nicht verändern?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Wir haben zum einen ein Schutzinstrument schon ein-
gebaut. Das entwarf die Vorgängerregierung – so ehrlich 
wollen wir sein –; das ist ja ein Gesetz aus der letzten 
Wahlperiode. Wir überlegen natürlich ständig, ob auch 
im Zuge der Digitalisierung der Justiz neue, insbesondere 
digitale Möglichkeiten vorhanden sind, durch die diese 
beiden berechtigten und legitimen Zwecke, nämlich die 
Möglichkeit, Einspruch gegen die Benennung von Per-
sonen zu erheben, und der Schutz von betroffenen Per-
sonen, noch besser in Einklang gebracht werden. Aber 
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das ist ja dann eine Frage der praktischen Umsetzung und 
weniger die eines anderen Rechtsrahmens.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit einer zweiten Nachfrage. – 

Diese stellen Sie nicht.
Dann hat der Kollege Krings den Wunsch nach einer 

Nachfrage.

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Kollege, die 

Union hat ja verschiedene Vorschläge gemacht, um genau 
das zu erreichen, wovon Sie gesagt haben, dass Sie es 
auch als Ihr Ziel ausgegeben haben: Verfassungsfeinde, 
beispielsweise vom Schöffenamt, fernzuhalten. Ihre Vor-
schläge betreffen insbesondere eine Klarstellung des § 45 
Deutsches Richtergesetz, wodurch zum Ausdruck ge-
bracht wird, dass ein ehrenamtlicher Richter und eine 
ehrenamtliche Richterin durch das gesamte persönliche 
Verhalten klarmachen müssen, dass er und sie sich zur 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung bekennen.

Wir haben ferner gesagt: Diese ehrenamtlichen Richte-
rinnen und Richter sollten durch die Finanzierung einer 
beim BMJ angesiedelten Ansprechstelle für ehrenamtli-
che Richterinnen und Richter gestärkt werden. Würden 
Sie sich denn vielleicht auch im Lichte der Entwicklun-
gen der letzten Tage diesen Forderungen inzwischen an-
schließen und auf diese Art und Weise das Ehrenamt in 
Form der Tätigkeit ehrenamtlicher Richter stärken?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Was die von Ihnen angesprochene Ernennung von Ex-
tremistinnen und Extremisten als Richter oder als Schöf-
fen angeht, muss man ja erst mal klarstellen, dass das 
Bundesverfassungsgericht ja schon sehr deutlich hierzu 
geurteilt hat und klargestellt hat, dass solche Personen 
sowohl für das Richteramt wie auch für das Schöffenamt 
ungeeignet sind.

Nichtsdestotrotz möchte ich unterstreichen, dass unser 
Haus, das Bundesjustizministerium, in Kürze einen ent-
sprechenden Referentenentwurf vorlegen wird, der eine 
Klarstellung in § 44a des Deutschen Richtergesetzes vor-
sieht, sodass solche Personen nicht Schöffinnen oder 
Schöffen werden können bzw. entfernt werden.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Schön, dass 
ein Unionsvorschlag aufgegriffen wird!)

– Diese Überlegung hatten wir schon vor dem Vorschlag 
der Union; aber Sie dürfen sich mit uns freuen. Wenn Sie 
gemeinsam mit uns stimmen, dann freut uns auch das. 
Deswegen glaube ich, sind wir da gar nicht auseinander – 
und waren es auch nie.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann kommen wir zur Frage 8, auch 

der Kollegin Bayram:
Wie positioniert sich die Bundesregierung zu dem Beschluss 

der Herbstkonferenz der Justizministerinnen und Justizminis-
ter vom 10. November 2022 (www.justiz.nrw/JM/jumiko/ 
beschluesse/2022/Herbstkonferenz_2022/TOP-I_19— 

Extremisten.pdf), in dem unter anderem gefordert wird, die 
Fristen für die Verfolgung von Verstößen gegen das Mäßi-
gungsgebot (§ 60 Absatz 2 des Bundesbeamtengesetzes 
(BBG), § 33 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG)) 
oder die Verpflichtung zur Verfassungstreue (§ 60 Absatz 1 
Satz 3 BBG, § 33 Absatz 1 Satz 3 BeamtStG) zu verlängern 
und § 35 des Deutschen Richtergesetzes um die Möglichkeit 
der Kürzung der Dienstbezüge zu erweitern?

Herr Staatssekretär.

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Sehr geehrte Frau Kollegin Bayram, Ihre Frage beant-
worte ich wie folgt:

Das Bundesministerium des Innern und für Heimat 
wird die Notwendigkeit der Verlängerung der Fristen im 
Disziplinarrecht prüfen. So sieht es der Beschluss der 
218. Innenministerkonferenz vor. Die Prüfung erfolgt in 
enger Abstimmung mit den Ländern, deren Disziplinar-
gesetze vergleichbare Regelungen enthalten. Daher müs-
sen gemeinsam die Handlungsbedarfe geprüft und gege-
benenfalls Lösungen umgesetzt werden.

Die geltenden Vorschriften des Richterrechts sind 
im Hinblick auf das Ziel, dass keine verfassungsfeind-
lichen Richter Recht sprechen dürfen, keineswegs zahn-
los. Das zeigt sich zuletzt in der Entscheidung des zu-
ständigen Richterdienstgerichts, den Richter Jens Maier 
über § 31 des Deutschen Richtergesetzes in den Ruhe-
stand zu versetzen. Der Beschluss der Justizministerkon-
ferenz zur Prüfung einer Erweiterung des § 35 Deutsches 
Richtergesetz um die Möglichkeit der Kürzung der 
Dienstbezüge betrifft lediglich ein Seitenthema zur Si-
cherung des Verfahrens. Wir werden das auch sorgfältig 
prüfen. Eine solche Kürzung ist allerdings nicht unpro-
blematisch; denn sie greift in die verfassungsrechtlich 
garantierte persönliche Unabhängigkeit der Richterinnen 
und Richter ein. Das ist daher kein Selbstläufer, und wir 
sollten vermeiden, auch vor dem Hintergrund der Rechts-
staatsdiskussion innerhalb der Europäischen Union und 
insbesondere in Polen, hier falsche Zeichen zu setzen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie haben eine Nachfrage. Bitte schön.

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Liebe Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Staats-

sekretär, Sie haben das positive Beispiel aus Sachsen 
genannt, in dem das geklappt hat mit dem Richter, dass 
der nicht mehr die Richterbank besetzt. Wir haben diese 
Woche im Rechtsausschuss den anderen Fall mit der 
Richterin gehabt, wo es eben nicht geklappt hat, die, 
sage ich mal, von der Richterbank in die U-Haft in einer 
Art und Weise ihr Amt ausgeübt hat, dass wir uns alle 
fragen lassen müssen, ob das so richtig war. Deswegen 
noch mal meine Frage mit Blick auf die zeitliche Dimen-
sion: Können Sie schon abschätzen, wann die Prüfung, ob 
bzw. welche Veränderungen es dort geben kann, einen 
Abschluss findet?
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Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Stand heute – ich kann das für das BMI nicht sagen, 
weil wir im Haus die Prüfung nicht durchführen –: Wir 
haben natürlich aufgrund der Ereignisse einen notwendi-
gen Handlungsdruck und treiben das Verfahren voran. 
Aber auf der anderen Seite muss es auch verfassungsfest 
sein. Ich glaube, das ist auch unser Ziel, das uns eint. 
Deswegen nimmt die Fachebene in unserem Haus, aber 
auch in der gesamten Bundesregierung das Thema sehr 
ernst.

Der Beschluss der Justizministerkonferenz, den Sie in 
Ihrer Frage ansprechen, bzw. der Innenministerkon-
ferenz, ist ja noch frisch: vier Wochen. Die Bundesinnen-
ministerin hat angekündigt, dass sie einen ersten Vor-
schlag, was das Disziplinarrecht bei Beamtinnen und 
Beamten angeht, einen Referentenentwurf, eventuell 
noch in diesem Jahr in die Ressortabstimmung geben 
wird. Auch den werden wir uns als Haus unter dieser 
Prämisse der Verfassungsfestigkeit sehr genau anschau-
en.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Dann kommen wir zur Frage 9 von 

Herrn Kraft:
Welche und wie viele verwaltungsgerichtliche Verfahren 

werden nach Kenntnis der Bundesregierung durch das Ge- 
setz zur Beschleunigung von verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren im Infrastrukturbereich und das darin enthaltene Vor-
rang- und Beschleunigungsgebot hauptsächlich zurückgestellt 
w e r d e n  m ü s s e n  ( w w w . b m j . d e / S h a r e d D o c s /  
G e s e t z g e b u n g s v e r f a h r e n / D E / B e s c h l e u n i g u n g _  
verwaltungsgerichtliche_Verfahren.html?nn=6705022)?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Herr Abgeordneter Dr. Kraft, namens der Bundesre-
gierung beantworte ich Ihre Frage wie folgt: Das Vor-
rang- und Beschleunigungsgebot des § 87c Absatz 1 
VwGO – das ist erst im Entwurfsstadium – gilt für be-
stimmte Verfahren vor den Oberverwaltungsgerichten 
oder den Verwaltungsgerichtshöfen und dem Bundesver-
waltungsgericht. Die Verfahren, für die das Vorrang- und 
Beschleunigungsgebot gelten, sind in § 87c Absatz 1 
VwGO in der Fassung des Referentenentwurfs benannt. 
Dies betrifft besonders bedeutsame Infrastrukturvor-
haben. Dazu zählen etwa Vorhaben zum Ausbau der er-
neuerbaren Energien und des Schienen- und Straßennet-
zes.

Durch die Regelungen soll erreicht werden, dass diese 
gerichtlichen Verfahren zu besonderen, bedeutenden In-
frastrukturvorhaben gegenüber allen anderen gericht-
lichen Verfahren bevorzugt behandelt werden, die nicht 
bedeutsame Infrastrukturvorhaben betreffen. Wie viele 
verwaltungsgerichtliche Verfahren dies insgesamt be-
trifft, kann nicht näher eingeschätzt werden, da eine ver-
lässliche Prognose zur Zahl der Verfahren in der Zukunft 
nicht möglich ist.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie haben eine Nachfrage. Bitte sehr.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Vielen Dank für die Antwort.
In den Stellungnahmen, die verschiedene Verbände 

vorgelegt haben, unter anderem natürlich auch der VCI, 
der Verband der Chemischen Industrie, wurde dargelegt, 
dass natürlich aufgrund der Bevorzugung, die aufgrund 
dieses Gesetzes für diese wichtigen Infrastrukturmaßnah-
men stattfindet, andere Projekte einen Verzug erfahren. 
Unter anderem nennt der VCI hier Maßnahmen zur Gas-
ersatzbeschaffung und zur Reduzierung des Gasverbrau-
ches in Deutschland.

Darüber hinaus wird genannt, dass hier die Belange der 
Bürger im Bereich auch der unionsrechtlichen, der grund-
gesetzlichen Regelungen im Umweltrecht geschleift wer-
den und dass das Ganze auch zu einer Zweiklassenjustiz 
wird, dass die Bundesregierung zwar Gesetze erlässt, an 
die sich jeder halten muss, dass die Bundesregierung aber 
am langen Hebel sitzt, ihre eigenen interessengeleiteten 
Projekte hier durch eine, ja, primäre Justiz umzusetzen. 
Wie stehen Sie dazu?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Herr Abgeordneter, diese Konstruktion finde ich etwas 
gewagt, mit Vorsicht. Natürlich heißt eine Beschleuni-
gung von besonders bedeutsamen Verfahren, dass gege-
benenfalls andere Verfahren zurückstehen müssen, weil 
wir nur beschränkte Kapazitäten haben. Das ist bedauer-
lich; das würde ich mir anders wünschen. Aber wenn wir 
uns den Bestand in Deutschland anschauen, beispiels-
weise das Thema Autobahnbrücken, das die letzten Jahre 
massiv vernachlässigt worden ist, dann müssen wir uns 
schon überlegen, wie wir verwaltungsgerichtlich die Vo-
raussetzungen schaffen, dass früher Planungssicherheit 
besteht und dass vor allem früher gebaut werden kann.

Der Referentenentwurf, den wir jetzt vorgelegt haben, 
ist ein entsprechender Baustein dazu. Das ist aber keine 
Zweiklassenjustiz oder die Schleifung von entsprechen-
den Vorgaben, wie Sie hier unterstellt haben, sondern das 
ist ein Instrument zur Beschleunigung von Verwaltungs-
gerichtsverfahren in einem demokratischen Rechtsstaat.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie haben noch eine weitere Nachfrage. Bitte.

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Danke schön. – Ich bin etwas verwundert. Sie sagten 

gerade, es sei natürlich, dass, wenn man die einen vor-
zieht, die anderen liegen bleiben. Gleichzeitig sagen Sie: 
Die Regierung legt fest, welche vorgezogen werden. – 
Damit legt die Regierung natürlich auch fest, welche 
liegen bleiben. Das heißt, selbstverständlich resultiert da-
raus eine Zweiklassenjustiz. Sie sitzen am Hebel, zu ent-
scheiden, welche vorgezogen werden und welche nicht. 
Das ist der Ausdruck Ihrer Politik.

(Zuruf der Abg. Carina Konrad [FDP])
Bei Ihnen als Vertreter der FDP, der jetzt gerade sehr 

viel Wert auf die Autobahnbrücken gelegt hat, wobei 
noch nicht sicher ist, ob Sie diesen Anspruch in der Am-
pelkoalition durchbringen werden, wundert es mich, dass 
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Sie hier so zuversichtlich sind und sagen, am Ende werde 
alles beschleunigt. Ja, wenn alles beschleunigt wird, wie 
kann es denn sein, dass jetzt etwas liegen bleibt?

Benjamin Strasser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Justiz:

Ich glaube, Herr Abgeordneter, da müssen wir jetzt 
ganz tief in die Grundlagen von Demokratie: Parteien 
treten für bestimmte Inhalte an, die man selber nicht 
teilen muss, aber natürlich privilegieren bestimmte Vor-
schläge Vorhaben, die einem besonders wichtig sind, und 
dann gibt es andere, die da zurückstehen müssen.

Es ist die Aufgabe von Wählerinnen und Wählern, am 
Ende einer Legislatur zu bewerten, ob Politik die richti-
gen Prioritäten und die richtigen Vorhabenplanungen ge-
setzt hat. Das hat aber nichts mit Zweiklassenjustiz zu 
tun, weil Richterinnen und Richter auf Basis von Geset-
zen und Regeln, die wir hier im Deutschen Bundestag 
machen, Entscheidungen treffen.

Jetzt können Sie sagen, dass Sie nicht wollen, dass 
entsprechende Schienen- oder Straßenprojekte beschleu-
nigt werden, weil alle in einem gleich schlechten Zustand 
sein müssen, weil das aus Ihrer Sicht fair ist. Das ist nicht 
die Auffassung der Bundesregierung.

(Zuruf von der AfD: Sie haben doch gar keinen 
Plan!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Die Frage 10 der Kollegin Renner wird 

schriftlich beantwortet.
Damit sind wir am Ende der Fragestunde, die ich hier-

mit schließe.

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde
auf Verlangen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Bedrohung durch Netzwerke von Reichsbür-
gern und Rechtsextremisten

Ich warte noch einen kleinen Moment, bis alle die 
Plätze eingenommen haben. – Jetzt scheinen alle ihre 
Plätze und Unterlagen gefunden zu haben.

Dann eröffne ich die Aussprache und gebe das Wort 
Sebastian Hartmann für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sebastian Hartmann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben uns aus einem sehr ernsten Anlass 
heute zu einer Aktuellen Stunde verabredet, die nicht nur 
dieses Parlament und die Abgeordneten im Deutschen 
Bundestag betrifft. Vielen Millionen Bürgerinnen und 
Bürgern in diesem Land ist mit dem Zugriff, der Reichs-
bürgerrazzia, noch mal deutlich geworden, was eigentlich 
in diesem Land an rechten Netzwerken existiert, welche 
hohe Bereitschaft an Gewalt besteht, wie weit Teile der 

Gesellschaft darin verstrickt sind und wie knapp wir dem 
Angriff zuvorgekommen sind.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, hier haben Menschen vorbereitet, im Deutschen 
Bundestag einen Putsch durchzuführen. Sie haben ver-
sucht, Waffen einzuschmuggeln. Sie haben Zugriff auf 
Waffen; es geht um Hunderttausende von Euro. Es gibt 
Meldungen darüber, dass die Ermittlungen noch andau-
ern; wir sehen die Spitze eines Eisberges. Aber wir müs-
sen sagen: Dieser Rechtsstaat, er ist wehrhaft. Er lässt 
sich von Nazis, alten und neuen, und auch von den Mi-
lieus der AfD und der Reichsbürgerszene nicht auf der 
Nase herumtanzen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Wir blicken in einen Abgrund an Gewaltbereitschaft, 
wir sehen eine enorme Vorbereitungshandlung, und wir 
sind den Ermittlungsbehörden, den Polizistinnen und Po-
lizisten, den Ermittlern daher dankbar dafür, dass sie so 
beherzt zugegriffen haben.

(Beifall des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])
Wir sind aber auch sehr beruhigt, dass es zu keinen To- 
ten und Verletzten gekommen ist; denn wir haben bei 
Reichsbürgerrazzien gesehen, dass Polizisten von diesen 
Reichsbürgern ermordet worden sind. Wer das verharm-
lost, wer hier behauptet, das seien Spinner, der macht sich 
zum Teil des Problems, der ist die Ursache des Problems. 
Meine Damen und Herren, hier muss eine klare Abgren-
zung her!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Otto Schily hat das gesagt! Otto Schily 
hat gesagt: Das sind Spinner!)

– Herr Baumann, dass Sie hier reinrufen!
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Otto Schily hat 

das gesagt! Ihr Innenminister!)
Ihre AfD-Kollegin gehört zu den Festgenommen. Schä-
men Sie sich!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Sie sind Teil des Problems. Sie sind Feinde der Demo-
kratie.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Otto Schily hat 
das gemacht!)

Sie versuchen, das Problem herunterzureden. Sie verursa-
chen diese Melange in diesem Bundestag, in dieser Re-
publik. Hass und Hetze trägt einen Namen: Der lautet 
„AfD“, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und des Abg. Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE] – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: „Spinner“ hat der Schily ge-
sagt! Ihr Innenminister hat das gesagt!)
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Unmöglich! Schämen Sie sich in Grund und Boden! Es 
sind Ihre Bediensteten, die Sicherheitsüberprüfungen un-
terlaufen. Sie sind Teil des Problems!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Anke Hennig [SPD]: So sieht es aus! – 
Zurufe von der AfD)

Unfassbar! Halten Sie inne! Sie verreden diese Razzia – –

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Otto Schily hat 
das gesagt! Der hat „Spinner“ gesagt!)

– Hören Sie mit Otto Schily auf! Der hätte Ihnen was 
gesagt! Unmöglich!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Der hat das gesagt! Das wis-
sen Sie genau! Der hat von Spinnern geredet, 
nicht die AfD! „Skurrile Spinner“ hat Otto 
Schily gesagt!)

Meine Damen und Herren, liebe Mitbürgerinnen und 
Mitbürger, dort sitzen die Verharmloser rechtsradikalen 
Terrors.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie des Abg. Felix 
Schreiner [CDU/CSU] – Anke Hennig [SPD]: 
Genau! So ist es!)

Wer glaubt, dass es sich um einen „Rollatorputsch“ 
handelt, der darf nie vergessen, dass es Paul von Hinden-
burg – einer Ihrer rechten Idole – war, der, mit 77 Jahren 
ins Amt gekommen, die erste demokratische Republik 
hier zugrunde gerichtet hat.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Fällt Ihnen sonst 
noch irgendwas ein?)

Sie sind das Problem!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP – Lachen bei Abge-
ordneten der AfD)

Wir dulden keine Verfassungsfeinde in den Reihen 
deutscher Sicherheitsbehörden. Diese Verfassungsfeinde 
sind zu entfernen. Alle Reichsbürger sind zu entwaffnen. 
Dafür werden wir das Waffenrecht verschärfen, das Dis-
ziplinarrecht und das Beamtenrecht anpassen. Es gibt 
keine Toleranz für die Feinde der Republik, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Anke Hennig [SPD]: Genau!)

Wir sind am Anfang. Es fehlt jede Abgrenzung, es fehlt 
jede Verurteilung von der rechten Ecke. Und darum, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, kann man es nicht hoch ge-
nug einschätzen, dass wir schon vor Jahren dazu überge-
gangen sind, mehr Bedienstete zum Verfassungsschutz zu 
delegieren. Jeder Beamte, der dort arbeitet, leistet einen 
Beitrag dazu, dass wir diese rechten Netzwerke noch 
genauer aufklären können, und mit jedem Beamten wis-
sen wir mehr von den Netzwerken, die sich hier zusam-
mentun. Wir reden über Hunderte von Waffen. Wir reden 
über Hunderte von Objekten, die durchsucht wurden. Wir 

reden davon, dass es einen militärischen Arm gibt. Das ist 
alles kein Witz, sondern ein ernstes Problem, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU])

Es ist gut, dass wir ein Demokratiefördergesetz auf den 
Weg bringen; denn auch Prävention gehört dazu. Es gibt 
hier keinen Verhandlungsspielraum: Man tritt entweder 
für die freiheitlich-demokratische Grundordnung ein 
oder ist dagegen. Es gibt nichts dazwischen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Diejenigen von uns, die in den 
Sondersitzungen der Gremien dabei waren – ob Geheim 
oder Vertraulich tagend; es ging um Verschlusssachen –, 
wissen: Es ist schon sehr auffällig, welche Fragestellun-
gen da aus der ganz rechten Ecke kamen. Das waren nicht 
nur Versuche der Verharmlosung, sondern auch Versuche 
der Ablenkung.

(Anke Hennig [SPD]: Genau!)
Deswegen: Hier werden wir hinschauen. Es ist nicht hin-
nehmbar, dass Kollegen aus dem Bundestag daran mit-
wirken, das in Zweifel zu ziehen.

Die eine Frage ist dann doch zu beantworten: Kriegen 
Sie die Radikalisierung eigentlich mit?

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: Die der 
SPD? – Weitere Zurufe von der AfD)

Ist das reiner Zufall, dass sich Menschen so radikalisie-
ren? Wird das gemeldet? Deswegen werden wir an der 
Stelle auch überprüfen, wenn Polizistinnen und Polizis-
ten angesprochen worden sind. Es ist richtig, dass nur 
Einzelne angezeigt wurden; aber ein Polizist, einer aus 
den Sicherheitsbehörden ist einer zu viel. Es gibt so viele 
Tausende von Bediensteten, die sich jeden Tag mit ihrer 
Gesundheit dafür einsetzen, unsere freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung zu verteidigen. Das ist die erdrü-
ckende Mehrheit in diesem Land. Wir sind mehr, und 
wir lassen uns das nicht bieten!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für den Fortgang der Debatte habe ich eine Bitte. Wir 

haben eine Aktuelle Stunde; da gibt es keine Zwischen-
fragen, Kurzinterventionen und so etwas. Deswegen lebt 
die Debatte von kurzen Beiträgen, die sich aufeinander 
beziehen. Wenn eine ganze Gruppe laut ruft, dann ver-
stehen weder die Menschen auf der Tribüne noch die an 
den Fernsehgeräten noch die Protokollantinnen und Pro-
tokollanten etwas. Zwischenrufe sind möglich; das ist in 
unserem Parlament so, und das ist auch gut so. Die wer-
den auch protokolliert.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
walte Hugo!)

Ich empfehle aber für die Debatte, dass wir tatsächlich 
miteinander debattieren und uns nicht gegenseitig an-
schreien.
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Jetzt hat das Wort für den Bundesrat der Landesminis-
ter Peter Beuth.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Beuth, Staatsminister (Hessen):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich danke Ihnen, dass ich als hessischer Innen-
minister heute eine Ländersicht bei der konsequenten 
Bekämpfung von Reichsbürgern und Rechtsextremisten 
einbringen kann. Bund und vor allem auch Länder führen 
den Kampf gegen Staatsfeinde und Rechtsextremisten 
seit vielen Jahren mit aller Konsequenz und mit allen 
ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln.

(Kaweh Mansoori [SPD]: Glauben Sie doch 
selbst nicht!)

Wir werden und wir dürfen in diesem Kampf für unseren 
demokratischen Rechtsstaat nicht nachlassen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es waren Hinweise aus und Ermittlungen in den Län-

dern, welche die Umsturzpläne von Reichsbürgern im 
gesamten Bundesgebiet aufdeckten und diesen Schlag 
gegen die Szene ermöglichten. Verfassungsschutz, Poli-
zei und Justiz haben diesen Erfolg ermöglicht. Dafür 
können wir dankbar sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Von Teilen der Reichsbürger, meine Damen und Her-
ren, geht eine ernste Gefahr für unsere Demokratie und 
ihre Repräsentanten aus. Sie sehen in der Bundesrepublik 
keinen souveränen Staat; sie zweifeln sogar an seiner 
Existenz. Die nun zerschlagene Gruppierung hatte kon-
krete Pläne, die ohne Gewaltanwendung nicht umsetzbar 
gewesen wären. Dass es diesem Netzwerk letztlich nicht 
gelungen wäre, unsere freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung abzuschaffen, mag als gesichert gelten. Sicher 
ist aber auch, meine Damen und Herren, dass diese Men-
schen bewaffnet waren, taktisch geschult und dass sie 
Gewalt als legitimes Mittel erachten. Auf dem Weg ihres 
Scheiterns hätten sie gleichwohl schweren Schaden für 
unsere Demokratie anrichten können, wenn zum Beispiel 
Menschen ums Leben oder zu Schaden gekommen wä-
ren.

Der Fall hat deutlich gezeigt: Reichsbürger mit ihren 
Ideologien und ihrer Waffenaffinität dürfen von nieman-
dem verharmlost werden. Die Träume von Exilregierun-
gen, Königreichen und in den Raum geworfene Ver-
schwörungsmythen klingen für manchen noch immer 
nach Spinnerei. Im Internet und bei ganz realen Treffen 
befördern sie aber die Radikalisierung Einzelner oder, 
wie festgestellt, sogar einer großen Gruppe von Staats-
feinden.

Ich bin allen Sicherheitsbehörden in unserem Land und 
ihren Mitarbeitern dankbar, die ihre Erkenntnisse zielge-
richtet ausgetauscht und gemeinsam ein Gesamtbild des 
mutmaßlichen Netzwerks herausgearbeitet haben. Die 
schnelle Weitergabe und der ständige Austausch von In-
formationen untereinander haben in unserem föderalen 

System funktioniert, und die Rädchen haben ineinander-
gegriffen. Diesen Austausch benötigen wir auch in Zu-
kunft, um solche Netzwerke erfolgreich auszuheben.

Dieser Austausch hat auch unterstrichen, dass die Si-
cherheitsbehörden aus der selbstkritischen Analyse nach 
den furchtbaren Morden des NSU ihre Lehren gezogen 
haben und diese auch beherzigen. Alle haben gemeinsam 
und konsequent an einem Strang gezogen und gezeigt, 
dass unser Staat und unsere Demokratie wehrhaft sind 
und unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung be-
schützt wird.

Meine Damen und Herren, unsere Behörden können 
allerdings nur so gut schützen, wie wir als Gesetzgeber 
es ihnen letztlich ermöglichen. Waffen haben in den Hän-
den von Extremisten und Reichsbürgern nichts verloren.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP und des Abg. 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE])

Nach wie vor ist es eine der wichtigsten Aufgaben der 
Sicherheitsbehörden, Staatsfeinden konsequent ihre 
Waffen zu entziehen. Seit 2019 bis Mitte dieses Jahres 
konnten wir allein in Hessen 100 Extremisten die Waf-
fenerlaubnis entziehen. Diese einzelnen Erfolge sind je-
doch stets mit sehr aufwendigen Verfahren verbunden, 
die wir längst durch eine Änderung des Waffenrechts 
hätten beschleunigen müssen, wie von uns seit Jahren 
gefordert. Das Waffenrecht müsste dem einfachen Prin-
zip folgen: Wer dem Verfassungsschutz als Extremist 
bekannt ist, darf keine Waffenerlaubnis und keine legalen 
Waffen besitzen. Punkt!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich teile ausdrücklich die Ankündigung der Bundes-
innenministerin, Extremisten entwaffnen zu wollen. Bis 
heute hat sich außer der kraftvollen Ankündigung aber 
noch nichts Zählbares getan.

(Zuruf des Abg. Kaweh Mansoori [SPD])

Ganz im Gegenteil: Der Koalitionspartner FDP hat erst 
heute die dringend notwendige Änderung unseres Waf-
fenrechts direkt wieder einkassieren wollen,

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt wird hier Wahlkampf ge-
macht!)

und das mit dem in der Sache völlig absurden Argument, 
Extremisten könnten sich dennoch illegal Waffen besor-
gen; dies gelte es zu unterbinden.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war in der letzten Legislatur auch 
noch Ihre Argumentation!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ist es nicht 
möglich, dass wir uns bei dem Thema „keine Waffen in 
den Händen von Extremisten“ auf eine logische Reihen-
folge einigen und am Anfang beginnen? Ist es nicht nach-
vollziehbar, dass wir zuerst den Legalwaffenbesitz zu 
unterbinden versuchen? Wer will nicht den Schwarz-
markt austrocknen und illegale Waffen aus dem Verkehr 
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ziehen? Aber diese Ziele zu erreichen, ist – vorsichtig 
gesagt – noch ein bisschen aufwendiger als die logisch 
zwingende Regelversagung für Extremisten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wenn es, Frau Ministerin, zur Umsetzung des Prinzips 

juristisch nur mit einer Tatbestandsangleichung im Waf-
fenrecht gehen sollte, dann müssen wir das aber schnell 
umsetzen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Die Uneinigkeit in der Ampelkoalition blockiert das kon-
sequente Vorgehen im Sinne der Sicherheitsbehörden 
hinsichtlich des Waffenrechts. Das, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ist am Ende für die Sicherheit in 
unserem Land weder förderlich noch akzeptabel. Der 
Schlag unserer Sicherheitsbehörden in der vergangenen 
Woche war gleichwohl ein wichtiges Ausrufezeichen ei-
ner, nein: unserer wehrhaften Demokratie.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Dr. Irene Mihalic 

für Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Wir reden hier über den größten Anti-
terroreinsatz in der deutschen Geschichte, ein Einsatz im 
Milieu von Reichsbürgern und Rechtsextremen. Unser 
aller Dank gilt den Sicherheitsbehörden in Bund und 
Ländern für diesen wirklich sehr gut vorbereiteten und 
vor allen Dingen erfolgreichen Einsatz, meine Damen 
und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN)

Reichsbürger sind eine Gefahr für unsere Gesellschaft. 
Sie sind im mehrfachen Wortsinne Feinde der Verfas-
sung. Sie verfolgen eine durch und durch staatsfeindliche 
Ideologie, die im Kern antisemitisch, revisionistisch und 
auch antiamerikanisch ist. Hinter der bizarren Idee, 
Deutschland sei nicht souverän, steckt die krude Vorstel-
lung, dass Eliten in den USA alles irgendwie steuern 
würden. Wenn man diese Zwiebel weiter schält, kommt 
man schnell zur sogenannten jüdischen Weltverschwö-
rung.

Es mag vielleicht verrückt klingen, wenn QAnon-An-
hänger vom „Deep State“ faseln und sich selbst in einer 
Allianz der Guten sehen. Doch was diese Erzählungen so 
wahnsinnig bedrohlich macht, meine Damen und Herren, 
ist ihre Anschlussfähigkeit bis weit in die Mitte unserer 
Gesellschaft. Und deshalb ist es gefährlich, wenn Reichs-
bürger und Rechtsextreme auf Coronaprotesten Zustim-
mung finden, wenn Menschen sich nicht daran stören, 
wenn Reichsbürgerflaggen in Nachbargärten wehen, 

und wenn bei Verschwörungsideologien gesagt wird: 
Ah ja, doch, da könnte schon was dran sein. – Nein, 
meine Damen und Herren, hier braucht es aktiven Wider-
spruch,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

und hier müssen Demokratinnen und Demokraten ent-
schlossen zusammenstehen!

Meine Fraktion hat vor der Gefahr, die von Reichs-
bürgern ausgeht, schon seit Jahren gewarnt. An der Spitze 
der Verharmloser stand damals Hans-Georg Maaßen,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

als er noch das Bundesamt für Verfassungsschutz leitete. 
Seine Einschätzung hat die Arbeit der Sicherheitsbehör-
den unter unionsgeführten Innenministerien viel zu lange 
geprägt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die Reichsbürger wurden als harmlose Spinner abgetan, 
aber eben nicht als das erkannt, was sie eigentlich sind: 
eine verfassungsfeindliche und terroristische Gefahr für 
die Sicherheit unseres Landes. Und es ist gut, dass unsere 
Sicherheitsbehörden inzwischen einen wirklich sehr 
scharfen Blick darauf haben und dass diese schlimmen 
Anschlagspläne vereitelt werden konnten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Aber dass nun trotz aller Erkenntnisse Stimmen laut 
werden, die von verwirrten Rentnern und einer hysteri-
schen Berichterstattung sprechen, ist hochgradig besorg-
niserregend. Denn es geht doch nicht um die Erfolgs-
wahrscheinlichkeit eines geplanten Staatsstreichs. Es 
geht hier doch vor allem um die Terrorgefahr, die Leib 
und Leben von Menschen bedroht. Und dazu gehört es 
auch, glasklar zu benennen, dass der parlamentarische 
Arm dieser Bewegung auf der rechten Seite dieses Hau-
ses sitzt, nämlich in der AfD.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der LINKEN)

Eine ehemalige AfD-Abgeordnete war ganz vorne bei 
den Planungen für diesen Staatsstreich mit dabei. In Ihrer 
Fraktion werden Mitarbeiter beschäftigt, die im gewalt-
bereiten rechtsextremen Milieu zu Hause sind.

(Anke Hennig [SPD]: Genau! – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Unsinn!)

Ihre Partei ist der Brandbeschleuniger genau dieser de-
mokratiefeindlichen Bewegungen.

(Martin Hess [AfD]: Frau Mihalic, das ist 
völliger Unsinn! Das wissen Sie!)

Auch wenn Sie sich noch so sehr bemühen, das alles zu 
verharmlosen und zu relativieren: Das nimmt Ihnen kei-
ner ab!
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Es ist die Aufgabe aller fünf demokratischen Fraktio-
nen hier im Hohen Haus, eine effektive Brandmauer zu 
den Demokratiefeinden von rechts zu bilden.

(Mike Moncsek [AfD]: Eine Mauer muss her! 
Mauern bauen könnt ihr!)

Und, liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, da ist es 
aus meiner Sicht nicht nachvollziehbar, dass Sie bei den 
Protesten der „Letzten Generation“ ganz schnell dabei 
sind, von einer Klima-RAF zu reden. Aber jetzt, wo Sie 
es mal mit echten Terroristen zu tun haben, schweigen Sie 
tagelang.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN – Andrea Lindholz 
[CDU/CSU]: Das ist eine Frechheit! Das ist 
eine falsche Behauptung! Das ist einfach nicht 
wahr! Das ist schlicht und ergreifend gelogen! 
Das ist ja unmöglich! – Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU)

Sie sollten dringend Ihren Kompass neu kalibrieren und 
damit aufhören, Öl ins Feuer zu gießen, auch in anderen 
Debatten, die wir hier im Haus führen. Werden Sie Teil 
der Brandmauer, meine Damen und Herren!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Viel-
leicht können Sie erst mal lesen, bevor Sie Be-
hauptungen in den Raum stellen! – Nina 
Warken [CDU/CSU]: Sie sollten nicht mit 
zweierlei Maß messen!)

Denn wir brauchen Sie – das rufe ich Ihnen nicht zum 
ersten Mal zu –, wenn der Kampf gegen die Feinde der 
Demokratie erfolgreich sein soll.

(Zurufe von der AfD: Sie sind doch die Feinde 
der Demokratie! – Und so was war bei der 
Polizei! Lachhaft!)

Dazu müssen wir uns leider erneut mit radikalisierten 
Kräften in Sicherheitsbehörden beschäftigen.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Warum waren Sie 
dann eigentlich gegen die Sondersitzungen?)

Denn es gab gezielte Rekrutierungsversuche bei der Po-
lizei und in der Bundeswehr, und manche waren auch 
erfolgreich.

Auch in der Prävention gibt es viel zu tun. Deshalb ist 
es gut, dass das Kabinett heute das Demokratieförderge-
setz auf den Weg gebracht hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Gerade in diesen Zeiten ist es so wichtig und ein Meilen-
stein, meine Damen und Herren.

Und auch für die Arbeit von Polizei und Nachrichten-
diensten müssen wir Lehren ziehen. Ich bin froh, dass wir 
mittlerweile eine Bundesregierung haben, die auf der 
Höhe all dieser Herausforderungen angekommen ist. 

Aber, meine Damen und Herren von der Union, es wäre 
noch besser, zu wissen, dass wir in solchen Fragen auch 
auf eine demokratische Opposition zählen können.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Wahn-
sinn!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dr. Gottfried Curio hat das Wort für die AfD.

(Beifall bei der AfD – Daniel Baldy [SPD]: 
Jetzt wird es „curios“!)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Leute, die glauben, die staatliche Ordnung der Bundes-
republik Deutschland bestünde nicht zu Recht, irren sich. 
Wenn solche Personen ihrem Irrglauben Gewalttaten fol-
gen lassen wollen, handelt es sich um kriminelle Staats-
feinde. Und wo es dem Staat gelingt, solche Leute recht-
zeitig zu enttarnen, zu entwaffnen und festzusetzen, zeigt 
sich ein Stück weit das Funktionieren des Rechtsstaats 
und vor allem seiner Sicherheitsbehörden.

(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos] und Johannes Huber 
[fraktionslos])

Das gilt auch dann, wenn man wie der Ex-Innenminis-
ter Schily in der Gruppe – Zitat – „keine reale Bedro-
hung“ erkennen kann und sie schlicht für – Zitat – „skur-
rile Spinner“ hält.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist ein verkürztes Zitat!)

Das gilt auch dann, wenn solche Leute in ihren Fähig-
keiten von einer Umsetzung Lichtjahre entfernt waren, 
verglichen etwa mit dem Türkeiputsch 2016 mit 
Tausenden Soldaten, Kampfflugzeugen, Panzern – ein 
selbst dann noch gescheiterter Putsch.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dass Sie den Befund von Otto Schily so 
auf sich sitzen lassen!)

Insofern ist es gut, dass die personelle Basis der Fest-
gesetzten hier nur gut zwei Dutzend Leute umfasst im 
Zusammenhang mit einer zweistelligen Zahl von Feuer-
waffen. Gut, dass es nicht schlimmer gekommen ist und 
neben etwa beabsichtigten Straf- und Gewalttaten jeden-
falls keine Gefahr für die verfassungsmäßige Ordnung 
Deutschlands bestand.

(Beifall bei der AfD)
Vielleicht hielt man ja selbst die Leute nicht für so 

gefährlich, sodass man die Festsetzungsaktion quasi vor 
geladenen Gästen der Medien glaubte durchführen zu 
können – mit Namen, Adressen und Zeitpunkt, selbst 
bei Inkaufnahme des Risikos, das Beschuldigte Wind be-
kommen. Eine Linkenabgeordnete kritisiert, so eine Fest-
nahme dürfe nicht zu einer Show geraten. Ein bekannter 
Journalist sieht in einer vorab derart breitgestreuten Ak-
tion eine PR-Operation. Der Generalbundesanwalt bat, 
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doch wenigstens nicht vor 7.30 Uhr zu berichten, um 
nichts zu gefährden. Und so war die Razzia auch nicht 
wie sonst üblich mitten in der Nacht; bestellte Fernseh-
kameras sollten gute Bilder einfangen.

Das Einzige, was an diesem Fake-Staatsstreich, an die-
sem – wie Zeitungen schrieben – Operettenputsch profes-
sionell war, war die PR-Operation des Innenministeri-
ums. Wenn das Nancy Faeser nicht ins hessische 
Parlament trägt, ja, was denn dann, meine Damen und 
Herren?

(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos] und Johannes Huber 
[fraktionslos])

Aber gut, dass die Gruppe hochgenommen wurde, vor 
allem, wenn neben abstrusen Vorstellungen auch kon-
krete Handlungspläne auftauchen sollten. Man möchte 
keine Waffe bei denen sehen, auch nicht die 19 Faustwaf-
fen, 25 Langwaffen und 11 Armbrüste, auch keine Fi-
nanzmittel, nicht die 190 000 Euro, die Edelmetalle. 
Aber, um auch Entspannungssignale zu geben: Nein, 
die Demokratie selbst muss eher nicht erzittern, wenn 
König Heinrich der Fragwürdige beim Kaffeekränzchen 
auf Schloss Waidmannsheil seine Paladine mit den 
Ämtern und Würden seines Fantasiereichs belehnt und 
danach an seine Rentnercombo die Schwerter und Arm-
brüste austeilt. 11 Armbrüste: Stand dem Land womög-
lich eine konzertierte Welle von „Wilhelm Tell“-Auffüh-
rungen bevor?

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nur gut, dass die rund 20 000 Reichsbürger mit 
2 000 Gewaltbereiten immerhin nicht dieselbe Zahlen-
stärke haben wie die Linksextremisten mit 35 000, gut 
10 000 Gewaltbereiten, oder die gut 28 000 Islamisten. 
Gut, dass der GBA neben den 130 islamistischen Ver-
fahren im ersten Halbjahr 2022 nur neun im Rechtsextre-
mismus führen muss,

(Zuruf von der SPD: Was ist mit der AfD- 
Frau? – Zuruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

auch wenn jedes eins zu viel ist. Ein ideologiefreier 
Rundumblick klärt da über die Proportionen auf. Gut, 
dass nach dem Messermord in Illerkirchberg die Men-
schen immerhin keine Angst davor haben, dass ihre Toch-
ter auf dem Schulweg von einem Reichsbürger erstochen 
wird.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos])

Gut, dass, wie die Generalbundesanwaltschaft Montag 
berichtete, der Untersuchungsrichter einen dieser Tage 
oft kolportierten Angriff auf den Bundestag gerade nicht 
für gegeben sah.

(Nyke Slawik [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sagen Sie das mal den Polizistinnen und Po-
lizisten, die angegriffen wurden von Reichs-
bürgern!)

Gut, dass niemand wegen des ehemaligen Stadtrats der 
CDU, Frank R. – er ist unter den 25 Festgenommenen –, 
diese Partei dann pauschal kollektiv in Haftung nimmt.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Der steht 
nicht unter Verdacht! Das ist der Unterschied!)

Ein Letztes ist auch trotz allem beruhigend: Wenn 
durch die Fülle der Krisen in letzter Zeit bei Bürgern 
irgendeine Art von Staatsverdrossenheit um sich greifen 
sollte, die Leute nicht mehr verstehen können, dass 
Deutschland Kernkraft aus Ideologie abschaltet, leicht-
fertig seine Energieversorgung zerstört, sich aufregen 
über die Politik der Inflation, der unbezahlbaren Energie-
preise, der permanenten Milliardenschulden, sich auf-
regen über die Bluttat von Illerkirchen – ein weiteres 
Opfer in einer Kette von Morden und Messersteche-
reien –, wenn die Bürger verzweifelt sind, dass, wenn 
die Zuwanderung groteske Ausmaße annimmt mit explo-
dierenden Mieten und überforderten Kommunen, die Re-
gierung immer noch weitere Anreize zur Migration 
plant – Chancen-Bleiberecht für Unberechtigte, Turbo-
einbürgerung –, wenn all das die Menschen zur Verzweif-
lung bringt, so müssen sie nicht am Staat, am parlamen-
tarischen System selbst zweifeln, so gibt es Abhilfe 
innerhalb des parlamentarischen Systems mit der AfD.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt weiß ich, was ein Wutbürger ist! 
Das ist ein Wutbürger!)

Da ist die Existenz und Arbeitsfähigkeit der AfD die 
beste Versicherung des Parlamentarismus gegen politi-
sche Bestrebungen, die sich reichsbürgerhaft außerhalb 
des demokratischen Systems stellen. Die Umfragen se-
hen die AfD weiter im Aufwärtstrend bei 15, 16 Prozent, 
auch nach der letzten Woche.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Träumen Sie weiter!)

Die AfD steht für den parlamentarischen Weg, und die 
Bürger vertrauen ihr immer mehr.

(Zuruf von der SPD: Nazis seid ihr!)
Umso besser für die Demokratie, umso besser für 
Deutschland, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos] – Elisabeth Kaiser 
[SPD]: So ein Mist! Widerlich! – Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
glauben Sie doch selber nicht, was Sie da er-
zählen! – Christian Dürr [FDP]: Genauso ha-
ben Sie Frau Malsack-Winkemann applaudiert 
übrigens!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort für die Bundesregierung hat der Bundes-

minister Dr. Marco Buschmann.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Marco Buschmann, Bundesminister der Justiz:
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher! 
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Wenn die größte Sorge von Herrn Curio nach diesen 
Ereignissen den Umfragewerten seiner Partei gilt, zeigt 
er damit, wes Geistes Kind er ist. Ich muss sagen: Das ist 
ekelhaft.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Am 7. Dezember dieses Jahres hat einer der größten 
Antiterroreinsätze der letzten Jahre stattgefunden. Es 
handelte sich um Durchsuchungen und Festnahmen. 
Das fand in über 130 Objekten statt. Es waren etwa 
3 000 Polizistinnen und Polizisten eingebunden. Die 
Ermittlungsmaßnahmen richteten sich gegen eine mut-
maßliche terroristische Vereinigung. Diese terroristische 
Vereinigung hat nach Überzeugung des Generalbundes-
anwalts die dafür notwendigen arbeitsteiligen und hierar-
chischen Strukturen aufgebaut. Diese mutmaßliche terro-
ristische Vereinigung verfolgte natürlich das Ziel der 
Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung des Staates sowie des Grundgesetzes.

Dabei gab es auch Pläne zu bewaffneten Überfällen auf 
Verfassungsorgane. Und natürlich gab es auch Äußerun-
gen – das war ja unter anderem die Begründung dafür, 
dass wir hier von einer mutmaßlichen terroristischen Ver-
einigung ausgehen können; die setzt nämlich die An-
knüpfungsstraftaten von Mord und Totschlag voraus –,

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau!)

dass diese Leute mindestens billigend in Kauf genommen 
haben, dass im Falle von Widerstand durch Polizei-
beamte diese Polizeibeamten auch getötet werden sollten. 
Das sind die Fakten, die der Generalbundesanwalt seinen 
Maßnahmen zugrunde gelegt hat, die ein Ermittlungs-
richter geprüft hat, die ein Haftrichter geprüft hat und 
die jetzt die Grundlage auch eines fairen rechtsstaatlichen 
Verfahrens sein werden.

(Manuel Höferlin [FDP]: Genau!)

Wer diese Dinge abstreitet und ins Lächerliche zieht, hat 
einfach nicht verstanden, worum es hier geht, meine sehr 
geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Dieser Einsatz hat gezeigt, dass dieser Staat nicht blind 
ist: nicht auf dem linken, nicht auf dem rechten Auge. 
Dieser Einsatz ist eine großartige logistische Leistung 
gewesen. Deshalb möchte ich dem Generalbundesanwalt, 
seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an dieser Stelle 
für die Leitung dieses Einsatzes danken. Dieser Einsatz 
zeigt: Diese Demokratie ist wehrhaft. Wir können stolz 
auf unsere Sicherheitsbehörden sein.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Es ist ja im Zusammenhang mit diesem Einsatz gerade 
wieder, aber auch schon vorher versucht worden, ihn ins 
Lächerliche zu ziehen. Wir haben das bei Herrn Curio 
gerade erlebt. Wir haben das bei Frau Weidel erlebt, die 

von einem Rollator-Putsch sprach, und bei ihrem Kolle-
gen Herrn Bystron, der von dem größten Machtmiss-
brauch in der Geschichte der Bundesrepublik sprach.

(Christian Dürr [FDP]: Unfassbar!)
Ich muss sagen: Das ist absurd und frei von jeder Sach-
kenntnis.

Ich will Ihnen mal berichten, welcher Gefahr sich un-
sere Polizistinnen und Polizisten aussetzen, wenn sie ge-
gen radikalisierte Reichsbürger vorgehen, die Zugang zu 
Waffen haben. Ich will Ihnen die Geschichte von Dirk E. 
erzählen,

(Zuruf der Abg. Nicole Höchst [AfD])
der mit seinen Kolleginnen und Kollegen eines Sonder-
einsatzkommandos – an der Zahl 30 Leute – zu einem 
Objekt ging. Dort hatten sie es mit Wolfgang P. zu tun, 
einem radikalisierten Reichsbürger, der Zugang zu Waf-
fen hatte. Das haben die Behörden erkannt, haben die 
Waffenerlaubnis natürlich widerrufen, die Waffenbesitz-
karte eingezogen. Und weil er seine Waffen nicht aus-
händigte, sind die Polizisten des SEK nach Georgensg-
münd gefahren, um Wolfgang P. zu entwaffnen, was 
übrigens zeigt, dass das heute auch möglich ist.

Als Dirk E. vor der Tür stand, hat Wolfgang P. das 
Feuer eröffnet; elf Schüsse hat er abgegeben.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das war aber 
nicht jetzt! – Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN], an den Abg. Dr. Bernd 
Baumann [AfD] gewandt: Hören Sie auf, 
Herr Baumann!)

Der Arm ist durchbohrt worden, eine Kugel ist in die 
Lunge eingedrungen, und dieser Polizist ist im Einsatz 
nicht nur verletzt worden, er ist wenige Stunden später 
im Alter von 32 Jahren gestorben. Das zeigt, welche Ge-
fahr von radikalisierten Reichsbürgern ausgeht, die Zu-
gang zu Waffen haben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und des Abg. Dr. André 
Hahn [DIE LINKE])

Wer das ins Lächerliche zieht, der versucht, die Gefahr 
kleinzureden,

(Jörg Schneider [AfD]: Das war ein Einzelfall, 
oder?)

der sich unsere Polizistinnen und Polizisten aussetzen, 
wenn sie in solche Einsätze gehen, und der zeigt in Wahr-
heit, dass ihm Leib und Leben unserer Polizistinnen und 
Polizisten egal sind. Dafür sollten Sie sich schämen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Jörg Schneider [AfD]: 
Was für ein Blödsinn!)

Deshalb will ich eines sagen, weil die Zahl von 
3 000 Polizistinnen und Polizisten ins Lächerliche gezo-
gen wird: Ich habe gerade davon gesprochen, dass sich 
Dirk E. und seine Kollegen mit einem Sondereinsatzkom-
mando von 30 Leuten einem Objekt genähert haben. 
Wenn wir von über 130 Objekten ausgehen und von 
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3 000 Polizistinnen und Polizisten, dann haben wir im 
Durchschnitt etwa 20 Polizistinnen und Polizisten für 
jedes Objekt. Ich finde es richtig, dass die taktische Ein-
satzleitung darauf Wert legt, dass man sich auf solche 
eskalierenden Situationen vorbereitet, dass man in der 
Lage ist, die Situationen notfalls unter Kontrolle zu hal-
ten und die Kolleginnen und Kollegen, die unter Feuer 
stehen, auch zu schützen und zu retten. Das ist nicht 
lächerlich. Das ist die Fürsorgepflicht des Dienstherrn 
für seine Beamten.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Es gibt einen Punkt, den ich hier als Bundesjustiz-
minister auch erwähnen will; das relativiert allerdings 
nicht die Gefährlichkeit. Es ist natürlich so, dass der 
Generalbundesanwalt diese Maßnahmen und die Infor-
mationen über diese Maßnahmen eingestuft hat. Der Ge-
neralbundesanwalt hat übrigens keine Pressearbeit ge-
macht. Wenn Sie das hier behaupten, weise ich das in 
aller Entschiedenheit zurück. Das hat er mir persönlich 
versichert.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das stimmt! – 
Gegenruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Das wissen Sie doch gar nicht! Das weiß kein 
Mensch!)

Mein Ministerium hat dazu auch keine Öffentlichkeits-
arbeit gemacht.

(Jörg Schneider [AfD]: Wer hat es denn ge-
macht? Haben Sie Ihren Laden nicht im Griff?)

Ich will an dieser Stelle sagen: Wenn Beamte ein-
gestufte Informationen, die sie auf dem Dienstweg errei-
chen, an Unbefugte weitergeben, dann machen sie sich 
strafbar nach § 353b des Strafgesetzbuches. Und wenn 
Sie solche Anschuldigungen erheben, dann müssen Sie 
wissen, was Sie da tun. Wenn es dazu gekommen sein 
sollte, dann werden deutsche Staatsanwaltschaften da-
gegen vorgehen. Auch das gilt im Rechtsstaat, meine 
Damen und Herren. Das mindert aber in keiner Weise 
die Gefährlichkeit und die Bedeutung dieses Einsatzes.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Ich will auch noch einen Satz zu Folgendem sagen – 
die Kollegin Mihalic hat es vorhin eigentlich schon er-
klärt, aber Herr Curio hat es immer noch nicht verstan-
den –:

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Frage, ob wir es hier mit einer terroristischen Ver-
einigung zu tun haben, hängt nicht an der Frage, ob diese 
Leute in der Lage wären, die freiheitliche demokratische 
Grundordnung zu beseitigen; sie hängt daran, dass sie 
sich vereinbart haben, eine arbeitsteilige Organisation 
aufzubauen, und dass sie bereit waren, die Verbrechen 
von Mord und Totschlag zu begehen. Das war nach Über-
zeugung des Generalbundesanwalts der Fall. Und das ins 
Lächerliche zu ziehen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das zieht keiner 
ins Lächerliche!)

ist wirklich grotesk.
Ich sage an dieser Stelle: Natürlich wäre dieser Putsch 

nicht erfolgreich gewesen, weil die Mehrheit in unserem 
Lande hinter dem Grundgesetz steht, weil alle Demokra-
tinnen und Demokraten sich eines geschworen haben: 
dass rechter Autoritarismus in diesem Land nie wieder 
stärker sein wird als Freiheit und Demokratie.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Das hat der Generalbundesanwalt gezeigt. Und wer sich 
darüber lustig macht, sollte sich ganz andere Fragen stel-
len.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Dr. Konstantin von 
Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sehr 
gut!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Martina Renner hat das Wort für die Fraktion Die 

Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Martina Renner (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich möchte auf zwei Punkte in der Debatte 
der letzten Tage und auch heute Morgen im Innenaus-
schuss eingehen, die ich für folgenschwere Fehlannah-
men halte.

Die erste irrige Annahme ist, dass wir es hier mit einer 
ideologisch diffusen Szene zu tun hätten; manche reden 
gar von einem „Salatbar-Extremismus“. In der Tat: Der 
Geheimdienst behauptet, nur etwa 5 Prozent der so-
genannten Reichsbürger seien rechtsextrem; der Rest 
sei irgendwie nicht zuzuordnen, oder es handele sich 
um – deren Wortschöpfung – Vertreter „verfassungs-
schutzrelevanter Delegitimierung des Staates“.

Aber ist es wirklich so schwer zu verstehen, wer diese 
Leute sind, was sie wollen und warum sie gefährlich 
sind? Diese Leute verbreiten mitunter auch als Abgeord-
nete der AfD Rassismus gegen Geflüchtete. Sie verbrei-
ten antisemitische Verschwörungstheorien über finstere 
Mächte, die die Welt aus dem Geheimen heraus lenken 
würden.

(Zuruf des Abg. Jürgen Braun [AfD])
Sie planen Säuberungen und Entführungen politischer 
Gegner/-innen. Sie halten den Staat für schwach, weil 
er nicht hart genug durchgreift, und sie wollen eine auto-
ritäre Diktatur.

(Zuruf der Abg. Nicole Höchst [AfD])
Nennen wir die Dinge doch einfach mal beim Namen. 
Wir haben es mit bewaffneten Rechten zu tun, die eine 
Gefahr für viele Menschen und für die Demokratie sind.
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(Beifall bei der LINKEN)

Auch der Umstand, dass hier ganz unterschiedliche, 
zum Teil krude ideologische Aspekte zusammenkom-
men, widerspricht nicht dieser klaren Einordnung. Fa-
schistische Ideologie zeichnete schon immer aus, dass 
sie in der Lage war, disparate, irrationale oder gar esote-
rische Elemente einzubinden. Wenn wir dieses Phäno-
men, dieses Problem aber nicht begreifen, dann werden 
wir es auch nicht richtig bekämpfen können. Ich glaube, 
wenn wir schon früher klar gesprochen hätten über die 
rechte Reichsbürgerszene, dann hätten wir auch kon-
sequenter entwaffnet. Das ist meine feste Überzeugung.

(Beifall bei der LINKEN)

Die zweite, nicht weniger folgenschwere Fehlannahme 
liegt der großen Verwunderung zugrunde, von der ich 
jetzt die letzten Tage immer wieder lesen und hören 
musste, die die Zusammensetzung dieses Netzwerks her-
vorruft: eine Richterin, Polizisten, Soldaten und Ärzte. Es 
sei erschütternd und vor allem neu, dass bürgerliche Krei-
se, ja, die Mitte der Gesellschaft Teil von rechten Ver-
schwörungen seien. – Dieses Erstaunen ist gefährlich. 
Aus ihm spricht das Unvermögen, sich Rechte anders 
als extremistische Proleten vorzustellen. Es zeugt vom 
Wunsch, Rassismus und Antisemitismus nur dort zu ver-
orten, wo es möglichst wenig mit einem selbst zu tun hat.

Und: Es offenbart ein gefährliches Unwissen über die 
Geschichte der extremen Rechten. Erinnern wir uns an 
das rechte Nordkreuz-Netzwerk. Es waren Soldaten, Po-
lizisten und Anwälte, die Waffen horteten und Gegner/- 
innen ermorden wollten. Und wer förderte eigentlich die 
Wehrsportgruppe Hoffmann, deren Mitglieder Shlomo 
Lewin und Frida Poeschke töteten

(Mike Moncsek [AfD]: War das vor der RAF 
oder danach?)

und aus deren Umfeld das Oktoberfestattentat verübt 
wurde?

(Zuruf des Abg. Jürgen Braun [AfD])

Das waren ein Verleger und Immobilienbesitzer, ein Ad-
liger und ein Rüstungsfabrikant – um nur einige zu nen-
nen.

Wir können auch noch gerne weiter zurückgehen in der 
deutschen Geschichte und werden immer wieder sehen: 
Die extreme Rechte war nie ein Phänomen der gesell-
schaftlichen Ränder. Es waren immer die bürgerlichen 
Kreise, die Stützen der Gesellschaft, von denen die rechte 
Gefahr für die Demokratie ausging. Die nicht abreißende 
Serie rechter Netzwerke, die sich mindestens seit 2015 
auf den Weg machen, einen rechten Putsch vorzubereiten, 
zeigt: Diese Gefahr ist brandaktuell.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die Bundesregierung hat die Bundesministerin 

Nancy Faeser jetzt das Wort.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Nancy Faeser, Bundesministerin des Innern und für 
Heimat:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Heute vor einer Woche haben wir als Demokratinnen 
und Demokraten in einen Abgrund geblickt. 3 000 Poli-
zeikräfte aus Bund und Ländern, teilweise auch Spezial-
kommandos, waren im Einsatz, um eine terroristische 
Bedrohung für unsere Demokratie abzuwehren. Dabei 
wurden 25 Personen festgenommen. Das zeigt: Wir han-
deln. Und: Unser Rechtsstaat ist wehrhaft, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Und ich will hinzufügen: Das war für alle Beteiligten 
ein hochgefährlicher Einsatz, und es war ein hocherfolg-
reicher Einsatz. Deshalb möchte ich zu Beginn meiner 
Rede noch einmal all diesen Polizeibeamtinnen und -be-
amten aus Bund und Ländern, die einen hervorragenden 
Job gemacht haben, hier ganz herzlich danken für diesen 
Einsatz. Sie haben letzte Woche unsere Demokratie ver-
teidigt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

23 000 sogenannte Reichsbürger zählt das Bundesamt 
für Verfassungsschutz, Tendenz steigend. Diese Zahl ist 
erschreckend, und sie ist nur – Herr Hartmann hat schon 
darauf hingewiesen – die Spitze des Eisbergs. Denn wir 
sehen seit geraumer Zeit, Frau Renner, immer engere 
Verbindungen zwischen rechtsextremen Gruppierungen, 
Verschwörungstheoretikern, Reichsbürgern, aber auch 
Querdenkern, die jetzt während der Coronazeit entstan-
den sind. Das sollte man auch nicht unterschätzen an 
dieser Stelle.

(Zuruf des Abg. Bernd Schattner [AfD])
Viel zu lange – auch das will ich sehr deutlich sagen – 

wurde diese Szene unterschätzt. Viel zu lange wurden 
Reichsbürger als „harmlose Spinner“ abgetan. Wir haben 
ja heute bei Herrn Curio wieder gesehen, wie sehr diese 
hochgefährliche Szene, die mit Waffengewalt agiert, ver-
harmlost wurde durch dieses Lächerlichmachen. Der Jus-
tizminister, mein Kollege Herr Buschmann, hat darauf 
hingewiesen, was Reichsbürger tatsächlich 2016 in Ge-
orgensgmünd angerichtet haben, als sie einen Polizei-
beamten brutal ermordet haben. Wer angesichts dessen 
die Reichsbürgerszene ins Lächerliche zieht, wie heute 
geschehen, hat nicht nur nicht verstanden,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Haben wir nicht 
gemacht!)

wo die Gefahren in diesem Land sind, sondern Sie ver-
harmlosen sie in einer Art und Weise, die diesem Land 
extrem schadet und es gefährdet, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
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neten der CDU/CSU – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Haben wir nicht gemacht! – Gegenruf 
des Abg. Christian Dürr [FDP]: Natürlich, Herr 
Baumann! Was hat Herr Bystron denn gesagt, 
Herr Baumann? Was hat Ihr Sprecher denn 
gesagt? – Dr. Bernd Baumann [AfD]: Haben 
wir nicht gemacht! – Gegenruf des Abg. 
Christian Dürr [FDP]: Na klar! – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Otto Schily! Der hat gesagt: 
Skurrile Spinner! Der weiß, wovon er redet! – 
Gegenruf des Abg. Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr 
Baumann, gehen Sie nach Hause, Mann! 
Meine Güte! – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Abgehen! Nach 
Hause gehen!)

– Herr Baumann, Sie müssen sich schon zurechnen las-
sen, was Ihre Redner heute hier machen.

Ich will den Blick noch weiten. Die Reichsbürgerszene 
bedroht Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpoliti-
ker,

(Sebastian Hartmann [SPD]: So ist es!)
die sich im Ehrenamt vor Ort für andere einsetzen,

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie der Abg. Heidi 
Reichinnek [DIE LINKE])

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in öffentlichen Ämtern 
sowie Journalisten.

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

All diese Menschen, die tätig sind für unsere Gesell-
schaft, die sich für unsere demokratische Grundordnung 
einsetzen, werden von Reichsbürgerinnen und Reichs-
bürgern bedroht. Es gab allein 239 Gewalttaten durch 
Reichsbürger im letzten Jahr, und Sie stellen sich hierhin

(Zuruf des Abg. Bernd Schattner [AfD])
und verhöhnen das. Es ist wirklich gefährlich, eine solche 
Auffassung im Deutschen Bundestag zu hören.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Haben wir nicht gemacht!)

Gerade deshalb braucht es diese klare Haltung aller De-
mokratinnen und Demokraten, und deswegen muss 
Schluss sein mit der Verharmlosung der Reichsbürger in 
unserem Land, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN)

Ich will, dass wir Extremisten und Reichsbürgern ent-
schlossen und konsequent die Waffen entziehen. Da will 
ich mich auch auf das beziehen, was der hessische Innen-
minister heute hier gesagt hat: Das ist in vielen Fällen 
schon passiert, und damit müssen die Waffenbehörden 
der Länder konsequent weitermachen. Aber wir brauchen 
mehr Druck. Deshalb müssen wir das Waffenrecht aus 
meiner Sicht auch weiter verschärfen. Vor allem werden 
wir für einen engeren Informationsaustausch zwischen 

den Sicherheitsbehörden und den Waffenbehörden 
sorgen. Das ist wirklich wichtig. Ich glaube, keiner wird 
bezweifeln, dass es notwendig ist, sicherzustellen, dass 
Extremisten nicht in den Besitz von Waffen kommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Beuth, diese Bemerkung will ich Ihnen 
nicht ersparen: Wenn Sie so stark für den Waffenentzug 
sind, dann sorgen Sie auch dafür, dass Ihre Partei diese 
Meinung übernimmt!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

In der letzten Legislaturperiode waren es nämlich CDU 
und CSU, die im Deutschen Bundestag Verschärfungen 
des Waffenrechts verhindert haben. Also bitte nicht nur 
dann so argumentieren, wenn es gerade passt, sondern 
diese Linie auch konsequent weiterverfolgen. Das haben 
Sie in Hessen getan. Aber hier im Bund muss es dann 
folgen.

Damit unsere Demokratie wehrhaft bleibt, müssen wir 
sie aber auch von innen heraus stärken, und dazu ist 
Prävention wichtig. Prävention von Anfang an – in Kin-
dertagesstätten, in Schulen – ist eines der wichtigsten 
Mittel zur Bekämpfung von Extremismus in unserem 
Land. Deswegen müssen wir darauf fokussieren. Ich bin 
meiner Kollegin Lisa Paus, der Familienministerin, auch 
dankbar, dass wir heute gemeinsam das Demokratieför-
dergesetz vorstellen konnten,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Steffen Janich [AfD]: Sie wollen den 
Sozialismus einführen!)

um die demokratische Zivilgesellschaft zu stärken. Sie 
sehen, wir handeln auch im Bereich der Prävention.

Außerdem werden wir das Disziplinarrecht verschär-
fen. Denn wir lassen nicht zu, dass der Rechtsstaat von 
Extremisten von innen heraus sabotiert wird. Das schul-
den wir letztlich allen Angehörigen der Sicherheitsbe-
hörden und des öffentlichen Dienstes, die sich – und 
das ist die überwältigende Mehrheit – auf dem Boden 
des Grundgesetzes bewegen. Diesen Schutz haben sie 
auch von uns verdient. Deshalb werden wir Verfassungs-
feinde schneller als bisher aus dem öffentlichen Dienst 
entlassen, ein schnelleres Verfahren dafür auflegen und 
auch eine konsequentere Ahndung von Volksverhet-
zungsdelikten vorsehen. Den Gesetzentwurf werden wir 
noch vor Weihnachten vorlegen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich habe es zu Beginn meiner Amtszeit gesagt: Die 
größte Bedrohung für die demokratische Grundordnung 
kommt von rechts. Wir haben letzte Woche gesehen, dass 
das stimmt, meine Damen und Herren, und dass der 
Rechtsstaat hier konsequent handeln muss. Der Einsatz 
gegen die Reichsbürgerszene in der letzten Woche hat 
gezeigt: Unser Rechtsstaat ist stark, er ist wehrhaft. Wir 
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werden dafür sorgen, dass es so bleibt. Wir verteidigen 
die Demokratie gegen alle Feinde, egal von welcher Sei-
te.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat Andrea Lindholz jetzt 

das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andrea Lindholz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Bundesrepublik hat vor einer Woche einen der größten 
Antiterroreinsätze ihrer Geschichte erlebt. Ich möchte 
daher auch für die Unionsfraktion zunächst einmal ganz 
herzlich allen Einsatzkräften, dem Generalbundesanwalt 
und den beteiligten Sicherheitsbehörden für ihre profes-
sionelle Arbeit meinen Dank aussprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Es war ein komplexer und gefährlicher Einsatz in der 
waffenaffinen Szene der Reichsbürger. Es ist gut und 
auch ein Erfolg, dass zahlreiche Beschuldigte in Haft 
genommen werden konnten und niemand ernsthaft zu 
Schaden gekommen ist.

Auf unseren Antrag hin, liebe Frau Mihalic, und gegen 
das Votum der Ampel hat die Bundesregierung am Mon-
tag das Parlament in zwei Sondersitzungen des Innen- 
und Rechtsausschusses über den Stand der Ermittlungen 
informiert. Sie hatten sich dagegen ausgesprochen. Wir 
haben gesehen, es war gut, dass das Parlament informiert 
worden ist.

(Beifall bei der CDU/CSU – Nina Warken 
[CDU/CSU]: Hört! Hört!)

Obwohl die Auswertung der Razzia noch länger 
dauern wird, wurde am Montag bereits Folgendes deut-
lich: Die Reichsbürgergruppe, die die Existenz der Bun-
desrepublik leugnet und die auch Umsturzpläne verfolg-
te, war gefährlich. Mitglieder der Gruppe besaßen 
Waffen, sie konnten mit ihnen umgehen, und sie sind 
auch gewaltbereit. Mindestens einmal hat man sich zu 
einer Schießübung getroffen. Es ist daher falsch, diese 
Gruppe als bloße Spinnertruppe abzutun.

(Christian Dürr [FDP]: Die AfD wollte die ins 
Parlamentarische Kontrollgremium wählen! 
Die AfD wollte die ins Vertrauensgremium 
wählen!)

Aber es ist auch klar – und das ist auch gut so –: Unsere 
Demokratie stand auch nicht kurz vor einem Umsturz.

Es ist für mich unerträglich, wenn vonseiten der AfD 
versucht wird, den Vorgang mit Worten wie „Rollator- 
Putsch“ ins Lächerliche zu ziehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Es ist für mich unerträglich, Herr Dr. Curio, dass Sie – 
man kann sich das alles noch mal anhören und den Fak-
tencheck machen – auch mit Ihrer Rede heute wieder 
versucht haben, diesen ganzen Vorgang und die Notwen-
digkeit zu relativieren. Sie müssen sich schon die Frage 
gefallen lassen, warum ausgerechnet mehrere Mitglieder 
der AfD, unter anderem ein ehemaliges Mitglied dieses 
Bundestages, im engsten Führungskreis mit vertreten wa-
ren.

(Christian Dürr [FDP]: So ist es!)
Mit Ihren Relativierungsversuchen offenbaren Sie eine 
schräge Sicht auf unseren Rechtsstaat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP – Christian Dürr [FDP]: Diese 
Frau wollten Sie im Vertrauensgremium ha-
ben! Unfassbar!)

Der Generalbundesanwalt hat anhand konkreter Fak-
ten und nicht eben mal einfach so und nicht ohne Grund 
vom Anfangsverdacht der Betätigung in einer terroristi-
schen Vereinigung gesprochen; er geht davon aus. Des-
wegen ist sämtliche Relativierung deplatziert.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Das gilt im Übrigen auch für die Linken, die von einer 
„PR-Aktion“ sprechen, und das gilt im Übrigen auch, 
lieber Herr von Notz, für Otto Schily, der von einer „skur-
rilen Spinnergruppe“ gesprochen hat.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sagen Sie das ganze Zitat! Jetzt 
werde ich für Otto Schily verhaftet!)

Auszugsweise herausgegriffen relativieren genau solche 
Sätze den Einsatz und lassen bei dem einen oder anderen 
in der Bevölkerung die Frage zurück: War das alles so 
notwendig?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Frank Schwabe [SPD])

Zur Wahrheit gehört dazu, dass auch die Pressearbeit in 
diesem Zusammenhang hinterfragt werden muss. Es ist 
doch nicht in Ordnung, wenn die Innenministerin sich 
hinstellt und sagt, sie habe – angeblich – erst einen Tag 
vorher von dem Umstand gewusst. Es ist auch nicht ziel-
führend, wenn der Justizminister sagt, sein Haus war es 
auch nicht. Wenn aber beim Einsatz massenweise Presse 
vor Ort ist,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Genau!)
schneller da ist als manche Einsatzkraft, dann ist etwas 
schiefgelaufen, und da erwarte ich von Ihnen, dass Sie 
das aufklären. Es geht hier um Geheimnisverrat, es geht 
um den Verrat von Dienstgeheimnissen. Ich möchte von 
Ihnen wissen, wie Sie diese Vorgänge aufklären. Sie kön-
nen nicht einfach sagen: „Ich habe nichts davon ge-
wusst“; denn das kann nicht sein.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Das ist nicht relativieren, 
aber den Fokus verschieben, Frau Kollegin!)

Nach den Ausschusssitzungen am Montag im Innen- 
und Rechtsausschuss ist eines klar: Die Ermittlungs-
erfolge beruhen auch auf Maßnahmen der Innenminister 
der Union. Ich will das ganz klar sagen: Es war Innen-
minister Friedrich, der 2012 das Gemeinsame Extremis-
mus- und Terrorismusabwehrzentrum von Bund und Län-
dern zur Bekämpfung von Rechtsextremismus gegründet 
hat; es war – das haben die Sitzungen ergeben – maß-
geblich beteiligt am Erfolg dieser Tage. Innenminister 
Thomas de Maizière hat 2016 aus gutem Grund die Be-
obachtung der Reichsbürgerbewegung durch den Verfas-
sungsschutz beschlossen. Horst Seehofer hat 2019 unter 
anderem die Regelabfrage der Waffenbehörden beim 
Verfassungsschutz hier eingeführt, damit legale Waffen 
möglichst erst gar nicht in die Hände von Extremisten 
gelangen,

(Zuruf von der SPD: Machen Sie sich doch 
nicht lächerlich!)

und er hat 2020 in zehn Bundesländern Razzien gegen 
Reichsbürger durchgeführt und erstmals eine Gruppie-
rung verboten.

Der Kampf gegen Rechtsextremismus und gegen 
Reichsbürger muss nachhaltig, andauernd und auf vielen 
Ebenen erfolgen, und dafür steht gerade auch die Union.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deswegen wehre ich mich auch, liebe Frau Mihalic, ge-
gen Ihren Vorwurf, wir hätten uns nicht gewehrt. Machen 
Sie mal den Faktencheck, schauen Sie sich mal die Pres-
searbeit von uns an: Wir sind an dieser Stelle glasklar 
gewesen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, Sie hätten zum Ende gekommen sein 

müssen.

Andrea Lindholz (CDU/CSU):
Damit komme ich zum Ende.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Nein, gekommen sein müssen.

Andrea Lindholz (CDU/CSU):
Wir müssen nach Abschluss der Ermittlungen sehen, 

was noch angezeigt ist, sei es beim Waffenrecht oder an 
anderer Stelle; aber dafür habe ich jetzt nicht mehr genug 
Zeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Schade!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die Bundesregierung hat Lisa Paus jetzt das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Lisa Paus, Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend:

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Werte Zuschauende und Zuhörende! Es sind Soldaten, 
Polizisten, eine Ärztin, eine Richterin und sogar eine 
ehemalige Abgeordnete des Deutschen Bundestages, die 
die Sicherheitsbehörden vor einer Woche bei der Razzia 
gegen Reichsbürger/-innen festgenommen haben. Es sind 
Menschen, die Verantwortung in unserem Rechtsstaat 
tragen. Dennoch haben sie sich zu Staatsfeinden erklärt 
und greifen die Grundfesten unserer Demokratie an, und 
das ist schlichtweg schockierend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Es ist gut, dass unser Rechtsstaat darauf eine klare 
Antwort gibt. Denn sogenannte Reichsbürger sind eben 
nicht nur irgendwelche Spinner. Sie haben gute Verbin-
dungen in unsere Institutionen. Sie können durch Insider-
wissen Behörden potenziell sogar lahmlegen. Sie haben 
konkrete Umsturzpläne, die auch über eine Stürmung 
dieses Hauses verwirklicht werden sollten. Die so-
genannten Reichsbürger sind Menschen, die unseren 
Staat und unsere Demokratie zerstören wollen,

(Christian Dürr [FDP]: So ist es!)

die auch bereit sind, zu töten. Herr Buschmann hat noch 
mal sehr klar dargelegt, wie das 2016 in Georgensgmünd 
gewesen ist. Dort haben sie es bewiesen. Ein Polizist ist 
im Einsatz gegen einen Reichsbürger getötet worden.

Deshalb ist es so wichtig, dass unsere Sicherheits-
behörden, dass die Generalbundesanwaltschaft, dass die 
Polizei aus Bund und Ländern wachsam waren und dass 
sie so konsequent gehandelt haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Eine wehrhafte Demokratie braucht wachsame und 
kompetente Sicherheitsbehörden – wachsam nach außen, 
aber auch nach innen. Eine wehrhafte Demokratie 
braucht engagierte Polizistinnen und Polizisten wie die 
3 000, die letzte Woche die Razzia in elf Bundesländern 
durchgeführt und zum Erfolg geführt haben. Für ihren 
Einsatz möchte auch ich mich ausdrücklich und in aller 
Form bedanken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Eine wehrhafte Demokratie braucht aber auch eine 
starke Zivilgesellschaft, eine Zivilgesellschaft, die die 
Werte der Demokratie, der Vielfalt und des Miteinanders 
lebt, die trotz aller unterschiedlichen Meinungen Kom-
promisse findet, die gemeinsame Projekte auf die Beine 
stellt. Dafür stellt mein Ministerium über das Bundes-
programm „Demokratie leben!“ allein für das kommende 
Jahr 182 Millionen Euro zur Verfügung – 182 Millionen 
Euro für die Förderung unserer Demokratie und die Ge-
staltung von Vielfalt,
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Elisabeth Kaiser [SPD] und 
Benjamin Strasser [FDP])

für die Prävention gegen Rechtsextremismus, Rassismus 
und Antisemitismus. Diese Arbeit fördern wir auf kom-
munaler, auf Landes- und auf Bundesebene; denn Demo-
kratieförderung ist dann besonders erfolgreich, wenn ver-
schiedene Institutionen und Organisationen sich daran 
beteiligen, wenn eben nicht nur die Bürgermeister/-innen 
und Gemeinderäte, sondern auch die Sportvereine mit-
machen, wenn die Kirche genauso wie die Polizei, 
wenn Unternehmen genauso wie der Jugendklub dabei 
sind.

Die weit mehr als 600 Initiativen, die wir über das 
Bundesprogramm „Demokratie leben!“ fördern, gehen 
deshalb gezielt an die unterschiedlichen Lebensorte. 
Auch die Prävention in Haftanstalten und im Internet 
sind wichtige Bereiche des Bundesprogramms. Denn De-
mokratie kann nicht von oben verordnet werden. Demo-
kratie braucht Menschen, die sie in den Institutionen der 
repräsentativen Demokratie vertreten. Demokratie 
braucht Menschen, die sich in Initiativen und Organisa-
tionen für ein gemeinsames Miteinander einsetzen. Die-
sen Menschen, die unsere Demokratie täglich mit Leben 
erfüllen, haupt- oder ehrenamtlich, gilt ebenfalls mein 
Dank.

Wir wollen und werden diese engagierten Menschen 
jetzt noch besser fördern. Denn heute hat die Bundes-
regierung das Demokratiefördergesetz im Kabinett ver-
abschiedet. Noch mal ganz herzlichen Dank auch an 
meine Kollegin Nancy Faeser!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Christian Dürr [FDP])

Dieses Gesetz bringt uns wirklich einen sehr großen 
Schritt voran; denn damit haben wir zum ersten Mal 
den gesetzlichen Auftrag für den Bund geschaffen, zivil-
gesellschaftliches Engagement für Demokratie, gegen 
Extremismus, für Vielfaltgestaltung und für politische 
Bildung in seiner Qualität zu sichern und zu stärken. 
Ein solches Gesetz hat es bislang in Deutschland nicht 
gegeben, meine Damen und Herren.

Damit machen wir klar: Demokratieförderung ist eine 
dauerhafte staatliche Aufgabe. Wir stellen diese För-
derung auf eine gesetzliche und damit stabilere 
Grundlage. Damit schaffen wir endlich Planungssicher-
heit für die Initiativen. Das Demokratiefördergesetz legt 
das Fundament für eine längerfristige, für eine bedarfs-
orientierte und für eine altersunabhängige Förderung von 
zivilgesellschaftlichen Projekten. Denn die Aufdeckung 
des Terrornetzwerks zeigt: Beim Reichsbürgermilieu 
handelt es sich mitnichten nur um junge Erwachsene, 
die vielleicht auf Abwege geraten sind, sondern es han-
delt sich um Menschen, die voll im Leben stehen und die 
vorsätzlich unsere Demokratie zerstören wollen, die wis-
sen, dass ihr Gerede von der angeblichen Diktatur, in der 
wir alle leben sollen, bei einigen Menschen tatsächlich 
seine toxische Wirkung zeigt. Daher gilt es, den Blick in 
der Präventionsarbeit noch stärker zu weiten und alle 
Altersgruppen zu erreichen.

Was ändert sich durch das Demokratiefördergesetz 
konkret? Beispielsweise können wir jetzt das Beratungs-
netz für Opfer von rechtsextremer oder rassistischer Ge-
walt stärker ausbauen. Hier ist eine längerfristige För-
derung besonders wichtig, da die Begleitung gerade von 
traumatisierten Opfern oft mehrere Jahre dauert. Auch 
die Arbeit der mobilen Beratungen können wir durch 
das Demokratiefördergesetz weiterentwickeln. Beispiels-
weise wurden im Land Brandenburg 2 000 Bedienstete in 
früheren Jahren im Umgang mit Reichsbürgern geschult, 
und das erste Handbuch dazu ist auch von einem ent-
sprechenden Projekt herausgegeben worden. Aus diesem 
Fachwissen können wir jetzt ein längerfristiges und brei-
tes Unterstützungsangebot machen – so wichtig in dieser 
Zeit!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Sie sehen also: Die Bundesregierung ist entschlossen, 
die Bundesregierung handelt gegen die Demokratiefein-
de, aber eben auch für diejenigen, die die Demokratie mit 
ihrem Engagement und ihrem Mut schützen und sich für 
sie einsetzen. Und das ist die übergroße Mehrheit in un-
serem Land. Deshalb werden die Feinde der Demokratie 
auch niemals Erfolg haben.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Katrin Helling-Plahr hat jetzt das Wort für die FDP- 

Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Katrin Helling-Plahr (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Ein Mann, Ende 60, am Rande der Gesellschaft, er 
trägt eine alte Tweedjacke, tippt auf Telegram wirre Tex-
te, hält die BRD für eine GmbH, ist als notorischer Que-
rulant in der ganzen Nachbarschaft bekannt, wird belä-
chelt – so oder so ähnlich haben sich viele bisher 
Reichsbürger vorgestellt. Die Realität: Richter, Ärzte, 
Polizisten, Lehrer, ehemalige Soldaten und eine Ex- 
AfD-Abgeordnete, 400 000 Euro in bar, Gold- und Sil-
bermünzen, 93 Waffen, Ausrüstung und Satellitentele-
fone, konkrete Pläne zu Putsch und Exekutionen, zu 
„Säuberungen“ bei Kommunalpolitikern und zum Auf-
bau einer neuen Regierung und Verwaltungsstruktur. 
Deutsches Reich, ein Geheimer Rat, Heimatschutzkom-
panien – was wie von vorgestern und vorvorgestern 
klingt, ist offenbar heute traurige, gefährliche Gegenwart.

Dem Generalbundesanwalt und allen beteiligten Be-
hörden und Beamten gilt unser Dank für ihr entschlos-
senes Vorgehen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)
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Durchsuchungsmaßnahmen in über 130 Objekten in elf 
Bundesländern, 25 Festnahmen von Niedersachsen bis 
Perugia in Italien, 3 000 Polizisten waren beteiligt – das 
ist ein Erfolg, den es zu würdigen gilt. Ganz offenkundig 
haben die unterschiedlichen Akteure und Behörden rei-
bungs- und geräuschlos wie Zahnräder ineinandergegrif-
fen. Die Ermittlungen laufen weiter, und vermutlich ist 
das, was schon bekannt ist, nur die Spitze des Eisbergs. 
Was wir aber schon wissen: Eine dreistellige Anzahl von 
Personen hat sogenannte Verschwiegenheitserklärungen 
unterschrieben. Das ganze Ausmaß können wir nur erah-
nen. Das muss uns zu denken geben und uns zeigen: Wir 
müssen noch wachsamer sein.

Die festgenommene AfD-Abgeordnete hat vor etwas 
mehr als einem Jahr noch hier in diesem Plenarsaal, in 
diesen Reihen gesessen. Sie hat hier gesprochen, sie war 
in der AfD-Bundestagsfraktion offenbar tief verwurzelt. 
Sie hat ja bis heute Parteiaufgaben und ist Nachrückerin 
auf der Landesliste.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie hat keine 
Parteiaufgaben mehr!)

Die AfD hat sie sogar mehrfach für einen Sitz im Ver-
trauensgremium, das sich unter anderem um die vertrau-
lichen Wirtschaftspläne der Nachrichtendienste des Bun-
des kümmert, vorgeschlagen.

(Christian Dürr [FDP]: So ist es! Unfassbar! 
Deswegen dürfen wir diese Leute nirgendwo 
reinwählen!)

Gut, dass wir sie nicht gewählt haben!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der LINKEN – Zuruf der Abg. Nicole 
Höchst [AfD])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ermittlungen des 
Generalbundesanwalts haben den Verdacht ergeben, dass 
konkrete Vorbereitungen getroffen worden sind, um hier 
im Deutschen Bundestag mit Waffengewalt einen Macht-
wechsel zu erzwingen. Birgit Malsack-Winkemann und 
ihre Verbündeten wollten offenbar hier beginnen, die De-
mokratie zu beseitigen. Aber nicht nur sie, sondern auch 
weitere Verdächtige haben eine Nähe zur Alternative für 
Deutschland oder sind Mitglied.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Oder zur CDU!)

Es geht ihnen allen darum, unsere Demokratie zu besei-
tigen. Und das werden wir nicht zulassen, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Unser Rechtsstaat ist wehrhaft, und auch unsere Demo-
kratie ist wehrhaft. Alle Gewalt geht in unserem Staat 
vom Volke aus, nicht von radikalen Machtfantasten, die 
zu blutigem Terror bereit sind.

Unsere Aufgabe wird es also sein, noch deutlicher zu 
machen, wer sich unter dem Deckmäntelchen einer ver-
meintlichen Alternative für das Land eigentlich versteckt,

(Christian Dürr [FDP]: Richtig!)

aufzuklären, für unsere Demokratie und unseren Rechts-
staat zu begeistern – in die Breite der Gesellschaft hinein.

Das geltende Waffenrecht lässt eine konsequente Ent-
waffnung von Reichsbürgern bereits zu. Hier braucht es 
das Personal, bestehende Regelungen anzuwenden, und 
auch den exekutiven Willen, dies tatsächlich zu tun. Es 
kann nicht sein, dass auf Bundesebene eine weitere Ver-
schärfung des Waffenrechts vor allem deshalb den Weg in 
die Diskussion findet, weil in manchen Bundesländern da 
in Bezug auf Reichsbürger noch immer nicht entschlos-
sen genug vorgegangen wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Den Bundestag und seine Liegenschaften werden wir 
besser schützen müssen, indem wir einen genauen Blick 
auch auf die Ehemaligenausweise haben. In die Hände 
von Birgit Malsack-Winkemann und ihresgleichen gehö-
ren solche Ausweise jedenfalls nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Auch das Disziplinarrecht für Beamte werden wir uns 
anschauen; denn Beamte stehen in einem besonderen 
Treueverhältnis zum Staat. Wer die staatliche Ordnung 
in Deutschland ablehnt oder gar beseitigen will, der 
kann kein Beamter sein.

(Beifall der Abg. Carina Konrad [FDP])

Meine Damen und Herren, wir sind dem General-
bundesanwalt für sein entschlossenes Vorgehen zu Dank 
verpflichtet, und wir werden den Weg einer wehrhaften 
Demokratie weitergehen. Für Träume von bewaffnetem 
Umsturz ist weder in diesem Haus noch in unserer Gesell-
schaft Platz.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat der Kollege Dr. Martin Plum für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie alle 
Richterinnen und Richter in unserem Land habe auch ich 
an meinem ersten Arbeitstag geschworen, mein Amt ge-
treu dem Grundgesetz auszuüben. Die Treue zur Verfas-
sung ist dem Richteramt immanent, genauso wie dem 
Beamten- und Soldatenverhältnis; denn gerade diejeni-
gen, die im Dienst unseres Staates stehen, müssen sich 
zu unserem Staat bekennen, aktiv für ihn eintreten und 
sich von allen Staatsfeinden distanzieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])
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Diese Verfassungstreue war und ist nicht nur für mich, 
sondern für fast alle Beamten, Richter und Soldaten in 
unserem Land selbstverständlich. Das zeigt auch und 
gerade der Einsatz der vergangenen Woche, und das 
kann an dieser Stelle nicht oft genug gesagt werden. 
Wir dürfen dankbar für die Leistung der Sicherheits-
behörden von Bund und Ländern sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Frau Kollegin Mihalic, an dieser Stelle möchte ich 
schon noch etwas zu Ihrer Einlassung sagen, wir hätten 
tagelang geschwiegen:

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, stimmt ja auch!)

Sie verdrehen die Tatsachen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wann hat denn Herr Merz reagiert? – 
Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo ist denn Friedrich Merz? – Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo 
war denn Friedrich Merz?)

Ich darf daran erinnern, wer die Sondersitzungen von 
Innen- und Rechtsausschuss beantragt hat: die Union. 
Ich darf daran erinnern, wer sich dagegen ausgesprochen 
hat: die Ampel. Und ich darf daran erinnern, wer bereits 
am Samstag diese Aktuelle Stunde beantragt hat: die 
Union.

(Beifall bei der CDU/CSU – Andrea Lindholz 
[CDU/CSU]: Genau so ist es!)

Wer diese Tatsachen hier nicht zur Kenntnis nimmt, der 
stellt sie auf den Kopf.

Die Festnahmen der vergangenen Woche zeigen aber 
leider auch, dass Verfassungstreue für einige Beamten, 
Soldaten und Richter eben nicht selbstverständlich ist. 
Wer hier von Einzelfällen spricht, verkennt die Gefahr, 
die von diesen Personen für unseren Staat ausgeht. Er 
verkennt, dass sich unser Staat gerade in Zeiten, in denen 
unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung von Ex-
tremisten und Populisten im Inneren und von Autokraten 
im Äußeren infrage gestellt und bekämpft wird, unein-
geschränkt auf jede und jeden verlassen können muss, der 
in seinem Dienst steht. Für uns als Union ist deshalb ganz 
klar: Klare Kante gegen alle Staatsfeinde im öffentlichen 
Dienst!

(Beifall bei der CDU/CSU)

„Klare Kante“, das heißt erstens, dass wir bei unseren 
Sicherheits- und Justizbehörden verbindliche Sicher-
heitsüberprüfungen vor der Einstellung brauchen, damit 
Staatsfeinde erst gar nicht Staatsdiener werden, zweitens, 
dass wir auch nach der Einstellung regelmäßige Sicher-
heitsüberprüfungen brauchen, damit wir Staatsfeinde im 
Staatsdienst früher erkennen, drittens, dass wir die Rege-
lung der Union in Baden-Württemberg, Disziplinarmaß-
nahmen durch Verwaltungsakt statt durch Disziplinar-

klage zu ermöglichen, ernsthaft prüfen, damit 
Staatsfeinde einfacher aus dem Staatsdienst entfernt wer-
den können,

(Zuruf des Abg. Sebastian Hartmann [SPD])
und viertens, dass gerade wir Abgeordnete in Anbetracht 
des Falls Birgit Malsack-Winkemann überlegen müssen, 
ob unser Schutz vor straf- und dienstrechtlicher Verfol-
gung ein Freifahrtschein für Staatsfeinde zurück in den 
Staatsdienst sein darf.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf des Abg. 
Sebastian Hartmann [SPD])

Wir begrüßen daher, dass die Bundesinnenministerin 
einige dieser Vorschläge aufgreifen möchte. Aber, Frau 
Bundesinnenministerin, an dieser Stelle muss auch eines 
noch mal klargestellt werden: Die Beweislast dafür, dass, 
wie Sie es gesagt haben, ich anständig bin und mir nichts 
habe zuschulden kommen lassen, trägt in unserem Staat 
weder der Bewerber noch der Beschäftigte im öffent-
lichen Dienst. Denn eine solche Beweislastumkehr würde 
alle Bewerber und Beschäftigten unter einen Generalver-
dacht stellen, obwohl fast alle Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst auf dem Boden des Grundgesetzes stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es war deshalb auch dringend notwendig, dass Sie sich 
eindeutig von Ihren eigenen Aussagen distanziert haben.

Aber ich erwarte von einer Bundesministerin, zumal 
von einer Verfassungsministerin, die selbst Juristin ist, 
dass sie sich auch etwas umgangssprachlich im Fernse-
hen ausdrücken kann.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mit erhobenem Zeigefinger ist nicht 
so gut!)

Und ich kaufe Ihnen diese Entschuldigung auch nicht ab; 
denn Sie haben hier in diesem Saal am 16. März 2022 auf 
die Frage des Kollegen Hartmann erklärt – ich zitiere 
wörtlich aus dem Plenarprotokoll –:

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau! Genau 
so ist es!)

Wir wollen insbesondere das Disziplinarrecht und 
wahrscheinlich auch das Beamtenrecht insoweit än-
dern, dass wir beispielsweise – das treibt mich schon 
seit Langem um – die Möglichkeit schaffen, die 
Beweislast umzukehren.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau!)
War das etwa auch etwas umgangssprachlich erklärt, 
Frau Faeser?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, mein Richtereid ist 

für mich nach meiner Wahl in dieses Haus wichtiger denn 
je; denn gerade wir als Mitglieder eines Verfassungs-
organs haben uns zu unserem Staat zu bekennen und 
unsere Verfassung aktiv zu verteidigen. Ich würde mir 
wünschen, dass wir das vielleicht in Zukunft auch, wie 
viele Landtage und andere Mitglieder der Verfassungs-
organe, durch eine entsprechende Verpflichtung tun.
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Staats- und Verfassungsfeinde haben auch in diesem 
Haus keinen Platz. Wer in diesen Tagen im Zusammen-
hang mit der Aufdeckung der Umsturzpläne rechtsterro-
ristischer Reichsbürger von „Inszenierung“ faselt, wer 
hier über den Irrglauben der vorläufig Festgenommenen 
sinniert und wer ihre Pläne als „Rollator-Putsch“ und 
„Fake-Staatsstreich“ abtut, der steht nicht aufseiten unse-
res Staates und unserer Verfassung, der steht aufseiten der 
Staats- und Verfassungsfeinde.

(Christian Dürr [FDP]: So ist es!)
Und wer dort steht, ist keine Alternative, sondern eine 
Schande für Deutschland!

(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD – Canan Bayram 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Schämen 
sollte der Herr Curio sich! – Zuruf von der 
AfD: Wir stehen nicht auf Ihrer Seite! Das 
wollen wir mal klarstellen!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Elisabeth Kaiser hat das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Christian Dürr [FDP])

Elisabeth Kaiser (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Bürgerinnen und 

Bürger! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei den Raz-
zien letzte Woche in elf Bundesländern durch unsere 
Sicherheitsbehörden traten Reichsbürgernetzwerke, de-
mokratiefeindliche Ideologie und Terrorpläne in einem 
Ausmaß zutage, das sich wohl die wenigsten von uns 
hätten vorstellen können. Die aufgedeckten Rechtsterror-
strukturen zeigen, wie stark sich die Szene der Reichs-
bürger, Coronaleugner/-innen und Organisatoren der 
Herbstaufmärsche radikalisiert.

Es hat sich bestätigt, was die SPD immer schon klar 
benannt und unsere Innenministerin Nancy Faeser auch 
sehr deutlich ausgesprochen hat: Die größte Bedrohung 
für unsere Demokratie in diesem Land ist der Rechts-
extremismus.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin froh, dass wir endlich eine Innenministerin haben, 
die diese Gefahr ernst nimmt und konsequent handelt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Es kommt eben entschieden darauf an, dass unsere 
Sicherheits- und Ermittlungsbehörden rechtzeitig durch-
greifen und, wie nun geschehen, Schlimmeres ver-
hindern. Dieser Schlag war so erfolgreich, weil die 
zuständigen Stellen intensiv und gut koordiniert zusam-
mengearbeitet haben. Für dieses verantwortungsvolle 
Handeln möchte auch ich dem Generalbundesanwalt dan-
ken, dem Bundeskriminalamt, den Nachrichtendiensten 
sowie den beteiligten Staatsanwaltschaften, Polizei- und 
Verfassungsschutzbehörden in den Ländern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Danken möchte ich ebenso für die große Transparenz, mit 
der die Aufklärer/-innen und Ermittler/-innen diese Wo-
che im Innenausschuss das Parlament über die Vorgänge 
informiert haben. So schützt man unsere Demokratie, 
Gesellschaft und Parlamente.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, schauen wir aber 
einmal auf die relativierenden oder auch ausbleibenden 
Reaktionen von einigen Meinungsträgern und auch sonst 
recht lautstarken politischen Stimmen. Wenn man sich 
das anguckt, dann muss man sich angesichts der Gefah-
renlage schon recht wundern. Denn was wurde am ver-
gangenen Mittwoch beschlagnahmt? Mindestens 93 Waf-
fen, darunter 44 potenziell tödliche Schusswaffen, und 
auch augenscheinliche Feindeslisten. Zudem wollte das 
Netzwerk offenbar mehrere Hundert paramilitärische 
Einheiten aufstellen.

Vor diesem Hintergrund frage ich mich ernsthaft: Wie 
vernebelt muss man denn sein, die aufgeflogenen Terror-
pläne herunterzuspielen, wie es einige konservative 
Kreise und natürlich die AfD hier versuchen, oder dass 
man sich eben gar nicht zu dem größten bewaffneten 
Rechtsterrornetzwerk der letzten Jahrzehnte äußert, wie 
es der Vorsitzende der Union, Friedrich Merz, vorzieht?

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das ist wirk-
lich unglaublich! Es ist einfach unverschämt, 
weil es falsch ist! Wer hat denn das vorbereitet 
hier bei Ihnen? Der sollte mal einen Fakten-
check machen! Das ist einfach falsch! – Nina 
Warken [CDU/CSU]: Wo waren Sie denn die 
letzte Dreiviertelstunde? Haben Sie geschla-
fen, oder was? – Zuruf des Abg. Philipp 
Amthor [CDU/CSU])

Werte Kolleginnen und Kollegen von der Union, auch 
wenn einige von Ihnen hier deutlicher geworden sind: 
Es gibt doch eine Schieflage in Ihrer sicherheitspoliti-
schen Wahrnehmung. Sie müssen sich schon den Vorwurf 
gefallen lassen, wieder einmal rechts außen nicht so ganz 
genau hinzuschauen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Andrea 
Lindholz [CDU/CSU]: Das ist einfach falsch!)

Zur Wahrheit gehört doch auch, dass unionsbesetzte In-
nenministerien und auch Nachrichtendienste über Jahr-
zehnte nur halbherzig durchgegriffen haben; Frau 
Mihalic hat es dargestellt.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das ist eine 
schäbige Rede! Unglaublich, ehrlich! Völlig 
faktenbefreit! – Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU)

Die NSU-Terrorserie, der Mord an Walter Lübcke und 
die Attentate von München, Halle und Hanau haben tra-
gischerweise gezeigt: Schon eine Schusswaffe genügt, 
um Tod und Schrecken zu verbreiten.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Da kann der 
Herr Hartmann nur lachen! Da wird einem 
echt schlecht, so schäbig ist das!)
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Die Razzien verdeutlichen, wie richtig es ist, dass unsere 
Bundesinnenministerin schon wenige Monate nach 
Amtsantritt einen Aktionsplan gegen Rechtsextremismus 
aufgesetzt hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es braucht nun schnelle Konsequenzen beim Waffen-
recht. Bisher wurden schon über 1 000 Reichsbürgern die 
Waffen entzogen. Es ist gut, dass das noch umfassender 
passieren soll. Wir müssen auch genauer hinschauen, wer 
eigentlich welche Waffen bekommen darf.

(Zuruf von der AfD)

Außerdem macht die Verstrickung einiger Bundes-
wehr- und Polizeiangehöriger in das Terrornetzwerk klar, 
wie wichtig es ist, Staatsfeinde konsequent aus den 
Sicherheitsbehörden entfernen zu können. Wer unsere 
Demokratie verachtet, hat im öffentlichen Dienst nichts 
verloren. Dem werden wir mit der nun anstehenden Ge-
setzesnovelle Rechnung tragen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich bin froh, dass die Union das anscheinend auch so 
sieht.

(Zuruf des Abg. Philipp Amthor [CDU/CSU])

Es ist an der Zeit, die Rolle der AfD neu zu bewerten. 
Dass drei Beschuldigte aus Ihren Reihen kommen, das ist 
kein Zufall, sondern eine direkte Folge der Verachtung 
gegenüber unserer Demokratie in der AfD. Als geistige 
Brandstifter liefern Sie das ideologische Futter für solche 
Umsturzfantasien und Gewalttaten; Dr. Curio hat das 
eben deutlich gemacht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Um das Übel dieser Ideologien aber an der Wurzel zu 
packen, ist umfassende Prävention immer noch das beste 
Mittel gegen Radikalisierung. Zum Beispiel mit dem 
Ausbau des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ 
und den Projekten der Bundeszentrale für politische Bil-
dung gegen Desinformation und Verschwörungserzäh-
lungen stärken wir unsere Gesellschaft gegen rechts-
extreme Ideologie.

Ich bin sehr froh, dass wir nun das Demokratieför-
dergesetz auf den Weg bringen, mit dem die Engagierten 
in unserem Land unterstützt werden, die sich tagtäglich 
für eine selbstbewusste und lebendige Demokratie ein-
setzen. Dass Sie von der Union dieses Gesetz in der 
letzten Legislaturperiode blockiert haben und die not-
wendige Stärkung der Zivilgesellschaft immer noch in 
Abrede stellen, ist unverantwortlich. Deswegen bin ich 
froh, dass wir als Ampel das jetzt machen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Matthias Helferich hat jetzt das Wort für zwei Minuten.

Matthias Helferich (fraktionslos):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn wirklich eine Bedrohung von den Terrorrentnern 
um den Putschprinzen ausging, dann haben die politisch 
Verantwortlichen das Leben von 3 000 Beamten gefähr-
det, indem sie bereits vor Wochen genehme Medienver-
treter über den Einsatz informierten.

Gegen Straftäter, die in der Vergangenheit auch Poli-
zisten ermordeten, muss mit aller Härte vorgegangen 
werden. Doch wissen Sie, was mich anwidert? Es ist 
die zur Schau getragene Besorgnis, die die Bundesinnen-
ministerin samt Establishment in jede Kamera des Lan-
des heuchelt. Unsere Demokratie ist nicht gefährdet, 
wenn sie von Spinnern abgelehnt wird.

(Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch eine Lüge!)

Wir haben zu keinem Zeitpunkt in den Abgrund geschaut, 
Frau Innenministerin. Niemand kann die Demokratie und 
den Staat delegitimieren; niemand kann das, außer Ihnen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Frechheit!)

Erst wenn die Bürger das Vertrauen in den demokrati-
schen Rechts- und Verfassungsstaat verlieren, dann ist 
unsere demokratische Ordnung wirklich gefährdet. Und 
dafür, dass die Bürger unseres Landes auf unseren Staat 
vertrauen können, sind Sie als Regierung verantwortlich.

Sie delegitimieren unseren Staat, wenn türkische Mäd-
chen auf offener Straße von einem geisteskranken Afri-
kaner abgeschlachtet werden. Sie delegitimieren unseren 
Staat, wenn der Onkel des ermordeten Mädchens in den 
Medien fragen muss, wie vieler Einzelfälle es denn noch 
bedürfe, bis man illegale Afrikaner endlich abschiebe.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Atmen Sie mal zwischendurch!)

Sie delegitimieren unseren Rechtsstaat, wenn Sie sich 
weigern, Frau Innenministerin, den afghanischen Grup-
penvergewaltiger einer 14-Jährigen endlich außer Landes 
zu schaffen. Sie delegitimieren unsere Demokratie, wenn 
Sie all jene zu Feinden der Demokratie erklären, die 
lediglich anderer Meinung sind.

(Elisabeth Kaiser [SPD]: Reden sie auch noch 
zum Thema?)

Ece S. aus Illerkirchberg hatte keinen Wassergraben, 
keine Parlamentspolizei, keine Spezialkräfte, keinen Ver-
fassungsschutz, der sie vor ihrem afrikanischen Mörder 
schützte. Ece S. und ihre Familie vertrauten lediglich auf 
Sie. Doch dieses Vertrauen ist zerstört.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie sind aus Ihrer eigenen Fraktion 
ausgeschlossen worden! Meine Güte!)

Ihre Aufgabe als Regierung ist es, den anhaltenden 
Vertrauensverlust nicht durch aufgeblähte Bedrohungs-
szenarien abzumildern. Ihre Aufgabe ist es, aus sich he-
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raus echtes Vertrauen in unsere Freiheitsordnung und in 
unseren Rechtsstaat wiederherzustellen, und dafür stehe 
ich Ihnen gern zur Verfügung.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Lachen 
der Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Canan Bayram [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das will nur keiner haben!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Dr. Konstantin von Notz hat jetzt das Wort 

für Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin 
Lindholz, Sie bringen mich jetzt in die etwas verrückte 
Situation, dass ich mich für ein Zitat von Otto Schily 
rechtfertigen muss;

(Heiterkeit des Abg. Manuel Höferlin [FDP])
aber ich will das gerne tun, weil es hier so oft gefallen ist. 
Otto Schily hat sinngemäß gesagt: Ich kenne diese 
Gruppe nicht, ich halte sie für ungefährlich.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nein, er hat 
wörtlich etwas anderes gesagt!)

– Sinngemäß. – Ich selbst sammle Pilze, und ich kann 
Ihnen sagen: Alle die sagen: „Ich kenne diesen Pilz nicht, 
ich halte ihn für ungefährlich“, erzählen die Geschichte 
häufig nicht zweimal.

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, bei der SPD und der FDP)

Deswegen kann ich nur sagen:
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wörtlich hat er 

etwas anderes gesagt!)
Ein solches Zitat, Herr Baumann, ist fahrlässig, unver-
nünftig, meinetwegen auch dumm, und es ist vorsätzlich 
bösartig, es hier verkürzt zu zitieren, meine Damen und 
Herren.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Es ist exakt!)
Es zeigt: Sie vertuschen, dass Sie selbst ein fulminantes 
Sicherheitsproblem sind, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: „Skurrile Spinner“ hat Schily 
gesagt!)

Das Verniedlichen von Rechtsextremisten, das Verstär-
ken und Befeuern von radikal-antidemokratischen, oft 
antisemitischen Narrativen, das hat bei Ihnen – das hat 
man beim „Operettenputsch“ des Kollegen Curio gese-
hen – einfach Methode.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Selbst angesichts der Tatsache, dass eine Ex-Kollegin 
von Ihnen – die Kollegin Helling-Plahr hat es gerade 
gesagt –, die jüngst noch hier im Plenum neben Ihnen 
gesessen hat und der Sie Applaus gespendet haben, in 
der letzten Woche in den Knast eingefahren ist und dort 
heute noch einsitzt, hört man von Ihnen keine Nachdenk-
lichkeit, keine Selbstkritik, sondern immer den gleichen 
bornierten, geschichtsvergessenen, geschmacklosen, die 
Opfer von rechter Gewalt verhöhnenden Zynismus, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie des Abg. 
Henning Otte [CDU/CSU])

Ob zu Hanau, Halle oder auch jetzt von Herrn Curio: 
Von der AfD kommt immer die gleiche Leier: Die Täter 
seien wohl ein bisschen verrückt, verwirrt, senil, nicht 
ganz richtig im Oberstübchen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Hat Otto Schily 
gesagt!)

Die Pathologisierung von rassistisch und antisemitisch 
motivierten Gewalttätern, die in der Geschichte der Bun-
desrepublik seit 1945 Hunderte von Menschen ermordet 
haben, weil sie schwarz, jüdisch, liberal, links, türkisch-
stämmig, obdachlos, Vertreter von Merkels Flüchtlings-
politik oder was auch immer waren, diese Verharmlosung 
ist schlicht unerträglich und dieses Hauses unwürdig, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Nun hört man das Argument, ein erfolgreicher Staats-
streich habe ja nicht unmittelbar bevorgestanden; auch 
hier haben wir das häufig gehört.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Auch Otto Schi-
ly! – Gegenruf der Abg. Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber, Herr Baumann – und dafür braucht man rudimen-
tärste Geschichtskenntnisse –, man darf von der Abgrün-
digkeit und der Abwegigkeit vieler Ziele von Extremisten 
eben nicht auf ihre Harmlosigkeit schließen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Die Rote-Armee-Fraktion wollte mit ihren Bomben und 
mit ihren Terrormorden die Arbeitermassen dazu brin-
gen, sich zu erheben und sich ihrem antiimperialistischen 
Kampf gegen das System anzuschließen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ihre Leute waren 
ja dabei damals! Das waren Ihre Leute! Schily, 
Trittin, Ströbele!)

Ist das hanebüchener, weltfremder Wahnsinn? Ja, das ist 
es allerdings. Hat das die RAF ungefährlich gemacht? 
Nein, wohl kaum, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 75. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Dezember 2022                             8930 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Matthias Helferich 



Und deswegen ist das Verniedlichen von schlimmsten 
Ideologien, wie die der Reichsbürger, der QAnon und 
der Anhänger des Nationalsozialismus, dieses struktu-
relle Verharmlosen von Menschenfeindlichkeit wesen-
sprägend für Ihre politische Organisation, die AfD, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist Un-
sinn!)

Was das für die Frage der Verfassungsfeindlichkeit Ihrer 
Partei bedeutet, müssen andere, dafür zuständige Behör-
den und unabhängige Gerichte entscheiden.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja, das sind Ihre 
Innenminister in den Verfassungsschutz-
ämtern!)

Aber eines weiß ich: Sie sind ein immanenter Teil dieses 
akuten extremistischen Problems dieses Landes, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Sie von der AfD sind sich nicht zu schade, all diesen 
Extremisten ein politisches Angebot zu machen und 
ihre ideologischen Motive zu wiederholen und zu ver-
stärken.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch 
Blödsinn!)

Wenn man Herrn Curio genau zugehört hat, hat man es 
auch gehört. Es gibt unzählige Zitate, Herr Baumann, bei 
Höcke, von Storch, Weidel und vielen, vielen anderen 
Funktionsträgern der AfD,

(Zuruf des Abg. Dirk Brandes [AfD])
die das abwegige, stark antisemitische Narrativ vom gro-
ßen Bevölkerungsaustausch anteasern, nacherzählen oder 
bestärken.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das hat mit An-
tisemitismus nichts zu tun!)

Genau diese abstruse Verschwörungsideologie des Great 
Reset war in den letzten Jahren immer wieder der Treib-
stoff für zahlreiche schlimmste Mord- und Terrortaten. 
Deswegen ist Ihr Mangel an glaubwürdiger Distanzie-
rung hier eine Schande für dieses Haus, meine Damen 
und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Unsere wehrhafte Demokratie ist militanten Verfas-
sungsfeinden entschlossen in die Parade gefahren. Das 
ist gut so, und dafür bin ich sehr dankbar. Es ist ein erster 
Schritt.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Manuel Höferlin für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Manuel Höferlin (FDP):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Wir blicken heute auf Vorkommnisse der letzten 
Woche, die viele hier in dem Ausmaß sich nicht haben 
vorstellen können: die Planung eines Umsturzversuches, 
eines Versuches, die Verfassung, die zentralen demokra-
tischen Werte dieses Landes anzugreifen.

Uns allen muss es eine Warnung sein, mit welcher 
Akribie diese Pläne im Detail vorbereitet wurden. Da 
wurden Waffen und Geld besorgt – übrigens nicht nur 
die 90 Waffen, die direkt bei den Durchsuchungen gefun-
den wurden. Es gab auch einen weiteren Zugriff auf über 
200 Waffen eines Legalwaffenhändlers, der Teil des 
Netzwerkes war. Da wurden Unterstützer angeworben, 
Verschwiegenheitserklärungen unterschrieben, in denen 
vorgesehen war, Verrat zum Teil unter Androhung der 
Todesstrafe zu ahnden. Da wurden die Aufstellung be-
waffneter Einheiten – Heimatschutzkompanien – geplant, 
Ausrüstungspläne und ein Verpflegungskonzept erstellt, 
Hierarchien entworfen und eine eigene, neue politische 
Ordnung auf den Grundfesten des Reichs von 1871 ge-
danklich aufgebaut. Das alles sollte mithilfe von Gewalt 
durchgesetzt werden. Der Tod wurde absichtlich in Kauf 
genommen.

Das alles zeigt, warum man das nicht ins Lächerliche 
ziehen kann. Ich bin entsetzt darüber, wie Teile der AfD 
diesen Vorgang immer noch – auch Sie, Herr Baumann, 
heute Morgen im „Morgenmagazin“ wieder – ins Lächer-
liche ziehen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Ich habe es als gefährlich bezeichnet!)

Es ist ein gravierender Unterschied zu dem, was Sie, 
Herr Baumann, gesagt haben. Sie haben sich heute Mor-
gen auch als Opfer dargestellt; die Meinungsfreiheit sei 
gefährdet, und man sei aus Ihrer Ecke eingeschüchtert 
worden.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Zwei Drittel der 
Menschen sagen das! Zwei Drittel der Bür-
ger! – Gegenruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: „Zwei Drit-
tel“!)

Es ist ein Unterschied, ob man hier sitzen kann wie Sie 
und die Meinung frei äußern kann – Sie können hier alles 
sagen, was Sie wollen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Kommt auf die 
Folgen an!)

Sie können darum kämpfen, dass man Ihnen folgt – oder 
ob man die demokratische Grundordnung mit Waffenge-
walt bekämpfen will. Manchmal muss man sich fragen: 
Sind Sie eigentlich der politische Arm der Reichsbürger, 
oder sind die Reichsbürger der militärische Arm der AfD, 
meine Damen und Herren?
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(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Das ist ja sehr originell!)

Sie mit Ihrer Meinungsfreiheit müssen wir aushalten.

(Zuruf des Abg. Dirk Brandes [AfD])

Die, die mit Gewalt vorgehen, sind eine Sache für die 
Staatsanwaltschaft. Das ist der Unterschied: Sie müssen 
wir erdulden. Das andere werden wir nicht ertragen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Ich muss Sie auch erdulden! Das ist 
Demokratie!)

Ja, es gibt einen Unterschied zu dem,

(Zuruf des Abg. Dirk Brandes [AfD])

was in den Gedanken dieser Reichsbürger und Verschwö-
rungstheoretiker, die sich zusammengetan haben, mit 
Wollen und Können vielleicht möglich war. Nicht alles, 
was sie gedacht haben, kann man mit diesen Mitteln an-
streben. Der Justizminister hat gesagt: Das ist nicht das 
Entscheidende, sondern entscheidend ist, dass eine terro-
ristische Vereinigung den Tod in Kauf nimmt; das ist die 
Anklage.

Ich glaube: Nicht das, was dort gedacht und gesagt 
wird – wir haben Meinungsfreiheit –, ist die besondere 
Gefahr, sondern die toxische Mischung dieser Ideo-
logien, gepaart mit militärischen Fähigkeiten von min-
destens acht Personen in diesem Netzwerk, mit Personen, 
die Spezialkenntnisse aus dem militärischen und dem 
polizeilichen Bereich haben, mit Zugriff auf über 
200 Waffen, mit Insiderwissen einer ehemaligen AfD- 
Abgeordneten bezüglich der Strukturen und Räumlich-
keiten hier, mit Planungen in der Detailtiefe, ist das 
Brandgefährliche dieses Vorgangs. Deswegen bin ich 
sehr glücklich, dass die Behörden im richtigen Moment 
zugegriffen und diese Truppe hochgenommen haben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Trotz des Erfolgs müssen wir uns sagen: Die Gefahr 
durch Reichsbürger ist damit nicht gebannt. – Wir müs-
sen uns auch intensiver als bisher die Frage stellen: Wie 
gehen wir eigentlich mit Menschen, die in diesen Bereich 
driften, um? Denn es handelt sich eben nicht um breit-
beinige Spinnereien am Stammtisch. Es hat sich gezeigt, 
dass die Verachtung für die demokratische Grundord-
nung, die hier aus der rechten Ecke des Parlaments immer 
wieder befeuert wird, auch von vielen Menschen drau-
ßen, außerhalb dieses Gebäudes, weitergetragen wird.

Die Feinde dieser Gesellschaft finden wir nicht mehr 
nur an den Rändern. Wir finden sie unter Richtern, unter 
Beamten, unter Soldaten, unter Köchen, unter Menschen, 
die also selbst in unserem Staat leben und einen Eid auf 
ihn geleistet haben. Ich befürchte, dass wir, wenn diese 
Reichsbürger dort so agieren und die Feinde der Gesell-
schaft hier im Parlament sitzen, diese Menschen viel 
stärker abholen müssen als bisher. Ich bin nicht bereit, 
zuzulassen, dass Menschen, die diese Verschwörungs-
ideologien weitertragen, an die politische Rechte ver-

loren gehen. Wir müssen darum kämpfen, dass Menschen 
in Deutschland diesen Staat, diese demokratische Grund-
ordnung schätzen, sie verteidigen und sie nicht mit Ge-
walt angreifen wollen. Das ist das, was wir mit Entschlos-
senheit vorantreiben wollen. Das ist das, was die 
Koalition auch in Zukunft machen wird.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Michael Breilmann für die CDU/CSU- 

Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Breilmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Es ist heute viel von wehrhafter Demokratie ge-
sprochen worden, und es ist heute oft erwähnt worden, 
dass die demokratischen Parteien zusammenstehen müs-
sen. Ich muss ganz ehrlich sagen: Ich kann mich nur 
wundern – und es ist auch wirklich ärgerlich und auch 
nicht gut für unsere Demokratie –, wenn ich die Rede der 
Kollegin Kaiser höre und auch die Reden von Vorred-
nerinnen und Vorrednern, die der Unionsfraktion vorwer-
fen, sie hätte zu wenig gegen Extremismus getan.

Ich kann Ihnen nur eins sagen: Es war die unions-
geführte Bundesregierung, die einen Kabinettsausschuss 
gebildet hat, die 89 konkrete Einzelmaßnahmen mit auf 
den Weg gebracht hat und mehr als 1 Milliarde Euro für 
die Jahre 2021 bis 2024 zur Verfügung gestellt hat – für 
den Kampf gegen Rechtsextremismus. Ganz konkret: 
Wir haben uns von Ihnen nicht belehren zu lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Andrea Lindholz 
[CDU/CSU]: Genau!)

Wenn wir von wehrhafter Demokratie sprechen, dann 
sage ich auch, dass eine Regierung dazugehört, die sich 
bei den richtigen Fragen und Lösungen einig ist.

(Zuruf des Abg. Christian Dürr [FDP])
Wir haben von der Ministerin heute viel zum Waffen-

recht gehört. Das sind aber allgemeine Ankündigungen; 
das ist nichts Konkretes. Der Bundesjustizminister von 
der FDP schweigt sich aus. Die FDP-Fraktion lässt über 
einen Fraktionsvize vermelden, dass man eine generelle 
Verschärfung des Waffenrechts ablehnt. Sie wollen uns 
kritisieren, dass wir zu still und zu ruhig waren? Das kann 
doch wohl nicht wahr sein!

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Christian Dürr [FDP])

Es ist auch viel zur AfD gesagt worden. Ich kann nur 
sagen: Die Debattenbeiträge, aber auch die Zwischenrufe 
der AfD-Fraktion zeigen, dass Sie von der AfD völlig zu 
Recht als Verdachtsfall des Verfassungsschutzes ein-
gestuft werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP – Dr. Konstantin 
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von Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
stimmt!)

Ich finde, es ist jetzt auch richtig und wichtig, dass Ihre 
Rolle, die Rolle der AfD-Fraktion als Sammelbecken für 
sich radikalisierende Gruppen, Stück für Stück weiter 
offengelegt wird. Denn es gibt keine Gründe zur Ver-
harmlosung der Reichsbürgerszene. Nein! Die Beschul-
digten besaßen weitgehende Pläne, scharfe Waffen und 
nicht unerhebliche Geldmittel. Die Lage ist zwar be-
herrschbar, aber definitiv nicht harmlos. Das muss man 
ernst nehmen. Die festgenommenen Personen hätten 
Schaden anrichten können; die Szene wirbt ja über un-
zählige Telegram-Kanäle weiter um Sympathisanten.

Denken wir nur – das ist auch gerade angeklungen – an 
die Todesfälle unter und die Verletzungen von Polizei-
beamtinnen und -beamten bei vorherigen Aktionen gegen 
Reichsbürger. Daher an dieser Stelle noch mal: Herz-
lichen Dank an alle Einsatzkräfte und Sicherheitsbehör-
den für ihren geleisteten Dienst!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich möchte einen weiteren Dank anschließen. Ich möchte 
mich, auch im Namen meiner Fraktion, bei Bundestags-
präsidentin Bas bedanken. Es ist schon erstaunlich – das 
wurde vorhin auch schon angesprochen –, dass die wich-
tigen und wirklich sehr zielführenden Sondersitzungen 
des Rechts- und Innenausschusses nur gegen den Willen 
der Ampelkoalitionäre zustande kamen.

(Katrin Helling-Plahr [FDP]: Stimmt doch gar 
nicht! – Gegenruf der Abg. Andrea Lindholz 
[CDU/CSU]: Natürlich stimmt das! Sie haben 
sich dagegen ausgesprochen!)

Als Begründung gaben Sie von der Koalition an, den 
Behörden solle genügend Zeit gegeben werden, um den 
Sachverhalt aufzuarbeiten. Es ist heute noch mal klar 
geworden – Sie haben es ja auch selber eingestanden –: 
Das war ein sehr, sehr schwaches Argument.

(Beifall bei der CDU/CSU – Andrea Lindholz 
[CDU/CSU]: Ja, so ist es!)

Ich muss nach der Sitzung am Montag sagen: Ich bin in 
dieser Legislaturperiode noch nie so umfassend,

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

auch zeitlich, in einem Gremium von BKA, Generalbun-
desanwalt und Bundesamt für Verfassungsschutz infor-
miert worden. Das hat Maßstäbe gesetzt, und es bleibt 
auch hoffentlich so. Aber es war richtig, und es zeigt ja 
auch noch mal, dass wir handlungsfähig waren und ge-
handelt haben. Es war richtig so, dass wir diese Sondersit-
zung als CDU/CSU-Fraktion beantragt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Sebastian Hartmann [SPD])

In dieser Sondersitzung ist im Übrigen auch deutlich 
geworden – adressiert an Die Linke –: Die Reichsbürger- 
und Selbstverwalterszene ist schon eine sehr, sehr eigene, 
ganz besondere Mischung von Personen, die gefährlich 
ist. Es ist eine Mischung von ganz verschiedenen Cha-

rakteren: Verschwörungstheoretikern, QAnon-Gläubi-
gen, Querdenkern – auch aus der Mitte der Gesellschaft. 
Die Sicherheitsbehörden schätzen, dass von den 22 000 
bis 23 000 Personen im Szenebereich circa 5 Prozent 
klassische Rechtsextreme sind. Deswegen sollten wir 
nicht so tun, als seien das alles Rechtsextreme und könn-
ten wir die Reichsbürgerszene pauschal mit dem Etikett 
„Rechtsextremismus“ versehen; das wäre fatal. Wir brau-
chen einen 360-Grad-Blick.

(Beifall bei der CDU/CSU – Elisabeth Kaiser 
[SPD]: Fragen Sie die Wissenschaftler, was die 
Forschung dazu sagt!)

Eines möchte ich noch zum Schluss sagen: Unsere 
Demokratie ist wehrhaft. Demokratie lebt, wenn die Bür-
gerinnen und Bürger für sie eintreten und starke Stimmen 
sie verteidigen; deswegen sollten wir alle gemeinsam als 
Demokraten handeln.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dirk Wiese hat das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dirk Wiese (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! In der vergangenen Woche hat dieser Staat gezeigt, 
hat diese Demokratie, dieser Rechtsstaat deutlich ge-
macht, dass diese Demokratie gegen die Feinde dieser 
Republik, gegen die Feinde einer freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung, gegen die, die ein anderes Deutsch-
land wollen, eine andere Grundordnung wollen, wehrhaft 
ist.

Ich bin allen – das ist heute hier in dieser Debatte oft 
gesagt worden –, die in der letzten Woche dazu beige-
tragen haben, insbesondere denjenigen aus den Sicher-
heitsdiensten, denjenigen aus der Polizei, dankbar, dass 
das aufgedeckt worden ist und das, was sie vorhatten, 
verhindert worden ist. Da gebührt allen unser Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Helmut Schmidt hat einmal gesagt:

Mir liegt eine doppelte Einsicht am Herzen: erstens, 
dass unsere offene Gesellschaft und Demokratie mit 
vielen Unvollkommenheiten behaftet sind und alle 
Politiker von allzu menschlichen Schwächen ge-
kennzeichnet bleiben. Es wäre ein … Irrtum, un-
sere … Demokratie zum reinen Ideal zu erheben. 
Das ist sie nicht.

Aber er hat zweitens gesagt, und das ist entscheidend:

Gleichwohl haben wir Deutschen – unserer katastro-
phalen Geschichte wegen – allen Grund, mit Zähig-
keit an der Demokratie festzuhalten, sie immer wie-
der zu erneuern und immer wieder ihren Feinden 
tapfer entgegenzutreten.
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Wir sind alle gefordert, das gemeinsam zu machen. Da 
sind wir alle in diesem Land gefordert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will das ganz deutlich sagen, weil Herr Baumann 
an der einen oder anderen Stelle Zitate von Otto Schily 
nicht ganz lesen kann. Herr Baumann, ich will Ihnen mal 
eins sagen: Die SPD wird im kommenden Jahr 160 Jahre 
alt. Seit 160 Jahren wissen wir, dass der Feind dieser 
Republik rechts steht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich kann Ihnen sagen: Wenn Otto Schily im hohen Alter 
heute diese Debatte gehört hat und wenn er gehört hat, 
was Sie hier reingerufen haben, dann würde er seinen 
Helm und seinen Knüppel wieder rausholen. Er weiß, 
wo der Feind dieser Republik steht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das waren 
seine Zitate! Der weiß doch, was er sagt! Der 
braucht Sie doch nicht!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Union, lassen Sie 
mich auf ein, zwei Punkte auch noch mal eingehen: Am 
vergangenen Mittwoch gab es eine Unterrichtung aller 
Fraktionen, auch Ihrer. Ich bin Ihnen auch durchaus dank-
bar, dass Sie die Sondersitzungen gerade noch mal er-
wähnt und hervorgehoben haben; denn – das hat man ja 
in den letzten 48 Stunden auch gemerkt – viele von Ihnen 
in der Unionsfraktion haben durch diese Sondersitzun-
gen, glaube ich, erst mal gemerkt, was da letzte Woche 
vorgefallen ist.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: So ein Blöd-
sinn! Jetzt geht das schon wieder los, die Ge-
schichtenerzählerei! Mensch, lesen Sie mal die 
Pressemitteilungen, und erzählen Sie nicht die 
ganze Zeit so einen Mist!)

Das will ich noch mal eindeutig unterstreichen. Ein Frak-
tionsvorsitzender der CDU

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!)
hat Ende 2021 in der „Süddeutschen Zeitung“ gesagt: Bei 
der Abgrenzung nach rechts sind wir konsequent. – Dass 
man dann in so einer Situation fünf Tage lang schweigt, 
das geht nicht. Das halte ich für ein Unding.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Wir ha-
ben nicht geschwiegen! Das ist einfach falsch! 
Das ist wirklich einfach glatt gelogen! – 
Michael Breilmann [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht! Das ist einfach die Unwahr-
heit!)

Jetzt will ich auch noch mal ganz kurz auf Herrn 
Breilmann eingehen. Herr Breilmann, Sie sind erst seit 
Oktober 2021 Mitglied des Deutschen Bundestages und 
haben hier gerade versucht, einige Punkte auf Zuruf klar-
zustellen.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: So eine billige 
Nummer hier!)

Ich war in der letzten Legislaturperiode bei vielen Ge-
sprächen mit dem Bundesinnenministerium und bei vie-
len Gesprächen mit den Kolleginnen und Kollegen Ihrer 
Fraktion dabei. Ich muss das noch mal deutlich unter-
streichen: Am Ende der letzten Legislaturperiode, als 
wir den Maßnahmenplan zur Bekämpfung des Rechts-
extremismus in Teilen umsetzen wollten, als wir das De-
mokratiefördergesetz einführen sollten, da hätte Horst 
Seehofer lieber auf dieser Seite des Hauses gesessen 
und hat sich in Teilen für Ihre Fraktion geschämt,

(Elisabeth Kaiser [SPD]: So sieht es aus! – 
Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Unverschämt-
heit! Unglaublich hier! – Gegenruf des Abg. 
Sebastian Hartmann [SPD]]: Frau Lindholz, 
das sind Fakten!)

weil Sie nicht mitgemacht haben, diese Dinge umzuset-
zen; das gehört heute zur Ehrlichkeit mit dazu.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Christian Dürr 
[FDP])

Sehr geehrter Herr Innenminister Beuth, ich bin dank-
bar, dass Sie heute hier in dieser Debatte das Wort ergrif-
fen haben und noch mal einiges sehr deutlich gemacht 
haben im gemeinsamen Kampf, dem wir gegenüber-
stehen. Ich glaube aber, dass ein bisschen Selbstkritik 
angebracht ist. Hessen, insbesondere das hessische In-
nenministerium, ist nicht das Beispiel, das in den ver-
gangenen Jahren durch Transparenz und Aufklärung im 
Kampf gegen rechts die Vorreiterrolle eingenommen hat.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Ich glaube, da ist bei Ihnen einiges zu tun. Wenn Sie heute 
hier das Versprechen abgeben, dass es besser wird, dass 
besser ausgeführt wird, dann ist das, glaube ich, schon ein 
Erkenntnisgewinn an sich.

Von daher ist jetzt die entscheidende Frage, was wir 
tun wollen und was wir tun müssen. Wir müssen uns 
sicherlich das Sicherheitskonzept hier im Bundestag 
noch mal sehr genau anschauen. Wir wollen das Demo-
kratiefördergesetz, was heute auf den Weg gebracht wor-
den ist, zügig verabschieden.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Hoffentlich 
mit Extremismusklausel!)

Wir wollen gleichzeitig beim Disziplinarrecht sehr genau 
hinschauen. Verfassungsfeinde müssen leichter aus dem 
öffentlichen Dienst entfernt werden und das auch durch 
Verwaltungsakt.

Aber ich sage auch ganz deutlich: Wir wollen auch 
beim Waffenrecht hinschauen. Da, wo Lücken sind, wol-
len wir diese schließen; das ist richtig, und das müssen 
wir auch gemeinsam angehen.

Lassen Sie mich zu guter Letzt noch einen Satz sagen, 
weil ich doch ziemlich schockiert war über die Rede des 
Kollegen Helferich. Die deutsche Rechte im Jahr 2022 ist 
eine bizarre Kreuzung von Stahlhelm und Aluhut. Das, 
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was Sie hier geredet haben, ist dieses Hauses unwürdig. 
Sie sind aus Ihrer eigenen Fraktion ausgeschlossen wor-
den.

(Zurufe von der AfD: Falsch! Fake News!)
Und das Schlimme ist: Sie haben alle applaudiert, und das 
macht einen fassungslos.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Den EU-Beitrittskandidaten Moldau weiter 
unterstützen

Drucksachen 20/4332, 20/4772

Es ist vorgesehen, dazu 39 Minuten zu debattieren.
Das Wort zur Eröffnung der Debatte gebe ich an die 

Kollegin Merle Spellerberg für Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Merle Spellerberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als wir das letzte Mal hier im Plenum über 
Moldau gesprochen haben, war April. Die Premierminis-
terin Natalia Gavrilita war zu Besuch im Bundestag und 
hat uns von den Ängsten und Bedürfnissen der Menschen 
in ihrem Land berichtet.

Schon damals tobte der brutale Angriffskrieg gegen die 
benachbarte Ukraine. Es waren schon zu diesem Zeit-
punkt Tausende Menschen aus der Ukraine angekom-
men, die in Moldau aufgenommen und versorgt wurden. 
Der Druck auf die demokratische, proeuropäische Regie-
rung wuchs schon damals auf Betreiben Russlands enorm 
an. Moldau, das ärmste Land Europas, hatte schon da-
mals zu kämpfen und hat gekämpft und tut dies immer 
noch. Wir stehen dabei an Moldaus Seite.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Gemeinsam mit unseren internationalen Partnerinnen 
und Partnern haben wir schon im Frühjahr mehr als 
650 Millionen Euro bereitgestellt. Aber das war im Früh-
ling, liebe Kolleginnen und Kollegen. Jetzt ist Winter, 
und in Chisinau ist es bitterkalt. Im November wurden 
Gasimporte aus Russland halbiert. Die Lieferung des ge-
samten Stroms aus dem russisch-gestützten Transnistrien 
wurde komplett gestoppt – ganze 70 Prozent der landes-
weiten Versorgung. Familien bezahlen bis zu drei Viertel 

ihres Einkommens für ihre Energiekosten. Straßenlam-
pen müssen ausgestellt werden. Lebensmittelpreise stei-
gen. Die Inflation steht bei 34 Prozent.

Die russische Einflussnahme, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, hinter all diesen Entwicklungen ist nicht ver-
steckt, sondern ziemlich offensichtlich. Was wir hier se-
hen, ist Erpressung auf dem Rücken der Menschen, dem 
Rücken der armen Menschen. Der Schaden, den die Men-
schen davontragen, bietet Nährboden für die prorussische 
Opposition, die schon seit Amtsantritt versucht, die Re-
gierung um Maia Sandu zu destabilisieren. In Moldau 
versucht Russland einen weiteren Krisenherd in Europa 
zu schaffen und unsere Solidarität zu testen.

Moldau ist heute geschwächt und wird gerade vor un-
seren Augen Opfer des russischen Energiekrieges. Aber 
was sich seit dem Frühjahr geändert hat, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ist, dass Moldau heute offiziell Bei-
trittskandidatin der EU ist. Das ist gut für Moldau, und 
das ist gut für Europa.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Abg. Anikó Glogowski- 
Merten [FDP])

Das gibt uns ein Momentum, unsere außenpolitischen 
Bemühungen mit Moldau weiter auszubauen. Wir unter-
stützen die Menschen in Moldau in ihrem Wunsch nach 
mehr Demokratie, Bekämpfung der Oligarchen, mehr 
Rechtsstaatlichkeit und einem Ende der Korruption. Wir 
zeigen mehr europäische Solidarität gegen russische Er-
pressung.

Das machen wir auch mit finanzieller Unterstützung. 
Ende November erst haben Annalena Baerbock und 
Svenja Schulze bei der bereits dritten Geberkonferenz 
weitere Gelder für die Unterstützung Moldaus zugesi-
chert. Die internationale Konferenz gibt nun mehr als 
1,5 Milliarden Euro. Damit sollen unter anderem Ener-
gieeffizienz und erneuerbare Energien gestärkt werden; 
denn in Moldau sehen wir ganz akut, dass Energiesicher-
heit eine Kernfrage von einem integrierten Sicherheits-
begriff ist. Auch die anhaltende Hilfe, die Moldau für die 
Geflüchteten aus der Ukraine leistet, soll weiterhin ge-
stützt werden: kurzfristig im zentralen Krisenmanage-
ment und langfristig in der Integration der Menschen, 
die in Moldau bleiben werden.

Wie wir nun weitermachen sollten, ist für mich ganz 
klar: Wir unterstützen Moldaus Resilienz und stärken den 
Weg aus der russischen Energieabhängigkeit. Überall 
dort, wo wir unsere Partner/-innen vor Putin schützen 
können, leisten wir einen Beitrag zur Sicherheit. Wir 
tun dies für die Menschen in Moldau, aber auch aus ur-
eigenem Interesse; denn Putins Krieg richtet sich eben 
nicht nur gegen die Ukraine, die Aggressionen nicht nur 
gegen Moldau, sondern gegen Demokratinnen und De-
mokraten.

Bei den notwendigen Schritten für einen schnellen EU- 
Beitritt stehen wir an Moldaus Seite. In den aktuellen 
Krisen begleiten wir weiterhin Justiz- und Verwaltungs-
reformen. Wir unterstützen den Kampf gegen Menschen-
rechtsverstöße wie Diskriminierung von Roma oder Ge-
walt gegen Frauen oder die LGBTQI-Community. Wir 
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setzen uns ebenso für eine bessere Anbindung Moldaus 
an die EU ein – über Schieneninfrastruktur ebenso wie 
über klima- und energiepolitische Kooperation. Deshalb, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, bitte ich um die Unter-
stützung unseres Antrags: um all diese Bemühungen auf-
rechtzuerhalten und weiter zu stärken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und des Abg. Jürgen Hardt [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Auf der Tribüne hat der Botschafter der 

Republik Moldau Platz genommen. Eure Exzellenz, ich 
begrüße Sie herzlich im Namen des gesamten Hauses. Es 
ist schön, dass Sie der Debatte hier beiwohnen.

(Beifall)

Ich will Ihnen für den Deutschen Bundestag versichern, 
dass wir die Situation in Ihrem Land sehr gut kennen, 
genau anschauen und mit dieser Debatte auch deutlich 
machen wollen, dass unsere Herzen und unsere Solidari-
tät bei Ihnen sind. Herzlichen Dank.

Der Kollege Knut Abraham hat das Wort für die CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Johannes Schraps [SPD])

Knut Abraham (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Es fällt einem doch wirklich 
schwer, sich hier im warmen Herzen Berlins, in diesem 
gut geheizten Plenarsaal, vorzustellen, wie dramatisch 
die Lage in der Republik Moldau ist. Merle Spellerberg 
hat gerade schon auf die Stromausfälle, die es dort gibt, 
hingewiesen – eine direkte Folge der Raketeneinschläge 
in der Ukraine. Das Land ist schwer getroffen von dem 
Krieg: die Stromausfälle, die externe Sicherheitslage, 
russische Desinformation und Subversion, der Wirt-
schaftseinbruch – wir haben es gehört –, die Inflation 
von mehr als 30 Prozent. Unter all diesen Problemen ist 
aber ganz sicher die Energiekrise die schwierigste. Die 
Menschen in Moldau zahlen Energiepreise so hoch wie 
unsere hier in Deutschland, aber mit Durchschnittsein-
kommen von 400 bis 500 Euro. Die Regierung versucht 
alles, um die Menschen zu entlasten; aber es fehlen 
schlicht die finanziellen Mittel.

Warum ist es jetzt so wichtig, Moldau zu unterstützen? 
Es geht um noch mehr. Die proeuropäische Regierung 
unter Präsidentin Maia Sandu arbeitet entschlossen, leis-
tet Enormes, das Land wirklich zu reformieren und in die 
Europäische Union zu führen. Das sind richtig gute Leu-
te, die unsere Unterstützung brauchen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Die Verleihung des EU-Kandidatenstatus war eine epo-
chale Entscheidung. Jetzt gilt es, dieses Momentum zu 
erhalten, wichtige Zwischenschritte zu gehen, etwa die 
schrittweise Zulassung in den EU-Binnenmarkt. Es darf 

auf jeden Fall eines nicht geben: eine zweite Hängepartie, 
wie wir sie beim westlichen Balkan leider haben sehen 
müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Seien wir auch gewarnt: Wenn die Regierung es nicht 

schafft, die Menschen mitzunehmen, und scheitert, wür-
den die Folgen für alle in Europa schlimm; denn wir 
wollen uns nicht vorstellen, was eine prorussische Regie-
rung in einem Land nur 50 Kilometer von Odessa entfernt 
und mit russischen Soldaten auf dem Staatsgebiet, näm-
lich in Transnistrien, für die Sicherheit der Ukraine und 
der ganzen EU bedeuten würde.

In dieser schwierigen Situation schaut Moldau auf uns. 
Eine ganz wichtige Rolle bei der Stabilisierung der mol-
dauischen Demokratie spielen übrigens unsere politi-
schen Stiftungen. Die Konrad-Adenauer-Stiftung zum 
Beispiel hat im moldauischen Staatsfernsehen eine Talk-
show etabliert, in der regelmäßig auf Russisch russische 
Desinformation demontiert wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Peter Beyer [CDU/CSU]: 
Gute Arbeit!)

Das ist, finde ich, eine ganz großartige Sache. Das sollten 
wir noch mehr unterstützen.

Der vorliegende Antrag beinhaltet viele gute Ideen. 
Irgendwie erinnert mich das Ganze aber an den April, 
Frau Spellerberg; da haben wir nämlich unseren Antrag 
besprochen. Wir hätten das alles viel früher haben kön-
nen, nämlich am 7. April, und auch ein bisschen besser 
und präziser.

(Johannes Schraps [SPD]: Da hat auf den zwei 
Seiten aber noch etwas gefehlt!)

Denn Hilfe darf nicht nur angekündigt werden, sie muss 
auch bei den Menschen ankommen.

Die Solidaritätsplattform für Moldau, Frau Ministerin, 
ist eine wirklich sehr gute Sache. Sie hat – wir haben es 
schon gehört – 659 Millionen Euro zugesagt. Allerdings – 
und das ist ein Problem – gibt es kein Forum, keine Platt-
form, die wirklich kontrolliert, ob diese Gelder tatsäch-
lich ankommen. Die moldauische Regierung jedenfalls 
hat äußerste Schwierigkeiten, das zu überblicken. Sind 
denn die im April von der Bundesrepublik zugesagten 
50 Millionen Euro wirklich dort angekommen? Auf jeden 
Fall müssen wir aufhören, mit Zahlen Verwirrung zu 
stiften. Im Antrag werden 615 Millionen Euro zusätzlich 
genannt. Dem ist nicht so.

Ganz klar ist: Die Hilfe muss jetzt kommen. Der Win-
ter ist da. Dieser Antrag ist okay, und er verdient hier 
unsere Unterstützung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Anikó Glogowski- 
Merten [FDP])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die SPD-Fraktion ist der nächste Redner der Kol-

lege Johannes Schraps.
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(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Merle 
Spellerberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
und Anikó Glogowski-Merten [FDP])

Johannes Schraps (SPD):
Vielen Dank. – Verehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 

Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuschauerinnen und 
Zuschauer! Wenn wir uns nach dieser letzten Sitzungs-
woche alle so langsam auf den Weg in unsere Wahlkreise 
machen, dann müssen wir auf ein extrem schwieriges 
Jahr zurückblicken. Ich denke, die meisten von uns hegen 
zu Recht die Hoffnung, dass wir vielleicht zum Ende 
dieses intensiven Jahres zumindest ein bisschen zur 
Ruhe zu kommen.

Wenn aber wahrscheinlich die meisten oder viele von 
uns am 24. Dezember zu Hause vor dem Weihnachts-
baum sitzen, dann wird der russische Angriffskrieg gegen 
die Ukraine genau zehn Monate andauern. Dieser Krieg 
stellt unsere gesamte europäische Gemeinschaft schon 
seit vielen Monaten vor eine schwere Bewährungsprobe. 
Diese Zeitenwende hat uns gezwungen, sicher geglaubte 
Gewissheiten zu überdenken, beispielsweise unsere Au-
ßen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik neu zu de-
finieren. Unser Fokus richtet sich dabei zu Recht auf 
die Ukraine, und dabei ist jede mögliche Hilfe für dieses 
angegriffene Land nicht nur notwendig, sondern auch 
ganz klar völkerrechtlich legitimiert, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ein wichtiges Signal – das wurde angesprochen – war 
in diesem Zusammenhang die Verleihung des Kandida-
tenstatus für den Beitritt zur Europäischen Union an die 
Ukraine, aber eben auch an die Republik Moldau. Dieses 
kleine Land, das sich geografisch zwischen der Ukraine 
und Rumänien befindet, fliegt in der Wahrnehmung 
durch den zu Recht starken Fokus auf die Ukraine manch-
mal ein bisschen unter dem Radar. Mit diesem sehr de-
taillierten Antrag machen wir als Bundestag noch einmal 
ganz bewusst deutlich, dass wir die Republik Moldau als 
EU-Beitrittskandidaten weiter intensiv unterstützen wol-
len,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

und zwar sowohl auf dem Weg zu einem zukünftigen 
Beitritt zur Europäischen Union als auch bei den aktuel-
len Herausforderungen, die das Land durch den russi-
schen Angriffskrieg zu tragen hat.

Die Moldau ist auch deshalb besonders vom Krieg 
betroffen – das hat Kollegin Spellerberg schon angespro-
chen –, weil die Energieversorgung zu 100 Prozent von 
russischem Gas abhängt. Stark vereinfacht könnte man 
sagen, dass Gazprom mehr oder weniger für lau Gas an 
die De-facto-Führung des moldauischen Landesteils 
Transnistrien abgibt. Von dort wird es dann als Gas 
oder umgewandelt in Strom über das einzige Kraftwerk 
des Landes zu derart günstigen Preisen an den Rest der 
Republik Moldau weiterverkauft, dass sich andere Ver-
sorgungswege eigentlich nicht rechnen, weil die Markt-

preise immer leicht unterboten werden können – und das 
ausschließlich, um die Abhängigkeit von russischem Gas 
und den damit verbundenen Einfluss Russlands zu erhal-
ten. Das müssen wir verhindern. Gerade deshalb ist es 
ausgesprochen wichtig, dass die alternativen Verbindun-
gen zwischen der Moldau und Rumänien, zwischen der 
Europäischen Union und der Moldau von EU-Seite aus 
weiter ausgebaut werden und so die Abhängigkeit der 
Moldau von russischen Energieträgern langfristig abge-
baut wird, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der CDU/CSU)

Für die Regierung der Moldau ist das natürlich mit 
immensen finanziellen Belastungen verbunden. Deshalb 
ist wichtig, dass bei den Geberkonferenzen zur Unter-
stützung der Moldau bereits umfangreiche Kredite und 
Budgethilfen zusammengekommen sind. Bereits im 
Sommer gab es internationale Hilfen in Höhe von knapp 
700 Millionen Euro, davon etwa 90 Millionen Euro aus 
Deutschland. Kommissionspräsidentin von der Leyen hat 
Mitte November angekündigt, dass weitere 250 Millionen 
Euro an Krediten und Budgethilfen von EU-Seite zur 
Verfügung gestellt werden sollen. Diese Hilfe ist notwen-
dig und muss so lange zur Verfügung gestellt werden, bis 
die Energiekrise der Republik Moldau überwunden ist, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen.

Wenn wir über Inflation und Preissteigerungen spre-
chen, dann können wir in Deutschland beim Blick in 
andere Länder ganz grundsätzlich sehr dankbar sein, 
vor allem dafür, dass wir hier die finanziellen Möglich-
keiten haben und sie auch nutzen, um die Auswirkungen 
der Inflation mit zahlreichen gesetzgeberischen Maß-
nahmen zumindest einigermaßen einzudämmen. Die 
Inflation in der Republik Moldau liegt in diesem Jahr 
allerdings bei deutlich über 30 Prozent. Das sind mehr 
als dreimal so hohe Preissteigerungen, wie wir sie in 
Deutschland tagtäglich wahrgenommen haben – und 
das in einem Land mit gerade mal 2,5 Millionen Ein-
wohnern, die in den ersten Kriegsmonaten circa eine 
halbe Million Geflüchtete aus der Ukraine aufgenommen 
haben. Das muss man sich immer wieder vor Augen 
führen. Deshalb sind Hilfe und Unterstützung absolut 
notwendig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Anikó Glogowski-Merten [FDP])

Der russische Angriffskrieg hat uns auch noch einmal 
überdeutlich vor Augen geführt, wie wichtig es ist, die 
Grundlagen unserer Demokratie und deren Grundwerte 
mit allem, was wir haben, zu verteidigen, und wie wichtig 
es ist, dass die europäische Staatengemeinschaft, die ge-
meinsam für diese demokratischen Grundlagen eintritt 
und sie verteidigt, aus mehr Ländern als den 27 EU-Mit-
gliedstaaten besteht.

Zweifelsohne braucht es zahlreiche Schritte, bis sich 
der Beitritt der Kandidatenländer verwirklichen lässt. Im 
Lissabonner Vertrag und mit den Kopenhagener Kriterien 
sind sie klar festgelegt, und die Reform der Justiz und der 
Kampf gegen Korruption gehören sicher zu den drän-
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gendsten Themen. Diese Schritte hin zu einer EU-Mit-
gliedschaft sollten wir aber nicht als Hürde betrachten, 
sondern viel mehr als Potenzial, um peu à peu eine gute 
und vertrauensvolle Zusammenarbeit aufzubauen. Die 
proeuropäische Regierung mit Präsidentin Maia Sandu 
gibt mit ihrem ambitionierten Aktionsplan dabei allen 
Grund für Optimismus, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen.

Unser Koalitionsantrag beinhaltet die klare Aussage 
zur Unterstützung, verbunden aber auch mit Forderungen 
an unsere Bundesregierung. Dazu gehört neben Budget-
hilfen für die Überwindung der finanziellen Herausfor-
derungen auch ein fortgesetztes Engagement für einen 
Dialog zur territorialen Integrität der Republik Moldau 
bezüglich der transnistrischen Region. Gerade in Anwe-
senheit von Botschafter Ciocoi auf der Tribüne möchte 
ich gerne noch ganz ausdrücklich darauf hinweisen, dass 
wir die gesellschaftlichen Aspekte bei der weiteren EU- 
Annäherung nicht vergessen dürfen. Deswegen haben wir 
die Intensivierung von Jugendaustauschen und wissen-
schaftlicher und kultureller Kooperation –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Johannes Schraps (SPD):
– explizit in diesem Antrag benannt. Das sind viele 

Herausforderungen, die es gemeinsam zu meistern gilt, 
aber vor allem auch viele Chancen, die wir gemeinsam 
ergreifen können. Im Ausschuss haben Sie von der CDU/ 
CSU diesem Antrag zugestimmt.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, Sie haben noch einen Satz.

Johannes Schraps (SPD):
Ich hoffe, dass wir auch hier im Plenum eine breite 

Unterstützung für die Moldau ausdrücken können, die 
deutlich über die regierungstragenden Fraktionen hinaus-
geht.

Vielen herzlichen Dank fürs Zuhören und noch einen 
angenehmen Abend.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Schraps. – Der Kollege 

Funke kann sich schon mal darauf einstellen, dass er 
eine Minute weniger Redezeit hat.

Nächster Redner ist der Kollege Matthias Moosdorf, 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Matthias Moosdorf (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Noch im 

Frühling dieses Jahres haben wir die kluge und hilfs-
bereite Politik Moldaus begrüßt und bewundert. Dieses 
kleine Land mit seiner kurzen, aber schwierigen Ge-

schichte als Staat hatte manchen Pragmatismus, den wir 
hier eigentlich immer vermissen lassen. Aber Moldawien 
ist eben auch direkt vergleichbar mit der Ukraine; denn es 
ist ein Vielvölkerstaat. Interessenausgleich und Toleranz 
sind überlebenswichtig.

Moldawien hat sich in die Verfassung geschrieben, ein 
neutraler Staat zu sein. Seit 2020 führt die in den USA 
ausgebildete und eng mit George Soros verbundene 
Politikerin Maia Sandu das Land stringent in Richtung 
Westen. Sie hat eine – Zitat – „Säuberung der Justiz“ 
angekündigt, was bei uns nur positiv und als Kampf ge-
gen Korruption dargestellt wurde. In Wahrheit ging es um 
eine Zementierung des Westkurses und eine Entfernung 
aller Gegner, die die Neutralität erhalten wollen. Sandu 
selbst bat für die anstehenden Reformen um Unterstüt-
zung und hat dabei die USA als wichtigsten strategischen 
Partner bezeichnet. Gegen diesen Kurs regt sich nun im-
mer mehr Widerstand. Seit Mai gibt es im ganzen Land 
regelmäßig Demonstrationen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Bezahlte!)

Meine Damen und Herren, in Kiew wurden am 
21. März 2022 elf Oppositionsparteien verboten. In Mol-
dau wurde Ende Mai der Oppositionsführer und ehema-
lige Präsident Dodon zunächst verhaftet und dann unter 
Hausarrest gestellt. Sandu verfolgt mehrere Ziele: Ers-
tens will sie offenbar, notfalls auch gewaltsam, die Kon-
trolle über Transnistrien zurückbekommen.

(Johannes Schraps [SPD]: Wer hat denn da von 
Gewalt gesprochen?)

Dort leben mehrheitlich Russen. Zweitens bezeichnet sie 
Moldawisch nicht als Sprache. Sie sagt, es sei in Wahrheit 
Rumänisch. Sie hat auch einen rumänischen Pass.

(Johannes Schraps [SPD]: Ja, wie drei Viertel 
aller Moldauer!)

Das ist die Ausgangslage.
Mit den Sanktionen des Westens sind auch in Moldau, 

wie fast überall in Europa, die Preise für Strom und Hei-
zung explodiert, obwohl es eine Einigung mit Gazprom 
über sehr niedrige Preise gegeben hat. Diese Einigung 
war nur an eine pünktliche Zahlung der offenen Rech-
nungen von 700 Millionen Euro gekoppelt. Das wird 
von Sandu verweigert. Stattdessen wird Gas und Strom 
sehr viel teurer aus EU-Ländern eingeführt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind ja der 
Pressesprecher von Gazprom!)

Zu den exorbitanten Preissteigerungen erreicht die Infla-
tion mit 34 Prozent auf Jahresbasis zum ersten Mal seit 
den 1990er-Jahren einen Rekordwert. So gehen die Bür-
ger eines der ärmsten Länder Europas mit der Angst in 
den Winter, dass sich ein Zusammenbruch wie am Ende 
der Sowjetunion mit einer kollabierenden Wirtschaft, mit 
grassierender Arbeitslosigkeit, Strom- und Gassperren 
und einem militärischen Konflikt am Dnjestr wieder-
holen könnte.

Umfragen der letzten Monate zeigen, dass die Popula-
rität der Regierungspartei um 20 Prozent an Zustimmung 
verloren hat und sie auf den zweiten Platz abgerutscht ist. 
Der oppositionelle Block könnte in Neuwahlen 60 Pro-
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zent erreichen. In Umfragen sind 75 Prozent mit der Leis-
tung der derzeitigen Regierung unzufrieden. Und Sandu? 
Sie sagt über Bürger, die mit Russland sympathisieren – 
Zitat –: Um diese Leute sollten sich staatliche Institutio-
nen kümmern, weil sie eine Gefahr für die Gesellschaft 
darstellen. – Russische Nachrichten und TV-Programme 
wurden verboten. Ihre Sprache ist keine Amtssprache 
mehr.

Der Weg in Richtung EU, in Richtung Europa wird zu 
einer Vorstufe auf dem Weg in die NATO gesehen. Mit 
dem ersten Ziel ginge Russland mit; das zweite tangiert 
ähnliche russische Interessen wie in der Ukraine. Es 
würde wohl auch hier Krieg bedeuten. Der ukrainische 
Präsident Selenskyj goss Öl ins Feuer, als er in Zagreb 
vorschlug, eine Plattform für die Reokkupation von 
Transnistrien zu schaffen. Die EU treibt somit Moldau 
mit einer Schwarz-Weiß-Politik in den Blackout, in eine 
Schuldenfalle und eigentlich sogar in den Krieg.

Es scheint wenig Hoffnung zu geben, dass die Regie-
rung in Moldau aus ihren Fehlern lernen wird. Es scheint 
aber auch, liebe Kollegen, wenig Hoffnung zu geben, 
dass Europa diesem Land wirklich helfen will. Eine 
Frontstellung im Kampf gegen Russland wird es jeden-
falls nicht überleben, nicht wirtschaftlich und schon gar 
nicht politisch. Beides aber haben wir in der Hand. Ihren 
Antrag lehnen wir deswegen ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Anikó Glogowski-Merten, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Anikó Glogowski-Merten (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bot-

schafter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Aufgrund der 
Rednerliste ist es meistens die Aufgabe der Freien De-
mokraten, ein bisschen was von dem richtigzustellen, 
was Vorredner gesagt haben. Mehr sage ich an der Stelle 
nicht dazu.

(Lachen bei der AfD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Ach, das war es schon?)

Die mutmaßliche Peripherie Europas rückt näher ins 
Zentrum. Die Republik Moldau ist dafür ein ausgezeich-
netes Beispiel. Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg 
Russlands auf die Ukraine zwingt die EU, aber auch 
die Bundesrepublik Deutschland, sich mit den sicher-
heitspolitischen und wirtschaftlichen Interessen in ihrer 
unmittelbaren Nachbarschaft realpolitisch auseinander-
zusetzen. Staaten wie beispielsweise die Republik Mol-
dau, Georgien und Armenien kristallisieren sich dabei 
zunehmend als Schlüsselstaaten für unsere energie- und 
sicherheitspolitische Zukunft heraus. Wenn wir heute die 
Weichen richtig stellen, meine Damen und Herren, dann 
werden die Länder des Kaukasus und des postsowjeti-

schen Raumes wertvolle Alliierte bei der Bewältigung 
der großen geo- und energiepolitischen Herausforderun-
gen des 21. Jahrhunderts sein.

Die Anbindung der Republik Moldau an die Europäi-
sche Union ist mit immensen Herausforderungen für 
beide Seiten verbunden, aber auch mit großen Chancen. 
Weil Chisinau weit weg von Berlin ist, erlauben Sie mir, 
Ihnen die Republik Moldau kurz etwas näherzubringen: 
Moldau ist ein kleines Land an der Grenze Südosteuro-
pas. Mit 2,6 Millionen Einwohnern und einer überwie-
gend landwirtschaftlich geprägten Struktur gehört es zu 
den Staaten des postsowjetischen Raumes, die in der 
jüngeren Vergangenheit in internationalen Kontexten 
eine eher geringere Rolle spielten.

Mit dem Einmarsch Russlands in die Ukraine, mit der 
„Zeitenwende“ wurde die Republik Moldau plötzlich auf 
die weltpolitische Bühne katapultiert. Moldau hat be-
kanntermaßen pro Kopf mehr Menschen aus seinem 
Nachbarland Ukraine aufgenommen als jedes andere 
Land. Solidarität und Unterstützung mit dem ukrai-
nischen Volk sind trotz der hohen Kosten für das kleine 
Land immens.

Auch der Reformwille in der Republik Moldau ist 
erheblich. In den vergangenen Jahren wurde bereits viel 
in Rechtsstaatlichkeit und Demokratie sowie in die Be-
kämpfung von Korruption investiert. Die Republik Mol-
dau hat ein dezidiertes Eigeninteresse daran, die Kopen-
hagener Kriterien als Bedingung für den Beitritt zur 
Europäischen Union zu erfüllen. Institutionelle Stabilität, 
die Wahrung einer funktionierenden demokratischen und 
rechtsstaatlichen Ordnung, die Achtung und der Schutz 
von Menschen- und Bürgerrechten sowie eine funktionie-
rende Marktwirtschaft sind Maßstäbe, die eine engere 
Anbindung Moldaus an die Europäische Union und an 
den europäischen Binnenmarkt bereits lange vor der Ver-
schärfung der sicherheitspolitischen Lage in Südost-
europa attraktiv machten.

Moldau ist ein Staat im Wandel – hin zu einer libera-
leren, offeneren und moderneren Gesellschaft – und im 
Übrigen nicht zufällig das einzige Land in Europa, das 
mit der Präsidentin Maia Sandu und der Ministerprä-
sidentin Natalia Gavrilita von zwei Frauen an der Spitze 
geführt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Republik Moldau, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, kann auf dem Weg nach Europa jede Hilfe brauchen. 
Die energiepolitische Abhängigkeit von Russland ist 
groß. Der Druck, den Russland mittelbar durch den Krieg 
gegen die Ukraine auch auf Moldaus Energieversorgung 
ausübt, ist groß. Auch dort wird der Energiekrieg, den wir 
alle spüren, geführt. Die Bekämpfung von Armut und 
Korruption sowie die in Teilen bereits durch russische 
Separatisten kompromittierte territoriale Integrität wer-
den weiterhin große Hürden für eine Mitgliedschaft in 
der Europäischen Union bleiben. Doch die Republik 
Moldau verdient unsere Unterstützung und unsere Soli-
darität bei der Bewältigung dieser rechtsstaatlichen He-
rausforderungen. Unsere Außenministerin hat zusammen 
mit der internationalen Staatengemeinschaft deshalb be-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 75. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Dezember 2022                                                                                                                                                                                              8939 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Matthias Moosdorf 



reits im Rahmen mehrerer Geberkonferenzen mehrere 
Milliarden Euro an Finanzhilfen und Budgethilfen akqui-
riert.

Auch wir, meine Damen und Herren – das haben die 
vergangenen Monate uns allen eindrücklich vor Augen 
geführt –, sind angewiesen auf verlässliche Partnerschaf-
ten in unserer europäischen Nachbarschaft. Wir brauchen 
dringend alliierte, moderne und demokratische Gesell-
schaften wie die der Republik Moldau, wo die Menschen 
bereit sind, sich den oligarchischen Strukturen eines 
rückwärtsgewandten Putinismus zu widersetzen. Wir 
brauchen Partner im postsowjetischen Raum, die in Li-
beralismus, Demokratie und Menschenrechten, den 
Grundpfeilern, auf denen die Europäische Union fußt, 
die Chance auf eine bessere Zukunft in einem geeinten, 
friedlichen Europa sehen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Geschichte lehrt uns, dass Europa und die Bundes-
republik Deutschland in ihrer Nachbarschaft größere si-
cherheitspolitische Verantwortung übernehmen müssen. 
Das gilt für den Kaukasus, das gilt für den Westbalkan, 
und das gilt für Südosteuropa. Es ist in unserem ureige-
nen energiepolitischen, sicherheitspolitischen und wirt-
schaftlichen Interesse, den nach Europa strebenden Ge-
sellschaften des postsowjetischen Raumes langfristige 
Perspektiven der Anbindung und Kooperation mit und 
vor allem in Europa zu bieten. In diesem Sinne ist unser 
Antrag als Zeichen zu verstehen.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Glogowski-Merten. – Als 

Nächste hat das Wort die Kollegin Sevim Dağdelen, 
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Sevim Dağdelen (DIE LINKE):
Verehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Es liegt uns heute ein Antrag der Ampel vor, in dem 
direkte Budgethilfen für die Republik Moldau gefordert 
werden. Ich kann Ihnen sagen, dass wir diese Hilfen 
besonders vor dem Hintergrund der außerordentlich 
schwierigen wirtschaftlichen Lage des Landes ausdrück-
lich begrüßen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Tilman Kuban 
[CDU/CSU])

Diese Hilfen können einen Beitrag leisten – hoffentlich 
werden sie diesen Beitrag auch leisten –, damit es nicht 
zum völligen Zusammenbruch der staatlichen Strukturen 
kommt.

Natürlich hoffen wir, dass Ihre Hilfszusage auch für 
den Fall gilt, dass es in Moldau wieder zu einem Regie-
rungswechsel in Richtung sozialistische Partei kommen 
sollte, die ja einen Mittelweg zwischen Moskau und dem 

Westen sucht. Wenn es Ihnen wirklich um die Menschen 
im Land geht, dann darf die politische Zusammensetzung 
der Regierung keine Bedingung sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn es Ihnen wirklich um die Menschen geht, dann darf 
es auch keine Rolle spielen, ob eine Regierung die Neu-
tralität und Unabhängigkeit des Landes erhalten will. 
Natürlich müssen wir auch zur Kenntnis nehmen, wie 
fragil die Verhältnisse im Land sind. Wie Sie wissen, 
gibt es Massendemonstrationen gegen die aktuelle pro-
westliche Regierung. Kritiker sagen, die Führung in Mol-
dau zähle zu den unpopulärsten Regierungen in ganz 
Europa.

Die Budgethilfen sind gut. Schlimm an Ihrem Antrag 
ist, dass Sie das, was Sie mit den Finanzhilfen für den 
Erhalt des Staates leisten, wieder einreißen, indem Sie 
Moldau an die EU-Militärpolitik anschließen wollen. Da-
mit verletzen Sie nicht nur die verfassungsrechtlich ver-
ankerte Neutralität des Landes. Es geht hier auch um die 
Fundamente der Staatlichkeit Moldaus. Lesen Sie Ihren 
Antrag; das steht im Forderungskatalog.

Mit der Politik des Anschlusses an den EU-Militärpakt 
fördern Sie die Fliehkräfte in Moldau. Und da spreche ich 
nicht nur von Transnistrien; das gilt auch für den Nord-
osten und für das autonome Gebiet Gagausien mit seiner 
türkischsprachigen Minderheit im Süden. Sie rufen damit 
Kräfte auf den Plan, die eine Aufkündigung der Verspre-
chen sehen, die bei Gründung des Staates gegeben wur-
den. Nur zur Erinnerung: Sollte sich der neutrale Status 
der Republik Moldau ändern, kommt Gagausien aus-
drücklich das Recht auf Selbstbestimmung zu. Eine deut-
sche Außenpolitik, die sich im Feuerlöschfahrzeug wähnt 
und zugleich mit Benzin hantiert, ist in der Tat brandge-
fährlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Es wäre wirklich viel gewonnen, wenn Sie nur ein ein-
ziges Mal über die möglichen Folgen Ihres Handelns 
nachdenken würden. Es wäre jedenfalls verheerend, 
wenn diese Bundesregierung jetzt dazu beitrüge, den 
nächsten Konflikt in Europa mit auszulösen durch die 
Anbindung an den EU-Militärpakt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr. Harald Weyel [AfD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Als nächster Redner hat 

das Wort der Kollege Alexander Radwan, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Radwan (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Durch den Krieg Putins in der Ukraine ist in Europa 
die Realität des Krieges zurück. Moldau ist – das wurde 
schon mehrfach erwähnt – ein Staat an der Grenze zur 
Ukraine, der sehr viel leistet, der sehr viel Solidarität 
gegenüber den Flüchtlingen aufbringt und von daher un-
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sere volle Unterstützung und auch mutige Entscheidun-
gen braucht.

Wir als Union haben bereits am 7. April 2022 einen 
entsprechenden Antrag eingebracht – die Vorredner ha-
ben darauf hingewiesen –, in dem wir für Moldau zum 
Beispiel den EU-Kandidatenstatus gefordert haben. 
Heute ist die Bundesregierung so weit, einen entspre-
chenden Antrag einzubringen; im April wurde bereits 
darüber entschieden. Das ist ein bisschen langsam und 
träge, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wenn wir zurückschauen, ist die Osterweiterung ein 
gutes Beispiel dafür, wie man ein Zeitfenster nutzt. Viele 
haben das mit Skepsis begleitet. Noch heute ist die eine 
oder andere Diskussion mit Mitgliedern innerhalb der 
Europäischen Union sehr schwierig; stellvertretend 
nenne ich hier Ungarn. Nichtsdestotrotz, Frau Außen-
ministerin, bin ich froh, dass die Staaten Osteuropas 
heute Mitglied der Europäischen Union sind. Das ist ein 
Raum der Stabilität, ein Raum des Friedens. Das ist wich-
tig. Darum ist es notwendig, hier mutige Entscheidungen 
zu treffen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Heute haben wir neun Staaten – Westbalkan, Georgien, 
Ukraine und Moldau –, die in die Europäische Union 
möchten. Was mich an diesem Antrag stört – wir werden 
ihm zustimmen –, ist, dass die Erweiterungsfähigkeit der 
Europäischen Union mit nur einem Satz erwähnt wird; 
der Bundeskanzler hat heute in seiner Rede kein Wort 
darüber verloren. Meine Damen und Herren, um die 
Europäische Union zukunftsfähig zu machen und sie 
nicht zu gefährden, wenn wir 36 Staaten sind, muss sie 
weiterentwickelt werden. Die Strukturen müssen entspre-
chend angepasst werden. Mit Montenegro haben wir ei-
nen Staat mit 600 000 Einwohnern und mit der Ukraine 
einen Staat mit 43,8 Millionen Einwohnern. Wir wissen, 
dass wir eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
brauchen. Wir wissen, dass das mit Einstimmigkeit nicht 
mehr geht. Wolfgang Schäuble sprach damals von kon-
zentrischen Kreisen. Staaten, die weiter gehen wollen, 
muss das ermöglicht werden. Hier erwarte ich von der 
Bundesregierung mehr Engagement. Das Weimarer Drei-
eck wäre eine ideale Basis dafür: auf der einen Seite mit 
Frankreich, auf der anderen Seite mit Polen. Aber auf 
beiden Seiten ist es sehr schwierig, meine Damen und 
Herren. Wenn der französische Präsident Vorschläge 
macht, wird von Deutschland nicht geantwortet. Und un-
sere Politik gegenüber Polen wird zurzeit durch Maßnah-
men zur Unterstützung der Ukraine, die wir nicht leisten, 
Tag für Tag belastet. In diesem Bereich ist es heutzutage 
sehr schwierig.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Für den 
Kaczynski können wir jetzt wirklich nichts!)

– Herr Lambsdorff, ich habe auch von der FDP noch 
keine Vorschläge gehört, wie sich diese Europäische 
Union weiterentwickeln soll. Sie waren selber im Euro-
päischen Parlament, so wie ich. Sie wissen, mit 36 Staaten 
ist man nicht immer einer Meinung. Machen Sie Druck 
auf die Bundesregierung, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Alexander Radwan (CDU/CSU):
– damit wir endlich in diesem Bereich vorankommen! 

Ansonsten gefährden wir – das wissen Sie – die Zukunft 
der Europäischen Union.

(Beifall bei der CDU/CSU – Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP]: Da sind wir uns ja einig!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege Fabian 

Funke, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Fabian Funke (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Botschafter! Ich versuche, 
den Blick wieder zurück auf den Antrag zu lenken.

Wir haben in diesem Jahr viel darüber diskutiert, was 
die Zeitenwende für deutsche und europäische Außen-
politik in den verschiedenen Bereichen bedeuten kann. 
Ein zentraler Punkt, den Bundeskanzler Scholz auch in 
seiner Rede an der Karls-Universität in Prag klargemacht 
hat: Die Zukunft Europas entscheidet sich nicht mehr 
zwischen wenigen großen Staaten Westeuropas, sondern 
auch im Umgang und in der Zusammenarbeit mit den 
Staaten in Zentral- und Osteuropa. Deswegen ist es wich-
tig, dass wir heute auch über die Republik Moldau reden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Hagen Reinhold [FDP])

Kaum ein anderes Land in Europa – abgesehen natür-
lich von der Ukraine selbst – leidet so stark unter den 
Folgen des russischen Angriffskrieges. Russland nutzt 
die jahrelange Abhängigkeit Moldaus von russischem 
Gas, um das Land gezielt zu destabilisieren. Wir haben 
es schon gehört: Die Gaspreise haben sich versieben-
facht, die Strompreise vervierfacht, die Inflation liegt 
über 30 Prozent. Die Menschen in Moldau geben stellen-
weise über die Hälfte ihres Einkommens für Energie aus. 
Cyberattacken, ein Dauerfeuer von russischer Propa-
ganda und Desinformation sowie militärische Droh-
gebärden führen bei den Menschen in der Republik Mol-
dau außerdem zur Furcht, bald selbst zum Opfer von 
russischer Aggression zu werden. Den Bürgerinnen und 
Bürgern der Republik Moldau gilt in diesen schwierigen 
Zeiten unsere volle, uneingeschränkte Solidarität.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Merle 
Spellerberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich bin froh, dass wir heute mit diesem Antrag unsere 
Solidarität als Deutscher Bundestag noch einmal bekräf-
tigen, und zwar mit mehr als bloßen Bekundungen. Be-
reits seit Februar hat die Bundesrepublik gemeinsam mit 
der EU viel getan, um die Republik Moldau in dieser 
beispiellosen Krise zu unterstützen. Unmittelbar nach 
Kriegsbeginn hat der europäische Zivilschutzmechanis-
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mus die Republik Moldau schnell und unbürokratisch bei 
der Aufnahme von Hunderttausenden Geflüchteten un-
terstützt und gemeinsam mit der Regierung in Chisinau 
einen Kollaps an der Grenze zur Ukraine verhindert. Hier 
gilt es, noch einmal die Hilfsbereitschaft der Menschen in 
Moldau hervorzuheben, die viele Geflüchtete meist in 
ihren Häusern und Wohnungen aufgenommen haben,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

im Verhältnis zur Einwohnerzahl so viele wie kein ande-
res Land in Europa.

Gemeinsam mit den Regierungen von Frankreich, Ru-
mänien sowie der Europäischen Kommission organi-
sierte die Bundesregierung dieses Jahr drei Geberkon-
ferenzen, auf denen die internationale Gemeinschaft 
insgesamt über 1,5 Milliarden Euro an Soforthilfen und 
Krediten für die Republik Moldau zur Verfügung gestellt 
hat. Auch mit dem Einsatz des THW, das seit Ende No-
vember vor Ort ist und im Notfallmanagement ausbildet, 
leistet die Bundesregierung einen wichtigen Beitrag.

Die Bundesregierung und die Europäische Union ha-
ben durch ihr praktisches, konkretes und solidarisches 
Handeln bekräftigt: Die europäische Familie beschränkt 
sich nicht auf EU-Mitgliedstaaten. Die Republik Moldau 
ist ein unverrückbarer Teil unserer europäischen Familie. 
Und gerade weil sie ein Teil unserer europäischen Fami-
lie ist, braucht es mehr als die kurzfristige Unterstützung 
in der Krise. Was es braucht, ist eine dauerhafte euro-
päische Verankerung und einen konkreten Weg in die 
Europäische Union.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Auf diesem Weg möchten wir die Republik Moldau 
unterstützen und begleiten. Seit Juni ist sie offiziell EU- 
Beitrittskandidatin. Mit diesem Antrag leisten wir einen 
Beitrag dazu, diesen abstrakten Status mit konkreten 
Schritten zu untermauern, die der EU-Mitgliedschaft 
der Republik Moldau nicht nur eine Perspektive, sondern 
einen beschreitbaren Weg bereiten. Denn so groß der 
europäische Wille auch ist: Die Republik Moldau hat 
noch viel vor sich. Reformen sind insbesondere in den 
Bereichen Justiz und Rechtsstaatlichkeit bitter nötig. Es 
ist dementsprechend beachtenswert, dass die Regierung 
in Chisinau trotz der vielen Krisen, des dauerhaften Aus-
nahmezustandes und der fortwährenden politischen An-
griffe durch kremltreue Oligarchen, ihre ambitionierte 
Justizreform und die umfassende Korruptionsbekämp-
fung weiterhin kraftvoll vorantreibt.

(Beifall bei der SPD)

Dieser Antrag aus unserer Mitte setzt ein wichtiges 
Zeichen. Wir stehen an der Seite der Republik Moldau 
und unterstützen sie weiter; denn wir dürfen nicht die 
Fehler wiederholen, die wir in der Vergangenheit unter 
anderem auf dem Westbalkan gemacht haben, und so 
lange abwarten, bis vielversprechende Ambitionen sich 
zu Frust über unerfüllte Versprechungen wandeln. Der 
Wille zu Europa in der Republik Moldau existiert jetzt. 
Deswegen müssen wir ihn auch unterstützen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Funke. – Letzter Redner in 

dieser Debatte ist der Kollege Tilman Kuban, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Tilman Kuban (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Botschafter! In dieser De-
batte ist viel Richtiges gesagt worden und vor allem zum 
Ausdruck gekommen, dass die breite Mitte dieses Par-
laments an der Seite der Republik Moldau steht. Dass 
es von Rechtsaußen und von Linksaußen in diesem Par-
lament manchmal leider so klang, als seien Sie die Pres-
sesprecher von Gazprom oder dem Kreml, ist etwas be-
schämend. Aber es ist richtig, dass wir ein starkes Signal 
von der breiten Mehrheit dieses Parlaments senden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP – Zurufe von der LINKEN)

Zum Abschluss möchte ich noch einmal den Fokus auf 
den Antrag richten. Dieser Antrag hat viele kluge, rich-
tige und warme Worte für die Menschen in Moldau übrig. 
Es sind starke Versprechungen im Bereich des Reform-
prozesses, bei der Energieinfrastruktur, aber auch beim 
Schutz von Frauen und Kindern dabei. Nur habe ich mich 
manchmal beim Lesen gefragt: Wie läuft jetzt konkret die 
Umsetzung? Wie tragen wir konkret dazu bei, die Regie-
rung von Maia Sandu zu unterstützen? Wie tragen wir 
konkret dazu bei, dass den Menschen in der Republik 
Moldau geholfen wird?

Ich hätte mir drei konkrete Punkte gewünscht: Ich hätte 
mir konkrete rechtliche Regelungen zur internationalen 
Zusammenarbeit, bei der Bekämpfung von Korruption 
und Geldwäsche und der Zerschlagung von oligarchi-
schen Strukturen gewünscht, wie es beispielsweise die 
USA oder auch Großbritannien, die Sanktionen auf den 
Weg gebracht haben, umgesetzt haben. Hier hätte ich mir 
konkrete Vorstöße gewünscht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich hätte mir gewünscht, dass wir, wie wir es in den 
letzten Monaten getan haben, verstärkt Mittel für die 
Moldau, die Ukraine und den Südkaukasus zur Ver-
fügung stellen, um die Arbeit der politischen Stiftung 
zu unterstützen und eine Verstetigung der Mittel auch 
für das Jahr 2023 hinbekommen. Auch hier hätte ich 
mir einen konkreten Vorstoß gewünscht. Und ich hätte 
mir gewünscht, dass wir bei der technischen Entwick-
lungshilfe für eine bessere medizinische Versorgung, 
eine bessere medizinische Ausstattung sorgen; denn der 
medizinische Kollaps in den Krankenhäusern ist wirklich 
eine Alltagssorge der Menschen in der Republik Moldau. 
Auch da hätte ich mir einen konkreten Vorstoß ge-
wünscht. Das wäre gut gewesen.
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Wir haben trotzdem gezeigt – das ist Fakt –: Wir stehen 
an der Seite von Maia Sandu und ihrer proeuropäischen 
Regierung. Wir stehen an der Seite derer, die sich ge-
meinsam klug und mutig den russischen Energieaggres-
sionen entgegenstellen. Und wir stehen an der Seite der-
jenigen in der Republik Moldau, die in die Europäische 
Union wollen. Wir werden heute zustimmen, weil wir 
verlässliche Partner sehen und weil wir unsere Pflicht 
darin sehen, sie zu unterstützen.

(Beifall der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Aber das kann erst der Startpunkt sein. Wir müssen im 
nächsten Jahr weitermachen. Daran sollten wir gemein-
sam arbeiten, gern auch fraktionsübergreifend. Die CDU/ 
CSU steht dafür bereit.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kuban. – Damit schließe 

ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-

fehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der 
Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP mit 
dem Titel „Den EU-Beitrittskandidaten Moldau weiter 
unterstützen“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 20/4772, den Antrag 
der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
auf Drucksache 20/4332 anzunehmen. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? – Das sind SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, FDP, CDU/CSU. Wer stimmt da-
gegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Die 
Fraktion Die Linke. Damit ist die Beschlussempfehlung 
angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 5:

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU

Hochschulen in Härtefallregelung aufneh-
men – Schutzschirm für wissenschaftlichen 
Nachwuchs spannen

Drucksache 20/4874
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (f) 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, den 
Sitzplatzwechsel zügig vorzunehmen; um 20 Uhr sollte 
eigentlich Schluss sein.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Katrin Staffler, CDU/CSU-Fraktion, 
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wis-

sen Sie, wenn ich zum Beispiel die heutige Ausschuss-
sitzung so Revue passieren lasse, wenn ich mir die Kom-
mentierungen zu einem Jahr Ampelkoalition anschaue, 
muss ich sagen: Für meinen Geschmack ist da ein wenig 
zu viel Selbstgerechtigkeit dabei.

(Laura Kraft [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oh!)

Da gibt es lange Aufzählungen darüber, was Sie alles auf 
den Weg gebracht haben; ich gehe davon aus, dass uns die 
auch heute wieder nicht erspart bleiben werden.

(Zurufe von der SPD)
Nur, das meiste davon ist leider bis heute nicht über den 
Status der Ankündigung hinausgekommen. Und nur 
durch Ankündigungen allein werden Dinge nicht auf 
den Weg gebracht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das Tragische dabei ist, dass Sie ganze Gruppen in der 

krisengebeutelten Zeit, in der wir leider leben, vergessen 
haben. Das geben Sie ungern zu; das kann ich verstehen. 
Sie geben auch ungern zu, dass Sie allein auf unser Drän-
gen hin tätig geworden sind;

(Lachen der Abg. Leni Breymaier [SPD])
auch das verstehe ich. Vielleicht lernen Sie für die Zu-
kunft daraus und adaptieren unsere Ideen dann wenigs-
tens so schnell, dass diejenigen, die davon profitieren 
sollen, das auch tun können, solange sie es noch brau-
chen.

Und weil schon wieder die ersten Rufe kommen: Es 
gibt zahlreiche Beispiele dafür. Da gibt es zum Beispiel 
die Hilfen für die Rentner, da gibt es die Hilfen für die 
Studenten, da geht es auch darum, wie wir die Hoch-
schulen und den wissenschaftlichen Nachwuchs unter-
stützen wollen.

Am 20. Oktober – am 20. Oktober! – hat die Ministerin 
einen Rettungsschirm für die Spitzenforschungsunter-
nehmen von der Bundesregierung gefordert, also de facto 
von sich selbst. Rein zufällig war das genau der Tag, an 
dem unser Antrag „Entlastungspaket und Notfallfonds 
einrichten, um Schaden vom deutschen Wissenschafts-
system abzuwenden“ hier im Plenum beraten worden 
ist. Sie haben also de facto eins zu eins die Forderungen 
aus unserem Antrag übernommen.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Kai Gehring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das glaubt 
sie ja selber nicht!)

– Ich stelle an dieser Stelle nur fest.
(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Ja! Es wird nicht richtiger!)
Ein Ausspruch der Ministerin ist mir an diesem Tag 

besonders in Erinnerung geblieben – ich zitiere –:

… Forschung ist der Schlüssel zur Überwindung der 
aktuellen und zukünftiger Krisen sowie für Wachs-
tum und Wohlstand.
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Wenn jetzt die Hochschulen ihr Personal entlassen müs-
sen und in den Digitalbetrieb gehen, die Bibliotheken 
zeitweise schließen müssen, damit sie ihre Gas- und 
Stromrechnungen überhaupt noch bezahlen können, 
dann wird es bald keinen wissenschaftlichen Nachwuchs 
mehr geben, der unser Schlüssel zur Überwindung der 
Krisen sein kann.

Interessant ist in dem Zusammenhang auch, dass plötz-
lich Wert darauf gelegt wird, dass sich die Länder um die 
Hochschulen kümmern sollen.

(Oliver Kaczmarek [SPD]: Ja! Stimmt doch 
auch!)

– Da sagen Sie: Das stimmt.
(Oliver Kaczmarek [SPD]: Das sagen Sie doch 

auch!)
Das sagen Sie nur nicht bei anderen Bildungsthemen, wo 
das genauso stimmen würde. Also, irgendwie gibt es da 
schon eine gewisse Diskrepanz.

(Oliver Kaczmarek [SPD]: Was macht Bayern 
denn? Was macht Bayern für die Hochschu-
len?)

Deshalb an dieser Stelle unser dringender Appell: Set-
zen Sie sich bitte mit den Ländern zusammen. Beraten 
Sie, wie es in einer gemeinsamen Anstrengung gelingen 
kann, den wissenschaftlichen Nachwuchs und die Hoch-
schulen zu unterstützen. Und stimmen Sie den Forderun-
gen, die wir in unserem Antrag erhoben haben, zu.

Erstens. Die Hochschulen in Deutschland müssen 
bedarfsgerecht und analog zu den außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen in die Härtefallregelung der 
Strom- und Gaspreisbremse aufgenommen werden.

Zweitens. Insbesondere die energieintensiven For-
schungsaktivitäten an den Hochschulen und die beson-
deren Belange der Förderung von wissenschaftlichen 
Nachwuchsgruppen, Doktoranden und Postdocs, müssen 
berücksichtigt werden.

Drittens. Öffnen Sie den Härtefallfonds für den wis-
senschaftlichen Nachwuchs an den Hochschulen und an 
den außeruniversitären Forschungseinrichtungen, und 
bauen Sie diesen bedarfsgerecht finanziell aus!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns ge-
meinsam an einem Strang ziehen! Lassen Sie uns die 
hervorragende Forschungslandschaft in unserem Land 
am Leben erhalten!

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Frau Ministerin – oder in dem Fall bitte weitergeben –, 

Sie sitzen am Hebel. Bedienen Sie ihn endlich!
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Ich wollte jetzt gerade sagen: Ich sitze hier am Knopf.

(Heiterkeit der Abg. Katrin Staffler [CDU/ 
CSU])

Nächster Redner ist der Kollege Holger Mann, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Holger Mann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Die Kollegen der Union haben in den letzten 
Wochen ein Bild vom Untergang der Wissenschaft ge-
zeichnet, angereichert mit Szenen von sich leerenden 
Tierställen – ich habe noch gute Erinnerungen an die 
letzte Debatte – oder auftauenden Bioproben. Ich will 
hier erst mal feststellen: Nichts davon ist eingetreten 
oder ein wahrscheinliches Szenario.

In der letzten Debatte sprach Ihr Kollege von „Exis-
tenzgefährdung“, und auch heute mangelt es Ihrem An-
trag nicht an Alarmismus. Dabei sind die darin beschrie-
benen Fälle die Ausnahme und nicht die Regel, und das 
ist auch gut so.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Stephan 
Seiter [FDP])

Das hat einen Grund; denn die Bundesregierung hat mit 
ihren Maßnahmen angemessen und kraftvoll agiert. Die 
mobilisierten 300 Milliarden Euro zeigen, dass wir weder 
die Menschen noch die Wirtschaft oder die öffentlichen 
Institutionen alleinlassen.

(Oliver Kaczmarek [SPD]: So ist es!)
Meine Damen und Herren, das gilt auch für den Wis-

senschafts- und Forschungsbereich. Dieser wird komplett 
von den Preisbremsen bei Strom und Gas profitieren. Sie 
werden ab Januar in Kraft gesetzt; es entsteht also keine 
Lücke zwischen den Dezembersoforthilfen und den 
Preisbremsen. Ein Härtefallfonds wird für die institutio-
nell geförderte außeruniversitäre Forschung verbliebene 
Preisanstiege um bis zu 90 Prozent mindern – wer kann 
das im privaten Bereich sagen? Hier ist übrigens die 
energieintensive Forschung ebenso erfasst wie Hochleis-
tungsrechner, Forschungsschiffe oder internationale For-
schungseinrichtungen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Stephan 
Seiter [FDP] – Stephan Albani [CDU/CSU]: 
Aber halt nicht an den Hochschulen!)

Zudem – das war auch eine Forderung – werden die 
Hochschulen und die Forschungseinrichtungen von der 
Bundesnetzagentur in Gänze als geschützte Kunden be-
handelt. Das heißt, sie wären im immer unwahrscheinli-
cher werdenden Fall einer Gasmangellage von reduzier-
ten Liefermengen oder Gassperren ausgenommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Stephan Seiter [FDP])

Das alles, meine Damen und Herren, trägt dazu bei, dass 
der Weiterbetrieb gesichert ist.
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Ja, wir haben heute im Bildungs- und Forschungsaus-
schuss Ihren Antrag zur Energiepreiskompensation für 
die Wissenschaft beraten. Hierbei – das hätten Sie ja 
auch sagen können – konnten wir fraktionsübergreifend 
feststellen, dass die Mehrheit der acht darin formulierten 
Punkte bereits in exekutivem Handeln oder morgen mit 
Beschluss der Gas- und Strompreisbremsen umgesetzt 
werden. Das hatte übrigens auch die Sachverständigen-
anhörung im November bereits ergeben. Diese hat zudem 
gezeigt, dass die Wissenschaftseinrichtungen zwar vor 
großen Herausforderungen bei der Bewältigung der Ener-
giepreisanstiege stehen, aber diese eben nicht existenziell 
sind.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Die ersten 
Hochschulen schließen ja gerade!)

Sie bringen als Union dennoch zwei Restpunkte des 
Antrags, welche die Hochschulen betreffen, ins Bundes-
tagsplenum ein. Da muss ich sagen: Das verwundert mich 
aus mehreren Gründen:

Erstens – Sie benennen es selber bzw. hatten es in 
Ihrem vorherigen Antrag wenigstens noch erwähnt –: 
die Verfassungslage. Bisher liegt die Verantwortung für 
Bildung und Hochschulen klar bei den Ländern. Auch bei 
Vereinbarungen nach Artikel 91b GG bedarf es der Zu-
stimmung aller Länder. Ich muss daher fragen: Haben Sie 
wirklich das richtige Parlament gewählt?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Zweitens: die geübte Praxis. Wir erinnern uns, wie das 
BMBF unter CDU-Führung die Hochschulen in der Pan-
demie unterstützt hat – nämlich gar nicht. Mir scheint 
deshalb, Ihr Sinneswandel hat viel mit der neuen Oppo-
sitionsrolle, aber wenig mit Überzeugung zu tun.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Euer Mecha-
nismus zieht jetzt aber auch nicht!)

Drittens: die Sachlage. Die Berechnungen des DIW, 
die wir in der Anhörung beraten haben, zeigen, dass die 
Kostensteigerungen, wenn die Hochschulen 20 Prozent 
Energie einsparen, auf 1 bis 3 Prozent ihres Gesamtbud-
gets begrenzt werden können. Viele Bundesländer – es 
seien Brandenburg, Sachsen oder auch Baden-Württem-
berg erwähnt – haben bereits klargemacht, dass sie zu 
ihrer Verantwortung stehen werden. Sie werden für 
90 Prozent oder mehr dieser Energiepreissteigerungen 
einstehen.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])
Angesichts der Aufwendung des Bundes und der Ein-

nahmesituation erwarten wir und auch die Hochschulrek-
torenkonferenz dies auch von den anderen Bundeslän-
dern, gerade von den finanzstarken wie Bayern, Hessen 
oder NRW.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es geht hier eben nicht, meine Damen und Herren, um 
Milliardenbeträge wie beim Bund, sondern um Millio-
nenbeträge. Deshalb ist meine dringende Bitte an die 
Kolleginnen und Kollegen aus diesen Bundesländern: 

Gehen Sie auf Ihre Landesregierung zu, gerne auch mit 
Ihren zwei Punkten. Unsere Unterstützung haben Sie da-
bei.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Mann. – Als nächster Red-

ner hat das Wort der Kollege Dr. Michael Kaufmann, 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kollegin- 

nen und Kollegen Abgeordnete! Prinzipiell ist der Antrag 
aus Sicht von Forschung und Wissenschaft zu begrüßen, 
werte Kollegen von der Union. Jeder kleine Schritt ist 
sinnvoll, der den Einrichtungen der Wissenschaft in 
Deutschland etwas mehr Planungs- und Zukunftssicher-
heit gibt und sie von forschungsfremden Sorgen entlastet. 
Aber genau da liegt die Krux: Der Antrag stopft notdürf-
tig einige der zahlreichen Löcher, welche die Bundes-
regierung bei ihren hektischen Versuchen, die selbstge-
schaffenen Krisen zu bekämpfen, übersehen hat.

Seit Monaten erleben wir ein quälendes, kleinteiliges 
Gezerre um die notwendige Unterstützung von Wissen-
schaft und Forschung in dieser Krise. Hochschulen gelten 
als geschützte Kunden im Fall einer Energiemangellage, 
aber nicht die außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen.

(Zuruf von der SPD: Doch!)

Für die wiederum gibt es einen Härtefallfonds, der aber 
für die Hochschulen nicht gilt. Der Härtefallfonds gilt 
damit zum Beispiel auch nicht für von der DFG geför-
derte Großforschungsgeräte, die an Hochschulen betrie-
ben werden.

Es ist richtig, dass die Union dieses Problem aufspießt. 
Aber der Antrag wirkt, als wenn man mit dem Feuer-
löscher zu einem Großbrand geht. Trotz Energiepreis-
bremse sehen sich viele Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen bis zu dreimal höheren Energiekosten 
gegenüber. Aber die Energiepreise sind nur ein Teil des 
Problems.

An vielen Wissenschaftseinrichtungen wird schon jetzt 
in erheblichem Umfang Personal abgebaut. Bei steigen-
den Kosten und nahezu gleichbleibendem Budget ist der 
Personalabbau für viele Einrichtungen die einzige Opti-
on. Insgesamt fehlt es derzeit in Wissenschaft und For-
schung an Planungssicherheit und der Gewissheit, die 
Arbeit uneingeschränkt fortsetzen zu können. Dabei wer-
den es nur unsere Forscher und Ingenieure sein, die uns 
am Ende mit ihren Ideen und Innovationen aus dieser 
hausgemachten multiplen Krise wieder herausführen 
können.

(Beifall bei der AfD)
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Darum brauchen wir jetzt nicht noch mehr kleinteiliges 
Nachjustieren, sondern eine Generalgarantie für For-
schung und Wissenschaft, dass deren Arbeit jede denk-
bare Unterstützung erfährt, um auch unter diesen er-
schwerten Bedingungen uneingeschränkt und ohne 
Finanzierungssorgen weitermachen zu können. Hier 
wäre ein „Whatever it takes“ wirklich einmal angebracht.

Lassen Sie uns endlich aufhören mit diesem peinlichen 
Gezerre um Details, und sprechen Sie, Frau Stark- 
Watzinger – Sie lässt sich durch ihren Staatssekretär ver-
treten –, ein Machtwort, das da lautet: Wir werden alles 
Notwendige tun, damit kein Forschungsprojekt ein-
gestellt oder eingeschränkt und keine Stelle gestrichen 
werden muss, weil die Kosten wegen Inflation und Ener-
giekrise aus dem Ruder laufen. – Nichts weniger wäre 
dem Stellenwert von Forschung und Wissenschaft für 
unsere Gesellschaft und unsere Zukunft angemessen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Das Wort hat jetzt die 

Kollegin Laura Kraft, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Laura Kraft (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Als Grüne finde ich Recycling super. Ich finde es 
nur schwierig, wenn Sie das bei Ihren Anträgen machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich habe Ihnen auch schon mal gesagt, was ich davon 
halte. Denn man sieht auch wieder an diesem Antrag, 
der so dünn ist, das man fast durchgucken kann, dass 
Sie sich nicht so viel Mühe geben. Und das finde ich, 
ehrlich gesagt, schwierig. Aber nur weil Sie Ihre Anträge 
recyceln, mache ich das nicht automatisch mit meiner 
Rede.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Kommen Sie 
mal zur Sache!)

– Ja, das mache ich jetzt auch.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Wunderbar! – 
Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Aber jetzt 
nicht aufmucken!)

Deswegen gehe ich jetzt genauer darauf ein, wie wir 
die Hochschulen mit Entlastungspaketen unterstützen; 
denn die Bildungs- und Forschungseinrichtungen werden 
in mehrfacher Weise von Entlastungsmaßnahmen abge-
deckt. Alle Einrichtungen aus Wissenschaft, Forschung 
und Bildung erhalten die Dezembersoforthilfe. Das ist ein 
wichtiger Beitrag; der bringt auch schon dieses Jahr Ent-
lastung.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hört! Hört!)

Außerdem sind alle Einrichtungen auch bei der Gas-, 
Wärme- und Strompreisbremse berücksichtigt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Das heißt, dass energieintensive Labore, Hochleistungs-
rechner etc. besonders geschützt sind. Die Hochschulen, 
Bildungs- und Forschungseinrichtungen sind geschützte 
Kunden im Sinne des Notfallplans Gas.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Aber das reicht 
halt nicht aus!)

Das ist richtig, das ist wichtig. Wir haben auf die Proble-
matik reagiert,

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Genau, reagiert 
habt ihr! Auf uns!)

zusätzlich zu anderen Entlastungsmaßnahmen, die wir in 
dem Kontext natürlich auch zur Verfügung stellen. Aber 
das ist besonders wichtig.

Es ist nicht redlich, dass Sie immer mit ganz abstrakten 
Worst-Case-Szenarien drohen,

(Norbert Maria Altenkamp [CDU/CSU]: Das 
ist doch euer Hobby!)

indem Sie so tun, als ob jemand als allererste Maßnahme, 
um Energie zu sparen, auf die Idee kommen würde, in 
Laboren, wo Tiere sind, dafür zu sorgen, dass dort die 
Heizung abgestellt oder die nötige Temperatur nicht ge-
halten wird,

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Ihr müsst die 
Anträge auch mal lesen! Jetzt machen wir sie 
schon so kurz!)

oder bei empfindlichen Materialien oder Archivgut nicht 
dafür zu sorgen, diese für die Forschung wichtigen Arte-
fakte und Produkte zu schützen. Das ist nämlich absoluter 
Quatsch. Ich finde es nicht okay, dass Sie immer wieder – 
das haben Sie heute im Ausschuss nämlich schon wieder 
gemacht – mit solchen Worst-Case-Szenarien drohen.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Mucken Sie 
doch jetzt nicht so auf!)

Das ist nämlich nicht die allererste Maßnahme.
Auch die Hochschulen und die Forschungseinrichtun-

gen opfern nicht ihre besonders kritischen Artefakte und 
Produkte.

(Katrin Staffler [CDU/CSU]: Reden Sie mit 
denen auch ab und zu?)

Aber die Hochschulen und die Forschungseinrichtungen 
gehen jetzt schon vielfältige Sparmaßnahmen durch, die 
sie vornehmen können. Das machen sie seit Monaten.

(Zuruf der Abg. Katrin Staffler [CDU/CSU])
Überall dort, wo es nicht geht, unterstützen wir. Da unter-
stützen wir von Bundesseite, und da haben wir jetzt schon 
viele Maßnahmen beschlossen, die entlasten können. 
Falls es zu einer Gasmangellage kommen sollte, was 
kein jetzt anstehendes oder realistisches Szenario ist, 
dann werden wir auch die Hochschulen und die For-
schungseinrichtungen nicht im Stich lassen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Es ist wichtig, dass wir auf allen Ebenen zusammen-
arbeiten. Die Hochschulen selber leisten ihren Beitrag. 
Aber auch wir auf Bundes- und Länderebene müssen 
zusammenarbeiten. Wir als Ampel nehmen natürlich 
den Forschungsbereich, die Wissenschaft, die Bildung 
besonders in den Blick. Wir lassen hier niemanden allein, 
wir lassen niemanden zurück. – Ich sehe, die Lampe 
leuchtet auf. – Wir sind da. Deswegen geben Sie sich bitte 
noch mehr Mühe mit Ihren Anträgen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Kraft. – Vielleicht darf ich 

noch darauf hinweisen: Sie können durch das Papier 
durchschauen, weil es so dünn ist.

(Laura Kraft [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, das ist gut! Sparmaßnahme!)

Die Bundestagsverwaltung bemüht sich immer, äußerst 
ressourcenschonend mit den Sachen umzugehen, die wir 
haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Jetzt 
muckt der Präsident auch noch auf!)

Manchmal könnte man überhaupt darauf verzichten, Pa-
pier zu bedrucken. Aber das ist nicht mein Problem.

Nächste Rednerin ist die Kollegin Nicole Gohlke, 
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Nicole Gohlke (DIE LINKE):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! CDU und 

CSU werden regelrecht zum Sprachrohr für die Studie-
renden.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Nein!)
Das ist neu, aber auch ganz gut.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Aufgewacht! 
Das war ein langer Winterschlaf!)

Ich sage mal so: Wenn Sie jetzt noch anfangen, mehr 
Verständnis für die Motive der Klimaaktivistinnen und 
-aktivisten zu entwickeln, statt sie nur plump zu krimi-
nalisieren, dann sind Sie wirklich auf einem guten Weg.

(Beifall bei der LINKEN)
Nein, Scherz beiseite. Ich finde, die Union hat natür-

lich recht, dass sie heute darüber sprechen will, wie die 
Hochschulen in dieser Energie- und Preiskrise besser ge-
schützt werden können. Denn die Hochschulen – aber ich 
will auch die Studierendenwerke nennen, die die Wohn-
heime, die Mensen, die Kitas und die soziale Beratung an 
den Hochschulen und Unis organisieren – warten drin-
gend auf Entlastungen in dieser Krise.

Aber die Hochschulen sind bei der Härtefallregelung 
ausgespart worden. Das versteht tatsächlich kein Mensch. 
Und das, was bisher an Entlastungen von der Regierung 
gekommen ist, ist zu wenig und sichert vor allem den 
Betrieb und die steigenden Kosten nicht ab. Die Folgen 
sind jetzt schon gravierend.

Denn es ist doch klar, was jetzt passiert: Um Energie-
kosten zu sparen, bleiben Einrichtungen geschlossen, 
werden Wohnheimmieten und Mensapreise teurer, und 
werden die Kosten auf die Studierenden und die Beschäf-
tigten abgewälzt. Und wenn die steigenden Kosten nicht 
mehr zu stemmen sind, dann wird schlicht und ergreifend 
gekürzt. Das darf so nicht bleiben, Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Hochschule Koblenz befindet sich seit dem 4. De-
zember in der reinen Onlinelehre, nett umschrieben mit 
„digitaler Phase“. Die Uni in Hannover geht zum 19. De-
zember ins mobile Arbeiten. Nichts soll mehr in den 
Hochschulen stattfinden: Die Seminarräume dicht, die 
Labore geschlossen; Prüfungen sollen wieder online 
stattfinden. Das Studierendenwerk Frankfurt warnt vor 
einer Absenkung der Temperatur in den Wohnräumen 
und vor Teuerungen zulasten der Studierenden. An den 
ersten Hochschulen wurden Einstellungsstopps verkün-
det, werden Stellen eben nicht mehr neu besetzt. Alles 
geht zulasten der Studierenden und der Beschäftigten. 
Das ist Wahnsinn, Kolleginnen und Kollegen, und natür-
lich müssen Sie hier handeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist wie immer: Diese Krise kommt on top, oben-
drauf, auf ein angeschlagenes, chronisch unterfinanzier-
tes Hochschulsystem. Das wäre jetzt ein guter Zeitpunkt, 
um mal ganz grundlegend gegenzusteuern und umzusteu-
ern, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Vorschläge liegen auf dem Tisch: Statten Sie den 
Zukunftsvertrag „Studium und Lehre stärken“ so aus, 
dass die Hochschulen die Preissteigerungen ausgleichen 
und eine anständige Personalentwicklung vornehmen 
können. Legen Sie ein Programm für einen Hochschul-
sozialpakt und für die Sanierung der Studierendenwohn-
heime und der Mensen auf, und sichern Sie die Studie-
renden und die Beschäftigten in dieser Situation besser 
ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Öffnen Sie das BAföG für alle, die es brauchen! Schaffen 
Sie ein 0-Euro-Ticket für die Studierenden! Und küm-
mern Sie sich um den Schutz der nur befristet beschäftig-
ten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, indem Sie 
endlich mal beim Wissenschaftszeitvertragsgesetz in die 
Pötte kommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich sage es gerne noch mal: In der Bildung und an den 
Hochschulen wummst der Doppel-Wumms noch nicht 
besonders. Im Gegenteil: Er droht, zu verpuffen. Handeln 
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Sie, damit wir hier nicht in einem Jahr über Studienabbrü-
che und verkorkste berufliche Perspektiven diskutieren 
müssen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Gohlke. – Das Wort erhält 

jetzt der Kollege Dr. Stephan Seiter, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Stephan Seiter (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Putin’sche Angriffskrieg hat dazu geführt, 
dass wir in allen Bereichen unseres tagtäglichen Lebens 
die Belastungen spüren. Wir haben heute Morgen bei der 
Regierungserklärung des Kanzlers davon gehört, und fast 
jede Debatte hier im Parlament wird durch dieses Thema 
bestimmt. Wir haben uns eigentlich in allen Debatten 
immer darauf geeinigt, dass die Bewältigung dieser Fol-
gen eine Aufgabe ist, die wir gemeinschaftlich lösen wol-
len.

Ich habe bei dem einen oder anderen Antrag, den man 
zu lesen bekommt, egal wie dick oder wie dünn er ist, den 
Eindruck, dass es immer nur eine Institution gibt, die 
dieses Problem bewältigen kann. Wenn wir uns die Situa-
tion mal anschauen, dann stellen wir fest – das wurde 
auch schon erwähnt –, dass die Hochschulen, die außer-
universitären Forschungseinrichtungen sich Gedanken 
gemacht und Notfallpläne entwickelt haben: Wie kann 
man Energie einsparen? Das ist ein Beitrag. Wir sollten 
an dieser Stelle denjenigen, die das auf sich genommen 
haben, die unter erschwerten Bedingungen arbeiten, mal 
danken.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Das ist das eine. Wir alle sind uns dessen ja bewusst. Es 
möchte hier hoffentlich niemand den wissenschaftlichen 
Nachwuchs und seine Perspektiven gefährden. Vielmehr 
wollen alle, dass es besser läuft und dass diese jungen 
Menschen ihre Chance bekommen, in der Wissenschaft 
ihren Beitrag dazu zu leisten, dass wir heutige und zu-
künftige Probleme lösen können. Deswegen gibt es die 
verschiedenen Maßnahmen, die die Bundesregierung er-
griffen hat und die dann auf das Wirken der Ministerin 
hin im Hochschulbereich, im Wissenschaftsbereich ihren 
Niederschlag gefunden haben: Strompreisbremse, Gas-
preisbremse, Hochschule als geschützte Kundschaft. 
Hier hat der Bund seine Aufgabe erledigt.

Aber wir müssen, wenn wir über das Thema reden, uns 
natürlich darüber im Klaren sein, dass wir Kompetenzen, 
Zuständigkeiten nicht vollständig ausblenden können. 
Und die dritte Institution in diesem Bereich sind die Län-
der. Ich weiß, wir haben an dieser Stelle schon mehrfach 
über die Fragen diskutiert und debattiert: Was können die 
Länder leisten? Was leisten die Länder tatsächlich? – Und 
die Länder leisten etwas. Sie haben sich auf den Weg 

gemacht; auch das müssen wir an dieser Stelle anerken-
nen. Wir wissen, dass zum Beispiel Länder wie Baden- 
Württemberg, Brandenburg – das wurde erwähnt – Dinge 
auf den Weg gebracht haben. Das vergessen manche, die 
vielleicht schon länger nicht mehr an einer Hochschule 
waren.

Ich habe erst heute Nachmittag mit einer Vertreterin 
aus einem Rektorat einer Hochschule gesprochen. In Ba-
den-Württemberg ist es zum Beispiel so, dass die Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften – wir sagen es 
immer so flapsig – zur Warmmiete leben, das heißt, dass 
der Landesbetrieb Vermögen und Bau diese Kosten über-
nimmt. Sprich: Die Hochschulen sind im Moment noch 
sehr froh: Sie brauchen den Fonds tatsächlich gar nicht. 
Da übernehmen die Länder also Verantwortung. Und 
auch das sollten wir an dieser Stelle anerkennen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der letzte Punkt, zu dem ich kommen möchte, ist: Die 
auf den verschiedenen Ebenen getroffenen Maßnahmen, 
auch die Einsparungsmaßnahmen der Hochschulen, der 
Forschungseinrichtungen, können natürlich nur kurzfris-
tig dazu beitragen, die steigenden Energiepreise zu be-
wältigen. Aber die Expertinnen und Experten haben in 
der Anhörung zu diesem Thema in der letzten Sitzungs-
woche – das muss man an dieser Stelle auch erwähnen – 
gesagt: Wir haben strukturelle Probleme. Es würde uns 
viel leichter fallen, Energie einzusparen, wenn der Zu-
stand der Gebäude besser wäre, wenn wir in den letzten 
Jahren mehr Unterstützung erfahren hätten.

Darüber müssen wir uns auch Gedanken machen. Wir 
sollten die Hochschulen nicht vernachlässigen. Das ist 
eine Aufgabe für die Zukunft, und darüber müssen wir 
uns in nächster Zeit mehr Gedanken machen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zum Schluss, meine Damen und Herren: Wir alle bli-
cken wahrscheinlich mit Sorge in das nächste Jahr. Wir 
alle haben Belastungen zu verarbeiten, zu bewältigen. 
Aber eines sollten wir in der letzten Sitzungswoche bitte 
auf keinen Fall vergessen: Diejenigen, die die schwerste 
Last dieses Krieges zu tragen haben, das sind die Men-
schen, die in der Ukraine leben.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Seiter. – Als nächster Red-

ner hat das Wort der Kollege Stephan Albani, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Albani (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Energiekrise hat Auswirkungen auf alle 
Bereiche unseres Lebens, auf die Privatwirtschaft und 
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eben auch auf die Hochschulen. Ich freue mich, dass 
meine Universität in Oldenburg klar sagt: Wir bleiben 
offen; Forschung, Lehre, Bibliothek und Labore bleiben 
offen und aktiv, auch wenn die Kosten zu erheblichen 
Überschreitungen geplanter Budgets führen. – Man setzt 
hier auf die Unterstützung der Länder und geht davon 
aus, dass dies am Ende auch erkannt wird und man sich 
hier in die Pflicht nehmen lassen wird. Das ist Aufgabe 
der Länder – völlig richtig.

Andere Hochschulen sehen das aber anders. Der Ab-
bau von Stellen, das Einschränken von Öffnungszeiten 
und die Reduzierung von Präsenzlehre machen deutlich, 
dass die Energiekrise an den Hochschulen angekommen 
ist und wir uns darauf einstellen müssen, dass hier sehr 
stark auf Kante genäht wird. In vorweihnachtlicher Mil-
de, wie heute schon im Ausschuss gesagt, erkennen wir 
an, dass die von der Bundesregierung vorgesehene Ener-
giepreisbremse für Gas und Strom die Krise ein Stück 
weit verringern wird, aber eben nicht verhindern kann.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wie bei der öffentlichen Anhörung unseres Antrages 

deutlich geworden ist, sind energieintensive Forschungs-
aktivitäten an Hochschule in den Härtefallregelungen 
nicht berücksichtigt worden; an den außeruniversitären 
Einrichtungen ja, an den universitären halt nicht. Die 
Länder werden dies nicht alleine stemmen können. Das 
Abstellen von Hochenergielasern, Beschleunigern, Kühl-
laboren und, und, und würde unwiederbringliche Schä-
den nach sich ziehen, die im schlimmsten Fall mit keinem 
Geld der Welt wieder herstellbar sind.

Weil Sie es nicht verstanden haben, Herr Mann, wie-
derhole ich es: Die Kryobanken zum Beispiel lagern Bio-
material, DNA und Ähnliches von ausgestorbenen Tier- 
und Pflanzenarten, die Grundlage von Erkenntnissen und 
der Entwicklung neuer Wirkstoffe sein können. Tauen 
diese auf, ist das unwiederbringlich verloren. Mit keinem 
Aufwand und Geld der Welt wäre dieser Schaden wieder-
herzustellen; deswegen ist er zu verhindern.

(Beifall bei der CDU/CSU – Laura Kraft 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Hast du nicht 
zugehört, Stephan?)

Das wird auch geschehen. Deswegen ist es richtig, 
was Professor Wörner in der Anhörung gesagt hat – das 
ist kein alarmistischer Utopismus, den wir hier machen –: 
Wenn das Geld, das man investieren muss, um diesen 
unwiederbringlichen Schaden zu verhindern, nachher an 
anderer Stelle eingespart wird, dann müsste zum Bei- 
spiel die TU Darmstadt, sofern keine zusätzlichen Ent-
lastungen kommen, Personal in Höhe von schätzungs-
weise 300 Stellen reduzieren. Denn Hochschulen haben 
bei stetig steigenden Energiekosten nur noch den Hebel 
zur Verfügung, die Einstellung von wissenschaftlichem 
Nachwuchs zu reduzieren.

Wenn wir also jetzt nicht handeln, wird dies zu einem 
tiefgreifenden Kahlschlag beim wissenschaftlichen 
Nachwuchs führen. Dieser ist zu verhindern; darum 
geht es uns im Antrag. Bitte verstehen Sie es! Denn am 
Ende wollen wir den Schaden im nächsten Jahr nicht 
beweinen müssen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Ich erteile das Wort jetzt 

dem Kollegen Dr. Holger Becker, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Dr. Holger Becker (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Mancher einer könnte einfach keck behaupten, 
man könne eine Debatte zu diesem Thema auch auf 
3,9 Minuten oder ganz provokant auf 39 Sekunden ein-
dampfen, statt sie über 39 Minuten zu führen. Mit dem 
Hinweis auf Artikel 30 in Verbindung mit Artikel 70 Ab-
satz 1 unseres Grundgesetzes könnte man sich hier frech 
hinstellen und sagen: Für Hochschulen sind die Länder 
zuständig.

Wohlgemerkt: Man könnte das tun. Aber wird es der 
Sachlage und dem Handlungsdruck gerecht? Natürlich 
nicht. Man kann sich hier eben nicht einfach mit ein, 
zwei Floskeln aus der Verantwortung stehlen und sagen: 
Lass das mal die Länder machen!

(Katrin Staffler [CDU/CSU]: Hört! Hört!)

Die sind alleine dafür zuständig.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Das haben aber 
einige Kollegen von Ihnen gerade getan!)

Nun kommt aber gemäß dem alten akademischen 
Motto „Repetitio est mater studiorum“ natürlich die Liste 
dessen, was der Bund bereits tut: Auf Bundesebene 
wurde dafür gesorgt, dass die Hochschulen in unserem 
Land sowohl die Dezemberhilfe bekommen

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Haben wir alles 
anerkannt!)

als auch bei der Strom- und der Gaspreisbremse berück-
sichtigt werden. Das sind nämlich auch echte Entlastun-
gen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Stephan Albani [CDU/CSU]: Haben wir 
in vorweihnachtlicher Milde anerkannt!)

Was man auch erwähnen sollte, ist: Dadurch, dass 
es eben genau diesen Härtefallfonds für die außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen und die Rechenzentren 
gibt, entlastet der Bund an dieser Stelle die Länder be-
reits; denn bei der Max-Planck-Gesellschaft und der 
Leibniz-Gemeinschaft wären die Länder mit 50 Prozent 
dabei, bei der Fraunhofer-Gesellschaft und der Helm-
holtz-Gemeinschaft, Drittmittel außen vor gelassen, mit 
10 Prozent. Das ist bereits eine Entlastung für die Länder.

(Beifall der Abg. Katrin Zschau [SPD])

Nun liegt uns ein Antrag der Union vor, der diese 
bisher ergriffenen Maßnahmen anscheinend nicht weit 
genug gehen. Man kann sicherlich darüber streiten; aber 
ich muss schon sagen: Liebe Union, es gehört schon ein 
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bisschen Chuzpe dazu, mit so einem Antrag um die Ecke 
zu kommen angesichts der Art und Weise, wie so einige 
unionsgeführte Landesregierungen sich hier zieren;

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

denn – das ist die andere Seite der Medaille – man kann 
die Verantwortung der Bundesländer natürlich nicht ne-
gieren.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Tun wir auch 
nicht!)

Deswegen: Rufen Sie mal bei Kolleginnen und Kolle-
gen in München an! Oder rufen Sie in Düsseldorf an! 
Oder rufen Sie in Wiesbaden an! Fragen Sie Ihre Kolle-
ginnen und Kollegen doch mal,

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Rufen wir mal 
in Mainz an!)

was die dortigen Landesregierungen – Ihre Landesregie-
rungen – unter Führung der Union davon abhält, auch 
ihren Teil zur Unterstützung der Hochschulen beizutra-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Ihr Kollege Blume aus Bayern musste sich bereits den 
Appell gefallen lassen, dass sein Ministerium sich bewe-
gen muss und nicht – ich zitiere – „den schwarzen Peter 
ständig von München nach Berlin und zurück schieben“ 
dürfe. Selbst der Präsident des Deutschen Hochschulver-
bands, Bernhard Kempen, äußerte den Verdacht – auch 
hier zitiere ich –, „dass sich die Länder hinter dem Bund 
als Zahlmeister verstecken, ihrer eigentlichen Verantwor-
tung für die Hochschulen aber nur unzureichend gerecht 
werden.“

Verwenden Sie Ihre Energie daher bitte für einen wirk-
lich kraftvollen Appell an Ihre eigenen Landesregierun-
gen,

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Das eine tun 
wir, und das andere lassen wir deswegen 
nicht!)

damit dort endlich Schwung und Bewegung in die Sache 
kommt und die Landesregierungen tatsächlich auch ihren 
Teil zur Lösung beitragen. Denn, wie ich bereits sagte, 
man kann sich hier nicht einfach aus der Verantwortung 
stehlen,

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Aber das tun 
Sie!)

und man kann eben auch nicht sagen: Lasst das alles den 
Bund machen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Stephan Albani [CDU/CSU]: Nein! 
Alle zusammen!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Becker. – Nun lauschen 

wir der Rede des Kollegen Kai Gehring, Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der 

Antrag der Unionsfraktion gibt den Regierungsfraktionen 
eine sehr gute Gelegenheit, ihre umfassenden Krisen-
managementbeschlüsse zum Schutz unseres Wissen-
schaftssystems darzustellen.

(Norbert Maria Altenkamp [CDU/CSU]: Bitte 
schön!)

Wir sorgen dafür, dass unsere Hochschulen und For-
schungseinrichtungen bei den Energiekosten entlastet 
werden mit 2 Milliarden Euro aus dem wirtschaftlichen 
Abwehrschirm dieser Bundesregierung. Alle Wissen-
schaftseinrichtungen – liebe CDU/CSU-Fraktion, Hoch-
schulen sind Wissenschaftseinrichtungen – erhalten die 
Dezember-Soforthilfe

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Das ist ja rich-
tig, aber die anderen halt nicht!)

und werden somit schon in diesem Jahr entlastet.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)
Die Strom- und Gaspreisbremse gilt ebenso für alle 

Wissenschaftseinrichtungen, im Übrigen verbrauchsab-
hängig. Das heißt, besonders energieintensive Einrich-
tungen profitieren von den günstigeren Parametern für 
die Industrie. Das ist gezielte Entlastung und passgenau 
für die sehr vielfältige Wissenschaftslandschaft im Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Hochschulen und Forschungseinrichtungen sind darü-
ber hinaus als „geschützte Kunden“ eingestuft. Ihre Gas-
versorgung ist sichergestellt. Auch das ist gut so.

(Zuruf der Abg. Katrin Zschau [SPD])
Wir entlasten in der Krise und modernisieren im Übri-

gen für die Zukunft. Ich darf an dieser Stelle noch einmal 
an die sehr wegweisenden Beschlüsse der Gemeinsamen 
Wissenschaftskonferenz erinnern. Im November war’s. 
Hallo, Kurzzeitgedächtnis! Der Zukunftsvertrag „Stu-
dium und Lehre stärken“ wird endlich dynamisiert: um 
3 Prozent pro Jahr, synchron zum Pakt für Forschung und 
Innovation.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Das haben wir 
doch alles freundlich anerkannt! Aber es reicht 
an der Stelle nicht!)

Das ist großartig, weil es bis 2027 für die Hochschulen als 
Herzstücke unseres Innovationslandes noch einmal zu-
sätzliche 676 Millionen Euro bedeutet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Auch die Exzellenzstrategie wird weiterentwickelt. 
2026 stehen zusätzliche 154 Millionen Euro für mehr 
Cluster bereit. Das ist doch mehr, als die Union zustande 
gebracht hat.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Daher: Es ist Zuversicht angebracht, dass wir als Bund 
die Wissenschaft im Zusammenwirken mit den Ländern 
gut durch die Energiekrise bringen.

In Baden-Württemberg wurde eine Inflationsrücklage 
in Höhe von 1 Milliarde Euro beschlossen – eigens für die 
Landesliegenschaften und damit vor allem für die Hoch-
schulen. Das ist kein Zufall. Das kann von anderen Län-
dern nachgemacht werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Mit Ihrem Antrag zeigen Sie, liebe Union, aber auch, 
dass Ihnen Zukunftsideen fehlen. Fossile Energiepreise 
drosseln und weitermachen wie bisher, das reicht nicht.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Dazu kommt 
demnächst ein Antrag!)

Jede Wissenschaftseinrichtung entwickelt derzeit Pläne, 
wie sie Energie einsparen, sie effizienter nutzen und 
wie sie auf Erneuerbare umsteigen kann. Dieses Momen-
tum, diesen Drive sollten wir in den nächsten Jahren 
nutzen für eine Offensive zu CO2-neutralen und klima-
gerechten Wissenschaftseinrichtungen; denn bei den Lie-
genschaften der Länder sind es die Hochschulen, die den 
Löwenanteil der Energie verbrauchen und enormen ener-
getischen Sanierungsbedarf aufweisen. Gerade unsere 
Infrastrukturen des Wissens sollten klimagerecht moder-
nisiert werden, und bei jedem Neubau muss Goldstandard 
für Klimaneutralität gelten.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das spart Energie. Das spart Kosten.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das wäre vorbildlich, klima- und ressourcenschonend. 

Ich will, dass die Hochschulen klimaneutral werden, 
keine Härtefälle sind, sondern Zukunftslabore für öko-
bauliche Innovation und –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Und ich würde wollen, dass Sie jetzt zum Ende kom-

men.

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– klimagerechten Fortschritt. Das ist Zukunft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Zuruf des Abg. 
Stephan Albani [CDU/CSU])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nunmehr hat das Wort Norbert 

Altenkamp, CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Lieber Kai, ich versuche, es noch 
einmal zu erklären. Denn aus unserer Sicht müssen wir 
das Wissenschaftssystem in seiner ganzen Breite durch 
die Energiekrise bringen, und zwar mindestens über 
die nächsten zwei Winter. Dazu gehören natürlich die 
Dezember-Soforthilfe und die Energiepreisbremsen, 
von denen selbstverständlich auch die Hochschulen pro-
fitieren. Dazu gehört auch der Härtefallfonds für die au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen. Das alles ist 
richtig. Das haben wir auch nicht negiert. Aber dazu 
gehört eben auch, dass die Hochschulen künftig in den 
Härtefallfonds einbezogen werden; denn gerade dort wird 
an vielen Standorten besonders energieintensive For-
schung betrieben: an Hochleistungsrechnern, an Teil-
chenbeschleunigern und bei vielen anderen Projekten.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Immer noch nicht verstanden, was wir ma-
chen!)

Die bisherigen Maßnahmen reichen zwar zum Über-
leben der Hochschulen in der Krise aus, aber nicht für 
Spitzenleistungen an einem Spitzenstandort. Das haben 
auch die Vertreter der deutschen Wissenschaft am 30. No-
vember in der Anhörung zu unserem ersten Antrag vom 
20. Oktober betont, als es generell um einen Rettungs-
schirm für die Wissenschaft in der Energiekrise ging – 
den die selbsternannte Fortschrittskoalition damals übri-
gens noch gar nicht im Blick hatte. Die Bundesfor-
schungsministerin macht es sich zu leicht, wenn sie 
dazu sinngemäß sagt, der Bund tue ja schon so viel für 
die Hochschulen. Aber wenn es schiefgeht, dann sind halt 
andere schuld. So fährt man sehenden Auges an die 
Wand.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Länder und die Hochschulen stoßen inzwischen an 

ihre Grenzen. So muss zum Beispiel die TU Darmstadt 
2023 wahrscheinlich rund 20 bis 25 Prozent ihres Haus-
haltes für Energie aufwenden; dieses Jahr waren es nur 
7 Prozent. Aber die Hochschulbudgets sind wenig flexi-
bel. Da bleiben nur wenige Möglichkeiten, um die Ener-
giekosten zu kompensieren, und zwar: die Gerätenutzung 
und den Zugang zu Wissen einzuschränken, zurück in die 
Distanzlehre zu gehen und an wissenschaftlichem Per-
sonal zu sparen. Und da mangelt es ja leider Gottes 
auch aktuell nicht an Beispielen. Das wird in erster Linie 
auf dem Rücken der Nachwuchswissenschaftlerinnen 
und Nachwuchswissenschaftler ausgetragen. So beißt 
sich die Katze in den Schwanz, nichts ist damit gewon-
nen, ganz im Gegenteil. Wir dürfen unser Potenzial nicht 
verschwenden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und natürlich sind auch die Länder und die Hochschu-

len selbst gefordert. Kollege Becker, Hessen ist da ein 
ganz gutes Beispiel – ich danke, dass der Ball da auf 
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den Elfmeterpunkt gelegt wurde. Denn das Land Hessen 
hat einen eigenen Notfallfonds von 40 Millionen Euro für 
die Hochschulen aufgesetzt, um sie von den steigenden 
Energiekosten zu entlasten. Aber nicht alle Bundesländer 
haben die Kraft, Frau Kraft, um ihre Hochschulen in 
dieser Krisenlage ausreichend zu unterstützen. Und es 
kann doch nicht vom Standort der Hochschule abhängen, 
ob sie offen bleiben und die Wissenschaft entsprechend 
unterstützen können.

Deswegen zum Schluss noch einmal mein Appell an 
Sie: Es ist nur ein kleiner Schritt, aber für Sie vielleicht 
ein großer Ruck: Stimmen Sie unserem Antrag zu!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Altenkamp. – Letzte Red-

nerin in der Debatte ist die Kollegin Ye-One Rhie, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ye-One Rhie (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Minis-

terin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Unions-
fraktion, ja, Deutschland hat eines der leistungsstärksten 
Wissenschaftssysteme der Welt. Ja, die hohen Energie-
preise stellen viele Wissenschaftseinrichtungen vor große 
Herausforderungen, und ja, steigende Betriebskosten 
dürfen nicht zum Stillstand von Bildung, Forschung 
und Innovation führen. – Vielleicht kommt Ihnen das 
jetzt genauso bekannt vor wie mir – meine Mitarbeiter/- 
innen haben mir nämlich einfach die Rede vom letzten 
Mal ausgedruckt.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Ich verstehe das. Warum sollte sich mein Team Mühe 
geben, wenn Sie das nicht tun?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Diesen Antrag haben wir, etwas anders, vor zwei Mo-
naten schon einmal diskutiert. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen der Union, es gibt zwei Arten der Opposition: 
Es gibt die einen, die kritisch hinterfragen und wichtige 
Impulse liefern und im Sinne des Landes denken, und es 
gibt diejenigen, die einfach aus Prinzip immer wieder 
denselben Antrag stellen, immer nur meckern und das 
fordern, was sie in Regierungsverantwortung abgelehnt 
hätten und abgelehnt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Katrin Staffler [CDU/CSU]: Es ist lei-
der nichts passiert! – Stephan Albani [CDU/ 
CSU]: Das ist ja echt frech!)

Sie können jetzt wirklich mal darüber nachdenken, in 
welche Kategorie Sie fallen.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Also, Jugend 
entschuldigt nicht alles!)

Sie fordern, wir sollen den akademischen Nachwuchs 
schützen. Ich sage Ihnen: Das machen wir, und zwar seit 
Monaten. Wir haben – gegen Ihren Widerstand – ein 
höheres BAföG durchgesetzt,

(Norbert Maria Altenkamp [CDU/CSU]: 
5,75 Prozent! Angesichts dieser Inflation!)

Wir haben – wieder gegen Ihren Widerstand – das BAföG 
in Krisensituationen geöffnet. Wir überarbeiten das Wis-
senschaftszeitvertragsgesetz. Wir wollen Studierenden 
200 Euro Energiepreispauschale auszahlen.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Darum geht es 
hier nicht!)

Ihre Unionskolleginnen und Unionskollegen in den Län-
dern drohen mit Blockade.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir haben übrigens auch eine Härtefallregelung für 
energieintensive Forschung eingeführt. Damit decken 
wir bis zu 90 Prozent der Mehrkosten, sichern das na-
tionale Hoch- und Höchstleistungsrechnen, schützen For-
schungsschiffe und internationale Forschungsinfrastruk-
tur. Wir stehen zu unseren Verpflichtungen auf der 
ganzen Welt. Das ist verantwortungsbewusste Ampel-
politik.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Stephan Albani [CDU/CSU]: Frech-
heit!)

Außerdem ist der Strombedarf aller Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften durch unsere Preisbremsen 
geschützt. Jetzt kommt wahrscheinlich der Einwand: 
Aber was ist denn mit den großen Universitäten? – Sie 
vergessen dabei, wie immer, dass wir dafür gar nicht 
zuständig sind. Rufen Sie doch mal Ministerpräsident 
Hendrik Wüst an. Wenn die CDU-geführte Regierung 
in NRW endlich mal in die Gänge kommen würde, wäre 
schon ein Viertel aller Hochschulen in Deutschland abge-
deckt. Oder Sie wenden sich direkt an das Wahlkampf-
team von Markus Söder. Egal wie, lenken Sie nicht mit 
Ihren immer gleichen Anträgen ständig von Ihrem eige-
nen Nichtstun ab!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ganz zum Schluss wünsche ich uns allen eine besinn-
liche Weihnachtszeit. Vielleicht kommen wir ja im nächs-
ten Jahr zusammen und bearbeiten gemeinsam die He-
rausforderungen, vor denen unser Land steht, 
konstruktiv, demokratisch – und ab und zu vielleicht 
auch mal mit einem wirklich neuen Antrag.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Ich will darauf hinwei-

sen: Die Tagesordnung ist noch nicht zu Ende.
Dann schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/4874 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Ich sehe und höre das nicht. 
Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung (18. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP

Unterstützung in Bildung und Forschung 
für Geflüchtete aus der Ukraine

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Nicole Höchst, Dr. Marc Jongen, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD

Zügig pragmatische Lösungen schaffen – 
Beschulung ukrainischer Flüchtlingskin-
der bestmöglich sicherstellen

Drucksachen 20/1856, 20/1859, 20/3771

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Es gibt keinen Platzwechsel; das finde ich vernünftig.
Dann eröffne ich die Aussprache und erteile als erstem 

Redner dem Kollegen Peter Heidt, FDP-Fraktion, das 
Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Peter Heidt (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Zwischen 
Februar und September 2022 sind rund 1 Million Ge-
flüchtete aus der Ukraine registriert worden, etwa zwei 
Drittel davon sind weiblich, 350 000 sind Kinder und 
Jugendliche.

Die Aufnahme der ukrainischen Flüchtlinge stellt un-
ser Land vor große Herausforderungen. Insbesondere un-
sere Kommunen leisten Hervorragendes. Ich möchte 
mich ausdrücklich bei den vielen Menschen in den Kin-
dertagesstätten, Kindergärten und Schulen bedanken, die 
mit sehr viel Engagement den Geflüchteten eine gute 
Betreuung und eine vielfältige Bildung zukommen las-
sen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir müssen aber auch erkennen, dass unsere Kom-
munen, auch aufgrund der sogenannten Weltflüchtlinge, 
mittlerweile an ihre Belastungsgrenze kommen. Es wird 
immer schwieriger, Unterkünfte bereitzustellen, die 
Flüchtlinge angemessen zu betreuen und zu beschulen.

Es ist zu Recht unser Anspruch, insbesondere den 
Kindern und Jugendlichen eine gute Betreuung, eine 
gute Bildung zukommen zu lassen. Gerade weil das so 
ist, müssen wir als Bund intensiv schauen, wo wir unsere 
Kommunen noch besser unterstützen können. Ich fordere 
die Bundesländer auf, ihrerseits alle Anstrengungen zu 
unternehmen, damit unsere Landkreise, Städte und 
Gemeinden auch zukünftig in der Lage sind, die Flücht-
linge aufzunehmen und zu versorgen.

Wir wollen die Länder an ihre Verantwortung erinnern, 
die von der Bundesregierung zugesagte Beteiligung in 
Höhe von 1 Milliarde Euro auch tatsächlich für Bildungs-
ausgaben im Zusammenhang mit den geflüchteten Ukrai-
nern einzusetzen.

Die Koalitionsfraktionen haben den Antrag zur bes-
seren Unterstützung in Bildung und Forschung für Ge-
flüchtete aus der Ukraine eingebracht. Denn es ist doch 
so, dass alle direkten Hilfsmaßnahmen in Bildung und 
Forschung gesellschaftlich eingebettet sein müssen. Wir 
zielen unter anderem auf eine Fortsetzung der deutsch- 
ukrainischen Forschungskooperation sowie einen er-
leichterten Zugang von Geflüchteten zu Leistungen der 
Berufsorientierung und zu einer beruflichen Ausbildung.

Darüber hinaus wollen wir die Praxis der Anerkennung 
ukrainischer Schulabschlüsse, Schuljahre und pädagogi-
scher Abschlüsse in enger Kooperation zwischen Kultus-
ministerkonferenz und Bundesministerium für Bildung 
und Forschung möglichst einheitlich und unbürokratisch 
gestalten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir wollen grundsätzlich – unter bestimmten Vorausset-
zungen – qualifizierten Drittstaatsangehörigen auch ohne 
vorherige formale Anerkennung ihres Abschlusses die 
Erwerbszuwanderung nach Deutschland ermöglichen. 
Das betrifft insbesondere ukrainische Flüchtlinge. Wir 
müssen nicht immer unsere so geliebte Bürokratie auf 
die Spitze treiben. Wir Freien Demokraten halten es für 
sehr wichtig, dass eine Feststellung der Gleichwertigkeit 
des Abschlusses mit einem Referenzberuf in Deutschland 
zukünftig nicht zwingend erforderlich sein muss. Mit der 
Nationalen Weiterbildungsstrategie werden wir die Bera-
tungsaktivitäten zur Weiterbildung stärken und eine Kul-
tur der Weiterbildung fördern. Die Fördermöglichkeiten 
der BA wollen wir im Bereich „Weiterbildung und Qua-
lifizierung“ noch stärker bekannt machen; denn hier gibt 
es vielfältige Möglichkeiten, die nach meiner Auffassung 
oft noch gar nicht bekannt sind.

Die Folgen des andauernden Angriffskrieges gegen die 
Ukraine auf Bildung und Wissenschaft sind verheerend: 
Für eine Vielzahl an Bildungsbiografien der Ukrainerin-
nen und Ukrainer gibt es unglaubliche Einschnitte. Es ist 
Aufgabe der Politik, Schülerinnen und Schülern und Stu-
dierenden aus der Ukraine in dieser Situation zu helfen. 
Die Öffnung des BAföG für Geflüchtete aus der Ukraine 
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eröffnet ihnen eine Perspektive an den Hochschulen. Da-
bei ist das außerordentliche Engagement von DAAD und 
Alexander-von-Humboldt-Stiftung hervorzuheben. Gut, 
dass wir in den Haushaltsberatungen gerade die Mittel 
des DAAD verstetigt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Unabhängig von der humanitären Verpflichtung zur 
Hilfe sind gerade die ukrainischen Flüchtlinge nicht nur 
eine Belastung, sondern auch eine Chance für unser 
Land. Deutschland benötigt branchenübergreifend drin-
gend Fachkräfte. Deshalb brauchen wir eine Fachkräfte-
einwanderung, und deshalb wird die Ampelkoalition 
konkrete Vorschläge für die Weiterentwicklung des 
Rechtsrahmens erarbeiten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die ukrainischen Flüchtlinge sind in der Regel sehr gut 
ausgebildet. Sie sind im Prinzip für unseren Arbeitsmarkt 
sofort verfügbar. Deshalb ist es gut, dass wir die Integra-
tions- und Sprachkurse weiter ausbauen. Stand Septem-
ber haben 100 000 Menschen aus der Ukraine einen In-
tegrationskurs begonnen und weitere 90 000 aus anderen 
Ländern.

In einer Zeit aufeinanderfolgender Krisen wird deut-
lich, dass das Bildungssystem, aber auch die Gesellschaft 
resilienter werden müssen. Hierzu gehört auch der Kampf 
gegen Desinformation und russische Propaganda, die 
auch in Deutschland Früchte trägt und die Ausländer-
feindlichkeit fördert. Dieser Kampf ist gerade auch eine 
Aufgabe von Bildung und Wissenschaft. Die Bundes-
regierung wird im Rahmen der ihr zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel das Recht auf Bildung verwirk-
lichen.

Insgesamt ist somit der Antrag das richtige Signal zur 
richtigen Zeit, und ich bitte um Ihre Zustimmung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Heidt. – Das Wort hat nun 

die Kollegin Dr. Ingeborg Gräßle, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Ingeborg Gräßle (CDU/CSU):
Herr Präsident, ich hoffe, ich bringe die Rede ohne 

Zähneklappern zu Ende. Es ist wirklich frisch hier im 
Saal.

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Da hat sie 
recht!)

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Ich möchte für die CDU/CSU zuerst auch den vielen 
engagierten hauptamtlichen und ehrenamtlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern in den Kitas, den Schulen, 

den Hochschulen, in allen Bildungseinrichtungen dan-
ken. Sie leisten eine beispiellose Arbeit, die unsere An-
erkennung, unseren Dank und unseren Beifall verdient.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Diese Gruppe verdient Respekt. Auch die vielen Ehren-
amtlichen in den Flüchtlingsinitiativen verdienen übri-
gens den Respekt dieses Hauses.

Ich bin ein bisschen betroffen, weil alles, was der Bun-
desregierung und den Regierungsfraktionen zu dem 
Thema einfällt, auf Trittbrettfahren beruht. Sie haben 
keine eigenen Initiativen und Aktionen gestartet. Sie sa-
gen „wir“ und meinen „die anderen“.

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Ja!)

Meine Damen und Herren, Sie überlassen alle Arbeit den 
anderen, geben schlaue Ratschläge von außen, machen 
Ankündigungen und Versprechen und bieten nichts. Ihr 
Antrag ist eine Ansammlung von Worthülsen,

(Nicole Gohlke [DIE LINKE]: Stimmt!)

eine Zumutung für alle engagierten Helferinnen und Hel-
fer in den Kommunen, für die Kommunalpolitiker, die 
nicht mehr wissen, wie sie die Flüchtlinge unterbringen 
sollen, die nicht mehr wissen, wie sie die Energiekosten 
bezahlen sollen. Wir sind betroffen davon, dass mit so 
einem Stückwerk hier aufgeschlagen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Unser Land kann viel und steht zusammen. Es ist gut 
so, dass wir den ukrainischen Flüchtlingen in einer 
schwierigen Situation Chancen geben. Aber wer ist 
„wir“? Die Länder, die Kommunen. Der Bund? Fehlan-
zeige! Gute Worte statt Taten, leere Worte statt volle 
Unterstützung! Wir beraten einen Schauantrag aus dem 
Mai 2022, in dem es in Wahrheit ja darum geht, die 
fehlende konsequente militärische Unterstützung für die 
Ukraine hinter Worthülsen zu verbergen. Ein klassisches 
Ablenkungsmanöver – tut mir leid! –,

(Beifall bei der CDU/CSU)

ein Spiegelgefecht, hinter dem verborgen werden soll, 
wie spät und wie zögerlich die Regierung handelt, wie 
unvollständig sie handelt, wie lückenhaft die militärische 
Unterstützung Deutschlands bis heute ist.

(Zuruf der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])

Unser erstes Ziel ist und muss bleiben, dass die 
Ukraine in diesem ungleichen Kampf nicht untergeht. 
Da darf es auf Ihrer Seite gerne noch ein bisschen mehr 
sein. Sie schmücken sich in dem Antrag ungeniert mit 
fremden Federn. Sie belasten andere, von der Europäi-
schen Union über die Länder bis zu den Kommunen.

In den Kommunen findet alles statt, was in diesem 
Bereich wichtig ist. In meiner Stadt, in Schwäbisch 
Gmünd, wurden im September 232 ukrainische Kinder 
neu eingeschult. Sie treffen jetzt auf Mitschüler, die die 
Coronafolgen noch nicht weggesteckt haben.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Herr Merz nennt das „Sozialtourismus“!)
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Und Sie, die Bundesregierung, die Bildungsministerin, 
was machen Sie? Das Programm „Aufholen nach Coro-
na“ läuft in zwei Wochen aus. Das Startchancen-Pro-
gramm – ja, wo ist es denn? Andere sollen für Sie die 
Kohlen aus dem Feuer holen. Sie wollen – das hat Herr 
Heidt auch gerade gesagt – intensiv schauen und dann 
irgendwas bekannt machen, was andere machen. Das 
Ministerium ist als möglicher Träger von Aktivitäten 
und Aufgaben nicht mal erwähnt, die Ministerin auch 
hier auf Tauchstation – schön, dass Sie da sind, Frau 
Ministerin; ich freue mich darüber –,

(Peter Heidt [FDP]: Sie haben 16 Jahre nichts 
gemacht! – Gegenruf des Abg. Patrick 
Schnieder [CDU/CSU]: Bingo! – Weiterer Ge-
genruf des Abg. Stephan Albani [CDU/CSU]: 
Für die ukrainischen Flüchtlinge konnten wir 
in 16 Jahren nichts machen! Die gab es da 
nämlich noch nicht!)

ohne Ideen, eine wirklich schwache Leistung.
Ich kann nur sagen: Wir haben auch Probleme mit den 

Drittstaatlern, die aus der Ukraine, aus den ukrainischen 
Universitäten, nach Deutschland gekommen sind, die 
nach wie vor große Probleme haben. Es wäre schön, 
heute dazu etwas zu hören.

Die Engagierten vor Ort haben mehr verdient als Ihre 
Nebelkerzen. Wo ist das Unterstützungsprogramm als 
Perspektive für die Kommunen, die sich alle Mühe ge-
ben, die humanitären Verpflichtungen gegenüber den 
Flüchtlingen zu erfüllen, und die jetzt keinen Wohnraum 
mehr haben?

Ja, wir wollen Bildung und Chancen für die ukrai-
nischen Kinder und Jugendlichen, damit keine verlorene 
Generation heranwächst. Wir sehen die umfassende Ver-
antwortung des Bundes. Aber wir sehen von Ihnen PR, 
Selbstlob und das große Weihrauchfass, das Inhalte und 
finanzielle Hilfen ersetzt. Wir werden Ihren Antrag ab-
lehnen.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Dr. Gräßle. – Seien Sie 

versichert: Dass Sie frieren, ist keine Benachteiligung 
der CDU/CSU-Fraktion. Wir frieren hier alle solidarisch 
gemeinsam,

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nee, ich friere nicht!)

ich jedenfalls auch. Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht.

(Peter Heidt [FDP]: Ich friere auch nicht!)

Ich war früher mal ein heißer Typ; jetzt friere ich eben.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Nächster Redner ist der Kollege Ruppert Stüwe, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ruppert Stüwe (SPD):
Herr Präsident! Meine werten Kolleginnen und Kolle-

gen! „Und ich dachte irgendwie, in Europa stirbt man 
nie“, singt die Band „Die Nerven“ in ihrem Song „Euro-
pa“. Seit Februar wissen wir: Das stimmt nicht mehr. Es 
gibt einen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, 
der auch Bildung und Wissenschaft betrifft. Deshalb 
lohnt es sich, hier noch einmal darüber zu diskutieren, 
wie wir in diesem Land die Geflüchteten aus der Ukraine 
in Bildung und Wissenschaft unterstützen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Um das noch mal in ein paar Zahlen zu gießen: Vier 
Universitäten in der Ukraine sind zerstört – Luhansk, 
Donezk, Charkiw und Saporischschja. 25 Universitäten 
und Hochschulen sind teilweise zerstört. 26 000 Lehrerin-
nen und Lehrer sind aus der Ukraine ins Ausland geflo-
hen, 1,5 Millionen Schülerinnen und Schüler, 15 Prozent 
der im Wissenschaftssystem Beschäftigten.

Wissenschaft, Bildung und Forschung sind eine ge-
meinsame Aufgabe von Bund, Ländern und Kommunen. 
Das gebietet der Föderalismus, und das gebietet auch die 
Wissenschaftsfreiheit. Deswegen ist es richtig, dass wir 
hier als Deutscher Bundestag nicht alles beschließen und 
verändern können. Aber es ist wichtig, dass wir darüber 
debattieren und auch eine Perspektive eröffnen für Bil-
dung und Wissenschaft, für die geflüchteten Ukrainerin-
nen und Ukrainer.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Gitta Connemann [CDU/CSU]: Aber 
wie denn konkret? In Ihrem Antrag steht dazu 
nichts! Tut mir leid! Ich habe ihn gelesen!)

Wir brauchen eine Perspektive für diejenigen, die zu 
uns geflohen sind. Und natürlich haben wir da gehandelt. 
Wir haben für die ukrainischen Studierenden das BAföG 
geöffnet – Bundesbeschluss und Bundesgeld!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Wir haben 1 Milliarde Euro für Länder und Kommunen, 
für die Integration bereitgestellt – der Bundeskanzler mit 
den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten der 
Länder. Wir haben das Hilde-Domin-Programm für ge-
flüchtete Studierende und die Philipp-Schwartz-Initiative 
ausgeweitet.

Übrigens: Es sind die SPD-geführten Länder Berlin 
und Hamburg, die sich darangemacht haben, den Studie-
renden aus den Drittstaaten, das heißt denjenigen, die aus 
der Ukraine geflohen sind und keine ukrainischen Staats-
angehörigen sind, eine Perspektive im Bildungssystem 
hier in Deutschland zu eröffnen. Das steht jedem Bundes-
land frei.
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(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Nina Stahr 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Stephan 
Thomae [FDP])

Natürlich müssen wir diese Perspektive auch in die Ar-
beitswelt verlängern. Auch das machen wir, und das wer-
den wir im Rahmen der Zuwanderungsregelung noch mal 
verstärken. Da hoffe ich, jetzt in einer Rede zu hören, 
dass wir Sie als Union an unserer Seite haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Peter Heidt [FDP] – Zuruf der Abg. Gitta 
Connemann [CDU/CSU])

Wir müssen aber auch die Perspektive für Bildung und 
Wissenschaft in der Ukraine von Anfang an mitdenken. 
Wir müssen über digitale Bildung reden. Wir geben Sti-
pendien auch schon jetzt an diejenigen aus, die in der 
Ukraine lernen. Wir müssen schon jetzt ein klares Be-
kenntnis zum Engagement des DAAD in der Ukraine 
abgeben. Vielleicht können wir auch über binationale 
Hochschulen reden, die wir ja auch in anderen Ländern 
haben.

Und wir müssen etwas Drittes machen: Wir müssen 
auch über die Perspektive von Wissenschaft in Zeiten 
internationaler Konflikte sprechen. Deswegen ist es gut, 
dass wir als Deutscher Bundestag den DAAD, die 
Alexander-von-Humboldt-Stiftung und übrigens auch 
die Max-Weber-Stiftung, die historische Institute im Aus-
land betreibt, zum Beispiel auch in Moskau und War-
schau, noch einmal deutlich gestärkt haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Peter Heidt [FDP] – Laura Kraft [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Und das Goethe-In-
stitut!)

Wir müssen dafür sorgen, dass die Programme für ge-
flüchtete Studierende und Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler verfestigt werden. Wir müssen raus aus der 
Ad-hoc-Mentalität und Europa und Deutschland zu ei-
nem Kontinent der Wissenschaftsfreiheit und der Sicher-
heit machen.

(Maja Wallstein [SPD]: Genau!)

1 800 Bildungseinrichtungen waren im Mai, als der 
Antrag gestellt wurde, in der Ukraine zerstört. Im No-
vember waren es 2 400. Und in Europa wird noch immer 
gestorben. Es braucht eine Perspektive der Solidarität in 
Bildung und in Wissenschaft. Deshalb ist es richtig, dass 
wir als Koalition diesen Antrag gestellt haben, und des-
halb bitte ich um Ihre Zustimmung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Stüwe. – Das Wort erhält 

jetzt der Kollege Dr. Götz Frömming, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Es fällt mir zwar nicht ganz leicht, aber zumindest in 
der heutigen Debatte muss man die CDU/CSU-Fraktion 
einmal loben. Die Kollegin Dr. Gräßle hat zum Antrag 
der Ampel genau das gesagt, was man sagen muss.

(Maja Wallstein [SPD]: Den Rest können Sie 
ja auch sein lassen! – Kai Gehring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann können Sie ja 
zu Protokoll geben!)

Ihr Antrag ist zwar eng beschrieben, auf vier Seiten. Aber 
es ist tatsächlich so, wie die Kollegin sagte: Überwiegend 
ist es Lob für das, was andere getan haben; der Rest sind 
Absichtserklärungen. Konkrete Zusagen, wie denn jetzt 
der Bund den Ländern und Kommunen in dieser Situation 
helfen möchte, findet man nicht. Mit Verlaub, Herr Prä-
sident, wenn ich Sie an der Stelle zitieren darf: Manchmal 
ist eben nicht nur das Papier dünn, sondern auch die 
Anträge, die darauf stehen. – Das trifft auf Ihren zu, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der AfD)
Als zu Beginn des Jahres klar wurde, dass zu uns 

Flüchtlinge kommen werden, und zwar diesmal echte 
Flüchtlinge,

(Nina Stahr [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Boah, pfui! – Michael Sacher [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Pfui!)

da hat natürlich auch die AfD-Fraktion gesagt, dass wir 
bereit sind, diese aufzunehmen. Es verwundert schon – es 
kommt gleich eine kleine Kritik in Richtung Union –, 
dass Ihnen ausgerechnet in diesem Zusammenhang der 
Begriff des Sozialtourismus und der Einwanderung in 
Sozialsysteme eingefallen ist. Also, wenn wir so etwas 
hatten, dann war es ja wohl 2015 folgende, und wenn ich 
mich recht entsinne, war das unter einer CDU-Kanzlerin. 
Das dürfen wir nicht vergessen. Also, die CDU/CSU hat 
keinerlei Recht, sich in dieser Frage hier so weit aus dem 
Fenster zu lehnen, wie das der Kollege Merz getan hat.

(Beifall bei der AfD)
Es sind inzwischen 200 000 ukrainische Kinder in un-

seren Schulen angekommen. Alles, was wir von vor Ort 
hören, läuft darauf hinaus, dass es im Grunde das Impro-
visationstalent der Kolleginnen und Kollegen vor Ort ist. 
Zusätzliche Lehrkräfte, die es dringend gebraucht hätte – 
übrigens auch schon davor, bevor die ukrainischen Kin-
der gekommen sind –, sind nicht in ausreichendem Maße 
eingestellt worden. Deshalb haben wir in unserem An-
trag, der ja heute mitdebattiert wird, an erster Stelle ge-
fordert, hier dafür zu sorgen, dass mindestens 24 000 
weitere Lehrkräfte eingestellt werden. Sie werden drin-
gend gebraucht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Denn vor Ort haben wir ja das Problem, dass auch die 

Vielzahl der geflüchteten ukrainischen Lehrer und Päda-
gogen aufgrund der formalen Vorschriften in den Ländern 
nicht in ausreichender Zahl an den Schulen angekommen 
sind. Deshalb behilft man sich, je nachdem, mit den Will-
kommensklassen, die schon 2015 folgende mehr schlecht 
als recht funktioniert haben, oder man steckt die ukrai-
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nischen Kinder gleich in die Regelklassen, wo sie norma-
lerweise dem Unterricht gar nicht folgen können, und 
häufig sprechen auch die Lehrer kein Ukrainisch. Das 
sind Verhältnisse vor Ort, die nichts mit den Ansprüchen 
zu tun haben, die wir zumindest für ein Land wie unseres 
für richtig halten würden, das Bildung an die erste Stelle 
setzen sollte, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb teilen wir auch die Kritik, die ja von den 
Lehrerverbänden vorgetragen und auch nachhaltig for-
muliert wurde, beispielsweise von Heinz-Peter Meidin-
ger und anderen, dass endlich mehr geschehen muss. Der 
Bund kann sich hier nicht darauf ausruhen, dass es doch 
eigentlich Ländersache sei; denn die Entscheidung, so 
viele Flüchtlinge überhaupt ins Land zu lassen, war ja 
eine Entscheidung des Bundes. Deshalb bedürfte es 
doch hier einer gemeinsamen Kraftanstrengung. In an-
deren Fragen, wo es der FDP um die Finanzierung der 
Softwareindustrie ging, bei dem Digitalpakt, da waren 
Sie ja auch in der Lage, zusammen mit den Ländern einen 
Bund-Länder-Staatsvertrag zu schließen. Ich frage mich, 
warum das hier in diesem Fall nicht geht, wo es doch um 
die Kinder geht.

Meine Damen und Herren, wenn Bund und Länder 
offenbar nicht in der Lage sind, die ukrainischen Schüle-
rinnen und Schüler angemessen zu versorgen, dann müs-
sen wir in der Tat darüber nachdenken, ob vielleicht keine 
weiteren mehr aufgenommen werden können; es gibt 
schließlich noch weitere Länder in der EU. Deshalb: 
Strengen Sie sich etwas mehr an, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Götz Frömming (AfD):
– oder schauen Sie sich in Europa um! Deutschland hat 

schon einen sehr großen Beitrag geleistet.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege Kai 

Gehring, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am 

24. Februar begann Putin seinen brutalen völkerrechts-
widrigen Angriffskrieg auf die Ukraine. Fast zehn Mo-
nate später bringt er immer noch tagtäglich unfassbares 
Leid über die Zivilbevölkerung: 17 000 Zivilisten wurden 
verletzt oder getötet; Millionen von Menschen in der 
Ukraine harren derzeit bei eisigen Minusgraden ohne 
Strom, Wärme und fließendes Wasser aus; seit Kriegs-
beginn sind schätzungsweise 17 Millionen Menschen in-
nerhalb der Ukraine vor den Angriffen geflohen oder 
haben das Land verlassen.

Fast 1 Million von ihnen haben Zuflucht und ein neues 
Zuhause bei uns in Deutschland gefunden, darunter viele 
Schülerinnen und Schüler, Studierende und Forschende, 
deren Bildungswege und akademische Laufbahnen durch 
Kampfhandlungen unterbrochen wurden. Auch jetzt, 
auch heute und so lange, wie es erforderlich sein wird, 
stehen wir weiter unbeirrt an der Seite der Menschen in 
der Ukraine,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

indem wir weiter Schutzsuchende in unserem Bildungs- 
und Hochschulsystem willkommen heißen und indem wir 
durch Unterstützungsmaßnahmen in der Ukraine auch 
das dortige Bildungs- und Wissenschaftssystem in den 
Blick nehmen.

(Maja Wallstein [SPD]: Genau!)

Diese Unterstützung tragen wir als Abgeordnete voran, 
und darum haben wir als Koalitionsfraktionen schon im 
Mai diesen Antrag eingebracht. Seitdem ist jeder der 
Forderungspunkte umgesetzt worden, angefangen mit 
der Öffnung des BAföG für ukrainische Geflüchtete, un-
bürokratisch und zackig wie nie zuvor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Mittlerweile konnte so vieles geschafft werden, und 
daher danke an alle, die dafür Sorgen tragen! Die Hilfs-
bereitschaft von Ländern, Kommunen, Bildungs- und 
Forschungseinrichtungen war von Anfang an großartig. 
Dieses Engagement aller in Kitas, Schulen, Ausbildungs-
betrieben und Hochschulen möchten und müssen wir auf-
rechterhalten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Aktuell besuchen rund 200 000 Kinder und Jugend-
liche aus der Ukraine eine deutsche Schule. Respekt vor 
allen Lehrkräften! Die Länder leisten hier eine große 
Kraftanstrengung, um Integrationsmaßnahmen unbüro-
kratisch umzusetzen. Zur zentralen Koordinierung dieser 
Aufgabe hat die Kultusminister/-innenkonferenz eine 
Taskforce „Ukraine“ eingerichtet. Der Bund unterstützt 
die Länder umfassend bei der Finanzierung der Ausgaben 
für Geflüchtete aus der Ukraine, allein in diesem Jahr mit 
3,5 Milliarden Euro, und das ist richtig angelegtes Geld.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade in diesen Zei-
ten stärken wir die Mittlerorganisationen der deutschen 
auswärtigen Kultur-, Bildungs- und Wissenschaftspolitik 
institutionell, und über das Sondervermögen konnten wir 
außerdem zusätzliche Mittel für die Ukrainehilfe zur Ver-
fügung stellen. Das sind Erfolge aus den Haushaltsbera-
tungen, die einen riesigen Unterschied machen, sowohl 
für unsere deutsche Wissenschaftsdiplomatie als Ganzes 
als auch für die Einzelschicksale von Menschen, deren 
Leben durch Russlands Krieg über Nacht auf den Kopf 
gestellt wurde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)
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Das zeigt sich auch sehr deutlich bei den Schutzpro-
grammen für gefährdete Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler, zum Beispiel der Philipp Schwartz-Initia-
tive der Alexander von Humboldt-Stiftung, die einen 
enormen Andrang erfährt.

In Brüssel haben wir uns darüber hinaus dafür stark-
gemacht, dass es ein EU-weites Scholars-at-Risk-Pro-
gramm gibt; angesichts der Weltlage und massiver Ein-
schränkungen von Wissenschaftsfreiheit in vielen 
Ländern auf dem Globus wäre es an der Zeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Für viele ist die neu eingerichtete Nationale Akademi-
sche Kontaktstelle Ukraine eine wichtige erste Anlauf-
stelle, in der alle Angebote gebündelt und strukturiert 
aufbereitet werden. Das BMBF und der DAAD haben 
Programme wie „Integra“ und „Welcome“ erweitert und 
die Programme „Ukraine digital“ und „Digitaler Cam-
pus“ ins Leben gerufen. Das Programm „Ukraine digital“ 
dient übrigens vorrangig der Stabilisierung der ukrai-
nischen Hochschulen vor Ort und ermöglicht Studieren-
den und Lehrenden aus der Ukraine eine Fortführung 
ihrer akademischen Laufbahnen, und das ist so wichtig.

Erste Bilanzen zeigen: Der Bedarf ist riesig. Allein 
das „Integra“-Programm verzeichnete bis September 
53 000 Anfragen. Besonders viele Drittstaatenangehörige 
haben das Programm in Anspruch genommen; das liegt 
auch an der nach wie vor unsicheren aufenthaltsrecht-
lichen Situation dieser Gruppe.

Daher appelliere ich noch mal an die Bundesinnen-
ministerin: Unsere Hilfe darf nicht nach Nationalität dif-
ferenzieren. Laut Schätzungen der Hochschulrektoren-
konferenz sind circa 10 000 Studierende aus Drittstaaten 
nach Deutschland geflohen. Diese Menschen sind vor 
dem gleichen Krieg geflohen wie gebürtige Ukrainerin-
nen und Ukrainer; sie müssen das gleiche Recht auf 
Schutz erhalten, um ihr Studium hierzulande fortzuset-
zen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Es ist ja gut, dass einzelne Bundesländer Sonderrege-
lungen für internationale Studierende aus der Ukraine 
erlassen. Was es braucht, ist aber endlich eine bundes-
weite Lösung für diese Menschen, die ihnen die Angst 
vor der Abschiebung nimmt.

(Beifall der Abg. Nina Stahr [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Die Prioritätensetzung des Bundesinnenministeriums mit 
Blick auf das Prinzip der Gleichbehandlung, aber auch 
mit Blick auf 10 000 potenzielle Fachkräfte in unserem 
Land ist mehr als fragwürdig.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Ach!)

Meine Damen und Herren, Wissenschaftsfreiheit und 
das Recht auf Bildung sind Gradmesser für Demokratie 
und Menschenrechte. Russlands Angriffskrieg ist auch 
ein Feldzug gegen diese Werte. Unsere Antwort ist Soli-

darität und Stärkung der Menschen im Bildungs- und 
Wissenschaftssystem – und das auch weiterhin, auch im 
zehnten Monat des Kriegs, so lange, wie es notwendig ist. 
Unsere Botschaft bleibt: Wir stehen weiter an eurer Seite.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Gehring. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Nicole Gohlke, Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Nicole Gohlke (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Ampelkoaliti-
on, ich habe es Ihnen schon mal im Mai gesagt, als wir 
den Antrag der Koalition hier zum ersten Mal beraten 
haben: Vieles von dem, was Sie aufschreiben und formu-
lieren, klingt sehr gut. Das ist der richtige moralische 
Kompass: Menschen in Not, den Menschen aus der 
Ukraine, die vor diesem unmenschlichen Angriffskrieg 
fliehen müssen, helfen zu wollen und die ukrainischen 
Kinder und junge Menschen, die hierherkommen, so 
schnell wie möglich in das deutsche Bildungssystem zu 
integrieren. Aber ehrlich gesagt ist es so, dass Sie, außer 
dass Sie mit diesem Antrag Ihren moralischen Kompass 
dokumentiert haben, ziemlich wenig gemacht haben, um 
die desaströse Lage in den Kitas, Schulen, Hochschulen 
und Berufsschulen auch nur annähernd in den Griff zu 
kriegen.

Die Wahrheit ist: Sie haben nicht eine Voraussetzung 
mehr geschaffen, nicht eine Bedingung verbessert, um 
die Mammutaufgaben in der Bildung zu stemmen: von 
der Bewältigung der Pandemiefolgen über die Integration 
von über 200 000 ukrainischen Kindern und jungen Men-
schen bis hin zu den Herausforderungen der Inklusion 
und dem Schließen der sozialen Schere in der Bildung. 
Sie haben nicht daran mitgewirkt, die Umsetzung dieser 
Aufgaben besser gelingen zu lassen. Das ist leider die 
Wahrheit.

(Beifall bei der LINKEN)
Ist Ihnen schon aufgefallen, dass Kitas und Horte seit 

Wochen massenweise schließen müssen wegen Krank-
heit und großen Personalmangels? Haben Sie mitbekom-
men, dass zum Beispiel in Sachsen-Anhalt manche Schu-
len kaum mehr die Hälfte des Unterrichts abdecken 
können? Haben Sie mitgeschnitten, dass es massive, alar-
mierende Defizite beim Lesen, Schreiben und Rechnen 
bei Grundschulkindern gibt und dass uns überall im Bil-
dungssystem das Fachpersonal fehlt? Bekommen Sie das 
eigentlich mit? Denn Ihre Reden geben das wirklich nicht 
her.

(Ruppert Stüwe [SPD]: Wir sind beim Thema 
Ukraine!)

Ganz ehrlich: Bei diesen Zuständen stellt sich irgend-
wann nicht mehr die Frage, wie man Menschen ins Bil-
dungssystem integriert, wenn die Bildungseinrichtungen 
dichtmachen und die Beschäftigten einfach nicht mehr 
können.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Ampel, ich 
habe manchmal den Eindruck, Sie erfreuen sich an Ihren 
schönen Worten, Sie sonnen sich in dem guten Gefühl, 
das moralisch Richtige zu wollen und aufzuschreiben. 
Aber wenn es darum geht, die schönen Worte und das 
moralisch Richtige Realität werden zu lassen, dann stel-
len Sie dafür kein Geld bereit und schieben die Verant-
wortung ab. Ich finde, das geht nicht. Und ich glaube, 
dass die Menschen das auch mitbekommen.

(Beifall bei der LINKEN)
Die Wahrheit ist: Es gibt nicht eine Lehrkraft mehr, 

nicht eine pädagogische Fachkraft mehr, nicht eine So-
zialarbeiterin, einen Sozialarbeiter mehr, keine Idee, wie 
man zu kleineren Gruppen und kleineren Klassen kommt, 
keine bessere Bezahlung, nicht mehr Fortbildung, keine 
Investitionen in die maroden Schul- und Hochschul-
gebäude. Ich finde, das ist angesichts dieser Situation 
einfach viel zu wenig.

(Beifall bei der LINKEN)
Die GEW, die Gewerkschaft Erziehung und Wissen-

schaft, fordert gerade eine 100-Milliarden-Euro-Offen-
sive für die Bildung, und die Wahrheit ist: Dieser Betrag 
ist realistisch. Das ist die Situation.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das Geld brau-
chen die Grünen für Waffen!)

Wir müssen tatsächlich über solche Hausnummern reden, 
wenn wir das Bildungssystem für alle Kinder, für alle 
jungen Menschen auf Vordermann bringen wollen. Ich 
sage Ihnen: Stellen Sie die Weichen dafür, statt immer 
nur wohlklingende Anträge zu formulieren!

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN – Kai Gehring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr 
Ramelow kann ja mal eine Bundesratsinitiative 
machen! Wir freuen uns auf die Bundesratsini-
tiative von Bodo Ramelow!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Der Kollege Norbert 

Altenkamp, CDU/CSU, ist der nächste Redner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Norbert Maria Altenkamp (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Vor fast genau einem halben Jahr haben wir schon 
einmal über die beiden Anträge zur besseren Integration 
von geflüchteten ukrainischen Schülerinnen und Schü-
lern, Studierenden und Forschenden in unser Bildungs-
system diskutiert. Das war ein wichtiges Signal. Richtig 
war auch, dass der Bund den Ländern im April für die 
Integration zusätzlich 1 Milliarde Euro zur Verfügung 
gestellt hat.

Ich finde es jedoch befremdlich, dass erst heute über 
die Beschlussempfehlung des Ausschusses zu den Anträ-
gen abgestimmt wird. Ist das ein Zeichen, dass das Thema 
bei der selbsternannten Fortschrittskoalition leider doch 
keine so hohe Priorität besitzt, oder ist es ein Ausdruck 
von Hilflosigkeit?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das wäre fatal; denn inzwischen hat sich die Lage gerade 
im Schulbereich noch einmal verschärft. Heute geht es 
um doppelt so viele, zumeist zutiefst traumatisierte Schü-
lerinnen und Schüler, die in unseren Schulen angemeldet 
sind oder die teilweise noch einen Schulplatz oder eine 
ihrer Leistungsfähigkeit angemessene Schule suchen, 
nämlich rund 200 000. Über den Winter ist sicher noch 
mit einem weiteren Anstieg zu rechnen; leider. Die meis-
ten Schulen wären damit schon in normalen Zeiten über-
fordert.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja!)
Aber auch die Folgen der Coronakrise sind noch nicht 
überwunden. Hinzu kommt die Energiekrise.

An allen Ecken und Enden fehlen in erster Linie 
Lehrkräfte und Schulräume. Bei 60 Lehrkräften pro 
1 000 Schülern – so die Schätzung der KMK-Präsidentin 
Karin Prien – brauchen wir aktuell rund 12 000 zusätzli-
che Lehrkräfte nur für die ukrainischen Schulkinder.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Mindestens!)
Die aber können auch mit noch so viel Geld nicht her-
beigezaubert werden, erst recht nicht, wenn viele der 
ukrainischen Familien inzwischen länger hierbleiben 
wollen und müssen; denn ein Ende des russischen An-
griffskrieges gegen die Ukraine ist leider nicht abzuse-
hen.

Sicher würde es helfen, wenn wir die Anforderungen 
an die Berufsanerkennung der geflüchteten ukrainischen 
Lehrkräfte etwas herunterschrauben, damit sie schneller 
beim Unterricht eingesetzt werden können und eine echte 
Perspektive haben.

(Peter Heidt [FDP]: Ja!)
Die Lehrerausbildung in der Ukraine mag etwas anders 
sein, aber sie wird sicher nicht schlechter sein als die 
unsere. Die Nachqualifizierung muss und kann dann 
auch berufsbegleitend erfolgen. Insgesamt müssen wir 
auf allen Ebenen flexibler und unbürokratischer werden, 
um den Lehrkräftemangel abzumildern; lieber Peter 
Heidt, da nehme ich dich beim Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Angesichts dieser Herausforderungen ist es fast ein 

Wunder, dass die Integration an den Schulen, wie Karin 
Prien sagt, vielerorts „relativ geräuschlos“ gelungen ist – 
auch wenn noch viele Probleme gelöst werden müssen. 
An erster Stelle haben gerade die Kommunen, die Lehre-
rinnen und Lehrer, die Ehrenamtlichen, die Eltern und 
auch die Kinder geradezu Unglaubliches geleistet, damit 
Integration gelingt, und sie engagieren sich unermüdlich 
weiter. Herzlichen Dank an Sie alle für diesen großarti-
gen Einsatz, auch an die Macher in den Kommunen!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Aber wo ist eigentlich der Beitrag des Bundes? Alleine 
mehr Geld für die Länder reicht hier nicht. Das Pro-
gramm „Aufholen nach Corona“ wird leider nicht fort-
gesetzt, und das Startchancen-Programm kommt viel zu 
spät, wenn überhaupt.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Altenkamp. – Nächster 

Redner ist der Kollege Hakan Demir, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Hakan Demir (SPD):
Sehr verehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Über 1 Million Menschen sind inzwischen aus der 
Ukraine nach Deutschland geflohen. Der Krieg hat ihnen 
nicht nur die Heimat genommen, er hat ihnen auch die 
Gewissheit genommen, die das Lernen in vertrauten Räu-
men und in der vertrauten Sprache bietet. Deswegen ist es 
wichtig, dass wir heute besonders über die Solidarität mit 
Schülerinnen und Schülern, mit Studentinnen und Stu-
denten sprechen. Sie haben unsere Unterstützung, um 
ihren Bildungsweg in Deutschland fortzusetzen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dabei sind nicht nur Ukrainerinnen und Ukrainer ge-
flohen; auch viele Drittstaatsangehörige, wie wir heute 
schon gehört haben, hatte es zum Studium an ukrainische 
Hochschulen gezogen. Auch sie wurden durch denselben 
Krieg vertrieben, auch nach Deutschland. Ich habe in den 
letzten Monaten immer wieder mit diesen Studierenden 
gesprochen, zuletzt am Samstag mit einigen jungen Men-
schen zum Beispiel aus Somalia. Für sie war die Ukraine 
der Ort, mit dem sie die Hoffnung verbunden haben, 
Ärztin oder Zahnarzt zu werden. Der russische Angriffs-
krieg hat diese Hoffnung zerstört.

Von Anfang an war klar, dass Deutschland für flüch-
tende Menschen aus der Ukraine offensteht, unabhängig 
vom Pass. Auch Drittstaatsangehörige durften für 90 Tage 
ohne Visum hier sein, waren also sicher. Aber wer sein 
Zuhause verliert, braucht nicht nur kurzfristigen Schutz, 
sondern einen Ort mit Bleibeperspektive. Deshalb bin ich 
dankbar, dass Deutschland sich dafür eingesetzt hat, dass 
auch Menschen aus Drittstaaten den europaweit einheit-
lichen temporären Schutz genießen, zumindest wenn sie 
nicht sicher und dauerhaft in ihr Herkunftsland zurück-
kehren können. Ich bin auch dankbar, dass Bundesinnen-
ministerin Nancy Faeser schnell klargestellt hat, dass 
Menschen mit einem dauerhaften Aufenthaltstitel in der 
Ukraine natürlich mehr Verbindung zur Ukraine haben 
als zu ihrem Geburtsland. Sie werden daher mit Ukraine-
rinnen und Ukrainern gleichgestellt, und das ist eine gute 
Sache.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Stephan 
Thomae [FDP])

Wir wissen aber auch, dass einige Bundesländer weiter 
vorausgehen. Wir haben beispielsweise Berlin, Hamburg 
und Bremen, die diesen Drittstaatsangehörigen eine Fik-
tionsbescheinigung für sechs Monate ausgestellt haben. 
Ich glaube, das ist eine gute Lösung. Ich habe aber auch 
vor einigen Stunden aus Augsburg, aus Bayern, eine 
Nachricht erhalten von einem Studierenden, der in Augs-

burg eigentlich schon anfangen sollte, zu studieren. Er 
soll aber jetzt im Dezember abgeschoben werden. Das 
sind Schicksale, die vor dem Hintergrund des Fachkräfte-
mangels natürlich absolut irrsinnig sind. Ich bin froh 
darüber, dass wir mit diesem Antrag ein klares Zeichen 
dafür setzen, dass wir auf Bundesebene eine einheitliche 
Lösung suchen.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Demir. – Wir folgen jetzt 

der Rede der Kollegin Gitta Connemann, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ein blauer 

Brief: Alarm! Versetzung gefährdet. – Einen solchen 
Warnschuss haben Sie, Frau Ministerin Stark-Watzinger, 
jetzt bekommen. Es geht um die Energiepauschale für 
Studierende.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir reden jetzt aber über die Ukraine!)

Die Kultusminister aller Länder schreiben – ich zitiere –:

Die Bundesregierung beschäftigt sich seit mehreren 
Monaten mit der Auszahlung dieser 200 Euro

(Zuruf von der AfD: Lächerlich!)

und legt dennoch einen Gesetzentwurf vor, der we-
sentliche Umsetzungsfragen zur Bewilligung und 
Auszahlung offen lässt.

Das Urteil lautet also parteiübergreifend: Hausaufgaben 
nur halb und schlampig gemacht, zulasten von Studentin-
nen und Studenten, die seit Monaten warten, darunter 
übrigens auch geflüchtete Ukrainerinnen und Ukrainer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und dann dieser Antrag mit dem hehren Titel – ich 
zitiere –: „Unterstützung in Bildung und Forschung für 
Geflüchtete aus der Ukraine“. Glücklicherweise gibt es 
diese Unterstützung,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nur nicht von 
uns!)

dank des Einsatzes von vielen Menschen in diesem Land, 
haupt- und ehrenamtlich, in Kitas, in Schulen, in Betrie-
ben, Vereinen, Hochschulen. Sie alle kümmern sich da-
rum, das Recht auf Bildung auch umzusetzen und sicher-
zustellen. Ihnen allen gebührt unser Dank – ihnen, leider 
nicht dem Bund. Denn was hat die Ampel getan? Ja, sie 
hat das BAföG geöffnet, aber daneben hat sie faktisch 
nichts getan.

(Dr. Carolin Wagner [SPD]: So ein Schmarrn! – 
Peter Heidt [FDP]: 1 Milliarde Euro gezahlt!)
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Das Beweismittel ist Ihr eigener Antrag. Sie listen 
zwar fleißig die Aktivitäten in Ländern und Kommunen 
für geflüchtete Kinder und Jugendliche auf. Aber was tun 
Sie, liebe Ampel, jetzt?

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD und der FDP)

Die bittere Antwort lautet: Nichts. – Dabei könnten Sie 
es. Beispiel: Sie sprechen von der Integration ukrai-
nischer Kinder in Kitas. Aber gleichzeitig streichen Sie 
das segensreiche Programm der Sprach-Kitas.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Martin 
Rosemann [SPD]: Das stimmt doch gar nicht! – 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dabei wissen wir: Sprache ist der Schlüssel zur Welt. Sie 
sprechen von Betreuungs- und Bildungsangeboten, aber 
Sie beenden das Aktionsprogramm „Aufholen nach Co-
rona für Kinder und Jugendliche“.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Damit wurden unter anderem Lernförderung und Sozial-
arbeit finanziert. Anderweitige Hilfe: nicht in Sicht.

(Laura Kraft [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Behaupten Sie doch nicht immer so was! Das 
ist falsch! Ganz falsch!)

– Sie brauchen jetzt nicht zu schreien. Lautstärke kann 
die Wahrheit nicht ersetzen.

(Peter Heidt [FDP]: Nein, Sie reden jetzt nicht 
die Wahrheit! – Laura Kraft [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wenn Sie immer alles falsch 
wiederholen, wird es nicht wahrer!)

Sie kündigen ein Startchancen-Programm an. Start 
ist aber erst im Schuljahr 2024/25, in zwei Jahren. Sie 
kündigen die Energiepauschale an, Programmstart unbe-
kannt. Betroffen sind immer auch Kinder und Jugend-
liche aus der Ukraine. Unterstützung von Ihnen: Fehl-
anzeige. Sie entziehen sich Ihrer Verantwortung und 
haben die Chuzpe,

(Zuruf von der SPD)
in Ihrem Antrag Ländern und Kommunen auch noch 
Hausaufgaben mitzugeben, wie die AfD, die die Länder 
nur adressiert. Dafür gibt es in der Schule nur eine Note: 
Mangelhaft. – Setzen, sechs!

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
SPD: „Mangelhaft“ ist fünf!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Das waren jetzt zwei Noten, Frau Kollegin: „mangel-

haft“ und „sechs“. – Letzte Rednerin in dieser Debatte ist 
die Kollegin Maja Wallstein, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Maja Wallstein (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher! Schön, 
dass Sie da sind. – In neun Tagen, vier Stunden und 
fünf Minuten ist Weihnachten. Warum ich das so genau 

weiß? Meine Tochter fragt mich praktisch jeden Tag, und 
da entwickelt man eine gewisse Expertise.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der CDU/CSU: Gut, dass Sie Expertise 
haben!)

Sie freut sich sehr auf Weihnachten.
Viele Menschen tun das, ist Weihnachten doch das 

Fest, an dem wir besinnlich und geborgen im Kreise 
unserer Lieben feiern. Zu meinen Lieben gehören seit 
März auch Katja mit ihren kleinen Töchtern Mascha 
und Julia, die etwas größere Mascha mit ihrer Mutter 
Kateryna, außerdem Olya und der kleine Nikita und die 
Großeltern Luba und Sascha – alle aus Charkiw.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sehr löblich!)

Wie vermutlich alle hier im Haus wünsche ich mir, dass 
alle meine Lieben Weihnachten so besinnlich und gebor-
gen wie möglich feiern können.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Die Väter, Onkel und Söhne, aber auch die dageblie-
benen Nachbarn, Freunde und Töchter werden ein ande-
res Weihnachten erleben. Schon jetzt sitzen sie, begleitet 
von regelmäßigem Sirenengeheul, bei Minusgraden in 
ungeheizten Wohnungen und frieren. Sie stehen stunden-
lang in der Kälte, wenn sie an öffentlichen Brunnen für 
Wasser anstehen, weil es immer wieder Notabschaltun-
gen und Ausfälle gibt. Inzwischen ist mehr als die Hälfte 
des ukrainischen Stromnetzes durch die russischen An-
griffe beschädigt worden. Das sind Kriegsverbrechen, 
und wir dürfen nicht müde werden, sie auch immer wie-
der als solche zu benennen, zu verurteilen und alles zu 
tun, um die Ukraine zu unterstützen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das tut der Bund, das tun wir von Beginn an. Deutsch-
land hat Hilfen in Höhe von 5,4 Milliarden Euro geleis- 
tet oder zugesagt – die dritthöchsten weltweit. Bei der 
humanitären Hilfe sind wir weltweit auf Platz zwei. Die 
Zusagen der EU und ihrer Mitglieder zusammen sind 
höher als die der USA. Das ist die Solidarität, die die 
Menschen in unserem Land von uns erwarten. Woher 
ich das weiß? Weil man nur zwei Schritte rausgehen 
muss, um zu erkennen, dass unfassbar viele Menschen 
in unserem Land die Schutzsuchenden unterstützen. Das 
unterstreicht unser Antrag auch ganz deutlich.

Besonders hervorheben möchte ich heute unsere Hoch-
schulen. Ich bin beeindruckt, was zum Beispiel die Hoch-
schulen in Brandenburg auf die Beine gestellt haben, wie 
sie Forscher/-innen und Studis unterstützen, die direkt 
und indirekt unter den Auswirkungen des Krieges leiden. 
Es sind Geschichten wie die der Studentin aus Lwiw, die 
an der TH Brandenburg ist und deren Freund in der letz-
ten Woche im Krieg gefallen ist, oder die von Margaryta 
Shcherbiak, die jetzt an der BTU Cottbus-Senftenberg ist, 
aber anschaulich berichtet, wie schuldig sich diese jungen 
Menschen aus der Ukraine fühlen – Zitat –: Wir sind hier 
und sind am Leben, und die anderen sind jung und tot und 
liegen kalt in einem Graben.
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An der Hochschule für nachhaltige Entwicklung 
Eberswalde haben Studis Hilfstransporte in die Ukraine 
organisiert. In Cottbus am Lehrstuhl Umweltplanung 
forscht seit September Professorin Liudmyla Paliekhova 
vom Marketing-Lehrstuhl der Dnipro University of 
Technology. Mit Mitteln des DAAD hat die Technische 
Hochschule Wildau die Wildau-Kharkiv IT Bridge ins 
Leben gerufen. Dabei geht es darum, Personal an ukrai-
nischen Hochschulen zu halten und Studienmöglichkei-
ten im IT-Bereich anzubieten. Auch das zeigt, wie richtig 
und wichtig es war, dass wir die Mittel für den DAAD am 
Ende deutlich erhöht haben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie der Abg. Nicole 
Gohlke [DIE LINKE])

Das hilft auch Darina Snizhko, die an der Filmuniver-
sität Babelsberg Konrad Wolf in Potsdam Kamera stu-
diert. Sie fühlt sich wohl in Potsdam, wo sie und ihre 
Mutter große Unterstützung erfahren. An der Europa- 
Universität Viadrina in Frankfurt/Oder forscht mittler-
weile Olena Zinenko. Sie ist Mutter von zwei Kindern, 
war Forscherin und Dozentin an der Karazin Kharkiv 
National University. Ihre Förderung läuft im März 2023 
aus. Es muss unser Anspruch sein, diesen Forscherinnen 
und ihren Kindern, die ja jetzt in unsere Schulen gehen, 
Zukunftsperspektiven zu bieten.

Jetzt sind es noch neun Tage, vier Stunden und eine 
Minute bis Weihnachten.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)
Die Zeit bis dahin und die Zeit danach sollten wir füllen – 
mit der Stärke der Solidarität, des Zusammenhalts und 
des friedlichen Miteinanders, um Putin und seinen Trol-
len den Finger zu zeigen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Wallstein. – Ich korrigiere 

Sie äußerst ungern, aber Sie sollten Ihre Tochter mit 
richtigen Informationen versorgen. Weihnachten ist in 
zehn Tagen, vier Stunden und zwei Minuten.

(Maja Wallstein [SPD]: Der Heilige Abend 
zählt auch schon!)

– Das ist noch nicht Weihnachten; deshalb heißt er ja 
„Heiligabend“ – weil es der Abend vor Weihnachten ist.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Glauben Sie mir das! Ich weiß, das ist für die Kinder 
wichtig, wegen der Geschenke; die kommen am Heiligen 
Abend. Aber Weihnachten ist tatsächlich am 25. Dezem-
ber.

Damit beende ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung auf Drucksache 20/3771. 

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner 
Beschlussempfehlung die Annahme des Antrags der 
Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP auf 
Drucksache 20/1856 mit dem Titel „Unterstützung in 
Bildung und Forschung für Geflüchtete aus der Ukraine“. 
Wer stimmt für die Beschlussempfehlung? – SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP. Wer stimmt dagegen? – 
CDU/CSU und AfD. Enthaltungen? – Fraktion Die 
Linke. Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Weiterhin empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe b 
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags 
der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/1859 mit dem 
Titel „Zügig pragmatische Lösungen schaffen – Beschu-
lung ukrainischer Flüchtlingskinder bestmöglich sicher-
stellen“. Wer stimmt für die Beschlussempfehlung? – Das 
sind SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, CDU/CSU und 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Ent-
haltungen: keine. Damit ist die Beschlussempfehlung 
ebenfalls angenommen.

Es gibt jetzt einen Sitzplatzwechsel. Ich wünsche Ih-
nen einen schönen Abend. Ich gehe jetzt Glühwein trin-
ken.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN, der FDP und der LINKEN – Zuruf von 
der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Guten Abend. – Herr Kollege Kubicki macht alles 

transparent.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP)

Ich bitte, zügig die notwendigen Platzwechsel vorzu-
nehmen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 auf:
Beratung des Antrags der Abgeordneten Martin 
Hess, Martin Reichardt, Dr. Bernd Baumann, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Umgehend bundesweite Transparenz bei 
Straftaten mit dem Tatmittel Messer sowie 
bei Antisemitismus im Kontext von Zuwan-
derung herstellen

Drucksache 20/4871
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Martin Hess für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Leni 
Breymaier [SPD])

Martin Hess (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ece war 

ein 14-jähriges Mädchen, das ihr ganzes Leben noch vor 
sich hatte. Wie alle Mädchen in diesem Alter hatte sie 
bestimmt viele Träume und Pläne für die Zukunft. Ihre 
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Mutter hat sie als Mädchen beschrieben, das immer lä-
chelte und immer fröhlich war – so bestimmt auch an 
jenem Morgen des 5. Dezember, als sie unbekümmert 
mit ihrer Freundin zur Schule ging. Ece und ihre Familie 
haben darauf vertraut, dass in unserem Land Kinder auf 
dem Weg zur Schule sicher sind. In einem funktionieren-
den Staat mit einer verantwortungsvollen Regierung soll-
ten sie das auch sein. Doch leider ist das nicht der Fall. 
Die Eltern können Ece nicht mehr in den Arm nehmen, 
weil sie auf dem Schulweg in der kleinen baden-württem-
bergischen Gemeinde Illerkirchberg von einem Asylbe-
werber aus Eritrea mit einem Messer bestialisch ermordet 
wurde.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie werden ja richtig emotional!)

All die Hoffnungen und Wünsche eines Mädchens und 
ihrer Familie wurden unwiederbringlich zerstört. Ich ver-
mag als Vater eines elfjährigen Sohnes nicht zu ermessen, 
welche unsägliche Trauer und welch unerträgliches Leid 
die Eltern und Verwandten von Ece empfinden und er-
tragen müssen. Ich kann den Eltern, Geschwistern und 
Angehörigen aber aus tiefstem Herzen versichern, dass 
wir als AfD-Fraktion in dieser schweren Zeit an ihrer 
Seite stehen und echtes, tiefes Mitgefühl empfinden.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich will aber auch klar zum Ausdruck bringen – diese 
Botschaft richtet sich an die Regierung und an die ande-
ren Fraktionen in diesem Haus –, dass sich unsere Ge-
mütslage nicht nur auf Mitgefühl beschränkt. Nicht nur 
ich als Vater und Sicherheitspolitiker, sondern auch sehr 
viele Eltern und Großeltern in diesem Land sind wütend, 
fassungslos und mit ihrer Geduld am Ende, weil sich Eces 
Tod in eine Vielzahl von Morden mit Messern und Ma-
cheten durch sogenannte Flüchtlinge einreiht, die alle-
samt mit einer verantwortungsvollen Sicherheits- und 
Migrationspolitik hätten verhindert werden können.

(Beifall bei der AfD)
Man muss es klar und deutlich aussprechen: Die Mi-

grationspolitik dieser Bundesregierung tötet Menschen in 
unserem Land, und damit muss endlich Schluss sein!

(Beifall bei der AfD – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie skrupellos muss 
man denn sein, einen Mord an einem Kind so 
zu instrumentalisieren?)

Wenn wir in diesen Staat nicht mal mehr gewährleisten 
können, dass unsere Kinder auf dem Schulweg vor Mör-
dern sicher sind, dann ist das nicht mehr nur ein sicher-
heitspolitisches Totalversagen, dann ist das eine Schande 
für unser Land, und diese Bundesregierung sollte sich 
schämen.

Dass die Innenministerin nach diesem grausamen Mes-
sermord auch noch die Abschiebung eines verurteilten 
afghanischen Sexualstraftäter verweigert, der 2019 in 
der Flüchtlingsunterkunft von Illerkirchberg an einer 
Gruppenvergewaltigung beteiligt war und genau diese 
Gemeinde jetzt gezwungen ist, diesen gefährlichen Ver-
brecher bei sich unterzubringen, übersteigt das Maß des 

Erträglichen und Zumutbaren bei Weitem. Empathie- und 
verantwortungsloser geht es nicht mehr. Schlimmer kann 
man als Innenministerin seine Verachtung gegenüber der 
eigenen Bevölkerung nicht mehr zum Ausdruck bringen.

(Beifall bei der AfD)
Wer trotz all der von sogenannten Zuwanderern began-

genen Morde in unserem Land diese todbringende Mi-
grationspolitik nicht sofort korrigiert, der – das sage ich 
in aller Deutlichkeit – kann sich seine geheuchelte Anteil-
nahme und die immer wiederkehrenden Beileidsbekun-
dungen sparen.

(Beifall bei der AfD – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Fangen Sie mal bei 
sich an!)

Wie viele Väter, wie viele Mütter, wie viele Kinder müs-
sen in diesem Land denn noch sterben, bis diese Regie-
rung endlich reagiert?

(Simona Koß [SPD]: Schämen Sie sich!)
Wir wollen keine Worte mehr hören; wir wollen end-

lich Taten sehen. Schaffen Sie endlich Sicherheit in die-
sem Land! Dazu bedarf es eben auch einer ideologie-
freien Lageanalyse.

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Deshalb fordern wir in unserem Antrag eine sofortige 
Veränderung der Erfassung, in der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik eine klare bundesweite Aufschlüsselung der 
Messertäter nach Nationalitäten und zusätzlich bei deut-
schen Messertätern eine Darstellung des Migrationshin-
tergrundes, und zudem wollen wir auch eine bundesweite 
Erhebung der Anzahl und Nationalität der Opfer; denn 
das ist zwingend erforderlich, um die Messerkriminalität 
differenzierter und gezielter bekämpfen zu können.

(Beifall bei der AfD)
Dass das nicht schon längst umgesetzt ist, zeigt, dass es 

Ihrer Regierung nicht um Aufklärung, sondern offen-
sichtlich eher um Vertuschung der wahren Ursachen für 
die grassierende Messerkriminalität in unserem Land 
geht. Denn in Baden-Württemberg haben wir diese Auf-
schlüsselung schon längst, und diese Zahlen sind verhee-
rend. Dort gab es bei den Messerdelikten 2021 einen 
nichtdeutschen Täteranteil von über 55 Prozent, und da-
von waren 38 Prozent Asylbewerber und Flüchtlinge. 
Das belegt, dass es sich bei Gewalttaten mit Messern 
zum überwiegenden Teil um importierte Kriminalität 
handelt; das ist ein untragbarer Zustand.

(Beifall bei der AfD)
Aufgrund der bisher bereits vorliegenden Zahlen ist 

eines völlig klar – die AfD fordert dies seit Jahren –: 
Effektiver Grenzschutz und Abschiebungen retten Leben. 
Viele der Messermörder hätten gar nicht erst in unser 
Land gelassen werden dürfen oder müssten schon längst 
abgeschoben sein. Deshalb muss jetzt beides sofort um-
gesetzt werden. Das sind wir Ece und den unzähligen 
anderen Opfern schuldig.

(Maja Wallstein [SPD]: Sie und Ihre Partei 
missbrauchen die Opfer!)
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Wer jetzt immer noch untätig bleibt, der handelt gewis-
senlos und pflichtvergessen und trägt eine Mitverantwor-
tung an zukünftigen Messermorden.

(Beifall bei der AfD – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Schämen Sie sich! 
Schämen Sie sich! – Zuruf der Abg. Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Simona Koß für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Simona Koß (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Nach solch einer Rede fällt es mir 
schwer, hier noch sachlich zu bleiben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Dr. Götz Frömming [AfD]: Das kann 
ich mir vorstellen!)

Wer in diesen Tagen und Wochen unterstellt, dass An-
tisemitismus importiert wird und von Zugewanderten 
hauptverursachend betrieben wird, hat entweder etwas 
zu verbergen, ist schlecht informiert oder will Angst ver-
breiten.

(Beifall bei der SPD – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Oder alles drei!)

Meine Vermutung: Es trifft alles zu!
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die AfD ist schlecht informiert, hat etwas zu verbergen 
und hat eben bewiesen, dass sie Angst schürt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Maja Wallstein [SPD]: Genau! – Martin 
Hess [AfD]: Wer hier schlecht informiert ist, 
das sind Sie!)

Nun, meine Damen und Herren, halten wir uns an 
die Fakten, konkret an das „Lagebild Antisemitismus 
2020/21“ des Bundesamtes für Verfassungsschutz, das 
in beeindruckender Klarheit Licht in das dunkle Feld 
des Antisemitismus in Deutschland bringt.

Antisemitismus hat in Deutschland viele Facetten. Am 
weitesten verbreitet ist der Antisemitismus in rechten 
Kreisen. Antisemitismus zeigt sich aber ebenso von links. 
Insbesondere im Antiimperialismus finden sich antisemi-
tische Erklärungsmuster. Nahezu fließend ist der sich in 
Deutschland zeigende, aber vom Ausland getriebene An-
tisemitismus, getarnt als Antizionismus gegen Israel. An-
tisemitismus gibt es auch im Islamismus,

(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Zur Sache!)
vor allem getrieben durch die Ablehnung des Staates 
Israel.

Nun, meine Damen und Herren, komme ich auf den 
Kontext des vorliegenden Antrags zu sprechen: auf den 
Antisemitismus im Bereich der sogenannten Reichsbür-
ger und Selbstverwalter.

(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Zur Sache!)
Ausgerechnet eine Woche nachdem unsere aufmerk-
samen Sicherheitsbehörden mit den Verhaftungen einer 
Terrorzelle von Reichsbürgern einen blau-braunen Sumpf 
trockengelegt haben, fragt die AfD nach dem durch Zu-
gewanderte getriebenen Antisemitismus.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Fragen Sie doch 
auch mal danach!)

Schauen wir doch ganz nüchtern auf die Fakten, kon-
kret auf die Zahlen. Der RIAS-Bericht spricht eine deut-
liche Sprache: Von den im Jahr 2021 dokumentierten 
2 738 antisemitischen Vorfällen waren 17 Prozent rechts-
extrem bzw. rechtspopulistisch getrieben. Dazu kommen 
16 Prozent aus dem verschwörungsideologischen Milieu. 
9 Prozent waren getrieben durch antiisraelischen Aktivis-
mus, und jeweils 1 Prozent der gemeldeten Vorfälle ka-
men aus der politischen Mitte, dem linken/antiimperialis-
tischen Bereich, dem islamisch-islamistischen Milieu 
sowie dem christlichen Fundamentalismus. Rund 54 Pro-
zent aller Vorfälle lassen sich nicht konkret zuordnen.

(Zuruf von der AfD: Die gehören zur SPD!)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, aus diesen 

Zahlen lese ich nicht heraus, dass ein angeblich von zu-
gewanderten Menschen importierter Antisemitismus das 
vorherrschende Problem bezüglich des Antisemitismus 
in Deutschland ist.

(Zuruf des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD])
Lassen wir uns doch nicht ablenken von der eigentli-

chen Gefahr in unserem Land,
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

und zwar dem Antisemitismus, der ausgeht von ge-
waltorientierten Rechtsextremisten, sogenannten Neuen 
Rechten in bürgerlichen Kreisen, aggressiven Verschwö-
rungstheoretikern im Zusammenhang mit der Corona-
pandemie

(Maja Wallstein [SPD]: So ist es!)
und den Parteien im rechten Spektrum, deren parlamen-
tarischer Arm diesen Antrag geschrieben hat.

(Maja Wallstein [SPD]: Genau!)
Im Verfassungsschutzbericht finden sich klare und ein-

deutige Belege für antisemitische Aussagen von AfD- 
Vertretern. Vom „Vogelschiss der Geschichte“ über den 
„Schuldkult“

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das hat nichts mit 
Antisemitismus zu tun! Das ist doch Blöd-
sinn!)

bis hin zu Werbung für den Telegram-Kanal des radikalen 
Antisemiten Attila Hildmann.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Mit dem haben 
wir nichts zu tun!)
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Und – zur Erinnerung –: Ein Mitglied der AfD, eine 
ehemalige Bundestagsabgeordnete, ist die Brücke der 
AfD-Fraktion zu den sogenannten Reichsbürgern

(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: „Reichsbür-
ger/-innen“! – Weiterer Zuruf von der AfD: 
Das ist noch nicht bewiesen!)

und ihrem tiefsitzenden Antisemitismus. Reichsbürger, 
meine Damen und Herren, glauben ernsthaft, dass 
Deutschland von einer Schattenregierung regiert wird, 
die im Verborgenen illegitime Machtstrukturen aufbaut.

(Zuruf des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD])

Dieser Glaube an einen Deep State baut auf traditionelle 
antisemitische Erzählungen auf, die im Laufe der Jahr-
hunderte Jüdinnen und Juden immer wieder als ebendiese 
Strippenzieher denunziert haben, die im Verborgenen an-
geblich eine Verschwörung betreiben sollen. Noch vor 
zehn Tagen hatte die Reichsbürgerbewegung über eine 
ehemalige AfD-Bundestagsabgeordnete einen fast pro-
blemlosen Zugang zum Bundestag.

(Zuruf von der SPD: Wahnsinn!)

Wenn wir, meine Damen und Herren, über Antisemi-
tismus reden, dann halten wir uns doch an die Fakten, von 
wem jeden Tag eine Gefahr für jüdisches Leben in 
Deutschland ausgeht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Die vor Kurzem vorgestellte Strategie gegen Antisemi-
tismus wird von allen Parteien des demokratischen Spek-
trums mit Leben gefüllt werden – aus guten und notwen-
digen Gründen. Lassen Sie uns das gemeinsam tun! 
Bringen Sie das mit mir gemeinsam voran!

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege 

Moritz Oppelt das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Moritz Oppelt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Als ich das Thema des Antrags gestern 
gelesen habe, war ich, ehrlich gesagt, erstaunt.

(Zuruf von der AfD: Wundert uns nicht!)

Da finden letzte Woche in mehreren Bundesländern unter 
Beteiligung mehrerer Tausend Polizisten Hausdurch-
suchungen bei Reichsbürgern und Verschwörungstheo-
retikern statt, die in weiten Teilen auch antisemitischen 
Ideologien anhängen, und mitten unter diesen Personen 
findet sich eine ehemalige Bundestagsabgeordnete der 
AfD.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Hört! Hört!)

Und Sie von der AfD-Fraktion erlauben es sich, hier nur 
eine Woche danach einen Antrag zu importiertem Anti-
semitismus zu stellen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Weil die Zahlen ja 
so sind!)

Reden wir doch mal über den Antisemitismus, den Sie 
aus Ihrer Fraktion exportieren! Räumen Sie doch erst mal 
den eigenen Laden auf, bevor Sie hier mit dem Finger auf 
andere zeigen!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der LINKEN)

Immer dann, wenn es bei der AfD gerade schlecht 
läuft, wird dasselbe Schema abgespult: Der ursprünglich 
von Ihnen aufgesetzte Tagesordnungspunkt wird hektisch 
durch einen Punkt zum Thema Migration ersetzt. Wieder 
einmal ist die AfD in negative Schlagzeilen geraten, dies-
mal im Zusammenhang mit den bundesweiten Razzien 
vom 22. Dezember 2022.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Jetzt sagen Sie 
doch mal was zum Antisemitismus, zu den 
Messermorden! – Gegenruf des Abg. Patrick 
Schnieder [CDU/CSU]: Er hat sie gerade an-
gesprochen! – Gegenruf des Abg. Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Aber den Antrag nicht! – Ge-
genruf des Abg. Patrick Schnieder [CDU/ 
CSU]: Das haben Sie nur nicht gemerkt!)

Nun ziehen Sie schnell diesen Antrag mit dem sperri-
gen Titel „Umgehend bundesweite Transparenz bei Straf-
taten mit dem Tatmittel Messer sowie bei Antisemitismus 
im Kontext von Zuwanderung herstellen“ aus der Tasche 
und hoffen, dass Sie mit Ihrem Leib-und-Magen-Thema 
bzw. mit dem einzigen Thema, das Sie bearbeiten, hier 
punkten bzw. ablenken können.

(Zuruf des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD])
– Ich sage etwas zu Ihrem Antrag.

Wenn man zu Ihrem Antrag ein bisschen recherchiert, 
dann sieht man, dass dieser Antrag im Wesentlichen im 
Jahr 2018 von Ihnen schon mal gestellt wurde. Was Sie 
dabei völlig vergessen oder vielleicht auch einfach be-
wusst ignorieren, ist, dass wesentliche Teile Ihrer Forde-
rungen im Bereich Messerkriminalität bereits umgesetzt 
wurden,

(Martin Hess [AfD]: Unsinn!)
und zwar auf Drängen zahlreicher Unionsinnenminister 
in der Innenministerkonferenz.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
AfD)

– Hören Sie zu! – Auf Initiative des Landes Baden-Würt-
temberg und des dortigen CDU-Innenministers hat die 
Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren 
der Länder bereits in ihrer 208. Sitzung – im Juni 2018 
wohlgemerkt – sich dafür ausgesprochen, sogenannte 
Messerangriffe bundeseinheitlich statistisch zu erfassen.

(Martin Hess [AfD]: Und sie haben es bis 
heute noch nicht umgesetzt! Das ist doch der 
springende Punkt!)
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In den Ländern werden diese Fälle mittlerweile gesondert 
erfasst, und auch im Bund wird das ab 2023 umgesetzt 
werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie fordern also in Ihrem Antrag wieder einmal Dinge, 
die längst umgesetzt wurden. Diese Art von Copy-and- 
paste-Parlamentarismus ist des Deutschen Bundestages 
unwürdig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wie seriöse Sicherheitspolitik funktioniert, das können 
Sie in den Ländern sehen, beispielsweise in Nordrhein- 
Westfalen, Bayern, Hessen, Sachsen und Baden-Würt-
temberg, wo tatkräftige Innenminister längst das machen, 
was Sie hier so innovativ fordern. Aus diesen Ländern 
nehmen Sie im Übrigen ja auch Ihre Zahlen. In NRW gibt 
es beispielsweise schon seit 2019 eine detaillierte Auf-
schlüsselung der Gewaltdelikte mit Messern, die diffe-
renziert aufzeigt, um welche Art von Stichwaffe es sich 
gehandelt hat.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Oppelt, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-

kung des Abgeordneten Hess?

Moritz Oppelt (CDU/CSU):
Ach nein, das muss jetzt nicht sein. Lassen Sie mich 

zum Ende kommen; dann kann er etwas sagen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Na, dann geht es nicht mehr.

Moritz Oppelt (CDU/CSU):
Wieder einmal zeigt sich: Die AfD versucht, aus der 

Kriminalität, aus schrecklichen Einzelfällen politisch Ka-
pital zu schlagen, und zwar dort, wo wir, die Union, 
handeln und wo wir in Verantwortung sind.

(Tino Chrupalla [AfD]: Ihr seid dafür verant-
wortlich!)

Sie reden über die Probleme. Wir unternehmen alles, um 
diese Probleme zu lösen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit einer detaillier-
ten statistischen Erfassung von Messerkriminalität ist es 
allerdings nicht getan. Und ja, es gibt einen signifikanten 
Anstieg der Gewalttaten mit Messern. Und ja, bei einem 
erheblichen Teil der Tatverdächtigen handelt es sich um 
Nichtdeutsche oder Asylbewerber. Klar ist aber auch: Die 
große, die weit überwiegende Menge der Migranten in 
unserem Land ist rechtstreu. Das fehlt in Ihrem Antrag 
komplett.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Um die geht es doch gar 
nicht!)

Gerade deshalb ist es aber wichtig, dass wir diese we-
nigen schlimmen Straftaten streng verfolgen, ahnden und 
dass wir auch die nötigen Konsequenzen ziehen. Wer als 
Asylbewerber nach Deutschland kommt und hier eine 
schwere Straftat bis hin zu Mord oder Totschlag begeht – 
ob mit einem Messer oder ohne spielt überhaupt keine 
Rolle –, der verwirkt hier sein Bleiberecht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Nach Verbüßung der Haftstrafe müssen wir diese 
Schwerstkriminellen auch abschieben.

Ich erwarte hier von der Bundesregierung ehrlicher-
weise, dass sie künftig an der Stelle noch enger mit den 
Ländern zusammenarbeitet. Ich will hier gar nicht so tief 
darauf eingehen. Aber es kann nicht sein, dass Hilferufe 
aus den Ländern, wie beispielsweise aus meinem Heimat-
bundesland Baden-Württemberg, einfach abgetan und 
ignoriert werden. Liebe Kolleginnen und Kollegen der 
Ampel, das hören Sie hier jetzt auch nicht zum ersten 
Mal. Aber wenn seit mehr als einem Jahr nach Beginn 
Ihrer Regierungszeit immer noch kein Sonderbeauftrag-
ter für Migration ernannt wurde, dann ist das auch ein 
falsches Signal.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Am Freitag stellen wir als CDU/CSU-Fraktion einen 

Antrag zur Stärkung der Bundespolizei. Ich will an der 
Stelle noch einmal werben: Bitte schauen Sie sich unsere 
guten Vorschläge an! Übernehmen Sie die in Ihren Ge-
setzentwurf! Die Bundespolizei zu stärken, heißt, etwas 
zur Problemlösung und zur Sicherheit in diesem Land 
beizutragen, und bedeutet umgekehrt, die Feinde der De-
mokratie, Hass und Hetze in Deutschland zu bekämpfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Kommen wir nun zum zweiten Teil des Antrags der 

AfD – vielleicht erübrigt sich dann auch Ihre Frage –, 
zur Bekämpfung von Antisemitismus. Lassen Sie mich 
hier eins voranstellen: Ja, selbstverständlich gehört zur 
Bekämpfung von Antisemitismus die Analyse, welche 
Teile der Bevölkerung aus unterschiedlichsten Gründen 
anfälliger für antisemitische Aussagen und Verhaltens-
weisen sind. Daraus die richtigen Schlüsse zu ziehen – 
die Kollegin Koß hat schon viele gute Punkte genannt –, 
ist unsere Aufgabe, ist die Aufgabe der Sicherheitsbehör-
den, ist die Aufgabe der Politik und der gesamten Gesell-
schaft.

Aber eine Partei wie die AfD, die immer wieder anti-
semitische Klischees bedient und fortdauernd auch Anti-
semiten in ihrer Partei und in ihren Fraktionen duldet,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das müssen Sie 
mal belegen! Ist doch Quatsch!)

ist hier nun wirklich nicht der richtige Ansprechpartner. 
Das zeigt auch Ihr liederlicher Antrag.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Wir – und da schließe ich die anderen Fraktionen hier im 
Haus mit ein – brauchen von der AfD-Fraktion ganz be-
stimmt keinen Nachhilfeunterricht,

(Steffen Janich [AfD]: Reiner Populismus!)
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wenn es um die Ächtung und Bekämpfung von Antisemi-
tismus in diesem Land geht.

Viele von Ihnen hier im Haus kennen sicherlich die 
gemeinsame Erklärung der jüdischen Verbände und Or-
ganisationen aus dem Jahr 2018, in der die Motivation 
und das Gedankengut der AfD hinsichtlich des jüdischen 
Lebens in Deutschland dargestellt sind.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Es gibt auch an-
dere jüdische Verbände! Die sehen das an-
ders! – Gegenruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich will es mal bei den Überschriften belassen, weil die 
schon sehr aussagekräftig sind. Die Überschriften lauten – 
ich zitiere –:

Die AfD – keine Alternative für Juden!
Nein, die AfD ist keine Partei für Juden!
Nein, die AfD ist keine Partei für Demokraten!
Nein, die AfD ist eine Gefahr für jüdisches Leben in 
Deutschland!
Nein, die AfD ist eine rassistische und antisemi-
tische Partei!
(Zuruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Weiter heißt es in dem Aufruf unter anderem – ich 
kann Ihnen den gerne geben, wenn Sie den nicht gelesen 
haben –:

Die AfD sät Hass und spaltet die Gesellschaft.
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Steffen Janich [AfD]: Die Medien sind ja auf 
Ihrer Seite! Da brauchen wir uns gar nichts 
vormachen! – Weitere Zurufe von der AfD)
Sie hetzt gegen Menschen und greift unsere Demo-
kratie tagtäglich an. Die AfD radikalisiert sich zu-
nehmend und schreckt nicht davor zurück, Ge-
schichte umzuschreiben. …

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Die Partei ist ein Fall für den Verfassungsschutz, 
keinesfalls aber für Juden in Deutschland.

Dem ist nichts hinzuzufügen.
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der LINKEN)

Lassen Sie mich noch auf die erst kürzlich stattgefun-
dene Vereinbarte Debatte vom 9. November 2022 hier im 
Plenum mit dem Titel „Antisemitismus bekämpfen – Er-
innern heißt Handeln“ hinweisen. Es waren beeindru-
ckende und zugleich beklemmende Beiträge, die uns zu-
sammengefasst eines mit auf den Weg geben: Nie wieder! 
Vor dem Hintergrund der Shoa und der Ermordung von 
über 6 Millionen Jüdinnen und Juden im Dritten Reich 
tragen wir in Deutschland eine ganz besondere Verant-
wortung dafür, Antisemitismus zu bekämpfen und jü-
disches Leben in unserem Land zu gewährleisteten, zu 
fördern und zu schützen.

(Zuruf des Abg. Tino Chrupalla [AfD])

Dem Antisemitismusbeauftragten der Bundesregie-
rung, Herrn Dr. Felix Klein, sind wir für seine Arbeit 
sehr dankbar. Wir begrüßen als CDU/CSU-Bundestags-
fraktion die im vergangenen Monat vorgelegte Nationale 
Strategie gegen Antisemitismus und für jüdisches Leben 
ganz ausdrücklich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Sie baut auf dem auf, was vorangegangene Bundesregie-
rungen und Fraktionen in diesem Haus auf den Weg ge-
bracht haben. Ausdrücklich möchte ich auch der Zivil-
gesellschaft und den Sicherheitskräften danken, die das 
jüdische Leben in Deutschland ermöglichen. Der Antrag 
der AfD ist überflüssig und deplatziert und deshalb ab-
zulehnen.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu einer Kurzintervention erhält der Abgeordnete Hess 

das Wort.

Martin Hess (AfD):
Herr Kollege Oppelt, ich stelle fest: Ich habe als Poli-

zeibeamter bereits Objektschutz an jüdischen Synagogen 
durchgeführt.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und was heißt das?)

Ich habe von Ihnen keine Belehrungen entgegenzuneh-
men über den Schutz jüdischen Lebens in Deutschland.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Deshalb können Sie kein Antisemit 
sein?)

Ich weise den von Ihnen erhobenen Vorwurf vehement 
und dezidiert zurück, dass die AfD etwas mit Antisemi-
tismus zu tun hätte.

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Das Gegenteil ist richtig!
Herr Kollege Oppelt, zu Ihren Ausführungen bezüg-

lich des Antrages: Entweder haben Sie hier bewusst die 
Unwahrheit erzählt, oder Sie haben den Antrag nicht 
gelesen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Fragen Sie mal Jüdinnen und Juden, 
ob Sie Antisemiten sind oder nicht!)

Wenn Sie hier behaupten, dass tatsächlich in der Polizei-
lichen Kriminalstatistik bundesweit eine Aufschlüsse-
lung der Messerdelikte nach Nationalitäten möglich wä-
re, dann ist das unzutreffend. Es ist lediglich erfasst; der 
Phänomenbereich Messer kann aber nicht aufgeschlüs-
selt werden.

Ferner ist unzutreffend – auch das ist Bestandteil des 
Antrages –, dass die Opfer dieser Delikte ebenfalls nach 
Nationalität erfasst wären. Also, es wäre wirklich zuträg-
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lich, wenn Sie bei Ihren Ausführungen entweder den 
Antrag vorher lesen oder von diesen unwahren Behaup-
tungen Abstand nehmen würden!

(Beifall bei der AfD – Lachen bei der Abg. 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Möchten Sie erwidern? – Das ist offensichtlich nicht 

der Fall.

(Zuruf von der AfD: Was sollen sie auch sa-
gen!)

Dann fahren wir in der Debatte fort. Das Wort hat der 
Abgeordnete Marcel Emmerich für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Der Ort Illerkirch-
berg ist 10 Kilometer von meiner Haustür entfernt. Iller-
kirchberg liegt in meinem Wahlkreis. Ich war letzte Wo-
che am Mittwoch bei der Beerdigung von Ece, und ich 
kann Ihnen sagen: Ihre Rede, Ihr Antrag ist genau das, 
was diese Familie jetzt nicht will und jetzt nicht braucht. 
Das ist unsäglich und würdelos, was Sie hier erzählt 
haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Das entscheiden Sie doch 
nicht! – Martin Hess [AfD]: Wir haben die 
Mahnwache dort gehalten! Aber wo waren 
Sie denn? Das ist der Unterschied zwischen 
Ihnen und uns! – Gegenruf von der SPD: Das 
ist widerlich!)

Ich möchte Ihnen erzählen, wie die Stimmung im Ort 
ist, wie die Stimmung in Illerkirchberg ist.

(Zuruf von der AfD – Gegenruf der Abg. 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie mal ein bisschen Respekt!)

„Wir brauchen Raum für Trauer und keine Hetzerei.“

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Wut und Fas-
sungslosigkeit! Angst haben die Leute! – Ge-
genruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir haben keine 
Angst! Vor euch schon mal gar nicht!)

Diesen Satz hat eine Bürgerin aus Illerkirchberg am 
Samstag auf ein Plakat geschrieben bei der Gegendemo 
gegen Ihre AfD-Demo und sich mit weiteren Mitbür-
gerinnen mit ähnlichen Botschaften still auf die Straße 
gestellt.

(Tino Chrupalla [AfD]: Widerlich!)

Botschaften wie diese machen deutlich, worum es in Il-
lerkirchberg geht, worum es den Menschen in meinem 
Wahlkreis in der Region geht: darum, den fürchterlichen, 

abscheulichen Tod der 14-jährigen Ece zu verarbeiten, 
und nicht darum, diesen zu instrumentalisieren und fak-
tenfreie Parolen zu dreschen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Das ist die Kriminalstatistik!)

Auf Eces Beerdigung waren mehr als 1 000 Menschen, 
die Parlamentarische Staatssekretärin Ekin Deligöz war 
auch mit dabei, und es war eine unglaubliche Trauer zu 
spüren. Diese Trauer hat uns alle zutiefst bewegt. Es gab 
aber zugleich sehr viel Mitgefühl und Solidarität – Soli-
darität in und mit der alevitischen Gemeinde, der Eces 
Familie angehört. Eces Cousine hat noch am Grab um 
einen liebevollen und respektvollen Umgang miteinander 
gebeten. Diesen Wunsch sollten wir respektieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Ohne Zweifel muss diese abscheuliche Tat aufgeklärt 
werden. Polizei und Justiz sind da auch hinterher. Die 
Ermittlungen laufen, und dann können im Nachgang 
auch Konsequenzen daraus gezogen werden. Aber jetzt 
geht es darum, dass wir die Gemeinde in Ruhe trauern 
lassen, dass wir den Bürgermeister in Frieden lassen und 
dass wir nicht Demos vor seinem Rathaus veranstalten, 
wo dann von AfD-Politikern gegen ihn gehetzt wird. 
Denn das ist das, was da gerade los ist: Es gibt Drohun-
gen, es gibt Attacken, es gibt haufenweise Anrufe und 
E-Mails gegen das Rathaus, gegen den Bürgermeister, 
gegen einzelne Gemeinderäte, auch gegen den Landrat.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Weil die Bevölke-
rung Angst hat! Die hat Angst, und zwar nicht 
vor den Reichsbürgern!)

Und genau das ist das, was diese Gesellschaft jetzt nicht 
braucht.

Die Gemeinde trauert. Die Gemeinde ist in tiefer Trau-
er, und es geht jetzt darum, dort den Zusammenhalt zu 
stärken und nicht zu spalten.

(Zuruf von der AfD: Was für ein Wahnsinn! So 
ein Gedöns!)

Denn genau das, was Sie machen, sorgt dafür, dass sich 
andere Menschen in der Kommunalpolitik nicht mehr 
engagieren wollen. Dieses Engagement für unsere Demo-
kratie, das brauchen wir! Mit Ihrem Hass und Ihrer Het-
zerei wird das sicherlich geschwächt, und das lassen wir 
nicht zu.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Gökay Akbulut für die 

Fraktion Die Linke.

Gökay Akbulut (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Das Verbrechen im baden-württembergi-
schen Illerkirchberg, bei dem die 14-jährige Ece Sarigül 
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getötet wurde, hat uns alle tief erschüttert. Mein Beileid 
gilt der Familie und der alevitischen Gemeinde. Ich hoffe, 
dass die Hintergründe dieser furchtbaren Tat schnellst-
möglich aufgeklärt werden.

Ich habe aber überhaupt kein Verständnis dafür, dass 
dieser schreckliche Fall von der AfD heute hier und in 
den sozialen Medien für ihre rassistische Agenda instru-
mentalisiert wird. Ich finde das hochgradig zynisch.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Wenn der AfD-Chef Tino Chrupalla in Bezug auf das 
Opfer von Illerkirchberg von „Solidarität mit Deutschen 
mit Migrationshintergrund“ spricht, ist das geradezu 
dreist.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das entscheiden 
Sie doch nicht!)

Alice Weidels rassistische Hetztirade von den „Kopftuch-
mädchen“ und „alimentierten Messermännern“ ist uns 
allen noch gut im Gedächtnis. Als Deutsche mit Migrati-
onsgeschichte und als Mitglied der alevitischen Ge-
meinde sage ich Ihnen: Wir brauchen Ihre verlogene So-
lidarität nicht!

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. 
Tino Chrupalla [AfD])

Die AfD redet gerne von „importierter Kriminalität“. 
Tatsächlich nimmt sie es selber mit Recht und Gesetz 
nicht so genau.

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

„Die Welt“ hatte recherchiert, dass gegen rund 10 Prozent 
der AfD-Abgeordneten in Bund und Ländern Verfahren 
bei Gerichten und Staatsanwaltschaften anhängig sind.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Völliger Blöd-
sinn! So ein Quatsch! – Weiterer Zuruf von 
der AfD: Wo haben Sie das denn her?)

Da ist alles Mögliche dabei: von sexueller Nötigung über 
Steuerhinterziehung bis hin zu gefährlicher Körperverlet-
zung. Seit vergangener Woche ist die ehemalige AfD- 
Bundestagsabgeordnete Malsack-Winkemann, die offen-
bar Reichsjustizministerin werden wollte, in Unter-
suchungshaft. Ja, meine Damen und Herren, es gibt kri-
minelle Parallelgesellschaften in Deutschland – im 
Bundestag sitzt sie hier vorne rechts.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Zum Thema „Antisemitismus und Zuwanderung“ 
möchte ich darauf hinweisen, dass die AfD im Ge-
schichtsunterricht offensichtlich erneut geschlafen hat 
und dass sie vergessen hat, dass 6 Millionen Jüdinnen 
und Juden in Deutschland ermordet worden sind.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Hallo!)

Schmähreliefs an Kirchenwänden zeigen eine jahrhun-
dertalte Tradition des Antisemitismus in Deutschland. 
Wenn die AfD jetzt so tut, als sei Antisemitismus impor-

tiert worden, ist das einfach geschichtsblind und relati-
viert die historische Verantwortung, die wir alle in diesem 
Land haben.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Unglaublich!)

Wir setzen uns gegen jede Form von Antisemitismus und 
Rassismus ein.

Auch wenn Sie es nicht wahrhaben wollen: Es gibt, 
verdammt noch mal, keinen kausalen Zusammenhang 
zwischen Herkunft und strafrechtlichem Verhalten.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das sagen die 
Zahlen! Gucken Sie in die Zahlen!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP hat nun der Kollege Stephan Thomae das 

Wort.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Stephan Thomae (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Wenn man sich die Rede des Herrn Hess 
angehört hat, dachte man sich: Was kommt jetzt für ein 
Antrag? – Aber wenn man sich diesen Antrag anschaut, 
dann stellt man fest, dass im Forderungsteil sechs Forde-
rungen stehen und fünfeinhalb davon rein statistischer 
Natur sind.

(Heiterkeit des Abg. Manuel Höferlin [FDP])
Da will die AfD eigentlich nur Zahlenmaterial haben.

Die Behauptung der AfD ist: Taten, die mit dem Mes-
ser begangen worden sind, und Taten, die antisemitisch 
motiviert sind, die müssen doch, nach AfD-Ansicht, ei-
gentlich von Migranten begangen worden sein.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nee, aus den 
Zahlen ergibt sich das!)

Und wenn es dann doch mal ein Deutscher ist – der Fall 
wird in Nummer 3 Ihres Antrags angesprochen, ganz am 
Ende –, dann muss man noch mal nachfragen, ob es nicht 
doch irgendeinen Migrationshintergrund gibt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Auch die Zahlen 
gibt es zum Teil!)

Man kann gar nicht glauben, dass das Deutsche sein 
können.

Normalerweise stellen wir Fragen nach Zahlen in 
Kleinen Anfragen, und wenn die Antwort nicht befriedi-
gend ausfällt, dann fragen wir noch mal nach. Aber so 
was ins Plenum zu bringen, das ist schon selten geistlos, 
muss ich sagen, meine Damen und Herren.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Nur eine einzige Forderung geht in Richtung einer 
Problemlösung. In der Nummer 5 Ihres Antrags – und 
da nur in Satz 1 und da eigentlich auch nur im ersten 
Teil –

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)
werden die Islamverbände aufgefordert, Programme und 
Veranstaltungen gegen Antisemitismus durchzuführen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Passiert schon längst!)

Ansonsten geht es in Ihrem Antrag nirgendwo um Pro-
blemlösung oder eine tiefere Befassung mit dem Pro-
blem.

(Tino Chrupalla [AfD]: Es geht um Trans-
parenz!)

Sie befassen sich so gut wie nicht mit der Lösung dieser 
Probleme. Sie wollen nur Zahlen wissen – mit dem einen 
Ziel, Ihre Thesen zu untermauern, die ein bestimmtes 
Narrativ bedienen: Messerstecher, Antisemitismus? Das 
muss, so die AfD, ein Migrant oder Muslim sein.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Zu großen Teilen! 
Leider ist das so!)

Meine Damen und Herren, so einfach ist die Welt für 
Sie. Das erinnert mich ein bisschen an jemanden, der an 
einen Unfallort kommt, aussteigt, aber nicht, um zu hel-
fen, sondern, um Fotos zu machen, zu gaffen, schaulustig 
herumzustehen, Sanitätern tausend Fragen zu stellen

(Simona Koß [SPD]: Jawohl!)
und neunmalklug zu sagen: Ich habe es immer gewusst: 
Autofahren ist gefährlich! – So ist Ihr Antrag.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
FDP, der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Das ist ein höchst destruktives Politikverständnis, kein 
Interesse an Problemlösungen zu haben, sondern nur da-
ran, diese Zahlen –

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Hier geht es um 
Morde!)

– Sie schreiben es sogar selber rein; wie kann man auf die 
Idee kommen, so etwas in einen Antrag zu schreiben? – 
rein als Wahlkampfmittel zu gebrauchen. Unter Num-
mer 1 Ihres Antrages schreiben Sie, dass diese Zahlen 
vor der nächsten Bundestagswahl veröffentlicht werden 
sollen. Sie schreiben sogar rein, dass das ein reines Wahl-
kampfmittel für Sie ist. Das ist eigentlich beschämend, 
meine Damen und Herren! Offensichtlicher geht es nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD – Manuel Höferlin [FDP]: Entlarvend! – 
Zuruf von der AfD: Sie haben Angst vor den 
Zahlen!)

Noch ein letzter Gedanke: Ich finde, Ihr Antrag enthält 
ein höchst infames Stilmittel, nämlich die Behauptung, 
wer über den Zusammenhang von Migration und Krimi-
nalität spreche, der werde in diesem Land als Rechter 
diffamiert und solle mundtot gemacht werden.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das sagen Pro-
fessoren, die gehindert werden, zu forschen!)

Meine Damen und Herren, in diesem Land soll niemand 
mundtot gemacht werden.

(Lachen bei der AfD – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Das ist ja wohl lächerlich!)

Man darf in diesem Land praktisch alles sagen.
(Tino Chrupalla [AfD]: Wahnsinn! – Zurufe 

von der SPD)
– Ihr Narrativ – Migranten sind kriminell – ist nun einmal 
kein linkes Narrativ, sondern ein AfD-Narrativ. – Nur – 
und jetzt kommt der Punkt –: Es ist umgekehrt. Die AfD 
will Kritik an AfD-Behauptungen diffamieren mit der 
Behauptung, wer die AfD kritisiere, der sei eigentlich 
gegen Meinungsfreiheit.

(Manuel Höferlin [FDP]: Genau!)
Und das geht nicht! Das muss man immer wieder deutlich 
sagen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. Ralph 
Lenkert [DIE LINKE] – Zuruf von der AfD: 
Verliert nur die Nerven! – Weitere Zurufe von 
der AfD)

Auch die AfD, sogar die AfD
(Manuel Höferlin [FDP]: Insbesondere die 

AfD!)
darf in diesem Land sagen, was sie will. Niemand macht 
sie mundtot. Nur: Das Recht auf freie Meinungsäußerung 
ist kein Recht auf unwidersprochene Meinungsäußerung. 
Deshalb widersprechen wir Ihnen und Ihrem Antrag.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der FDP, der SPD, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat nun die Kollegin Peggy 

Schierenbeck das Wort.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Peggy Schierenbeck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Zuschauerinnen und Zu-
schauer! In den fünf Minuten Redezeit, die ich heute 
zur Verfügung habe, könnte ich Sie mit sehr, sehr vielen 
statistischen Zahlen konfrontieren. Zahlen lügen nicht. 
Sie geben uns eine sachliche Information, wenn – wenn! – 
man sie eben nicht aus dem Zusammenhang reißt und sie 
in solche Verhältnismäßigkeiten setzt, dass sie ihre Aus-
sagekraft verlieren,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Dann legen Sie 
los!)

so wie die AfD es immer wieder in ihren Anträgen tut.
Es sind die Zahlen aus der PKS, der Polizeilichen 

Kriminalstatistik, die jedes Jahr erscheint und für die 
ich als Berichterstatterin im Ausschuss für Inneres und 
Heimat zuständig bin und die Sie, liebe Zuschauerinnen 
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und liebe Zuschauer, jederzeit einsehen können. Sie sind 
auf den Seiten des BKA zu finden. Sie können die Zahlen 
auch von Ihrer örtlichen Polizeidienststelle bekommen, 
übrigens ganz transparent. Diese Statistik gibt uns Aus-
kunft darüber, wie es um die Kriminalität in unserem 
Land bestellt ist. Und diese Zahlen zeigen uns, dass die 
Kriminalität insgesamt zurückgeht: die einfachen Delikte 
wie auch die schweren Delikte und die Gewaltverbrechen 
bis hin zu schwerer Körperverletzung und Mord. Der 
Anteil der Delikte der gefährlichen und schweren Kör-
perverletzung lag bei 5,8 Prozent der benannten Delikte. 
Bei Zuwanderinnen und Zuwanderern ist der Rückgang 
der Straftaten prozentual am höchsten. Auch das können 
Sie der Polizeilichen Kriminalstatistik entnehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Das Bundeskriminalamt hat im Berichtsjahr 2021 erst-
mals die Zahl der Messerangriffe explizit erfasst. Bis dato 
wurden diese Straftaten unter dem allgemeinen Begriff 
der Körperverletzung geführt. Ein deutschlandweiter 
Vergleich über die vergangenen Jahre ist also noch nicht 
möglich.

Messerangriffe im Sinne der Erfassung von Straftaten 
in der Polizeilichen Kriminalstatistik sind solche Tat-
handlungen, bei denen der Angriff mit einem Messer 
unmittelbar gegen eine Person angedroht oder ausgeführt 
wird. Das bloße Mitführen eines Messers reicht hingegen 
für eine Erfassung als Messerangriff nicht aus.

Was Sorgen machen muss: Der Anteil der Messer-
angriffe hat zwar abgenommen, zugenommen in ihrer 
Schwere haben aber die Folgen der durch die Messer-
angriffe ausgelösten Attacken. Und Messerangriffe sind 
zu einem hohen Anteil die Taten von Männern, vor allem 
von jungen Männern. Das Messer als Statussymbol der 
Selbstverteidigung und der Selbstbehauptung ist leider 
Realität auf den Straßen und Schulhöfen. – So weit zu 
den Statistiken.

Wenn ich mir die Titel dieses Antrages ansehe, ist doch 
klar, worauf er abzielt: unsere Gesellschaft zu spalten, 
Hass und Hetze zu verbreiten,

(Zuruf von der AfD: Bingo!)

Ihr Gift in die Seelen der Menschen zu spritzen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ich dachte, Sie 
haben Zahlen!)

Verunsicherung zu schaffen, unseren Rechtsstaat zu dif-
famieren – ohne jegliche Verantwortung gegenüber den 
Bürgerinnen und Bürgern. So übrigens auch im jüngsten 
Fall: Genau vor einer Woche wurde im Rahmen einer 
bundesweiten Razzia eine terroristische Vereinigung 
von selbsternannten Reichsbürgern verhaftet,

(Zuruf von der AfD: Reichsbürgerinnen!)

deren Spur direkt in die Fraktion der AfD hineinführt. Ich 
frage mich die ganze Zeit, ob Sie diesen Antrag nur ge-
stellt haben, um verzweifelt zu versuchen, von sich selbst 
abzulenken.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Was Sie ebenfalls versuchen, in Ihrer für mich nicht 
nachvollziehbaren Denkweise, ist die Gleichsetzung 
nichtdeutscher Tatverdächtiger mit geflüchteten Men-
schen und Asylbewerbern. Abgesehen davon, dass zu 
nichtdeutschen Tatverdächtigen – auch das finden Sie in 
der Statistik – auch Urlauber, Bürger aus dem EU-Aus-
land oder Touristen, die sich eines Vergehens strafbar 
gemacht haben, zählen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Urlauberkrimi-
nalität!)

ist die Gleichsetzung des Begriffs „nichtdeutscher Tat-
verdächtiger“ mit Geflüchteten und Asylbewerbern eine 
Diskriminierung ohnegleichen und wird von uns, der 
Fraktion der SPD, mit Entschiedenheit zurückgewiesen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Zurück zu meiner Rede, zurück zur Sachlichkeit. Nun 
habe ich sehr viel über Kriminalität, Gewalt und Absur-
ditäten gesprochen. Als Berichterstatterin für innere Si-
cherheit kann ich Ihnen versichern, dass Deutschland zu 
den sichersten Ländern der Welt gehört.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das glauben die 
Bürger nicht mehr! Die Bürger haben Angst! 
Zu Recht! – Gegenruf der Abg. Dunja Kreiser 
[SPD]: Weil Sie was Falsches erzählen! – Ge-
genruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD]: Zu 
Recht haben die Angst! Die kriegen das doch 
mit auf den Straßen!)

Damit das so bleibt, gehört es zu unseren Aufgaben, die 
öffentliche Sicherheit zu gewährleisteten. Sie umfasst 
den Schutz unserer Bürgerinnen und Bürger vor Gewalt, 
Verbrechen und Terror sowie den Schutz unserer verfas-
sungsmäßigen Ordnung. Darum investieren wir in die 
Sicherheit unseres Staates. Wir investieren unter anderem 
in den Periodischen Sicherheitsbericht, der uns die Daten 
liefert, die es uns ermöglichen, gezielt präventiv zu wir-
ken, um Gewalt gar nicht erst entstehen zu lassen. Wir 
investieren vor allem in unsere Demokratie und sind 
diesbezüglich wehrhaft, weil wir unsere Verantwortung 
wahrnehmen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die Kol-

legin Kaddor das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Neulich saß ich im Taxi. Der Fahrer stellte 
sich mir als Deutscher mit türkischen Wurzeln vor. Er 
kam auf die AfD zu sprechen und meinte, in manchen 
Punkten hätten sie ja durchaus recht. Worauf ich ihm 
entgegnete: Stimmt. Und deutsche Kolonialisten haben 
damals Eisenbahnlinien gebaut, nicht wahr?
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So verhält es sich auch mit diesem Antrag: Es gibt 
Straftaten mit Messern, und es gibt Antisemitismus unter 
Muslimen. Das ist richtig. Dennoch ist der Antrag sinn-
los.

Wir haben gerade eine Aktuelle Stunde zur größten 
bundesweiten Razzia gegen die gefährliche Reichsbür-
gerszene abgehalten. Und was kommt dazu aus Ihren 
Reihen? Lächerlichmachung und Relativierung.

Nun legen Sie mit großer Verve diesen Sinnlos-Antrag 
vor. Wie immer geht es Ihnen damit offenkundig um das 
Ablenken von rechter Gewalt, für die Sie hier im Par-
lament die ideologische Vorfeldorganisation sind. Statt 
sich mit Antisemitismus in den eigenen Reihen und bei 
der eigenen Klientel zu beschäftigen, wird wie eh und je 
gehetzt. Ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin: „Bur-
kas, Kopftuchmädchen, alimentierte Messermänner und 
sonstige Taugenichtse …“ Wir alle haben das Weidel- 
Zitat in den Ohren. Heute bewertet die Abgeordnete die 
Razzia gegen die demokratiegefährdenden Umsturzpläne 
der Reichsbürger mit den Worten, es handele sich um 
einen – ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin – „Rol-
lator-Putsch“. Anscheinend hat die AfD die nächste so-
ziale Gruppe zur Ausgrenzung gefunden, nämlich Men-
schen höheren Alters. Nein, das ist nicht lustig.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Otto Schily sagt: 
Skurrile Spinner! – Gegenruf des Abg. Marcel 
Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Jetzt hör mit Schily auf!)

– Ja, Otto Schily, ja, ja, genau. – Diese Diskriminierung 
betrifft Millionen von Menschen in unserem Land, und 
Sie schämen sich nicht einmal dafür.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Antisemitismus unter Muslimen, ob eingewandert oder 
nicht, ist inzwischen ein hinlänglich bekanntes Problem. 
Ich selbst habe dagegen vor Jahren schon Präventions-
kurse erarbeitet und durchgeführt. Die letzten, die es 
braucht, um auf diese Relevanz hinzuweisen, sind AfD- 
Politikerinnen und -Politiker mit rassistischen Hinterge-
danken. Sie zeigen auf Muslime, aber solange Sie die drei 
Finger nicht erkennen, die auf Sie zurückzeigen, erübrigt 
sich jeder sachliche Austausch, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP – Zuruf des Abg. 
Dr. Bernd Baumann [AfD])

Was die Messerkriminalität betrifft. Erste Schritte zur 
Transparenz wurden geschaffen. Das BKA erhebt neuer-
dings Daten speziell zu Angriffen mit Messern. Das ha-
ben wir ja gehört. Ich verweise hier auf den jüngsten 

Sicherheitsbericht aus Baden-Württemberg, den Sie na-
türlich nur verkürzt heranziehen. Dort steht – ich zi-
tiere –:

Die Gewaltkriminalität im Zusammenhang mit dem 
Tatmittel Messer nimmt um rund zehn Prozent auf 
einen Fünfjahrestiefstwert ab.

(Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])
Ich kann auch eine Studie der Professoren Brettel und 

Rettenberger sowie der wissenschaftlichen Mitarbeiterin-
nen Rausch und Hatton aus Rheinland-Pfalz anführen. 
Dort steht – Zitat –:

Die Ergebnisse zeigen, dass es keinen statistisch 
signifikanten Unterschied zwischen Messerkrimi-
nalität und schwerer Gewaltkriminalität insgesamt 
hinsichtlich der untersuchten Variablen, insbeson-
dere hinsichtlich der Staatsangehörigkeit, gibt. 
Auch ein massiver Anstieg der Messergewalt von 
2013 auf 2018 konnte nicht nachgewiesen wer-
den. … Die vorliegenden Ergebnisse lassen zusam-
menfassend deshalb nicht auf einen unmittelbaren 
kriminalpolitischen Handlungsbedarf schließen.
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch Blöd-
sinn! – Gegenruf des Abg. Manuel Höferlin 
[FDP]: Sie wollen Daten, aber wenn sie Ihnen 
nicht passen, dann so!)

Wie man zum x-ten Mal sieht, meine Damen und Her-
ren: Es ist und bleibt vergebens, sich inhaltlich mit AfD- 
Anträgen zu befassen.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

der Drucksache 20/4871 an den Ausschuss für Inneres 
und Heimat vorgeschlagen. Gibt es weitere Überwei-
sungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann verfahren 
wir wie vorgeschlagen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages auf morgen, Donnerstag, den 15. Dezember 2022, 
9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen alles 
Gute.

(Schluss: 20.43 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht  

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Andres, Dagmar SPD

Banaszak, Felix BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Berghahn, Jürgen SPD

Bochmann, René AfD

Brandner, Stephan AfD

Bünger, Clara DIE LINKE

Bystron, Petr AfD

Christmann, Dr. Anna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Czaja, Mario CDU/CSU

Diedenhofen, Martin SPD

Domscheit-Berg, Anke DIE LINKE

Eichwede, Sonja   
(aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes)

SPD

Engelhard, Alexander CDU/CSU

Gava, Manuel SPD

Gesenhues, Dr. Jan-Niclas BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Grützmacher, Sabine BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Hagl-Kehl, Rita SPD

Hahn, Florian CDU/CSU

Katzmarek, Gabriele SPD

Kopf, Chantal BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Kuhle, Konstantin FDP

Lechte, Ulrich FDP

Leikert, Dr. Katja CDU/CSU

Lemke, Steffi BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Lucassen, Rüdiger AfD

Mack, Klaus CDU/CSU

Mast, Katja SPD

Abgeordnete(r)

Miazga, Corinna AfD

Mohamed Ali, Amira DIE LINKE

Möhring, Cornelia DIE LINKE

Müller, Bettina SPD

Müller-Gemmeke, Beate BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Özdemir, Cem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Poschmann, Sabine SPD

Rimkus, Andreas SPD

Rosenthal, Jessica SPD

Roth (Heringen), Michael SPD

Rottmann, Dr. Manuela BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Scheer, Dr. Nina SPD

Schmid, Christoph SPD

Schneider (Erfurt), Carsten SPD

Schön, Nadine CDU/CSU

Schönberger, Marlene BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schröder, Ria FDP

Schulz, Anja FDP

Schulze, Svenja SPD

Seitzl, Dr. Lina SPD

Skudelny, Judith FDP

Stadler, Svenja SPD

Steffen, Dr. Till BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Storch, Beatrix von AfD

Storjohann, Gero CDU/CSU

Wagener, Niklas BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Wagenknecht, Dr. Sahra DIE LINKE

Witt, Uwe fraktionslos

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 75. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 14. Dezember 2022                                                                                                                                                                                              8973 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 20/4851)

Frage 2
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Inwieweit wird nach Ansicht der Bundesregierung die ge-
plante Verkürzung der Ersatzfreiheitsstrafen (www.swr.de/ 
swr1/kuerzer-in-den-knast-bundesjustizminister-buschmann- 
will-ersatzfreiheitsstrafen-halbieren-100.html) dazu führen, 
dass die abschreckende Wirkung, die von diesen Strafen aus-
gehen sollte, verloren geht?

Eine signifikante Minderung der abschreckenden Wir-
kung der Ersatzfreiheitsstrafe durch Halbierung des 
Umrechnungsmaßstabes ist nicht zu erwarten. Die Frei-
heitsentziehung an sich ist bereits – unabhängig von ihrer 
Dauer – abschreckend genug; denn damit verbundene 
Einschränkungen und Folgen treten bereits mit dem 
Antritt einer Ersatzfreiheitsstrafe ein, wie zum Beispiel 
die zwangsweise Unterbrechung der bisherigen Lebens-
gewohnheiten, die Sorge vor einer stigmatisierenden 
Wirkung des Freiheitsentzugs und der Eintritt in ein un-
gewisses und vielfach als bedrohlich empfundenes Um-
feld. Außerdem sind in Staaten, in denen schon vor vielen 
Jahren ein halbierter Umrechnungsmaßstab eingeführt 
wurde – wie in Österreich, Spanien und Finnland –, keine 
Klagen über eine nachlassende Zahlungsmoral bekannt 
geworden.

Frage 3
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Welche Schlussfolgerungen zieht der Bundesjustizminister 
aus der aufgekommenen Forderung nach der Absenkung der 
Strafmündigkeit (www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/ 
Frueher -s t ra fmuendig-Junge-Libera le -kr i t i s ie ren-  
Althusmann,strafmuendigkeit100.html; die Antwort bitte be-
gründen)?

Forderungen dieser Art geben keinen Anlass für eine 
Gesetzesinitiative des Bundesministeriums der Justiz zur 
Absenkung des Strafmündigkeitsalters von derzeit 
14 Jahren. Schreckliche einzelne Gewalttaten dürfen 
nicht vergessen lassen, dass statistisch die große Mehr-
heit der Taten von Kindern dem Bereich der Bagatell- und 
leichteren Delinquenz zuzuordnen und deren Gesamtzahl 
überdies seit Jahren rückläufig ist.

Selbstverständlich dürfen schwerwiegende Taten auch 
bei Kindern nicht folgenlos bleiben. Aber eine Reaktion 
kann keineswegs nur mit Mitteln des Strafrechts erfolgen. 
Unsere Rechtsordnung, namentlich das Kinder- und Ju-
gendhilferecht und nötigenfalls auch das Familienrecht, 
stellt andere Handlungsmöglichkeiten bereit, die mitunter 
nicht weniger eingriffsintensiv ausfallen als eine straf-
rechtliche Sanktionierung, dem Alter und Entwicklungs-
stand von Kindern aber generell angemessener sind. Sie 
reichen bis hin zu einer Unterbringung in einer geschlos-
senen Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe oder der 

Kinder- und Jugendpsychiatrie. Hierüber lässt sich bei 
Kindern, die schwere Straftaten begangen haben, ein 
künftiges Leben ohne Straffälligkeit besser fördern als 
etwa durch Haftstrafen, die in diesem Alter eher zur Ver-
festigung kriminalitätsbegünstigender Ansätze führen 
könnten.

Frage 10
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser auf die 
Frage der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Welchem Phänomenbereich der Politisch motivierten Kri-
minalität ist das Ermittlungsverfahren des Generalbundes-
anwaltes beim Bundesgerichtshof gegen die „Patriotische Uni-
on“ zugeordnet?

Ich gehe davon aus, dass Sie mit „Patriotische Union“ 
die terroristische Vereinigung meinen, die in der letzten 
Woche ausgehoben wurde. Eine abschließende Entschei-
dung über die Zuordnung des Verfahrens ist noch nicht 
getroffen worden.

Frage 11
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese auf die Frage 
des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka (AfD):

Wie bewertet der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
den aktuell erneuten rasanten Anstieg an Tafelbesuchern, und 
mit welchen konkreten Maßnahmen gedenkt die Bundesregie-
rung, den Tafel Deutschland e. V. in naher Zukunft zu unter-
stützen (vergleiche https:// jungefreiheit .de/polit ik/ 
deutschland/2022/tafeln-in-bawue/, zuletzt abgerufen am 
30. November 2022)?

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales ist, 
wie andere Ressorts auch, im Gespräch mit den Tafeln 
bzw. mit Tafel Deutschland e. V. Wir wertschätzen dieses 
wichtige ehrenamtliche Engagement an sehr vielen 
Standorten in Deutschland. Wir sind uns mit den Tafeln 
einig, dass das Angebot der Tafeln kein Bestandteil des 
staatlichen sozialen Sicherungssystems ist, sondern ein 
ergänzendes, karitatives Angebot darstellt, das zwei Ziele 
verfolgt: die Rettung von Lebensmitteln, die sonst weg-
geworfen werden, und die Verteilung der Lebensmittel an 
Menschen, die sie brauchen.

Mir ist bekannt, dass die Zahl der Nutzerinnen und 
Nutzer von Tafeln im zurückliegenden Jahr deutlich ge-
stiegen ist. Gesicherte Erkenntnisse zu einem „erneuten 
rasanten Anstieg“ der Anzahl der Tafelnutzerinnen und 
Tafelnutzer liegen dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) jedoch nicht vor.

Nach Kompetenzverteilung des Grundgesetzes ist eine 
institutionelle Förderung von Tafel Deutschland e. V. 
durch das BMAS rechtlich nicht zulässig. Die Bundes-
regierung unterstützt die Tafeln gleichwohl, wo es mög-
lich ist. Sie hält unter anderem vor dem Hintergrund 
haushaltsrechtlicher Bestimmungen auch im Interesse 
der Tafeln eine projektorientierte Förderung für den ge-
eigneten Weg und beabsichtigt auch weiterhin eine Zu-
sammenarbeit mit dem Tafel Deutschland e. V.
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Frage 12
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese auf die Frage 
der Abgeordneten Susanne Ferschl (DIE LINKE):

Plant die Bundesregierung angesichts der Ergebnisse der 
Evaluation des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (Aus-
schussdrucksache 20(11)209 des Ausschusses für Arbeit und 
Soziales des Deutschen Bundestages), die feststellt, dass das 
Gesetz in seiner derzeitigen Form sowohl bei der zeitlichen 
Begrenzung der Leiharbeit (Stichwort „Höchstüberlassungs-
dauer“) als auch bei der Integration in den ersten Arbeitsmarkt 
(Stichwort „Sprungbretteffekt“) und bei der Gleichstellung 
von Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern beim Ent-
gelt (Stichwort „Equal Pay“) die Ziele der Novelle von 2017 
klar verfehlt, eine Überarbeitung des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes (bitte begründen)?

Die Einschätzung der Ergebnisse der Evaluation teilt 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales nicht. Die 
Evaluation zeigt, dass es gelungen ist, die teilweise ge-
gensätzlichen Ziele des Gesetzgebers auszutarieren. So 
wurde beispielsweise einerseits die Abweichung vom 
Equal-Pay-Grundsatz durch Tarifverträge durch soziale 
Leitplanken beschränkt, andererseits wurden aber Gestal-
tungsspielräume für die Tarifvertragsparteien und ge-
wachsene Tarifwerke erhalten.

Die Regierungskoalition hat sich im Koalitionsvertrag 
darauf verständigt, hinsichtlich des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes im Falle einer europäischen Rechtspre-
chung zu prüfen, ob und welche gesetzlichen Änderun-
gen unter Berücksichtigung der Gesetzesevaluierung 
vorzunehmen sind. Derzeit stehen noch Entscheidungen 
des Europäischen Gerichtshofs aus. Eine Gesamtbewer-
tung kann sinnvoll frühestens nach Prüfung der Aus-
legung der Europäischen Leiharbeitsrichtlinie (2008/ 
104/EG) durch den Europäischen Gerichtshof vorgenom-
men werden.

Frage 13
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese auf die Frage 
des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Beabsichtigt die Bundesregierung, den deutsch-spanischen 
Vertrag vom 29. Mai 1962, auf dessen Grundlage ehemalige 
Nazikollaborateure der Blauen Division aus Spanien (verglei-
che meine mündliche Frage 64, Plenarprotokoll 19/223, meine 
Schriftliche Frage 111 auf Bundestagsdrucksache 18/27531 
sowie Bundestagsdrucksache 18/6541) Versorgungszahlungen 
erhalten bzw. erhielten, zu kündigen, und, wenn nein, warum 
hält sie auch heute noch daran fest, Menschen Versorgungs-
leistungen zu zahlen, die sich aus deren individueller Entschei-
dung zur militärischen Unterstützung des Hitler-Regimes im 
Vernichtungsfeldzug in Osteuropa herleiten?

Die Zahlung von Versorgungsleistungen an spanische 
Berechtigte entspricht den Regelungen des deutsch-spa-
nischen Vertrags. Nach Auskunft des für die Durchfüh-
rung des Vertrags zuständigen Landes befinden sich unter 
den Leistungsbeziehenden keine Personen, denen wegen 
Verstoßes gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder 
Rechtsstaatlichkeit Leistungen zu entziehen waren (siehe 
Antwort der Bundesregierung zu Frage 8 in der Bundes-
tagsdrucksache 18/6541). Deswegen sieht die Bundes-
regierung keinen Grund, den Vertrag zu ändern oder zu 
kündigen.

Frage 14
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese auf die Frage 
des Abgeordneten Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):

Was hat die in den FAQs des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales zur Energiepreispauschale (EPP) für Renten- und 
Versorgungsbeziehende angekündigte Prüfung dahin gehend 
ergeben, welche Personengruppen (insbesondere Bezieher 
von Übergangsgeld oder Vorruhestandsgeld) noch keine Ener-
giepreispauschale oder sonstige Einmalzahlung erhalten haben 
und inwieweit ein Nachteil für diese Personengruppen aus-
geglichen werden kann (www.bmas.de/DE/Service/Presse/ 
Meldungen/2022/entlastung-fuer-bezieher-von-renten-was- 
gilt.html)?

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales arbei-
tet mit den weiteren betroffenen Ressorts daran, die Per-
sonengruppen zu identifizieren, die noch keine Energie-
preispauschale oder sonstige Einmalzahlungen erhalten 
haben. Die Prüfung dazu sowie zu der Frage, inwieweit 
und auf welchem Weg ein Nachteil für diese Personen-
gruppen ausgeglichen werden könnte, ist noch nicht ab-
geschlossen. Das Ergebnis der Prüfung bleibt abzuwar-
ten.

Frage 15
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Ophelia Nick auf die Frage 
des Abgeordneten Bernd Schattner (AfD):

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
um die Ernteverluste der Landwirte in den bereits vorhandenen 
und den zusätzlich zum 1. Dezember 2022 ausgewiesenen 
„roten Gebieten“ für die Landwirte und für die Verbraucher 
auszugleichen (www.agrarheute.com/politik/brandenburg- 
neue-duengeverordnung-verdreifacht-roten-gebiete-600870)?

In den Gebieten, die als nitratbelastet ausgewiesen 
sind, sind infolge der landwirtschaftlichen Düngung die 
Nitratgehalte im Grundwasser zu hoch. Um die Gewäs-
serqualität zu verbessern, besteht in diesen Gebieten be-
sonderer Handlungsbedarf zur Verringerung der Nitrat-
einträge. Auch angesichts der Anforderungen der EU- 
Nitratrichtlinie müssen in diesen Gebieten Anpassungen 
erfolgen, damit die Nitratgehalte in einem angemessenen 
Zeitrahmen sinken.

Die gesetzliche Verpflichtung zur Einhaltung strenge-
rer Anforderungen (§ 13a Absatz 2 Düngeverordnung) ist 
erforderlich, um in diesen Gebieten die durch die Land-
wirtschaft verursachte Nitratbelastung zu reduzieren. 
Hierzu zählt auch die vor-geschriebene Reduzierung 
des Düngebedarfs um 20 Prozent im Durchschnitt der 
als belastet ausgewiesenen Flächen des Betriebes.

Da die Absenkung nicht schlagbezogen, sondern im 
Betriebsdurchschnitt der Flächen in nitratbelasteten Ge-
bieten erfolgt, erhalten landwirtschaftliche Betriebe einen 
gewissen Gestaltungsspielraum, bei welchen Kulturen 
eine geringere Düngung vertretbar erscheint. Hinzu kom-
men Ausnahmemöglichkeiten unter anderem beim Grün-
land.

Mit Blick auf eine stärkere Verankerung des Verursa-
cherprinzips, wie es auch die Bundesregierung verfolgt, 
hat die EU-Kommission deutlich gemacht, dass erst eine 
deutlich robustere Datengrundlage vorhanden sein muss, 
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die derzeit in Deutschland noch nicht gegeben sei. Sie 
wird erst mittelfristig zur Verfügung stehen. Wir werden 
aber intensiv daran arbeiten, die Voraussetzungen für 
die Ausnahmen zu schaffen. In diesem Zusammenhang 
scheidet ein Ausgleich in Form einer finanziellen För-
derung aus, da die Einhaltung der Anforderungen der 
geltenden Rechtslage nicht gefördert werden kann.

Frage 16
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
des Abgeordneten Sören Pellmann (DIE LINKE):

Inwiefern ist es der Bundesregierung im Rahmen des abge-
schlossenen Rahmenvertrages mit der Agentur Scholz & 
Friends möglich, einen Unterauftrag zur Coronakampagne an 
die Agentur brinkertlück zu erteilen (vergleiche www.kom.de/ 
medien/lauterbach-ministerium-verliert-sich-in-intransparenz/
)?

Die vertragliche Basis für den Abruf externer Leistun-
gen für die Kommunikationslinie „Ich schütze mich“ ist 
der Rahmenvertrag mit der Agentur Scholz & Friends. 
Er wurde nach vorangegangener europaweiter Ausschrei-
bung am 31. März 2020 geschlossen. Dieser Rahmen-
vertrag legt die Rahmenbedingungen für die Leistungs-
erbringung fest. Er sieht vor, dass die konkret zu 
erbringenden Leistungen von der Auftraggeberin maß-
nahmenbezogen abgerufen werden (Leistungsabruf).

Zur Erfüllung der abgerufenen Leistungen können 
auch Dritte als Unterauftragnehmer in Anspruch genom-
men werden. Die Inanspruchnahme von Unterauftrag-
nehmern ist mit der Auftraggeberin abzustimmen. Dabei 
können einzelne Aufgabenstellungen im Einvernehmen 
mit der Auftragnehmerin auch unmittelbar von der Auf-
traggeberin mit einem Unterauftragnehmer abgestimmt 
werden (Konzeption und/oder Realisierung der abgerufe-
nen Leistung). Somit war es vertrags- und rechtskonform 
möglich, die Agentur BrinkertLück Creatives für die 
Kommunikationslinie „Ich schütze mich“ hinzuzuziehen.

Frage 17
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
des Abgeordneten Sören Pellmann (DIE LINKE):

Wurde durch die Bundesregierung eine öffentliche Vergabe 
im Rahmen der durch die Agentur brinkertlück erstellten Co-
ronakampagne durchgeführt (bitte den konkreten Beginn der 
Ausschreibung nennen), wenn ja, warum hatte die bisher mit 
den Coronakampagnen vertraute Agentur Scholz & Friends 
keinerlei Kenntnis von einer Untervergabe, und, wenn nein, 
auf welcher rechtlichen Grundlage war es möglich, eine di-
rekte Vergabe ohne Kenntnis der Agentur Scholz & Friends 
unter Einhaltung der Wertgrenzen durchzuführen (vergleiche 
www.kom.de/medien/lauterbach-ministerium-verliert-sich-in- 
intransparenz/)?

Die Informations- und Aufklärungsmaßnahmen zum 
Coronavirus und zur Coronaschutzimpfung werden mit 
Unterstützung der Rahmenvertragsagenturen des Bun-
desministeriums für Gesundheit (Agenturen) konzipiert 
und realisiert. Die Agenturen unterstützen dabei in allen 
Bereichen der Kommunikation, unter anderem bei der 
Pflege und Weiterentwicklung des zentralen Informati-

onsportals im Internet, bei der Kommunikation über die 
Accounts im Bereich Social Media und bei der Aufrecht-
erhaltung einer leistungsfähigen Kommunikationsinfra-
struktur.

Die Leistungen zur Gewährleistung der Kommunika-
tionsinfrastruktur im Zusammenhang mit dem Betrieb 
der Internetseite sowie zur Konzeption und Realisierung 
unterschiedlichster Informationsangebote, unter anderem 
den „Fakten-Booster“, erbringt die Agentur Scholz & 
Friends. Grundlage dafür ist der nach vorangegangener 
europaweiter Ausschreibung geschlossene Rahmenver-
trag „Konzeption und Durchführung von Kommunikati-
onsdienstleistungen (FullService)“ vom 31. März 2020.

Für die Kampagne „Ich schütze mich“ wurde die 
Agentur BrinkertLück Creatives zusätzlich für den Zeit-
raum vom 1. August 2022 bis zum 31. Dezember 2022 
auf der Basis des genannten Rahmenvertrags hinzugezo-
gen. Ein erstes Abstimmungsgespräch zwischen den be-
teiligten Agenturen fand bereits am 25. Juli 2022 statt. 
Die Rahmenvertragsagentur Scholz & Friends hat somit 
Kenntnis von der Erarbeitung der Kampagne „Ich 
schütze mich“ durch die Agentur BrinkertLück Creati-
ves.

Frage 18
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
des Abgeordneten Thomas Seitz (AfD):

Wie erklärt das Bundesministerium für Gesundheit die Tat-
sache, dass eine nach dem „gleichen Prinzip“ entwickelte 
Nachverfolgungs-App wie zum Beispiel die finnische „Koro-
navilkku“ bei unter 6 Millionen Euro oder die niederländische 
„CoronaMelder“-App 5 Millionen Euro Entwicklungskosten 
laut einem Artikel der Zeitung „Die Welt“ (www.welt.de/ 
politik/deutschland/article242462401/Corona-Warn-App- 
Kosten-steigen-auf-mehr-als-220-Millionen-Euro.html?icid= 
search.product.onsitesearch) liegt, in Deutschland aber die Ge-
samtkosten für die Corona-Warn-App mittlerweile auf „rund 
220 Millionen Euro“ beziffert werden?

Bei der Corona-Warn-App (CWA) handelt es sich nicht 
nur um eine App, sondern um ein komplexes Gesamt-
system. Dieses Anwendungssystem wurde stetig weiter-
entwickelt und verbessert.

Zur digitalen Übermittlung von Corona-Testergebnis-
sen sind beispielsweise zahlreiche medizinische Leis-
tungserbringer (Labore, Arztpraxen, Apotheken) sowie 
Testzentren an das CWA-System angebunden worden. 
Diese Anbindung hat gegenüber anderen Warn-Apps in 
Europa zu einer Beschleunigung des Warnprozesses und 
damit einer schnelleren Unterbrechung von Infektions-
ketten geführt. Zudem wurde die CWA um viele weitere 
Funktionalitäten erweitert, insbesondere um die Verwal-
tung von europäischen Covid-Zertifikaten (DCCs), 
Event-Registrierung und Anzeige aktueller Kennzahlen 
zum Infektionsgeschehen.

Das hinter der App steckende System erleichtert nicht 
nur die Identifikation und Benachrichtigung von Kon-
taktpersonen, sondern gewährleistet auch den Daten-
schutz. Gerade um die Privatsphäre der Nutzenden zu 
sichern, wurde vor dem Hintergrund der hohen Millio-
nenzahl an Nutzenden eine sehr komplexe Serverstruktur 
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aufgebaut. Hinzu kommt, dass der Quellcode der CWA 
als Open Source bei GitHub zur Verfügung gestellt wor-
den ist, sodass auch andere Länder und Entwickler eigene 
Abspaltungen („Forks“) vorgenommen haben und da-
durch eine vergleichsweise kostengünstige Initialent-
wicklung ermöglicht wurde.

Frage 19
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
der Abgeordneten Kathrin Vogler (DIE LINKE):

Inwieweit sind die im Koalitionsvertrag zwischen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP vereinbarten Pläne zur Ein-
führung eines Härtefallfonds im Zusammenhang mit Behand-
lungsfehlern auf dem Wege zu einer gesetzlichen Regelung, 
und plant die Bundesregierung, um die Stellung der Patientin-
nen und Patienten bei Behandlungsfehlern zu stärken, weitere 
Maßnahmen wie zum Beispiel die Einführung von Beweis-
erleichterungen bzw. einer Beweislastumkehr?

Im Koalitionsvertrag wurde die Stärkung der Stellung 
der Patientinnen und Patienten bei Behandlungsfehlern 
im bestehenden Haftungssystem sowie die Einführung 
eines Härtefallfonds mit gedeckelten Ansprüchen verein-
bart. Die Komplexität und die Bedeutung dieses Thema 
erfordern eine sorgfältige Prüfung durch die zuständigen 
Ministerien. Das Bundesministerium für Gesundheit be-
absichtigt, innerhalb seiner Zuständigkeit zeitnah ein 
Eckpunktepapier als Grundlage für die weiteren Schritte 
zu erarbeiten.

Frage 20
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/CSU):

Wie hat sich nach Kenntnissen der Bundesregierung die 
Zahl der stationären Einweisungen von am RS-Virus (Respi-
ratory Syncytial Virus) erkrankten Säuglingen und Kindern 
vom 1. November bis zum 9. Dezember 2022 (bitte aufschlüs-
seln nach Einweisungen pro Kalenderwoche) entwickelt, und 
welche kurzfristigen Maßnahmen will die Bundesregierung – 
neben der angekündigten Umschichtung von Pflegepersonal 
von Normalstationen auf Pädiatriestationen – ergreifen, um 
jeden Säugling und jedes Kind bestmöglich behandeln zu kön-
nen?

Seit der 41. Kalenderwoche (KW) 2022 gibt es in 
Deutschland aufgrund der starken Zirkulation des Re-
spiratorisches Synzytial-Virus (RSV) in der Bevölke- 
rung eine Erkrankungswelle akuter Atemwegsinfektio-
nen (RSV-Welle). Bislang gibt es keine gesetzlich ge-
regelten Meldepflichten für die Übermittlung aktueller 
Angaben zur Belegung und Verfügbarkeit pädiatrischer 
Behandlungskapazitäten an das Robert-Koch-Institut 
(RKI). Das RKI berichtet in seinem Wochenbericht zu 
der Syndromischen Surveillance (ARE, SARI, Grippe 
Web), dass aktuell in der jüngsten Altersgruppe im sta-
tionären Bereich (ICOSARI-Sentinel) bei etwa 60 Pro-
zent der schwer akut respiratorisch erkrankten Kinder 
RSV diagnostiziert wird.

Eine kurzfristige Maßnahme neben der Umschichtung 
von Pflegepersonal von Normalstationen auf Kindersta-
tionen ist die vorrübergehende Aussetzung von Personal-
untergrenzen in den betroffenen Stationen. Außerdem hat 

das Bundesministerium für Gesundheit die Möglichkeit 
zur telefonischen Krankschreibung auch für Kinderärzte 
fortgeschrieben. Eltern haben so die Möglichkeit, bei Er-
krankung ihres Kindes zu Hause zu bleiben und trotzdem 
den Anspruch auf Krankengeld zu behalten. Die Länder 
haben in Notfällen die Möglichkeit, das bundesweite 
Kleeblattsystem zu nutzen.

Eine gesonderte Übereinkunft und Verfahrensbeschrei-
bung für das Management einer angespannten pädiatri-
schen Versorgungslage „RSV“ befindet sich derzeit in 
Entwicklung, um sie in die bestehenden Kleeblattpro-
zesse als Erweiterung zu integrieren.

Frage 21
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/CSU):

Hatten Vertreter der Bundesregierung im Zeitraum vom 
1. September bis zum 9. Dezember 2022 Termine mit Ver-
tretern der Europäischen Kommission zum Thema „Legalisie-
rung von Cannabis“, und, wenn ja, welche Gespräche (persön-
lich, telefonisch, digital) hatten Vertreter der Bundesregierung 
dazu in diesem Zeitraum geführt (bitte aufschlüsseln nach Ge-
sprächspartnern und Datum)?

Am 14. November 2022 fand ein informelles Gespräch 
von Herrn Staatssekretär Dr. Thomas Steffen aus dem 
Bundesministerium für Gesundheit und Vertretern des 
Auswärtigen Amtes, des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz, des Bundesministeriums der 
Justiz und des Bundesministeriums für Ernährung und 
Landwirtschaft mit Frau Generaldirektorin Monique Pa-
riat aus der Generaldirektion Migration und Inneres der 
Europäischen Kommission statt. Im Vorfeld und im 
Nachgang erfolgte eine digitale Information der Europäi-
schen Kommission.

Frage 22
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
des Abgeordneten Ates Gürpinar (DIE LINKE):

Welche Bedeutung hatte die von mehr als 1,6 Millionen 
Menschen unterzeichnete Petition „Keine Streichung der Heb-
ammen aus dem Pflegebudget ab 2025!“ (www.change.org/p/ 
keine-streichung-der-hebammen-aus-dem-pflegebudget-ab- 
2025-karl-lauterbach) für die vom Bundesminister für Gesund-
heit, Dr. Karl Lauterbach, erstmalig am 9. November 2022 
gegenüber der „Rheinischen Post“ geäußerte und im Rahmen 
eines Änderungsantrags zum Krankenhauspflegeentlastungs-
gesetz umgesetzte Entscheidung, Hebammen in Krankenhäu-
sern ab 2025 nicht mehr über die Fallpauschalen, sondern über 
das Pflegebudget zu finanzieren, und wie hat sich die Bundes-
regierung hierzu gegenüber der Petentin und den Unterzeich-
nenden geäußert?

Mit der im Krankenhauspflegeentlastungsgesetz vor-
gesehenen Einbeziehung von Hebammen in das Pflege-
budget wird die Finanzierung der Hebammen in der 
klinischen Geburtshilfe langfristig gesichert. Die diesbe-
zügliche Petition ist im Bundesministerium für Gesund-
heit bekannt. Eingaben zu der genannten Petition wurden 
vom Bundesministerium für Gesundheit gegenüber den 
Einsenderinnen und Einsendern schriftlich beantwortet.
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Bundesgesundheitsminister Professor Karl Lauterbach 
hatte sich dafür ausgesprochen, dass für die Berufsgruppe 
der Hebammen ab dem Jahr 2025 der Personalaufwand 
im Umfang der dafür nachgewiesenen Kosten vollständig 
im Pflegebudget berücksichtigt wird. Insoweit wird die 
Beschäftigung von Hebammen in den Kreißsälen einer 
unmittelbaren Patientenversorgung auf bettenführenden 
Stationen gleichgestellt. Unabhängig davon, dass Heb-
ammen nicht dem Pflegedienst, sondern dem Funktions-
dienst zugerechnet werden, haben deren Tätigkeiten zur 
Betreuung von Schwangeren, Gebärenden und Wöchne-
rinnen einen der Pflege vergleichbaren unmittelbaren Be-
zug zur Patientenversorgung.

Frage 23
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar auf die Frage 
des Abgeordneten Ates Gürpinar (DIE LINKE):

Wann wurde im Bundesgesundheitsministerium erstmalig 
die in einem Änderungsantrag zum Krankenhauspflegeentlas-
tungsgesetz vorgenommene Ergänzung zu § 137i Absatz 3 
Satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch aufgegriffen 
und auf wessen Initiative?

Die Ergänzung im neuen § 137i Absatz 3 Satz 4 Fünf-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) in dem vom Deut-
schen Bundestag am 2. Dezember 2022 beschlossenen 
Krankenhauspflegeentlastungsgesetz beinhaltet einen 
klarstellenden Hinweis, dass die Befugnis des Bundes-
ministeriums für Gesundheit, das Institut für das Entgelt-
system im Krankenhaus (InEK) mit Sachverständigen-
gutachten zu beauftragen, auch die Prüfung umfasst, ob 
Pflegepersonaluntergrenzen in Notaufnahmen Anwen-
dung finden können. Die Thematik der Anwendbarkeit 
von Pflegepersonaluntergrenzen in Notaufnahmen wurde 
im Rahmen der parlamentarischen Beratungen von den 
Regierungsfraktionen aufgegriffen. Bundesgesundheits-
minister Professor Karl Lauterbach hat im Rahmen dieses 
Abstimmungsprozesses der Regelung zugestimmt und 
diese im Auftrag der Regierungsfraktionen in Form einer 
Formulierungshilfe für einen Änderungsantrag fachlich 
vorbereitet.

Frage 24
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Christian Kühn auf die Frage 
des Abgeordneten Fabian Gramling (CDU/CSU):

Plant die Bundesregierung Maßnahmen, um die Wiederver-
wertung von Bodenaushub und Bauschutt regional zu verein-
fachen und damit die Abfallmengen, den Bedarf an neuen 
Deponien sowie den damit verbundenen Straßenverkehr zu 
reduzieren, wenn ja, wann, und, wenn nein, warum nicht?

Bisher gelten für die Verwertung von mineralischen 
Abfällen spezielle Regelungen der Länder. Diese können 
sich je nach Land stark voneinander unterscheiden. Um 
den Flickenteppich an ländereigenen Regelungen zum 
Umgang mit mineralischen Abfällen zu vereinheitlichen, 
wurde am 9. Juli 2021 in Artikel 1 der sogenannten 
Mantelverordnung die Einführung der Verordnung über 

Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatz-
baustoffen in technische Bauwerke (kurz: Ersatzbaustoff-
verordnung, ErsatzbaustoffV) verabschiedet.

Die ErsatzbaustoffV tritt am 1. August 2023 in Kraft 
und stellt Anforderungen sowohl an die Aufbereitung als 
auch an den Einbau von bestimmten mineralischen Er-
satzbaustoffen. Sie bildet damit erstmals ein bundesein-
heitliches Regelwerk zur Verwertung mineralischer Ab-
fälle und schafft somit ein hohes Maß an 
Rechtssicherheit. Darüber hinaus werden mit der Ersatz-
baustoffverordnung die Anforderungen an den Schutz 
des Menschen sowie des Bodens und des Grundwassers 
bei der Verwertung von mineralischen Abfällen rechts-
verbindlich konkretisiert. Aus diesen Gründen wird die 
ErsatzbaustoffV die Verwertung von mineralischen Ab-
fällen in besonderem Maße stärken.

Bei Bauschutt und Bodenaushub handelt es sich um 
mineralische Abfälle, die grundsätzlich auch in den An-
wendungsbereich der Ersatzbaustoffverordnung (verglei-
che § 2 Nummer 1 ErsatzbaustoffV) fallen. Die Vorteile 
der ErsatzbaustoffV werden sich somit auch auf die Ver-
wertung dieser beiden Stoffströme positiv auswirken.

Derzeit läuft das Verfahren zur ersten Änderung der 
ErsatzbaustoffV. Mit der Änderung sollen noch vor In-
krafttreten der Verordnung Anpassungen zur Stärkung 
des Vollzugs vorgenommen werden, die im Verordnungs-
gebungsverfahren zur Mantelverordnung nicht mehr be-
rücksichtigt werden konnten.

Frage 25
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Cansel Kiziltepe auf die Frage 
der Abgeordneten Caren Lay (DIE LINKE):

Wie viele bewilligte Anträge zum Baukindergeld liegen vor, 
deren Zuschüsse noch nicht abgerufen sind, und welche För-
dermittel können Familien erhalten, die aufgrund der verkürz-
ten Frist zum Bezug der neuen Immobilien von Ende 2023 auf 
Ende 2022 das von ihnen fest eingeplante Baukindergeld nicht 
erhalten werden?

Aktuell liegen der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) circa 10 900 Anträge auf Baukindergeld vor, bei 
denen noch keine Erstauszahlung des Baukindergeld-
zuschusses erfolgt ist. Seit dem Programmstart im 
Jahr 2018 wurden insgesamt rund 421 000 Anträge ge-
stellt.

Bei den aktuell vorliegenden Anträgen werden die ein-
gereichten Nachweise noch geprüft. Bei positiver Bestä-
tigung wird die Auszahlung veranlasst. Da das Baukin-
dergeld über zehn Jahre ausgezahlt wird, werden in 
künftigen Haushaltsjahren weitere „Raten“ aus Baukin-
dergeldzuschüssen an Zuschussnehmende ausgezahlt, 
deren Nachweisprüfung in den Jahren 2019 bis laufend 
bereits zu einem positiven Entscheid führte.

Mit Ablauf des Jahres 2022 stehen keine neuen Pro-
grammmittel für das Baukindergeld zur Verfügung. Auf 
den Vorbehalt der Förderung und die Verfügbarkeit von 
Haushaltsmitteln wurde stets hingewiesen. Die Bundes-
regierung konzipiert aktuell jedoch eine neue Unterstüt-
zung von Familien mit Kindern für den Eigentumserwerb 
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von klimafreundlichem Neubau mittels zinsverbilligtem 
KfW-Darlehen. Der Start der Förderung ist für das 
2. Quartal 2023 vorgesehen.

Frage 26
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage des Abgeordneten Fabian Gramling (CDU/ 
CSU):

Wie viele Anträge auf eine finanzielle Unterstützung aus 
dem Energiekostendämpfungsprogramm wurden bis jetzt ge-
stellt und bewilligt (bitte die Anzahl der gestellten, der bewil-
ligten Anträge und die Fördersumme für Deutschland ins-
gesamt, für Baden-Württemberg sowie jeweils für die 
Landkreise Ludwigsburg und Heilbronn angeben)?

Mit Stand vom 9. Dezember 2022 haben insgesamt 
1 347 Unternehmen eine finanzielle Unterstützung aus 
dem Energiekostendämpfungsprogramm beantragt. Es 
wurden bereits an 632 Unternehmen Bewilligungen er-
teilt und 116 325 088 Euro ausgezahlt.

Aus dem Bundesland Baden-Württemberg haben ins-
gesamt 249 Unternehmen Anträge gestellt, und bisher 
wurden 21 677 133,46 Euro für 119 Unternehmen aus-
gezahlt.

Aus dem Landkreis Ludwigsburg liegen Anträge von 
insgesamt acht Unternehmen vor. An bislang fünf Unter-
nehmen davon wurden 98 776,56 Euro ausgezahlt.

Bei sechs antragstellenden Unternehmen aus dem 
Landkreis Heilbronn wurden bislang an vier Unterneh-
men 174 595,56 Euro ausgezahlt.

Frage 27
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage des Abgeordneten Pascal Meiser (DIE 
LINKE):

Wie viele Unternehmen mit Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland, die im Mehrheitseigentum einer gelisteten Per-
son gemäß dem Beschluss 2014/145/GASP über restiktive 
Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die territoriale 
Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben oder bedrohen – des Rates der Europäischen 
Union –, stehen, sind der Bundesregierung mit Verweis auf 
ihre Antwort auf meine schriftliche Frage 9 vom Novem-
ber 2022 auf Bundestagsdrucksache 20/4776 bekannt, und 
wie viele dieser Unternehmen sind bisher durch die zuständi-
gen Behörden kontrolliert worden, um Zahlungen oder Liefe-
rungen an ihre gelisteten Eigentümer, auch über Dritte, zu 
unterbinden (bitte differenzieren nach Anzahl der kontrollier-
ten Unternehmen sowie bisher festgestellten Verstößen)?

Der Bundesregierung sind im Rahmen des Sanktions-
regimes der Europäischen Union gegen Russland aktuell 
aufgrund von Meldungen EU-gelisteter Personen oder 
aus anderen Quellen sechs Unternehmen und Einrichtun-
gen mit Sitz oder Niederlassung in Deutschland bekannt, 
die im mittelbaren Mehrheitseigentum einer EU-geliste-
ten Person stehen. Aufgrund einer Risikobewertung wur-
den vier dieser Unternehmen außenwirtschaftsrecht-
lichen Prüfungen bzw. aufsichtlichen Prüfungs- oder 

Kontrollmaßnahmen durch die jeweilig zuständigen Be-
hörden unterzogen, die zumindest auch aufgrund der Lis-
tungsnähe des Unternehmens ausgelöst wurden.

Neben den Prüfungs- und Kontrollmaßnahmen sind 
behördenintern sowie durch Auskunftsersuchen bei den 
kontoführenden Kreditinstituten Untersuchungen zu wei-
teren Unternehmen mit Listungsnähe erfolgt, die jedoch 
wegen nicht bestätigtem mittelbaren Mehrheitseigentum 
nicht zu weiteren außenwirtschaftsrechtlichen oder auf-
sichtlichen Prüfungs- oder Kontrollmaßnahmen geführt 
haben.

Die Bundesregierung hat mit dem Regierungsentwurf 
für ein Zweites Gesetz zur effektiveren Durchsetzung von 
Sanktionen – dem sogenannten Sanktionsdurchsetzungs-
gesetz II – neue Ermittlungs-, Transparenz- und Monito-
ringinstrumente vorgeschlagen, die nach Inkrafttreten des 
Gesetzes von der neuen Zentralstelle für Sanktionsdurch-
setzung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Finanzen nutzbar gemacht werden können. Hierzu 
gehört unter anderem ein neues Register für sanktions-
befangenes Vermögen einschließlich Unternehmens-
beteiligungen.

Die Anwendung der Instrumente, wie beispielsweise 
die Bestellung eines externen Sonderbeauftragten, kann 
auch von den betroffenen Unternehmen selbst bei der 
Zentralstelle beantragt werden. Die Bundesregierung 
geht davon aus, dass diese Instrumente künftig dazu bei-
tragen werden, noch mehr Transparenz zu schaffen, die 
Einhaltung der sanktionsrechtlichen Vorgaben effektiver 
sicherzustellen, aber zugleich Unternehmen mit Sitz in 
der EU, die bereit und willens sind, sich vollumfänglich 
an EU-Recht zu halten, bei der sanktionskonformen Ge-
schäftstätigkeit in der EU zu unterstützen.

Frage 28
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage der Abgeordneten Nicole Gohlke (DIE 
LINKE):

Ist es zutreffend, dass die Bundesregierung dem Unterneh-
men RWE im Gegenzug zur Bereitschaft zum vorzeitigen 
Kohleausstieg 2030 den Bau und den Betrieb von drei neuen 
Gaskraftwerken zugesichert hat, und, wenn ja, in welcher 
Höhe wird der Bund diese neuen Gaskraftwerke fördern 
(www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Energie/221004- 
Eckpunktepapier-RWE-Kohleausstieg.html)?

Die Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klimaschutz, dem Landesministerium 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des 
Landes Nordrhein-Westfalen und der RWE AG besagt 
hierzu: „Damit der Kohleausstieg im Jahr 2030 gelingen 
kann, ohne die Versorgungssicherheit zu gefährden, ist 
der Zubau gesicherter steuerbarer Leistung erforderlich.“

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz plant daher, den Bau flexibler Kraftwerke zu er-
möglichen, die zunächst mit Erdgas, aber bis 2030 mit 
mindestens 50 Prozent und bis spätestens 2035 zu 
100 Prozent mit Wasserstoff betrieben werden können. 
Sie wird hierfür den erforderlichen Rahmen schaffen.
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RWE beabsichtigt in diesem Zusammenhang, rund 
3 Gigawatt Kraftwerkskapazität (Wasserstoff-ready), 
bei gegebener Wirtschaftlichkeit, an den Standorten sei-
ner Kohlekraftwerke in NRW zu errichten. Die Nutzung 
der Kraftwerksstandorte ist dabei auch ein aktiver Beitrag 
für Strukturwandel und Beschäftigung. Ziel des Unter-
nehmens ist es, die Anlagen spätestens bis Ende dieser 
Dekade fertigzustellen, um damit die Kapazität der drei 
großen Braunkohleanlagen, die ursprünglich erst spätes-
tens 2038 vom Netz gegangen wären, zu ersetzen und 
damit das Gelingen des Kohleausstiegs 2030 abzusi-
chern.

Die Umstellung auf CO2-freien Wasserstoff bzw. Am-
moniak soll so schnell wie möglich realisiert werden. 
Durch die Nutzung der vorhandenen Netzinfrastruktur 
sollen zudem Impulse für den Hochlauf der Wasserstoff-
wirtschaft in der Industrieregion NRW gesetzt werden. 
Die RWE AG wird ihre Kooperationen mit anderen In-
dustriepartnern hierzu weiter ausbauen.

Frage 29
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska Brantner auf 
die Frage des Abgeordneten Christian Görke (DIE 
LINKE):

Aus welchen Gründen kompensiert die Bundesregierung 
den vorzeitigen Kohleausstieg im Rheinischen Revier mit 
dem Bau von neuen Gaskraftwerken statt wie in der Lausitz 
die Strom- und Energieversorgung im Zuge des Kohleaus-
stiegs durch den Ausbau von erneuerbaren Energien sicher-
zustellen, und wie schätzt die Bundesregierung angesichts 
der Gaspreise und des Merit-Order-Prinzips am Strommarkt 
langfristig die Auswirkungen der neuen Gaskraftwerke auf 
die Strompreise ein (www.bmwk.de/Redaktion/DE/ 
Downloads/Energie/221004-Eckpunktepapier-RWE- 
Kohleausstieg.html; www.zeit.de/wirtschaft/2022-08/ 
strompreis-energiekrise-gas-mechanismus)?

Im Zuge des Ausstiegs aus der Kohleverstromung gilt 
es, die bestehende Kohleverstromung durch treibhaus-
gasneutrale Erzeugung zu ersetzen. Hierfür bestehen so-
wohl in der Lausitz als auch im Rheinischen Revier Pläne 
für einen umfassenden Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien. Für Zeiten geringerer Erzeugung aus Windenergie 
und Photovoltaik werden unter anderem regelbare Kraft-
werke die Erzeugung übernehmen, die kurzfristig noch 
mit Erdgas und perspektivisch mit treibhausgasneutralen 
Brennstoffen betrieben werden.

Mit dem vorgezogenen Ausstieg aus der Braunkohle-
verstromung im Rheinischen Revier bis 2030 besteht hier 
ein besonders kurzfristiger Bedarf. Die RWE AG be-
absichtigt daher an den Standorten seiner Kohlekraft-
werke bis 2030 den Bau von Gaskraftwerken mit rund 
3 Gigawatt Kraftwerkskapazität, die bis 2035 vollständig 
mit Wasserstoff betrieben werden können.

Anhand aktueller Gas-Großhandelspreise für Nord- 
West-Europa ist zu beobachten, dass der Markt mittel- 
und langfristig mit niedrigeren Gaspreisen rechnet, als 
für aktuelle Lieferungen anfallen. Mit zunehmendem 
Ausbau der erneuerbaren Energien wird der Bedarf an 
gasbasierter Stromerzeugung zudem langfristig deut- 
lich zurückgehen. Auf Basis eines niedrigeren Gaspreis-

niveaus ist zusammengenommen daher langfristig nicht 
von einem vergleichbaren Effekt der Gaspreise auf die 
Strompreise wie momentan beobachtbar auszugehen.

Frage 30
Antwort

der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel auf die Frage des 
Abgeordneten Christian Görke (DIE LINKE):

Wie viele auf der EU-Sanktionsliste stehende Oligarchen 
sind bisher der Anzeigepflicht nach dem Sanktionsdurchset-
zungsgesetz I nachgekommen (bitte unter Angabe der ange-
zeigten Vermögenshöhe auflisten), und wie hoch sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung die bisher in Deutschland ein-
gefrorenen Vermögenswerte aller sanktionierten Oligarchen 
(bitte nach Geldvermögen, Betriebsvermögen und Sachver-
mögen differenzieren)?

Der Deutschen Bundesbank sind bislang von 8 mel-
denden Stellen insgesamt 31 Vermögenspositionen ge-
meldet worden. Teilweise sind Vermögenswerte von un-
terschiedlichen Meldern doppelt gemeldet worden.

Der Wert der gemeldeten Vermögenspositionen – unter 
anderem Kontoguthaben, Unternehmensbeteiligungen, 
Wertpapiere – beträgt etwa 577 Millionen Euro. Die Un-
ternehmensbeteiligungen unterliegen Marktschwankun-
gen. Bei weiteren Vermögenspositionen ist ein Wert nicht 
bekannt, oder es ergaben sich aus der Meldung Unklar-
heiten, die derzeit noch aufgeklärt werden.

Die bei dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (BAFA) eingegangenen Meldungen, die Unter-
nehmensbeteiligungen umfassen, wurden dem Zustän-
digkeitsbereich der Deutschen Bundesbank („Gelder“) 
zugeordnet. Nach aktuellem Stand sind in Deutschland 
im Zusammenhang mit den beiden EU-Verordnungen 
Nummer 269/2014 und Nummer 833/2014 gegen Russ-
land Vermögenswerte von mindestens 5,046 Milliarden 
Euro eingefroren bzw. mit einem Transaktionsverbot be-
legt (Letzteres betrifft Auslandswerte der Russischen 
Zentralbank). Davon entfallen 2,217 Milliarden Euro 
auf Gelder, die der Deutschen Bundesbank nach EU-Ver-
ordnung Nummer 269/2014 von deutschen Kreditinstitu-
ten als eingefroren gemeldet wurden. Ebenfalls auf dieser 
Grundlage eingefroren sind bewegliche Wirtschaftsgüter 
im Wert von 1,099 Milliarden Euro.

Um Rückschlüsse auf einzelne Markteilnehmer zu ver-
meiden und laufende Ermittlungsverfahren nicht zu ge-
fährden, können detailliertere Daten nicht übermittelt 
werden.

Frage 31
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Wurde die Presse nach Kenntnis der Bundesregierung vorab 
über die Operation „Kangal“ des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz bzw. über die Operation „Schatten“ des Bundes-
kriminalamtes informiert (www.tagesschau.de/investigativ/ 
razzia-reichsbuerger-staatsstreich-101.html), und, wenn ja, 
durch wen und zu welchem Zeitpunkt?
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Der Bundesregierung ist nicht bekannt, auf welchem 
Wege Vertreter der Presse vor Beginn der Exekutivmaß-
nahmen über die genannten Operationen Kenntnis erlangt 
haben könnten.

Frage 32
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
des Abgeordneten Andrej Hunko (DIE LINKE):

Was weiß die Bundesregierung über die Gründe, das erwei-
terte SIS-System (SIS 3.0) nicht wie ursprünglich vorgesehen 
am 22. November 2022 in Betrieb zu nehmen, sondern dies 
nunmehr auf den 7. März 2023 zu terminieren (vergleiche 
www.cilip.de/2022/11/21/schengener-informationssystem- 
verfassungsschutz-mit-erweiterter-fahndungsbefugnis sowie 
www.consilium.europa.eu/de/policies/it-systems-security- 
justice), und welche weiteren Probleme sind der Bundesregie-
rung zum SIS 3.0 bekannt?

Die ursprünglich für den 22. November 2022 vorgese-
hene Inbetriebnahme des erweiterten Schengener Infor-
mationssystems (SIS 3.0) konnte nicht an diesem Tag 
vorgenommen werden. Grund war, dass nicht alle not-
wendigen Bereitschaftserklärungen der Mitgliedstaaten 
vorlagen. Die offizielle Festlegung des Startzeitpunktes 
durch Beschluss der Europäischen Kommission kann erst 
erfolgen, wenn alle Mitgliedstaaten ihre Bereitschaft er-
klärt haben und auch eu-LISA gegenüber der Europäi-
schen Kommission erklärt hat, alle Tests erfolgreich 
durchgeführt zu haben (vergleiche etwa Artikel 66 Ab-
satz 2 der Verordnung (EU) 2018/1861).

Deutschland hatte die technische, rechtliche und be-
triebliche Bereitschaft, das erweiterte Schengener Infor-
mationssystem zum 22. November 2022 in Betrieb neh-
men zu können, bereits fristgerecht am 30. September 
2022 erklärt. Das eu-LISA Management Board hat nun 
die Empfehlung für eine Inbetriebnahme spätestens zum 
7. März 2023 ausgesprochen.

Frage 33
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
der Abgeordneten Clara Bünger (DIE LINKE):

Was kann die Bundesregierung zu Einzelheiten des kürzlich 
von der Bundesministerin des Auswärtigen, Annalena 
Baerbock, unterzeichneten deutsch-indischen Migrations- 
und Mobilitätsabkommens – insbesondere hinsichtlich der 
Verfahren zur Identifizierung und Rückführung ausreisepflich-
tiger indischer Staatsangehöriger – mitteilen (www.bmi.bund. 
de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2022/12/abkommen- 
indien.html), und wie viele ausreisepflichtige indische Staats-
angehörige halten sich derzeit in Deutschland auf (bitte zwi-
schen Personen mit und ohne Duldung differenzieren und die 
Angaben zu den Geduldeten zusätzlich nach Duldungsgründen 
und Duldungszeiten aufschlüsseln: mehr als ein Jahr, mehr als 
zwei Jahre, mehr als drei Jahre, mehr als fünf Jahre)?

In dem ganzheitlichen deutsch-indischen Migrations- 
und Mobilitätsabkommen werden sowohl Aspekte der 
legalen Migration als auch der Rückkehrkooperation be-
handelt. Es umfasst Vereinbarungen zur Mobilität ins-
besondere von Fachkräften, Studierenden und Auszubil-
denden unter anderem bei der Arbeitsplatzsuche, 
Arbeitsaufnahme, Praktika, Studienaufenthalten und re-
gelt zugleich ein klares Verfahren zur Rückübernahme 
ausreisepflichtiger Staatsangehöriger. Es handelt sich 
um das erste umfassende bilaterale Mobilitäts- und Mi-
grationsabkommen, welches Deutschland mit einem 
Drittstaat ausgehandelt hat.

Das Abkommen zielt darauf ab, die faire Mobilität von 
Fachkräften, auch aus dem Kulturbereich, von Studieren-
den und Auszubildenden, Journalistinnen und Journalis-
ten sowie von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern zu fördern. Ziel ist es, die Arbeitsaufnahme für 
Fachkräfte in einem der beiden Länder zu erleichtern. 
Insoweit legt es die Möglichkeiten der legalen Einreise 
und Einwanderung dar und bewirkt praktische Verbes-
serungen unter Berücksichtigung des geltenden Rechts.

Die Migrations- und Mobilitätspartnerschaft zielt au-
ßerdem auf die Reduzierung der irregulären Migration 
sowie die Bekämpfung von Menschenhandel ab und 
soll die Rückkehr von Staatsangehörigen beider Vertrags-
parteien, die sich ohne gültigen Aufenthaltstitel im Land 
der anderen Vertragspartei aufhalten und gegen das inner-
staatliche Einwanderungs- oder Aufenthaltsrecht und/ 
oder entsprechendes Recht der Europäischen Union ver-
stoßen, erleichtern. Zu diesem Zweck sieht das Abkom-
men die Nutzung von Charterflügen für die Rückführung, 
die Verwendung biometrischer Daten und Fristen für 
Identifizierungsverfahren vor.

Ausweislich des Ausländerzentralregisters (AZR) hiel-
ten sich zum Stichtag 31. Oktober 2022 5 205 ausreise-
pflichtige indische Staatsangehörige in Deutschland auf. 
Darunter waren 800 ohne Duldung und 4 405 mit einer 
Duldung. Belastbare Angaben zu den gewünschten Dul-
dungszeiten liegen der Bundesregierung nicht vor, da sie 
sich nicht aus den Daten des AZR ermitteln lassen.

Die Aufzählung der erbetenen Duldungsgründe und 
deren Anzahl eignet sich meiner Auffassung nach nicht 
für eine mündliche Beantwortung im Rahmen dieser Fra-
gestunde, da die erfragten Daten sinnvoll nur in Form 
einer statistischen Tabelle dargestellt werden können, 
die sich als Fließtext naturgemäß nicht allgemeinver-
ständlich kommunizieren lässt. Daher wird die Beant-
wortung in Form einer Tabelle gegeben.

Die im AZR erfassten Duldungsgründe von indischen 
Staatsangehörigen zum Stichtag 31. Oktober 2022 kön-
nen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden:
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Duldungsgründe Aufhältige indische 
Staatsangehörige

Aufhältige indische Staatsangehörige 
gesamt

202.693

darunter:

Duldungen insgesamt 4.405

davon:

Nach § 60a AufenthG (alt) Duldung (ohne nähere Angabe) 1

Nach § 60a Absatz 1 AufenthG Duldung aufgrund eines Abschiebungsstopps (für 
bestimmte Ausländergruppen oder in bestimmte 
Staaten)

32

Nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG Abschiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen unmöglich; hier: Duldung wg. fehlender 
Reisedokumente

1.419

Nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG Abschiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen unmöglich; hier: Duldung wegen familiärer 
Bindungen zu Inhabern einer Duldung wg. fehlender 
Reisedokumente oder aus medizinischen Gründen

221

Nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG Abschiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen unmöglich; hier: Duldung aus medizini-
schen Gründen

24

Nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG Abschiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen unmöglich; hier: Duldung aus sonstigen 
Gründen

720

Nach § 60a Absatz 2 Satz 2 AufenthG Vorübergehende Anwesenheit des Ausländers für ein 
Strafverfahren notwendig

1

Nach § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG Sogenannte „Ermessensduldung“: Es liegen drin-
gende humanitäre oder persönliche Gründe vor oder 
erhebliche öffentliche Interessen (z. B. Beendigung 
der Schule/Ausbildung; Betreuung kranker Familien-
angehöriger)

60

Nach § 60a Absatz 2b AufenthG Eltern von minderjährigen Kindern mit AE nach § 25a 
Absatz 1 AufenthG (gut integrierte Jugendliche).

9

Nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG Abschiebungshindernisse nach § 60 Absätze 1–5, 7 
AufenthG

15

Nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG als unbegleiteter Minderjähriger gem. § 58 Absatz 1a 
AufenthG

2

Nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG Anordnung der aufschiebenden Wirkung nach § 80 
Absatz 5 VwGO

1

Nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG Asylfolgeantrag 8

Nach § 60a Absatz 2 Satz 1 AufenthG Weil konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendi-
gung bevorstehen

19

Nach § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG 
i. V. m. § 60b Absatz 1 AufenthG

Ungeklärte Identität 1.782

Nach § 60a Absatz 2 Satz 3 i. V. m. 
§ 60c Absatz 1 AufenthG

Ausbildungsduldung 23

Nach § 60a Absatz 2 Satz 3 i. V. m. 
§ 60c Absatz 6 Satz 2 AufenthG

Arbeitsplatzsuche nach Ausbildungsabschluss 1

Nach § 60a Absatz 2 Satz 3 i. V. m. 
§ 60d Absatz 1 AufenthG

Beschäftigungsduldung/Regelanspruch 48
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Nach § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG 
i. V. m. § 60d Absatz 2 AufenthG

Beschäftigungsduldung/Regelanspruch/minderjäh-
rige ledige Kinder

5

Nach § 60a Absatz 2 Satz 3 i. V. m. 
§ 60d Absatz 4 AufenthG

Beschäftigungsduldung/Ermessen 5

Nach § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG 
i. V. m. § 60d Absatz 4 i. V. m. Ab-
satz 1 AufenthG

Beschäftigungsduldung/Ermessen/Ehegatte/Lebens-
partner

3

Nach § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG 
i. V. m. § 60d Absatz 4 i. V. m. Ab-
satz 2 AufenthG

Beschäftigungsduldung/Ermessen/minderjährige le-
dige Kinder

5

Nach § 60a Absatz 2 Satz 4 AufenthG Verfahren nach § 85a AufenthG 1

Frage 34
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
der Abgeordneten Clara Bünger (DIE LINKE):

Warum haben die Bundespolizei und nach Kenntnis der 
Bundesregierung die Stadt Viersen am 8. November 2022 die 
laufende Abschiebung eines schwer psychisch erkrankten, sui-
zidgefährdeten und unter gesetzlicher Betreuung stehenden 
Mannes in die Demokratische Republik Kongo nicht abgebro-
chen und/oder den Betroffenen nach der Zwischenlandung in 
Brüssel, Zypern oder nach der Landung in Kinshasa wieder 
nach Deutschland zurückverbracht, obwohl das Verwaltungs-
gericht Düsseldorf einem Bericht von „Abschiebungsreporting 
NRW“ zufolge per Gerichtsbeschluss am selben Tag die Ab-
schiebung des Mannes untersagt und angeordnet haben soll, 
„die bereits laufende Maßnahme abzubrechen“ (www. 
abschiebungsreporting.de/kreis-viersen-und-bundespolizei- 
widersetzen-sich-gerichtlichem-beschluss-zum-abbruch-der- 
abschiebung-eines-schwer-erkrankten/), und welche allgemei-
nen Regeln und internen Vorgaben gibt es bei der Bundespoli-
zei zum Umgang mit gerichtlichen Eilbeschlüssen bei laufen-
der Abschiebung und zur Sicherstellung der Erreichbarkeit der 
begleitenden Beamtinnen und Beamten in solchen Fällen?

Bei der Maßnahme handelte es sich um eine so-
genannte Sammelrückführung, welche das Königreich 
Belgien organisierte. Deutschland hat sich an dieser Maß-
nahme beteiligt. Die aus Deutschland stammenden Rück-
zuführenden sind zunächst vom Flughafen Frankfurt am 
Main nach Brüssel zugeführt worden.

Am Flughafen Brüssel erfolgte um 11.50 Uhr der Start 
der für diese Maßnahme genutzten belgischen Maschine 
unter belgischer Verantwortung. Der Eilbeschluss des 
Verwaltungsgerichtes erreichte die Bundespolizei jedoch 
erst um 14.46 Uhr. Während der Flugphase, der Zwi-
schenlandung und auch bei der Landung in Kinshasa 
konnte keine Verbindung zu den Begleitbeamten der 
Bundespolizei aufgebaut werden, um Informationen wei-
terzugeben.

Der Betroffene ist vor dem Flug durch den begleiten-
den deutschen Arzt und später nochmals durch einen 
belgischen Arzt ohne Befund auf Reiseuntauglichkeit un-
tersucht worden. Hinweise im Vorfeld durch das Land 
Nordrhein-Westfalen zu einem anhängigen Verwaltungs-
gerichtsverfahren waren nicht bekannt.

Bei Bekanntwerden einer gerichtlichen Eilentschei-
dung, eine Rückführung abzubrechen, versucht die Bun-
despolizei, die Begleitbeamten über Mobiltelefon nach 
Landung im Zielstaat oder gegebenenfalls im Transitstaat 
zu informieren. Besondere Umstände des Einsatzes oder 
der mobilfunktechnischen Rahmenbedingungen können 
dem im Einzelfall jedoch entgegenstehen.

Frage 35
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
der Abgeordneten Andrea Lindholz (CDU/CSU):

Gab es Verdachtsfälle rassistischen Handelns in den letzten 
zehn Jahren bei der Bundespolizei, und, falls ja, wie viele und 
mit welchen Konsequenzen?

Die Bundespolizei hat frühzeitig ein sogenanntes Ex-
tremismus-Monitoring eingeführt. Hierzu zählen unter 
anderem auch Vorgänge mit einem möglichen rassisti-
schen Hintergrund. Entsprechende Vorgänge sind dem 
Bundespolizeipräsidium frühzeitig zu melden. Bei Hin-
weisen auf Äußerungen/Verhalten, die dem Bereich Ex-
tremismus zugeordnet werden können, werden niedrig-
schwellig Ermittlungen durch die Bundespolizei 
eingeleitet. Seit 2012 – soweit noch nicht dem diszipli-
narrechtlichen Verwertungsverbot unterliegend – wurden 
innerhalb der Bundespolizei 34 Vorfälle mit rassisti-
schem Hintergrund bekannt.

32 Vorgänge betreffen Beamte. Hierbei kam es in ei-
nem Fall zu der Entfernung aus dem Beamtenverhältnis, 
in 2 Fällen zu einer Kürzung der Dienstbezüge. In 7 Fällen 
wurden Geldbußen verhängt, in einem Fall ein Verweis 
erteilt und in einem Fall das Verfahren eingestellt. In 
8 Fällen sind die Verfahren noch anhängig. In 11 Fällen 
wurden Beamte auf Widerruf entlassen, und in einem Fall 
erfolgte keine Übernahme nach Beendigung der Lauf-
bahnausbildung.

Von den 34 Vorgängen betreffen 2 Fälle Tarifbeschäf-
tigte; in beiden Fällen ergingen Abmahnungen.
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Frage 36
Antwort

des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff auf die Frage 
der Abgeordneten Martina Renner (DIE LINKE):

Befanden sich nach Kenntnis der Bundesregierung unter den 
am 7. Dezember 2022 im Rahmen der bundesweiten Exekutiv-
maßnahmen eingesetzten Polizeibeamten des Spezialeinsatz-
kommandos (SEK) oder des Mobilen Einsatzkommandos 
(MEK) auch solche, gegen die straf- oder disziplinarrechtlich 
wegen der Beteiligung an Chatgruppen mit volksverhetzenden 
bzw. menschen- oder verfassungsfeindlichen Inhalten ermittelt 
wurde oder wird, und, wenn ja, wie viele?

Zur Durchführung der in Rede stehenden Maßnahmen 
wurden Polizeibeamte der Länder und des Bundes ein-
gesetzt. Zu eingesetzten Kräften der Länder kann die 
Bundesregierung keine Angaben machen. Im Übrigen 
erfolgten oder erfolgen gegen keine Mitarbeiterinnen 
oder Mitarbeiter des Mobilen Einsatzkommandos des 
Bundeskriminalamtes Ermittlungen wegen der Betei-
ligung an Chatgruppen mit volksverhetzenden bzw. men-
schen- oder verfassungsfeindlichen Inhalten.

Aufgrund der Kürze der Frist zur Beantwortung einer 
mündlichen Frage lässt sich die Frage im Hinblick auf die 
Vielzahl der beteiligten Kräfte der Bundespolizei noch 
nicht abschließend beantworten.

Frage 37
Antwort

des Staatsministers Dr. Tobias Lindner auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Günter Krings (CDU/CSU):

Wie ist die Haltung der Bundesregierung zur Einrichtung 
eines Sondertribunals im Hinblick auf den russischen Angriffs-
krieg gegen die Ukraine?

Die Bundesregierung ist sich mit ihren EU- und G-7- 
Partnern darüber einig, dass die Staatsführung Russlands 
umfassend für die im Zuge des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine begangenen Völkerrechtsverbrechen 
strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen ist. In diesem 
Kontext ist es zunächst entscheidend, dass der Interna-
tionale Gerichtshof für seine laufenden Ermittlungen zu 
Völkerrechtsverbrechen gestärkt wird.

Mit Blick auf das Aggressionsverbrechen liegt ein Op-
tionenpapier des Hohen Beauftragten für die Außenpoli-
tik sowie der Kommission vor, welches aus Sicht der 
Bundesregierung eine gute Grundlage für die weiteren 
Diskussionen bietet. Auf dieser Grundlage wird sich die 
Bundesregierung weiterhin konstruktiv in die laufenden 
internationalen Diskussionen einbringen.

Als ersten Zwischenschritt begrüßt die Bundesregie-
rung den niederländisch-ukrainischen Vorschlag der Er-
richtung einer Ermittlungsbehörde für das Aggressions-
verbrechen.

Frage 38
Antwort

des Staatsministers Dr. Tobias Lindner auf die Frage der 
Abgeordneten Sevim Dağdelen (DIE LINKE):

Inwiefern hat die Bundesregierung Kenntnisse, dass nach 
Inkrafttreten des von der EU, der G 7 und Australien beschlos-
senen Ölpreisdeckels am 5. Dezember 2022 von der Türkei 
Tanker, die unter anderem griechischen Reedereien gehören, 
mangels geeigneter Versicherungsnachweise – die nach meiner 
Kenntnis weit über die bisherigen EU-Anforderungen hinaus-
gehen sollen – an der Durchquerung des Bosporus gehindert 
werden sollen (www.merkur.de/politik/preisobergrenze- 
russland-oel- tuerkei-bosporus-westen-usa-eu-stau-  
kasachstan-oeltanker-ukraine-91964930.html), während von 
russischen Versicherungsgesellschaften für russische und tür-
kische Tanker ausgestellte Versicherungen seitens der Türkei 
akzeptiert werden, und inwiefern sind nach Kenntnissen der 
Bundesregierung seitens der EU, der G 7 und Australien mög-
liche Entschädigungszahlungen für Ausfälle europäischer 
Schifffahrtsunternehmen und Schiffsversicherer geplant?

Nach Kenntnis der Bundesregierung hat die Türkei im 
November eine ab dem 1. Dezember 2022 geltende Re-
gelung zur Vorlage geänderter Versicherungszertifikate 
für die Durchfahrt von Öltankern durch türkische Gewäs-
ser erlassen. Die türkische Regierung und die betroffenen 
Versicherungsunternehmen stehen in Kontakt, um offene 
Fragen in diesem Zusammenhang zu klären. Die Bundes-
regierung ist nicht Teil dieser Gespräche und kann sich 
daher zu Einzelheiten nicht äußern. Nach Kenntnis der 
Bundesregierung haben die türkischen Behörden zwi-
schenzeitlich 22 von 26 Tankern, die seit dem 1. Dezem-
ber 2022 den Bosporus durchqueren wollten, die Durch-
fahrt gestattet.

Der Ölpreisdeckel ist eine innovative Sanktionsmaß-
nahme, deren Ziel es ist, sowohl Russlands Einnahmen 
aus Ölverkäufen weiter zu reduzieren als auch eine Ver-
knappung des weltweiten Angebots auf dem Ölmarkt zu 
begrenzen. Die EU-Kommission hat im Zusammenhang 
mit dem Ölpreisdeckel „angemessene unterstützende 
Maßnahmen“ für die europäische Schifffahrtsindustrie 
in Aussicht gestellt. Diese Maßnahmen sollen insbeson-
dere die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Schiff-
fahrtsindustrie stärken.
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